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Vorwort

Die finanzwirtschaftliche Lage ist in allen Gebietskdrperschaften - in Bund, Landern und Ge-
meinden - mehr als angespannt. Gleichzeitig ist es erklartes Ziel politisch Handelnder, Wirt-
schaft und Biirger von Steuern und Abgaben zu entlasten, um die Binnennachfrage in Deutsch-
land zu starken.

Verzichtet der Staat auf Einnahmen, muss er - wenn er bei der derzeitigen Haushaltslage die
Verschuldung nicht in gleicher Hohe ausweiten will - seine Ausgaben reduzieren. Ein Weg hierzu
ist, unter Beibehaltung des bisherigen Leistungsniveaus Effizienzgewinne zu erzielen und ent-
sprechende Einsparungen umzusetzen. Dieser Weg reicht allerdings heute zumeist nicht aus.
Eine weitere Mdglichkeit zur Verringerung der Ausgaben besteht darin, hohe, zum Teil sehr
kostentrachtige Standards auf ihre Sinnhaftigkeit zu Uberpriifen und gegebenenfalls zu veran-
dern. Mit der letzteren Thematik befassen sich in diesem Bericht die Priifungen ,Feuerwehren
IT" und ,Rettungsdienste®. Hierbei gilt es, auch die mégliche Uberforderung ehrenamtlich Téti-
ger durch zu hohe Standards zu berticksichtigen, da dies der Férderung des Ehrenamts entge-
genwirkt. Mit ihren Ergebnissen aus der Sicht der unabhdngigen Finanzkontrolle liefern die ge-
nannten Beitrdge neutrale Fakten und Ansatze fiir eine Diskussion in den gepriiften Gebietskor-
perschaften, aber auch dariiber hinaus - und zwar jenseits der Interessenlage der beteiligten
Gruppen.

Auch die Ergebnisse der in diesem Bericht vorgestellten weiteren Priifungen ,Vollpriifung VII®,
LStraBenunterhalt®, ,Museen®, ,Wirtschaftsférderung in Mittelzentren" sowie ,Rechnungspri-
fungsamter" geben Empfehlungen und Beratungsansatze fiir die kommunalen Entscheidungs-
trager. Mit den seit der Griindung der Uberdrtlichen Priifung in Hessen zum 1. Januar 1994
bisher rund 85 abgeschlossenen Priifungen aus den unterschiedlichsten Bereichen wurde konti-
nuierlich ein weit reichendes Informations- und Friihwarnsystem geschaffen. Mit den erarbeite-
ten ,Benchmarks" erfahren die Entscheidungstrager in den Gebietskérperschaften, wo sie im
Vergleich zu anderen Kommunen stehen und in welchen Bereichen noch Effizienzgewinne mdg-
lich sind. Insoweit enthalten die Berichte neben Priifungskomponenten zunehmend auch Bera-
tungskomponenten.

Eines aber ist auch klar: Die Uberdrtliche Priifung ist kein Entscheidungsorgan fiir kommunale
Angelegenheiten. Die Entscheidungen hierliber und eventuelle Schwerpunktsetzungen sind und
bleiben Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung. Die Uberdrtliche Priifung hat zu priifen und
gibt auf dieser Grundlage den kommunalen Entscheidungstragern Empfehlungen und Denkan-
stoBe. Sie ist weder Fach- noch Rechtsaufsicht, darf es auch nicht sein und will es auch nicht
werden. Fir die Gepriiften hat die hessische Regelung den Vorteil, dass sie - auch im Vergleich
zu anderen Landern - die Priifungs- und Beratungsleistungen quasi zum Nulltarif erhalten. Denn
die Ausgaben hierfir werden aus dem Landeshaushalt finanziert. Landervergleiche zeigen, dass
es sich um eine sehr kostenginstige Dienstleistung handelt.

Mein Dank gilt allen, die bei den beauftragten Prifungsgesellschaften, in den gepriiften Ge-
bietskorperschaften, aber auch in meiner Abteilung ,Uberdrtliche Prifung kommunaler Kérper-
schaften™ zum Gelingen der Priifungen und dieses Berichts beigetragen haben.

Darmstadt, im September 2003

Prof. Dr. Manfred Eibelshauser

Prasident des Hessischen Rechnungshofs
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Priifungsergebnisse und Leitsatze

1. Priifungsergebnisse und Leitsdtze

1.1 Neunundsechzigste Vergleichende Prifung ,Feuerwehren II" bei 21 Stad-
ten und Gemeinden

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer §]ab

Seite

Leitsatze:

Feuerwehren sichern in den Stiadten und Gemeinden den ortlichen Brand-
schutz und die Aligemeine Hilfe in Not- und Ungliicksféllen. Sie sind fiir die
Gefahrenabwehr unerldsslich. Das ehrenamtliche Engagement der Freiwilli-
gen Feuerwehren ist Sdule des kommunalen Gemeinwesens.

Das Hessische Brand- und Katastrophenschutzgesetz und die Feuerwehr-
organisationsverordnung setzen hochste Standards fiir die Stadte, Ge-
meinden und ihre Freiwilligen Feuerwehren. Sie gehen deutlich iiber die
Anforderungen der anderen Bundesldnder an ihre Freiwilligen Feuerwehren
hinaus.

Diese Standards der Gefahrenabwehr stellen an die Stadte und Gemeinden
betrachtliche technische und finanzielle Anspriiche. Sie iiberfordern nach
Auffassung der Uberdrtlichen Priifung die ehrenamtlich gefiihrten Freiwilli-
gen Feuerwehren.

Die Uberortliche Priifung empfiehlt zur Sicherung und Stirkung der ehren-
amtlichen Feuerwehren und zum Schutz der fiir den Brandschutz in der
Gemeinde Verantwortlichen, sich bei der Festsetzung der Standards an dem
tatsachlich Machbaren im Ehrenamt zu orientieren.

Aus diesen Griinden regt die Uberdrtliche Priifung klarstellende Anderun-
gen im Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetz und in der Feuer-
wehrorganisationsverordnung an.
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1.2 Einundsiebzigste Vergleichende Prifung ,Trinkwasser" bei acht Stadten
und Gemeinden und drei Wasserbeschaffungsverbanden

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer §]ab

Seite
Leitsatze:

Wasserversorgungsanlagen sollten so arbeiten, dass sie allen Anforderun-
gen an das Lebensmittel Trinkwasser geniigen.

Die festgestellten erheblichen Wasserverluste lieBen sich mit technischen
Verbesserungen nachhaltig beseitigen. Die Investitionen sollten mindes-
tens in Hohe der Abschreibungen liegen, um Substanzverluste und Investi-
tionsstau zu vermeiden.

Der Grundwasser- und Quellenschutz sollte wegen der geringeren Kosten
Prioritat vor der Aufbereitung des geforderten Wassers haben.

Probleme bei der Finanzierung der Wasserversorgungsanlagen lassen sich
vermeiden, wenn das Kommunalabgabengesetz voll ausgeschopft wird
durch:

e Schaffungs- und Erneuerungsbeitrige (§ 11 Absatz 1 Kommunal-
abgabengesetz),

o Kostendeckende Gebiihren (§ 10 Absatz 2 Kommunalabgabengesetz).

Die Wasserversorgungsverbande sollten eine angemessene Verzinsung ih-
res Eigenkapitals anstreben (§ 11 Absatz 5 Eigenbetriebsgesetz).
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1.3 Vierundsiebzigste Vergleichende Priifung ,Rettungsdienste™ bei sechs
Landkreisen

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer f]ab

Seite
Leitsatze:

Hessen setzt mit der Hilfsfrist von zehn Minuten im Rettungsdienstgesetz
einen hohen Standard, der eine hochwertige Hilfe sichert. Er iibersteigt den
der meisten Bundesliander und stellt damit an die Krankenkassen in Hessen
als die bedeutendsten Kostentrdager betrachtliche finanzielle Anspriiche.

Die Landkreise haben erhebliche Anstrengungen unternommen, die Hilfs-
frist von 10 Minuten in allen Hilfefdllen sicherzustellen. Im Priifungszeit-
raum erreichten sie Quoten zwischen 74 und 85 Prozent.

Die gleiche Lage gilt fiir den in der 1. Fortschreibung des Vorldufigen Ret-
tungsdienstplans vorgegebenen Sollwert fiir die Ausriickzeit von durch-
schnittlich einer Minute an Rettungswachen. Bislang wurde die Frist nicht
selten um ein Mehrfaches liberschritten.

Selbst wenn die Landkreise alle Verbesserungspotenziale ausschopften,
konnten sie die Hilfsfrist nicht immer sichern. Die Hilfsfrist verlangt den
Bau oder die Verlagerung von Rettungswachen und Notarztstandorten. In
den gepriiften Kreisen wdre mit weiteren 6,3 Millionen € an Investitionen
zu rechnen.

Aussagen iiber den Erfolg des Rettungsdienstes konnten zum Priifungszeit-
punkt nicht getroffen werden. Von Landesseite gab es keine Vorgaben fiir
eine einheitliche Dokumentation der Einsatze im Sinne einer evidenzbasier-
ten Medizin. Mit der Verordnung iiber die Qualitatssicherung im Rettungs-
dienst vom 27. Februar 2003 wurde von Seiten des Landes dafiir gesorgt,
dass die Kreise eine qualitdtssteigernde Einsatzdokumentation leisten kon-
nen.
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1.4 Achtzigste Vergleichende Prifung ,Vollprifung VII* bei 20 Stadten und
Gemeinden

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer 8]ab

Seite [L10]

Leitsatze:

Indikatoren fiir die Haushaltsstabilitdt sind die Ausgaben fiir die allgemeine
Verwaltung. Instabil ist ein Haushalt dann, wenn die Ausgaben fiir die all-
gemeine Verwaltung den Betrag von 150 € je Einwohner iiberschreiten.

Wiinschenswert ware es, kiinftig die Kreis- und Schulumlage zuriickzufiih-
ren, da diese die Haushalte der kreisangehdrigen Gemeinden in einem Um-
fang von durchschnittlich 40 Prozent der allgemeinen Deckungsmittel be-
lasten. Die Hebesditze der Kreis- und Schulumlage stiegen von 1993 bis
2000 in allen Gemeinden. Dieser Entwicklung sollte entgegen gewirkt wer-
den, da ansonsten die gemeindliche Handlungsfreiheit zu stark einge-
schrankt wird.

Aufgrund der zeitverzogerten Anpassung fiir Kreis- und Schulumlagen (§ 12
Finanzausgleichsgesetz) verschiarfte sich die negative Wirkung auf die ge-
meindlichen Haushalte, die aufgrund der Einbriiche der Gewerbesteuer oh-
nehin schon belastet sind. Diese negative Wirkung wird insbesondere dann
deutlich, wenn in dem vorangegangenen Haushaltsjahr hohe Einnahmen
verbucht werden konnten. Diese Wirkmechanismen sollten bei der Riickla-
genbildung in einnahmestarken Jahren beriicksichtigt werden.

Die Hohe der Gewerbesteuereinnahmen hatte keinen Einfluss auf die Hohe
der Deckungsmittel und war folglich bei den kleinen Gemeinden von gerin-
gem Nutzen. Im Mittelwert nahmen die gepriiften Gemeinden jahrlich rund
250.000 € Gewerbesteuer ein, wahrend zusammen mit den Zahlungen aus
dem kommunalen Finanzausgleich erst Gewerbesteuereinnahmen ab
273.000 € die Deckungsmittel zu steigern vermochten.

Die Gemeinden erwirtschafteten aus den Gebiihrenhaushalten in der Regel
einen Liquiditatsiiberschuss, wenn man die kalkulatorischen Kosten heraus-
rechnete. Aus dem Uberschuss waren die Zins- und Tilgungsleistungen zu
bestreiten, die den Gebiihrenhaushalt betrafen. Nicht iiberschuldeten Ge-
meinden verblieb auch danach ein Uberschussrest, den sie intern mit Kos-
ten der allgemeinen Verwaltung verrechneten. Somit stirkten die Gebiih-
renhaushalte die Stabilitit des Gesamthaushalts. Die Ausgliederung von
Gebiihrenhaushalten fiihrte in Cornberg, Herleshausen und Nentershausen
maBgeblich zu Haushaltsinstabilitidten. Daher sollten derartige Ausgliede-
rungen kiinftig hinsichtlich ihrer Folgewirkungen genauer untersucht wer-
den.
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1.5 Zweiundachtzigste Vergleichende Prifung ,StraBenunterhalt" bei 14 Stad-
ten und Gemeinden

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer §]ab
Seite (124

Leitsatze:

Die StraBen der Gemeinden befanden sich iiberwiegend in einem ordentli-
chen Zustand:

e 79 Prozent der kommunalen StraBen waren gebrauchstauglich.

e Bei 19 Prozent waren kurzfristige Reparaturen bis hin zu grundhaften
Erneuerungen zu erwarten.

¢ Bei zwei Prozent waren ErneuerungsmafBnahmen iiberfillig.

Die Gemeinden sollten ihre StraBenbeitragssatzungen unter Beachtung der
aktuellen Rechtsprechung auf den neuesten Stand bringen.

Die Gemeinden sollten sich in Form eines StraBenkatasters einen vollstan-
digen Uberblick iiber ihr StraBennetz verschaffen und dort die wesentlichen
Daten zum Bestand ablegen und fortschreiben.

Vier Gemeinden iiberwachten systematisch ihre Gewahrleistungsansprii-
che. Sieben Gemeinden kontrollierten systematisch die Wiederherstellung
aufgegrabener Verkehrsflachen.

Um der gesetzlich vorgegebenen Verkehrssicherungspflicht zu geniigen,
sollten regelmaBige StraBenbegehungen stattfinden, verkehrsgefahrdende
Schaden erfasst und deren Behebung dokumentiert werden.

Dem StraBenunterhalt sollte bei kiinftigen Haushaltsplanungen ein gréBe-
res Gewicht eingeraumt und es sollten verbindliche Richtwerte fiir die In-
standhaltung festgesetzt werden.
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1.6 Dreiundachtzigste Vergleichende Prifung ,Museen®™ bei sechs Stadten

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer [L0]ab

Seite

Leitsatze:

Die Einnahmen der Museen beruhen in hohem MaBe auf Zuschiissen der
Stddte. Der Zuschuss je zahlendem Museumsbesucher reichte von 15 € bis
249 €.

Alle Museen erhoben Eintrittsgebiihren. Sie bewegten sich zwischen 1,53
und 5,11 € fiir den vollzahlenden Besucher. Die Eintrittsgelder trugen zwi-
schen 1,6 und 10,4 Prozent zum Verwaltungshaushalt bei. Es gab keinen
Zusammenhang zwischen den zahlenden Besuchern und der Héhe des Jah-
resrechnungsergebnisses, sofern es auf die Besucherzahl heruntergebro-
chen wird.

Wenn es nicht moglich ist, durch geeignete MaBnahmen - einerseits zur
Verbesserung der Einnahmen aus Eintrittserlosen und andererseits zur Ver-
ringerung der Kosten der Kasse — eine Kasse kostendeckend zu betreiben,
dann sollen die Stadte priifen, ob statt fester Eintrittspreise auf freiwillige
Zahlungen der Besucher umgestellt werden kann.

Zur Steuerung der Museen sollten die Stiadte Deckungsbeitragsrechnungen
und Kennziffern (so Zuschuss je Besucher oder je Offnungsstunde, Fehlzei-
tenquote) einsetzen.

Inventarisierung ist eine klassische Aufgabe eines Museums. Diese Aufgabe
sollte kiinftig sorgfaltiger wahrgenommen werden.

Die Depots fiir Kunstwerke waren zumeist nicht ausreichend gesichert. Nur
das Frankfurter Museum fiir Moderne Kunst hatte eine Videoiiberwachung.
Kein Museum praktizierte das Vier-Augen-Prinzip. Die Depots werden bes-
ser gegen Unterschlagung, Diebstahl und Einbruch zu sichern sein.

Fordervereine erhdhten die Handlungsfreiheit der Museen.

Die Stidte werden die Schwachstellen ihrer Museen in den Bereichen
Marktsegmentierung und Controlling des Marketings auszuraumen haben.
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1.7 Funfundachtzigste Vergleichende Priifung ,Wirtschaftsférderung in Mittel-
zentren" bei 21 Stadten

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer fL1]ab
Seite [L68

Leitsatze:

Eine erfolgreiche Wirtschaftsforderung tragt wesentlich dazu bei, dass sich
die Gewerbesteuerkraft der Stadte verbessert; bei unzureichender Wirt-
schaftsforderung wird sich die Gewerbesteuerkraft verschlechtern.

Jedes Mittelzentrum betreibt Wirtschaftsforderung, zumindest mit dem
Ausweisen und ErschlieBen von Gewerbefliachen. Hauptziel der Wirtschafts-
forderung war, Arbeitspldtze zu sichern und zu schaffen.

Die Forderung hatte insbesondere dann Erfolg, wenn
¢ ein unmittelbarer Autobahnanschluss oder

o sofort verfiigbare Gewerbeflachen

vorhanden waren.

Die Finanz- und Organisationskraft eines Mittelzentrums reicht fiir eine
weitergehende erfolgs- und kostenorientierte kommunale Wirtschaftsfor-
derung nicht aus. Mitarbeiter, die sich ausschlieBlich der Wirtschaftsforde-
rung widmeten, gab es in den Mittelzentren nicht.

Um ihre Wirtschaftsforderung zu intensivieren, sollten die Mittelzentren mit
umliegenden Gemeinden

e zur Professionalisierung der Arbeit gemeinsame Wirtschaftsforderungs-
gesellschaften griinden und ihnen die Aufgaben der Wirtschaftsforde-
rung umfassend iibertragen,

¢ gemeinsame Gewerbegebiete ausweisen und sich aktiv um die Ansied-
lung von Gewerbe bemiihen.

Die Ergebnisse der Priifung bestitigen die Landesplanung, die gemeinde-
iibergreifende Gewerbefldchen anstrebt.
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1.8 Achtundachtzigste Vergleichende Prifung ,Rechnungspriifungsamter" bei
zehn Landkreisen

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer f[2]ab
Seite [L86

Leitsatze:

Die Priifung der Jahresrechnung ist ein bedeutender Aufgabenbereich der
Rechnungspriifungsamter. Wirtschaftlichkeitspriifungen sind hierbei ein
wichtiges Element. Diese Art der Priifungen sollte kiinftig verstarkt werden.

Die Priifungen der Jahresrechnungen dauern bislang recht lang. Der spate
Priifungsabschluss behindert, dass die Gemeindevertretungen und Kreista-
ge schon im Jahr nach Ablauf des Haushaltsjahrs die Jahresrechnung be-
schlieBen und den Gemeindevorstand oder den Kreisausschuss entlasten
kénnen. Die Rechnungspriifungsamter sollten sich bemiihen, eine gréoBere
Zeitndhe zu erreichen und sich dabei an den Fristen fiir Privatunternehmen
orientieren.

Die Rechnungspriifungsamter sollten sich verstarkt mit der Betdtigung der
Kommunen bei den Beteiligungsunternehmen befassen. Es sollte ein groBe-
res Gewicht auf die Frage gelegt werden, ob die Wirtschaftspriifer mit der
Priifung der OrdnungsmaBigkeit der Geschiftsfithrung nach § 53 Haus-
haltsgrundsitzegesetz beauftragt worden sind. Die Betatigungspriifung
sollte Pflichtaufgabe werden.

Die Rechnungspriifungsamter sollten ihre Priifungsplanung und Priifungs-
methodik den gednderten Anforderungen anpassen. Moderne Rechnungs-
priifung bedarf grundlegender betriebswirtschaftlicher Kenntnisse und bes-
serer Fortbildung.

Die Berichterstattung sollte sich verstirkt an den Interessen der Adressa-
ten (Gemeindevertretung, Gemeindevorstand, Kreistag, Kreisausschuss,
Kommunalaufsicht, Offentlichkeit) orientieren.

Zwolfter Zusammenfassender Bericht 15






Grunddaten der hessischen kommunalen Korperschaften

2. Grunddaten der hessischen kommunalen Korperschaften

2.1
5

421

21

Struktur der kommunalen Kérperschaftenf]

kreisfreie Stadte

aufgeschliisselt nach Einwohnern gemaB § 38 HGO:

3 Stadte von 100.001 bis 250.000
1 Stadt von 250.001 bis 500.000
1 Stadt von 500.001 bis 1.000.000

kreisangehorige Stadte und Gemeinden

aufgeschliisselt nach Einwohnern gemaf § 38 HGO:

34 Stddte und Gemeinden bis 3.000

70 Stddte und Gemeinden von 3.001 bis 5.000
151 Stadte und Gemeinden von 5.001 bis 10.000
132 Stadte und Gemeinden von 10.001 bis 25.000
27 Stadte und Gemeinden von 25.001 bis 50.000
7  Stadte und Gemeinden von 50.001 bis 100.000

Landkreise

aufgeschlisselt nach Einwohnern gemaB § 25 HKO:

4 Landkreise von 100.001 bis 150.000
4 Landkreise von 150.001 bis 200.000
11 Landkreise von 200.001 bis 300.000
1 Landkreis von 300.001 bis 400.000
1 Landkreis Gber 400.000

Landeswohlfahrtsverband Hessen

Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main]

Zweckverband Raum Kassel]

Pflichtverbénde nach § 6 des Gesetzes zur Stérkung der kommunalen Zusammenar-
beit im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Mainf]

3

kommunale Gebietsrechenzentren

347 Zweckverbande, Wasser- und Bodenverbande

3
4

Versorgungskassen

Zusatzversorgungskassen

1 Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), Jahresergebnis der Vierteljahrlichen Kassenstatistik,
Rechnungsjahr 2002

Rhein-Main vom 19. Dezember 2000 (GVBI. I S. 542)

Artikel 9 des Gesetzes zur Starkung der kommunalen Zusammenarbeit und Planung in der Region
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2.2 Ausgewdhlte Haushaltsdaten der Gemeinden und Gemeindeverbénde3)|

Die finanzielle Lage der kommunalen Haushalte, zu denen nach der Abgrenzung der
Kassenstatistik die kreisangehdrigen Gemeinden, die Landkreise, die kreisfreien Stadte
und der Landeswohlfahrtsverband gehéren, werden zusammenfassend anhand aus-
gewahlter Daten des Jahres 2002 dargestellt.

Ausgewahlte Haushaltsdaten der kommunalen Haushalte
Stadte, Gemeinden, Landkreise und Landeswohlfahrtsverband

Einnahme- / Ausgabeart 2001 2002 Anderung
2001 / 2002
in Millionen in Millionen in Millionen in Prozent
€ € €
Envahmen deryernwaltungshaushalte isssi e e 43%
Steuereinnahmen (netto) (davon:) 5.338 4.871 -466 -8,7 %
Grundsteuer A und B 637 626 -10 -1,6 %
Gewerbesteuer (netto) 1.964 1.571 -393 -20,0 %
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 2.389 2.337 -52 -2,2%
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 284 275 -9 -3,1%
Allgemeine Zuweisungen des Landes 1.877 1.872 -5 -0,3 %
;:Lv:ﬁggggsA-buggdbgsnutzungsgebijhren, zweck- 1.554 1.362 192 12,4 %
é::f:r';i';t‘ii:}‘r':m:;?“9Sha“5ha'te ohme 16400 15914 486 -3,0%
Personalausgaben 3.295 3.377 82 2,5 %
Séachlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand 3.619 3.421 -198 -5,5 %
Egizsifdwglf:é Jugendhilfe, Kriegsopfer, Sonstige 2.889 2.959 71 2.4 %
Zinsausgaben 529 510 -19 -3,5%
Zuweis_ungen / Zuschisse an offentliche wirt- 251 267 16 6,5 %
schaftliche Unternehmen
Einnahmen der Vermodgenshaushalte 3.404 3.140 -265 -7,8 %
Zufiihrungen vom Verwaltungshaushalt 1.302 810 -492 -37,8 %

3 Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), Jahresergebnis der Vierteljahrlichen Kassenstatistik,
Rechnungsjahre 2001 und 2002, Schuldenstandstatistik sowie Schulden der 6ffentlichen Fonds, Einrich-
tungen und Unternehmen mit Sonderrechnung in Hessen, Rechnungsjahre 2001 und 2002; Eigene Be-
rechnungen
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Ausgewahlte Haushaltsdaten der kommunalen Haushalte
Stadte, Gemeinden, Landkreise und Landeswohlfahrtsverband

Einnahme- / Ausgabeart 2001 2002 Anderung
2001 / 2002
in Millionen in Millionen in Millionen in Prozent
€ € €

Einnahmen aus Krediten und inneren Darlehen 629 916 288 45,8 %
Einnahmen aus Verkaufserlosen 517 509 -8 -1,6 %
Investitionszuweisungen 377 347 -30 -7,9 %
Ausgaben der Vermogenshaushalte 3.293 3.325 32 1,0 %
Zufiihrungen an Riicklagen 457 340 -117 -25,5 %
Erwerb von Vermdgen 476 469 -7 -1,6 %
BaumaBnahmen 1.351 1.365 14 1,1%
Tilgung von Krediten, Riickzahlung von inneren 737 791 55 74 9%
Darlehen it
Schuldenstand zum Jahresende 8.865 8.965 99 1,1%
Schuldenstand einschlieBlich Eigenbetriecbe 11.363 11.432 69 0,6 %

Ansicht 1: Ausgewahlte Haushaltsdaten der kommunalen Haushalte (Stadte, Gemeinden, Land-
kreise und Landeswohlfahrtsverband)

Die Einnahmen der Verwaltungshaushalte lagen, bereinigt um die Gewerbesteuerum-
lage, mit 14.695 Millionen € um 656 Millionen € unter dem Vorjahreswert. Die (eben-
falls um die Gewerbesteuerumlage bereinigten) Ausgaben der Verwaltungshaushalte
sanken um 486 Millionen € auf 15.914 Millionen €. Die Einnahmen der Vermdgens-
haushalte verringerten sich deutlich um 7,8 Prozent gegeniiber dem Vorjahr auf 3.140
Millionen €, wahrend die Ausgaben um ein Prozent auf 3.325 Millionen € zunahmen.

Insgesamt Ubertrafen im Jahr 2002 die Ausgaben die Einnahmen stérker als im Vor-
jahr. Im Jahr 2002 betrug der Anteil der Ausgaben, denen keine Einnahmen gegenii-
berstanden, 7,3 Prozent (2001: 4,8 Prozent). Diese Entwicklung ist dadurch bedingt,
dass die kommunalen Einnahmen des Jahres 2002 gegeniber dem Vorjahr um 4,9
Prozent, die Ausgaben hingegen nur um 2,3 Prozent abnahmen.

Ein Rickblick auf die letzten fiinf Jahre zeigt, dass sowohl mehr eingenommen als
auch ausgeben wurde. In den letzten flnf Jahren stiegen die Ausgaben der Verwal-
tungshaushalteflum 11,3 Prozent auf 15.914 Millionen € und der Vermégenshaushalte
um 1,6 Prozent auf 3.325 Millionen € an. Allerdings blieb die jeweilige Einnahmenent-
wicklung dahinter zuriick: Die Einnahmen der Verwaltungshaushaltef] wuchsen von
1997 (13.794 Millionen €) auf 2002 (14.695 Millionen €) um 6,5 Prozent und die Ein-

4 Ohne Gewerbesteuerumlage

5 Ohne Gewerbesteuerumlage
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nahmen der Vermdgenshaushalte um 0,4 Prozent (von 3.127 Millionen € auf 3.140
Millionen €).

Die Einzelbetrachtung zeigt, dass in den Verwaltungshaushalten die um die Gewerbe-
steuerumlage bereinigten Steuereinnahmen gegeniiber dem Vorjahr mit 8,7 Prozent
(auf 4.871 Millionen €) noch starker sanken als im Vorjahr. Diese Entwicklung war
besonders ausgepragt bei den kreisfreien Stadten (Verringerung von 1.992 Millionen €
um 12,5 Prozent auf 1.743 Millionen €). Von den Steuereinnahmen fiel die bei den
kommunalen Haushalten verbleibende Gewerbesteuer (relativ und absolut) am deut-
lichsten. Die Haushalte mussten im Vergleich zum Jahr 2001 auf ein Fiinftel der Ge-
werbesteuereinnahmen verzichten. Die hierbei schon abgezogene Gewerbesteuerum-
lage stieg hingegen von 2001 auf 2002 um 11,5 Prozent. Oder, anders ausgedriickt,
die Einnahmen aus der Gewerbesteuer einschlieBlich Gewerbesteuerumlage sanken
mit 12,6 Prozent weniger drastisch als die bei den kommunalen Haushalten verblei-
bende Gewerbesteuer (20,0 Prozent).

Die kreisfreien Stddte waren insgesamt starker von dem Riickgang der bei ihnen
verbleibenden Gewerbesteuer betroffen (21,7 Prozent) als die kreisangehdrigen Ge-
meinden (18,4 Prozent). Im Einzelfall mussten sogar Auszahlungen getatigt werden:
Die Einnahmen der Stadt Offenbach am Main aus der Gewerbesteuer (netto) gingen
im Jahr 2002 im Vergleich zum Vorjahr um 111,7 Prozent zuriick, so dass lber 5 Milli-
onen € zuriickgezahlt wurden mussten. Unter den kreisfreien Stadten nahm im Jahr
2002 lediglich die Stadt Kassel mehr Gewerbesteuern (netto) ein als im Vorjahr (ein
Anstieg von 27,5 Prozent oder rund 14 Millionen €). Die Verwaltungs- und Benut-
zungsgebiihren sowie die zweckgebundenen Abgaben der kommunalen Haushalte
sanken insgesamt um Uber 12 Prozent auf 1.362 Millionen € (in den kreisfreien Stad-
ten sogar um Uber 41 Prozent), wahrend allein die allgemeinen Landeszuweisungen
fast ihr Vorjahresniveau halten konnten (-0,3 Prozent).

Die Ausgabenseite der Verwaltungshaushalte entwickelte sich von 2001 auf 2002 nicht
einheitlich. Insgesamt waren die um die Gewerbesteuerumlage bereinigten Ausgaben
der Verwaltungshaushalte riicklaufig (-3,0 Prozent auf 15.914 Millionen €). In den
kreisfreien Stadten wurden die Ausgaben der Verwaltungshaushalte ohne Gewerbe-
steuerumlage um 373 Millionen € oder 7,7 Prozent und in den kreisangehorigen Ge-
meinden um 197 Millionen € oder 2,9 Prozent gekiirzt, in den Landkreisen nahmen die
Ausgaben der Verwaltungshaushalte um 110 Millionen € oder 3,0 Prozent zu. Der
sachliche Verwaltungs- und Betriebsaufwand (-5,5 Prozent auf 3.421 Millionen €) und
die Zinsausgaben (-3,5 Prozent auf 510 Millionen €) verringerten sich; die Ausgaben
fir Personal (2,5 Prozent auf 3.377 Millionen €), Sozial-, Jugendhilfe und sonstige
soziale Leistungen (2,4 Prozent auf 2.959 Millionen €) und - auf niedrigerem Niveau -
die Zuweisungen und Zuschiisse an offentliche wirtschaftliche Unternehmen (6,5 Pro-
zent auf 267 Millionen €) stiegen an.

Den Vermoégenshaushalten wurden im Jahr 2002 aus den Verwaltungshaushalten mit
810 Millionen € (-37,8 Prozent) weniger Mittel zugefiihrt als im Vorjahr. Da die Ein-
nahmen aus Krediten und inneren Darlehen gleichzeitig um 45,8 Prozent zunahmen,
machten diese im Jahr 2002 mit 916 Millionen € den hdchsten Anteil an den Einnah-
men der Vermdgenshaushalte aus. In den Vermdgenshaushalten wurde auf der Aus-
gabenseite den Ricklagen mit 340 Millionen € ein Viertel weniger zugefiihrt als im
Vorjahr. Die Bauausgaben mit insgesamt 1.365 Millionen € nahmen gegeniber 2001
um 1,1 Prozent (in den letzten finf Jahren um 5,6 Prozent) und die Kredittilgungen,
nach dem deutlichen Riickgang im letzten Jahr, um 7,4 Prozent auf 791 Millionen €
zu. Der Zuwachs an Bauausgaben geht allein auf die Landkreise zuriick, die im Jahr
2002 mit 292 Millionen € 20,6 Prozent mehr aufwendeten als im Vorjahr (kreisfreie
Stadte: -4,0 Prozent auf 200 Millionen €, kreisangehdrige Gemeinden: -3,0 Prozent auf
870 Millionen €).

Die insgesamt kritischere Haushaltslage findet ihren Niederschlag in der Entwicklung
der Schuldenstande. Der Schuldenstandstatistik zufolge stiegen die Schuldenstande
aller kommunalen Haushalte zum Jahresende 2002 um 99 Millionen € (1,1 Prozent)
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wieder an, nachdem sie seit dem Jahr 1994 riickldufig waren. Die kommunale Schul-
denstatistik weist damit zum Jahresende 2002 einen Schuldenstand von rund
9 Milliarden € aus.F]Dabei wuchsen die Schuldenstande der kreisangehérigen Gemein-
den um rund 79 Millionen € (2,2 Prozent und damit auf 3.599 Millionen €) und die der
Landkreise um rund 76 Millionen € (3,4 Prozent und damit auf 2.332 Millionen €),
wahrend die Verschuldung der kreisfreien Stadte um rund 56 Millionen € (-1,9 Pro-
zent) auf 2.965 Millionen € sank.

Bei einer Einzelbetrachtung der kreisfreien Stadte wird deutlich, dass in 2002 allein die
Schulden der Stadte Frankfurt am Main (-4,7 Prozent) und Kassel (-3,0 Prozent) ge-
geniiber dem Jahr 2001 abnahmen, die Verschuldung der Stadt Offenbach am Main
nahezu konstant blieb (0,5 Prozent), wahrend die Schulden der Landeshauptstadt
Wiesbaden um 4,0 Prozent und der Wissenschaftsstadt Darmstadt um 8,3 Prozent
anstiegen. Auch unter den Landkreisen gab es sowohl Anstiege als auch Abbau der
Schuldensténde: Die starksten Anderungen waren im Werra-MeiBner-Kreis mit einem
Schuldenabbau gegeniiber dem Vorjahr von 17,3 Prozent (auf 14 Millionen €) und im
Hochtaunuskreis mit einer Zunahme des Schuldenstands im Jahr 2002 um 29,0 Pro-
zent (auf 209 Millionen €). Gemessen an der Pro-Kopf-Verschuldung waren die Land-
kreise des Regierungsbezirks GieBen mit durchschnittlich 466 € je Einwohner am
hochsten verschuldet. Ahnlich hoch verschuldet waren durchschnittlich die Landkreise
des Regierungsbezirks Darmstadt (421 € je Einwohner), wahrend auf den Einwohnern
der Landkreise des Regierungsbezirks Kassel im Durchschnitt eine Verschuldung von
202 € je Einwohner lastete. Die Einzelbetrachtung der Landkreise zeigt die Unter-
schiede deutlicher: Am niedrigsten verschuldet war der Landkreis Fulda mit 94 € je
Einwohner und am hdchsten verschuldet war der Hochtaunuskreis mit 921 € je Ein-
wohner.

Ungeandert waren die kreisangehdérigen Gemeinden Jossgrund und Ludwigsau zum
Jahresende 2002 schuldenfrei, doch die in den Jahren 2000 und 2001 schuldenfreie
Gemeinde Hesseneck weist nunmehr eine Verschuldung von 654 € je Einwohner auf.
Hesseneck findet sich damit auf Rang 230 der 426 Stadte und Gemeinden wieder. In
Hesseneck lag dies an investiven MaBnahmen fir Kanalbau und Wasserleitungen, die
sich bei der kleinsten Gemeinde Hessens (711 Einwohner) sofort in der Pro-Kopf-
Verschuldung bemerkbar machen. Zu den kreisangehdrigen Stadten und Gemeinden
mit einer Pro-Kopf-Verschuldung von unter 50 € zdhlen Eschborn (1 €), Griindau
(4 €), Fernwald (7 €), Heusenstamm (21 €), Wabern (24 €), Linden (30 €) und Als-
bach-Hahnlein (46 €).

Die am hdchsten verschuldeten Kommunen Hessens sind weiterhin mit erneut ange-
stiegenen Pro-Kopf-Verschuldungen Waldkappel (4.358 € je Einwohner) und die Son-
derstatusstadt Hanau (3.087 € je Einwohner). Zusammen mit Spangenberg (2.965 €
je Einwohner) und Heidenrod (2.791 € je Einwohner) lag die Pro-Kopf-Verschuldung
der vier genannten Kommunen Uber oder gleichauf mit der am hdéchsten verschulde-
ten kreisfreien Stadt Frankfurt am Main (2.792 € je Einwohner).

Die Schuldenstatistik der kommunalen Korperschaften weist nur einen Teil der Schul-
den aus, die letztlich auf die kommunalen Haushalte zukommen kdnnen. Nicht inbe-
griffen sind die Schulden der rechtlich unselbstandigen Betriebe, insbesondere der
Eigenbetriebe, der &ffentlich-rechtlichen Betriebe, insbesondere der Zweckverbande,
der kommunalen Krankenhduser mit kaufmdnnischem Rechnungswesen und der pri-
vatwirtschaftlichen Gesellschaften der kommunalen Gebietskérperschaften. Diese
Schulden werden in der Statistik ,Schulden der 6ffentlichen Fonds, Einrichtungen und

Nicht betrachtet werden innere Verrechnungen und Kassen(verstarkungs-)kredite. Die Bedeutung der
Kassenkredite, gedacht zur Uberbriickung kurzfristiger Kassenanspannungen, war zum Jahresende 2002
mit 1.044 Millionen € oder 11,7% des Schuldenstands angewachsen. Dieser landesweite Wert war ge-
pragt durch die Hohe des Anteils der Kassenkredite am Schuldenstand zum Jahresende 2002 in den
kreisfreien Stadten (20,2%) und in den Landkreisen (12,2%). Die kreisangehérigen Gemeinden kamen
mit relativ geringeren Kassenkrediten aus (4,5% des Schuldenstands).
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Unternehmen mit Sonderrechnung in Hessen" ausgewiesen.[] Allerdings kdnnen sie
bislang nur zu einem geringeren Teil den kommunalen Kérperschaften Hessens insge-
samt oder gemeindespezifisch zugeordnet werden.

Die in der Schuldenstandstatistik nicht berticksichtigten Schulden der Eigenbetriebe
nahmen von 1998 bis 2002 um beachtliche 22,7 Prozent zu.f] Wie bereits angespro-
chen, konnten in den letzten Jahren trotz der Steigerung in diesem Jahr die Schulden
der kommunalen (Kern-)Haushalte reduziert werden (um 8,2 Prozent von 1998 auf
2002). Doch unter Berticksichtigung der Schulden der Eigenbetriebe ist zu konstatie-
ren, dass der Schuldenstand der kommunalen Haushalte von 1998 bis 2002 nur um
3,0 Prozent reduziert werden konnte. Zum Ende des Jahres 2002 hatten die Eigenbe-
triebe Schulden in Hohe von 2.468 Millionen €, so dass insgesamt eine kommunale
Schuldenlast in Hohe von 11.432 Millionen € auszuweisen ist. Umgerechnet entfiel
zum Ende des Jahres 2002 auf jeden hessischen Biirger ein Schuldenanteil von
1.474 € nach dem Ausweis der Schuldenstandstatistik und von 1.879 € nach dem
umfassenderen Schuldenausweis einschlieBlich der Schulden der Eigenbetriebe.

AbschlieBend ist darauf hinzuweisen, dass zu den ,Schulden der 6éffentlichen Fonds,
Einrichtungen und Unternehmen™ weiterhin die der offentlich-rechtlichen Betriebe
(darunter Zweckverbande), der Krankenhaduser und der privatwirtschaftlichen Gesell-
schaften der &ffentlichen Hand zahlen.P]Eine Zuordnung zu den kommunalen Haushal-
ten Hessens ist gegenwartig nicht madglich. Die verzeichneten Schuldenbetrage miiss-
ten nach Eigentumsanteilen oder Gesellschaftsvertragen auf die Gesellschafter aufge-
teilt werden. Das ist zur Zeit nicht der Fall, so dass in dieser Statistik neben den kom-
munalen Anteilen an den Schulden auch die auf das Land Hessen, auf Kdrperschaften
auBerhalb Hessens und auf Eigentiimer aus dem privaten Sektor entfallenden Schul-
den nachgewiesen werden.{?]

Hierbei handelt es sich um erhebliche Betrage mit starken Zuwachsraten: Von 1996
bis 2002 stiegen die ,Schulden der 6éffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unterneh-
men" um 46,3 Prozent auf 14.689 Millionen € an. Sie entsprachen damit dem 1,6-
fachen der Schulden der Kernhaushalte der hessischen kommunalen Kdrperschaften.

7 Die Eigenbetriebe und die kommunalen Zweckverbande werden seit dem Rechnungsjahr 1996 und die
kommunalen Krankenhduser mit kaufmannischem Rechnungswesen werden seit dem Rechnungsjahr
1998 in dieser Statistik ausgewiesen. Sie wurden bis jeweils zum Vorjahr lediglich nachrichtlich in der
kommunalen Schuldenstandstatistik ausgewiesen, waren aber nicht in der kommunalen Schuldensum-
me enthalten.

8 EinschlieBlich der nach Eigenbetriebsrecht gefiihrten Krankenhauser.
9 Der &ffentliche Anteil an den Unternehmen muss bei mindestens 50% liegen.

10 perzeit werden entsprechende Schulden gemaB dem Sitz der Einrichtung der hessischen Statistik zuge-
ordnet.

11 jeweils zum 31.12.
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Prifprogramm

3.

Priifprogramm

3.1 Laufende Prifungen

Im Berichtszeitraum waren 20 Projekte zu bearbeiten. Acht Projekte wurden beendet.
Geprift wurden 300 Einzelprojekte.

81. Vergleichende Prifung ,Vollpriifung 2002" bei 40 Stadten und Gemeinden
(Amodneburg, Bad Karlshafen, Beselich, Bickenbach, Breitscheid, Driedorf, Ebers-
burg, Gorxheimertal, Grasellenbach, Grebenhain, GroB-Bieberau, Guxhagen, Ha-
bichtswald, Hammersbach, Hatzfeld (Eder), Hohenroda, Hosenfeld, Jossgrund,
Kirchheim, Lichtenfels, Lorch am Rhein, Ludwigsau, Malsfeld, Mittenaar, Modautal,
Morschen, Miinzenberg, Neckarsteinach, Oberweser, Ranstadt, Rauschenberg,
Schenklengsfeld, Séhrewald, Tann (Rhon), Twistetal, Ulrichstein, Waldsolms,
Wanfried, Weinbach, Willingshausen)

84. Vergleichende Priifung ,Kindergarten I" bei 21 Stadten und Gemeinden (Al-
tenstadt, Bad Hersfeld, Dautphetal, Erbach, Eschwege, Haiger, Hattersheim am
Main, Korbach, Langenselbold, Langgéns, Limburg a. d. Lahn, Melsungen, Miins-
ter, Nauheim, Neuhof, Obertshausen, Oestrich-Winkel, Schauenburg, Schlitz,
Steinbach (Taunus), Wald-Michelbach)

86. Vergleichende Priifung ,Betdtigung der Sonderstatusstadte™ bei sieben Stad-
ten (Bad Homburg v.d. Hohe, Fulda, GieBen, Hanau, Marburg, Riisselsheim, Wetz-
lar)

87. Vergleichende Priifung ,Friedhdfe™ bei 15 Stadten und Gemeinden (Birkenau,
Bittelborn, Eichenzell, Erlensee, Gedern, Kriftel, Lohra, Litzelbach, Niestetal,
Reiskirchen, RoBdorf, Schaafheim, Steinau an der StraBe, Villmar, Wettenberg)

89. Vergleichende Prifung ,Vollpriifung 2003" bei 50 Stadten und Gemeinden
(Alsbach-Hahnlein, ABlar, Bad Camberg, Bad Emstal, Bad Sooden-Allendorf, Bat-
tenberg (Eder), Biedenkopf, Birstein, Borken (Hessen), Breidenbach, Buseck, Die-
burg, Dietzhdlztal, Einhausen, Erzhausen, Eschenburg, Fernwald, Gernsheim, Gla-
denbach, GroBkrotzenburg, GroB-Zimmern, Griinberg, Hadamar, Heringen (Wer-
ra), Hessisch Lichtenau, Hochst i. Odw., Homberg (Ohm), Hinfelden, Hungen,
Kelsterbach, Lich, Lohfelden, Lollar, Naumburg, Ober-Mérlen, Otzberg, Petersberg,
Raunheim, Rimbach, Rodenbach, Schéneck, Schotten, Schwalbach am Taunus,
Solms, Sulzbach (Taunus), Trebur, Usingen, Weilburg, Wolfhagen, Zierenberg)

90. Vergleichende Priifung ,Naturschutz" bei sechs Landkreisen (Landkreis Berg-
straBe, Landkreis Marburg-Biedenkopf, Landkreis Offenbach, Main-Taunus-Kreis,
Vogelsbergkreis, Werra-MeiBner-Kreis)

91. Vergleichende Prifung ,Konsolidierung der GroBstadte™ bei funf kreisfreien
Stadten (Darmstadt, Frankfurt am Main, Kassel, Offenbach, Wiesbaden)

92. Vergleichende Prifung , Obdachlosenhilfe® bei dem Landeswohlfahrtsverband
Hessen und den finf kreisfreien Stadten Darmstadt, Frankfurt am Main, Kassel,
Offenbach am Main, Wiesbaden

93. Vergleichende Priifung ,E-Government® bei neun kommunalen Kdrperschaften
(Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main, Versorgungskasse fir die
Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbande Darmstadt, Beamtenversor-
gungskasse Kurhessen-Waldeck, Kommunalbeamtenversorgungskasse Nassau,
Zusatzversorgungskasse der Gemeinden und Gemeindeverbande in Darmstadt,
Zusatzversorgungskasse der Stadt Frankfurt am Main, Zusatzversorgungskasse
der Gemeinden und Gemeindeverbande im Regierungsbezirk Kassel, Zusatzver-
sorgungskasse der Gemeinden und Gemeindeverbdnde Wiesbaden, Zweckverband
Raum Kassel)
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94. Vergleichende Priifung ,Leitfunkstellen™ bei finf Stéddten (Darmstadt, Frank-
furt am Main, Kassel, Offenbach am Main, Wiesbaden) und zwei Landkreisen
(Landkreis Fulda, Landkreis GieBen)

95. Vergleichende Priifung ,Krankenhduser der Regelversorgung" bei zwei Stadten
(Bad Nauheim, Korbach) und drei Landkreisen (Landkreis BergstraBe, Landkreis
GroB-Gerau, Landkreis Limburg-Weilburg )

96. Vergleichende Priifung ,Schulen® bei zehn Landkreisen (Lahn-Dill-Kreis, Land-
kreis Darmstadt-Dieburg, Landkreis Fulda, Landkreis GieBen, Landkreis Hersfeld-
Rotenburg, Landkreis Kassel, Main-Kinzig-Kreis, Rheingau-Taunus-Kreis, Schwalm-
Eder-Kreis, Wetteraukreis)

97. Vergleichende Priifung , Trinkwasser II" bei zehn Gemeinden (Ahnatal, Calden,
Colbe, Edermiinde, Eiterfeld, Elz, Frielendorf, Greifenstein, Lautertal (Odenwald),
Mainhausen)

3.2 Beendete Projekte

69. Vergleichende Priifung ,Feuerwehren II" bei 21 Staddten und Gemeinden (Bad
Schwalbach, Biebergemiind, Braunfels, Breuberg, Gemiinden (Wohra), GroB-
Gerau, GroBenliider, Herbstein, Kaufungen, Kénigstein im Taunus, Kronberg im
Taunus, Linden, Lorsch, Nidda, Seeheim-Jugenheim, Seligenstadt, Spangenberg,
Volkmarsen, Wéchtersbach, Waldkappel, Wildeck)

71. Vergleichende Priifung ,Trinkwasser" bei acht Stadten und Gemeinden und
drei Wasserbeschaffungsverbanden (Ehringshausen, Friedewald, Fiirth/Odenwald,
Niddatal, Runkel, Sinntal, Sontra, Wetter (Hessen), Wasserbeschaffungsverband
Ostteil mit Sitz in Heringen (Werra), Wasserbeschaffungsverband Wasserwerke
Dillkreis Siid mit Sitz in Sinn, Wasserverband Georg-Joseph mit Sitz in Runkel)

74. Vergleichende Priifung ,Rettungsdienste™ bei sechs Landkreisen (Landkreis
Fulda, Landkreis Hersfeld-Rotenburg, Main-Kinzig-Kreis, Rheingau-Taunus-Kreis,
Werra-MeiBner-Kreis, Wetteraukreis)

80. Vergleichende Priifung ,Vollpriifung VII" bei 20 Stadten und Gemeinden (Ber-
katal, Breitenbach am Herzberg, Brombachtal, Cornberg, Ehrenberg (Rhon),
Espenau, Freiensteinau, Gilserberg, Glauburg, Grebenau, Hauneck, Haunetal, Her-
leshausen, Hirschhorn (Neckar), Lautertal (Vogelsberg), Meiner, Merenberg,
Mossautal, Nentershausen und Ringgau)

82. Vergleichende Priifung ,StraBenunterhalt" bei 14 Stadten und Gemeinden
(Egelsbach, Flieden, GroBalmerode, Heidenrod, Heuchelheim, Hiittenberg, Lieder-
bach am Taunus, Miicke, Neukirchen/Kniillgebirge, Neustadt (Hessen), Niederau-
la, Reichelsheim (Odenwald), Waldeck, Weilmiinster)

83. Vergleichende Priifung ,Museen" bei sechs Stadten (Darmstadt, Frankfurt am
Main, Fulda, Hanau, Kassel, Wetzlar)

85. Vergleichende Priifung ,Wirtschaftsférderung in Mittelzentren® bei 21 Stadten
und Gemeinden (Bad Soden-Salmiinster, Bad Wildungen, Bebra, Bilidingen, Esch-
born, Flérsheim am Main, Heppenheim, Herborn, Heusenstamm, Hofgeismar,
Homberg (Efze), Hinfeld, Laubach, Lauterbach (Hessen), Mérfelden-Walldorf,
Neu-Isenburg, Oberursel (Taunus), Riidesheim am Rhein, Stadtallendorf, Weiter-
stadt, Witzenhausen)

88. Vergleichende Prifung ,Rechnungspriifungsamter® bei zehn Landkreisen
(Landkreis GieBen, Landkreis GroB-Gerau, Hochtaunuskreis, Landkreis Kassel,
Lahn-Dill-Kreis, Landkreis Limburg-Weilburg, Landkreis Marburg-Biedenkopf,
Odenwaldkreis, Schwalm-Eder-Kreis, Landkreis Waldeck-Frankenberg)

Mit den gepriften Stadten, Gemeinden und Landkreisen fanden 94 Schlussbespre-
chungen nach § 6 des Gesetzes zur Regelung der Uberértlichen Priifung kommunaler
Korperschaften statt. Sie dauerten insgesamt rund 190 Stunden.
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Schlussbesprechungen

Priifung Korper- Schluss- Dauer

schaften bespre-

chung
69. Vergleichende Priifung ,Feuerwehren II" 21 19 44:50 h
71. Vergleichende Priifung , Trinkwasser" 11 6 09:05 h
74. Vergleichende Priifung ,Rettungsdienste" 6 6 13:37 h
80. Vergleichende Priifung ,Vollpriifung VII" 20 13 20:05 h
82. Vergleichende Priifung ,StraBenunterhalt” 14 13 22:40 h
83. Vergleichende Priifung ,,Museen" 12 9 11:25h

85. Vergleichende Priifung ,Wirtschaftsférderung .

in Mittelzentren" 21 18 43:26 h
88. Vergleichende Priifung ,Rechnungspriifungsamter" 10 10 25:05 h
Gesamt 115 94 190:13 h

Ansicht 2: Schlussbesprechungen

Die zustdndige Fachabteilung des Hessischen Ministeriums des Innern und fiir Sport
hatte Gelegenheit, sich vor Drucklegung innerhalb einer Frist von vier Wochen zu dem
Zusammenfassenden Bericht zu duBern.
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4. Gepriifte Risiken, Sparpotenziale, Riickstande

Fir die im Berichtszeitraum vorgestellten Projekte wurden gepriifte Risiken, Sparpo-
tenziale und Riickstande festgestellt. Bei den gepriften Risiken handelt es sich um
monetare GréBen, die einen Hinweis auf die Bedeutung der kommunalen Aufgaben
und den Umfang der Priifungshandlungen geben. Dabei wurden die Ausgaben der
Verwaltungshaushalte oder der mit einer Aufgabe verbundene Kostenaufwand
zugrunde gelegt. Kommunale Aufgaben binden o&ffentliche Mittel. Die BezugsgréBen
zur Abbildung der von den Vergleichenden Priifungen erfassten Risiken waren so ge-
wahlt, dass die mit der Aufgabe verbundenen Festlegungen abgeschatzt wurden.

Zwolfter Zusammenfassender Bericht

Gepriifte Risiken, Sparpotenziale, Riickstdande

Gepriiftes Risiko ~ Sparpotenzial Rickstande

69. Vergleichende Priifung . . .
“Feuerwehren I 8,8 Mio. € 7,9 Mio. € 16,8 Mio. €
7, VeslEldizls e 51,8 Mio. € 1,4 Mio. € 9,0 Mio. €
,Trinkwasser
73, Vel e 37,9 Mio. € 0,0 Mio. € 6,3 Mio. €
~Rettungsdienste
80. Vergleichende Priifung 79,3 Mio. € 7,2 Mio. € 0,0 Mio. €
LVollprifung VII'
o2 VR A B [Fil iy 378,0 Mio. € 0,0 Mio. € 79,9 Mio. €
»StraBenunterhalt
oD, VRl SR s Pl 27,5 Mio. € 1,2 Mio. € 0,0 Mio. €
+Museen
85. Vergleichende Priifung . . .
J~Wirtschaftsforderung in Mittelzentren® 2L IE: @ LORIE: Dol <2
88. Vergleichende Prifung 20,0 Mio. € 1,3 Mio. € 0,0 Mio. €
~Rechnungspriifungsamter

Summe 814,3 Mio. € 19,0 Mio. € 111,9 Mio. €

Ansicht 3: Zwolfter Zusammenfassender Bericht - Gepriifte Risiken, Sparpotenziale, Riickstéande

Die in den Priifungen festgestellten Sparpotenziale betrugen 19,0 Millionen €. Dieser
Betrag konnte von den in die Priifung einbezogenen kommunalen Koérperschaften
erwirtschaftet werden, sofern sie beispielsweise Personalausgaben und Betriebskosten
effizienter einsetzten oder auf einige freiwillige Leistungen verzichteten. Die Bezugs-
gréBen zur Berechnung von Einsparmdglichkeiten waren zumeist der Wert einer ande-
ren kommunalen Kdrperschaft der gleichen Priifung entnommen. Damit wurden realis-
tische WertmaBstédbe zugrunde gelegt.

In den Priifungen dieses Berichts wurden Riickstédnde von insgesamt 111,9 Millionen €
festgestellt. Unter Riickstanden werden Finanzmittel verstanden, die nétig sind, um
Uberfallige Handlungen nachzuholen oder um bestimmte Standards zu erreichen. Bei
dem erstgenannten Punkt handelt es sich beispielsweise um unterbliebene Ausgaben
zur Instandhaltung offentlicher StraBen oder Anlagen. Mit letztgenanntem Punkt sind
in diesem Bericht Kosten fiir neue Feuerwehrfahrzeuge, weitere und gréBere Fahr-
zeugstellplatze angesprochen, die von den Kommunen aufgebracht werden miissten,
um den neuen gesetzlichen Anforderungen gerecht zu werden, oder Kosten fiir bauli-
che und rdumliche Anderungen von Rettungswachen und Notarztstandorten, um kiinf-
tig die geforderten Hilfsfristen einhalten zu kénnen. Darlber hinaus ist zu beriicksich-
tigen, dass in den Prifungen ,,Museen" und ,Rechnungspriifungsamter® weitere, nicht
quantitativ ausgewiesene Riickstéande verbal beschrieben werden.
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5. Neunundsechzigste Vergleichende Priifung , Feuerwehren
II\\

5.1 Gepriifte Stadte und Gemeinden

Bad Schwalbach, Biebergemiind, Braunfels, Breuberg, Gemiinden (Wohra), GroB-
Gerau, GroBenliider, Herbstein, Kaufungen, Koénigstein im Taunus, Kronberg im Tau-
nus, Linden, Lorsch, Nidda, Seeheim-Jugenheim, Seligenstadt, Spangenberg, Volk-
marsen, Wachtersbach, Waldkappel, Wildeck

Ansicht 4: ,,Feuerwehren II" - Lage der Stadte und Gemeinden
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5.2 Informationsstand und Prifungsbeauftragter
Dezember 2000 bis Juli 2002

Dr. Bernd Rddl & Partner GbR, Wirtschaftspriifer, Steuerberater, Rechtsanwalte, in
Nirnberg und Regensburg

5.3 Leitsatze

Feuerwehren sichern in den Stadten und Gemeinden den ortlichen Brand-
schutz und die Allgemeine Hilfe in Not- und Ungliicksfdllen. Sie sind fiir die
Gefahrenabwehr unerldsslich. Das ehrenamtliche Engagement der Freiwilli-
gen Feuerwehren ist Sdule des kommunalen Gemeinwesens.

Das Hessische Brand- und Katastrophenschutzgesetzf2 Jund die Feuerwehr-
organisationsverordnungf3 |setzen hochste Standards fiir die Stidte, Ge-
meinden und ihre Freiwilligen Feuerwehren. Sie gehen deutlich iiber die
Anforderungen der anderen Bundesldander an ihre Freiwilligen Feuerwehren
hinaus.

Diese Standards der Gefahrenabwehr stellen an die Stadte und Gemeinden
betriachtliche technische und finanzielle Anspriiche. Sie iiberfordern nach
Auffassung der Uberértlichen Priifung die ehrenamtlich gefiihrten Freiwilli-
gen Feuerwehren.

Die Uberortliche Priifung empfiehlt zur Sicherung und Stirkung der ehren-
amtlichen Feuerwehren und zum Schutz der fiir den Brandschutz in der
Gemeinde Verantwortlichen, sich bei der Festsetzung der Standards an dem
tatsachlich Machbaren im Ehrenamt zu orientieren.

Aus diesen Griinden regt die Uberdrtliche Priifung klarstellende Anderun-
gen im Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetz und in der Feuer-
wehrorganisationsverordnung an.

5.4 Gepriiftes Risiko

Das gepriifte Risiko betrug 8.847.906 €. Darin enthalten waren Haushaltsansatze des
Unterabschnittes 1300 der Verwaltungs- und der Vermdgenshaushalte sowie kalkula-
torische Kosten des Haushaltsjahrs 2000 fiir die Feuerwehrfahrzeuge und Feuerwehr-
geratehauser.

5.5 Sparpotenzial

Die Sparpotenziale betrugen vergangenheitsorientiert fir die Feuerwehrfahrzeuge
einmalig 4.831.323 € (im Mittelwert 230.063 € je Gemeinde). Zukunftsorientiert lagen
sie einmalig bei 5.923.895 € (im Mittelwert 282.090 € je Gemeinde) sowie laufend bei
120.977 € (im Mittelwert 6.049 € je Gemeinde und Jahr). Bei Feuerwehrgeratehdusern
erreichte das einmalige vergangenheitsorientierte Sparpotenzial 3.092.403 €.

5.6 Rlckstande

Nach den Standards der neuen Feuerwehrorganisationsverordnung vom 29. August
2001 waren fir Feuerwehrfahrzeuge 15.829.597 € (im Mittelwert 753.790 € je Ge-
meinde) und fiir Feuerwehrgeratehduser 922.371 € zu investieren.

12 Hessisches Gesetz iiber den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG) vom
17. Dezember 1998 (GVBI. I S. 530) — im Folgenden: Hessisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz

13 verordnung iiber die Organisation, Starke und Ausriistung der 6ffentlichen Feuerwehren (FWOVO) vom
29. August 2001 (GVBI. I S. 391) — im Folgenden: Feuerwehrorganisationsverordnung

Zwolfter Zusammenfassender Bericht 29

Geprtiftes Risiko

Sparpotenzial

Riickstande



Anderung des
Hessischen Brand-
und Katastrophen-
schutzgesetzes
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Anderungsvorschlége fiir Rechtsvorschriften

5.7 Anderungsvorschlége fiir Rechtsvorschriften

Die Uberdrtliche Priifung empfiehlt Landtag und Landesregierung aufgrund der nach-
folgenden Priifungsergebnisse zu erwagen, das Hessische Gesetz iber den Brand-
schutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz in Anlehnung an das Hessi-
sche Rettungsdienstgesetzf4| wie folgt zu andern:

e § 3 Absatz 2 wird geandert in: ,Bei der Aufstellung des Bedarfs- und Entwick-
lungsplans nach Absatz 1 Nr. 1 ist vorzusehen, dass wirksame Hilfe an jedem an
einer StraBe gelegenen Einsatzort in der Regel innerhalb von zehn Minuten (Hilfs-
frist) eingeleitet werden kann. Rechtsanspriiche einzelner Personen werden durch
die vorstehende Bestimmung nicht begriindet. Die Hilfsfrist umfasst den Zeitraum
nach Abschluss des Alarms bis zum Eintreffen eines geeigneten Einsatzmittels am
Einsatzort. Naheres wird durch Rechtsverordnung geregelt."

Die Uberdrtliche Priifung empfiehlt dem Hessischen Minister des Innern und fiir Sport
zu erwdgen, die Verordnung Uber die Organisation, Starke und Ausriistung der &ffent-
lichen Feuerwehren (Feuerwehrorganisationsverordnung) zu éndern:

e § 1 Absatz 1 wird erganzt um folgende Séatze 4 bis 6: ,Geeignetes Einsatzmittel ist
ein wasserfiihrendes Loschfahrzeug. Soweit fiir den zweiten Rettungsweg not-
wendig, muss ein geeignetes Rettungsgerat innerhalb der Hilfsfrist am Einsatzort
sein. Die Gemeinden kénnen im Bedarfs- und Entwicklungsplan einsatzbezogene
Ausnahmen (z. B. Festlegung eines Zielerreichungsgrads) und ortsbezogene Aus-
nahmen (z. B. auBenliegende StraBen, Autobahnabschnitte, Objekte, kleine
Ortsteile, Gewasser) von der Einhaltung der Hilfsfrist des § 3 Absatz 2 HBKG zu-
lassen.™

e § 4 Absatz 1 wird um folgenden Satz 2 erganzt: ,§ 1 Absatz 1 Satz 4 gilt entspre-
chend."

e § 7 wird wie folgt geandert: Die Uberschrift ,,Ubergangsbestimmung" wird gedn-
dert in ,,Ubergangsbestimmungen®.

e Der Wortlaut des § 7 wird zu Absatz 1.
e Folgender Absatz 2 wird erganzt:

e ,Die Gemeinden kénnen mit der vorhandenen Fahrzeug- und Geratetechnik die
Ausriistung der Mindestausstattung ersetzen, soweit sie im Hinblick auf die Min-
destforderungen fiir den Grundbrandschutz feuerwehrtechnisch und feuerwehr-
taktisch gleichwertig ist (Substitution)."

e In der Anlage zur Feuerwehrorganisationsverordnung wird in Kapitel II. Brand das
kennzeichnende Merkmal zu den Risikokategorien B 1 und B 2 ,Gebaudehdhe:
hochstens 7 Meter Briistungshohe" ersetzt durch ,,Gebaudehdhe: hochstens 8 Me-
ter Briistungshéhe™.

Nach diesen gesetzlichen Klarstellungen waren zum Priifungszeitpunkt im Jahr 2002
folgende zusammenfassende Feststellungen im Interesse der Stadte, Gemeinden und
Landkreise und der Freiwilligen Feuerwehren ausgeraumt gewesen:

e In keiner der 21 Stadte und Gemeinden konnten die Feuerwehren in ihrem Zu-
standigkeitsbereich vollstédndig die HilfsfristES] nach dem Hessischen Brand- und
Katastrophenschutzgesetz von 10 Minuten einhalten.

e Selbst bei Begrenzung des Auftrags ware nur in 2 der 21 Stadte und Gemeinden
das gesamte bebaute Gemeindegebiet in 10 Minuten erreichbar gewesen.

14 Gesetz zur Neuordnung des Rettungsdienstes in Hessen (Hessisches Rettungsdienstgesetz 1998 —
HRDG) vom 24. November 1998 (GVBI. I S. 499)

15 & 3 Absatz 2 HBKG : ,Die Gemeindefeuerwehr ist so aufzustellen, dass sie in der Regel zu jeder Zeit und
an jedem Ort ihres Zustandigkeitsbereichs innerhalb von zehn Minuten nach der Alarmierung wirksame
Hilfe einleiten kann."
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5 Stédte und Gemeinden erreichten groBere Wohngebdaude im AuBenbereich
(Jugendherbergen, Behindertenheime) nicht innerhalb der Hilfsfrist.

e Sechs Autobahnfeuerwehren hielten nur in 27 Prozent aller Einsatze mit einer
unmittelbaren Gefahrensituation die Hilfsfrist von zehn Minuten ein.

e 35 der 112 fir den Grundbrandschutz nétigen Ortsteilfeuerwehren brauchen mehr
Personal (10 Prozent und mehr).

¢ Nach den derzeitigen hessischen Standards hatten die 21 Stadte und Gemeinden
107 Feuerwehrfahrzeuge (= 48 Prozent des Fahrzeug-Sollbestands) mit einem In-
vestitionsvolumen von 15,5 Millionen € neu zu beschaffen.

e Allein das kennzeichnende Merkmal ,Gebdudehdhe: Briistungshdhe héchstens
7 m" fir die Risikokategorien B 1 und B 2 wird bei den 21 Stadten und Gemeinden
zu zusatzlichen Investitionen flir Fahrzeuge von 6,5 Millionen € fiihren.

e Die Feuerwehrorganisationsverordnung ist liickenhaft in ihrer Aussage zum zwei-
ten Rettungsweg in Gebduden mit sieben oder acht Vollgeschossen.

5.8 Gesellschaftspolitische Bedeutung Freiwilliger Feuerwehren

Feuerwehren sichern in den Stadten und Gemeinden den 6rtlichen Brandschutz und
die Allgemeine Hilfe in Not- und Ungliicksfallen. Sie sind fiir die Gefahrenabwehr uner-
lasslich. Das ehrenamtliche Engagement der Freiwilligen Feuerwehren ist Saule des
kommunalen Gemeinwesens.

Uber ihren gesetzlichen Auftrag hinaus wirken sie auf vielen gesellschaftlichen Fel-
dern. Sie sind Schwerpunkt des 6rtlichen Gesellschafts- und Vereinslebens.

Wichtig ist die Arbeit der Jugendfeuerwehren. Sie férdern das Hineinwachsen der
jungen Generation in die Rolle des Staatsbiirgers, der &ffentliche Leistungen nicht nur
konsumiert, sondern sich aktiv fiir die Belange des Staats einsetzt.

Die gesetzlichen Forderungen an Ausristung und Ausbildung der Freiwilligen Feuer-
wehren sind hoch. Sie verlangen neben der ehrenamtlichen Tatigkeit einen erhebli-
chen Mitteleinsatz der 6ffentlichen Hand. Will man das ehrenamtliche Engagement der
Feuerwehren ernst nehmen, ist es geboten, fiir einen sachgerechten Einsatz der &f-
fentlichen Mittel zu sorgen.

Im Hinblick auf die neuen gesetzlichen Vorgaben und ihre finanzielle Wirkung auf die
Gemeinden wird der Status der Freiwilligen Feuerwehren als wesentliches Element der
ortlichen Gemeinschaft ausgebaut und gesichert. Die Priifungsergebnisse liefern ob-
jektive Planungshilfen.

Die Vergleichende Priifung ,Feuerwehren II" betrachtete die gemeindlichen Feuer-
wehren. Sie untersuchte die Pflichtaufgabe des Abwehrenden Brandschutzes und der
Allgemeinen Hilfe, die Ubertragenen Aufgaben der (berortlichen Gefahrenabwehr
(,Stitzpunktaufgaben™) sowie die zugewiesenen Aufgaben auf Verkehrswegen (Auto-
bahnen, Wasserstraen). Gepriift wurden RechtméBigkeit und Sachgerechtheit.

5.9 Gesetzlicher Auftrag

Gesetzliche Grundlage der kommunalen Pflichtaufgabe, vorbeugende und abwehrende
MaBnahmen gegen Brdande und Brandgefahren (Brandschutz) und gegen andere Ge-
fahren (Allgemeine Hilfe) zu gewahrleisten, ist das Hessische Brand- und Katastro-
phenschutzgesetz. Es verpflichtet die Gemeinden zur ortlichen Gefahrenabwehr und
die Landkreise zur Uberortlichen Gefahrenabwehr und regelt die Gefahrenabwehr auf
Verkehrswegen (Sonderaufgaben). Die Feuerwehrorganisationsverordnung gibt die
Mindestausriistung der 6ffentlichen Feuerwehren vor.

Die Vorschriften des Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes und der Feu-
erwehrorganisationsverordnung stellen einen SorgfaltsmaBstab auf. An ihm wurden
die Stadte und Gemeinden gemessen. Der SorgfaltsmaBstab trifft als Personen die fiir
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den Brandschutz und die Allgemeine Hilfe Verantwortlichen. Dies sind die Blirgermeis-
terin oder der Blrgermeister und die Stadt- oder Gemeindebrandinspektorin oder der
Stadt- und Gemeindebrandinspektor.

Ein besonderes Gewicht erhdlt der SorgfaltsmaBstab in Hessen. Die Hilfsfrist und die
wirksame Hilfe sind in einem formlichen Gesetz und einer formlichen Rechtsverord-
nung festgelegt. Die hessischen Forderungen lbertreffen die der anderen Bundeslan-
der nachhaltig

Verst6Be stellen Amtspflichtverletzungen dar, die das Risiko zivilrechtlicher, aber auch
strafrechtlicher Haftung in sich bergen. Um das Haftungsrisiko auszuschalten, haben
Stadte und Gemeinden den gesetzlichen Auftrag vollstandig zu erfiillen. Wollen sie
wenigstens das Haftungsrisiko minimieren, sind sie gehalten, sich dem gesetzlichen
Auftrag so weit als mdglich zu nahern.

5.10 Hilfsfrist

Das Hessische Brand- und Katastrophenschutzgesetz legt die Hilfsfrist fiir die ge-
meindliche Gefahrenabwehr auf zehn Minuten fest. Die Gemeindefeuerwehr ist so
aufzustellen, dass sie in der Regel zu jeder Zeit und an jedem Ort ihres Zustandig-
keitsbereichs in zehn Minuten nach dem Alarm wirksame Hilfe leisten kann[’]

Sie gilt unumschrankt. Sie umfasst nicht nur das im Zusammenhang bebaute Gebiet
der Gemeinde oder (erweiternd) das offentliche StraBennetz. Selbst die freie Feldflur,
Walder oder unzugangliche Gebiete wie Moore oder Gewdasser sind in den Schutz der
Hilfsfrist aufgenommen.

|\\

Der unbestimmte Rechtsbegriff ,in der Regel" hilft nicht, um Ausnahmen wenigstens
fir den AuBenbereich der Gemeinde oder immerhin fir unzugdngliche Gebiete zu
rechtfertigen.

I\\

»In der Regel" bedeutet unvorhersehbare, nicht einzuplanende Ereignisse. Im Sinne
einer gemeindefreundlichen Auslegung entschloss sich die Uberdrtliche Priifung, das
Doppelereignis (zwei sich zeitlich (iberschneidende Ereignisse) als Ausnahme anzuer-
kennen. Die Einsatzzahlen der Feuerwehren, bei denen es um die Hilfeleistung fiir
Menschen ging, waren gering. Die Gemeinden brauchen keine Vorkehrungen zu tref-
fen, um die Feuerwehren fiir Doppelereignisse mit Feuerwehrleuten und Gerat auszu-
statten. Ausnahmen gelten auch bei Schnee und Eis. Unvorhersehbar sind nicht Ein-
satze in der Nacht oder regelmaBig auftretende Staus im Berufsverkehr.

Keine der Stadte und Gemeinden hielt die Hilfsfrist von zehn Minuten in ihrem Zustén-
digkeitsbereich ein, das heiBt im gesamten Gemeindegebiet. Beschrankt auf das be-
baute Gemeindegebiet erreichten den gesetzlichen Standard Linden und Lorsch.

Uberschreiten der Hilfsfrist ...

Stadte und ... wegen fehlender ... im bebauten ... im AuBenbereich
Gemeinden Tagesalarmsicherheit Gemeindegebiet der Gemeinde

7 v v v

9 v v

3 v v

2 v

Ansicht 5: Uberschreiten der Hilfsfrist (2002)

Die Hilfsfrist umfasst den Zeitraum nach dem Alarm bis zum Einleiten wirksamer Hilfe.
Sie setzt sich aus der Ausriicke- und der Fahrtzeit zusammen. Der Zeitraum darf zehn

16 siehe Kapitel 5.17

17" siehe FuBnote 15
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Minuten nicht Uberschreiten. Er muss zu jeder Zeit, das heiBt rund um die Uhr ge-
wahrleistet sein. Die wirksame Hilfe wird in Kapitel f.10]ab Seite B2]erlautert.

Eintritt Schadensereignis [

= Entdeckung

= Motruf

= Einsatzmitteldisposition

Melde- Lnd
Alarmierungszeit

= pAlarmiening

abschluss alarmisrung

Beginn der Hilfsfrist

= Bukzessives Einricken
der Einsatzkrafte ins.
Feuerwehrhaus

Regelausrtickezeft fir
= Anlegen der erstes Fahrzeug =5 min.

Srhutzkleidung

AErick zeit

= Besatzung
Feuenwehrfahrzeugie)

Hilfsfrist 10 Minuten

‘ Abriicken Feuerwehrfahrzeugis) ‘

= Anfahrt zum Einsatzort

= Eintreffen am Einsatzort

Fahrizeit
Schadenszeitverlauf

= Beginn Erkundung

| ‘ Ende der Hilfsfrist

Curchfibrung der

Gefahrensbwehr

Einsatzende ‘

Ansicht 6: Wirksame Hilfe

5.11 Wirksame Hilfe

Die Feuerwehrorganisationsverordnung konkretisiert die vom Hessischen Brand- und
Katastrophenschutzgesetz geforderte wirksame Hilfe. In der Anlage zur Feuerwehror-
ganisationsverordnung stehen die Mindestforderungen fiir den &rtlichen Grundbrand-
schutz (Ausriistungsstufe I) und den Uberdértlichen Grundbrandschutz (Ausriistungs-
stufe II).

Unterschieden wird zwischen der Gefahrenart Brand (B) und der Gefahrenart Allge-
meine Hilfe, letztere unterteilt in Technische Hilfe (T), Nukleare, Biologische, Chemi-
sche Stoffe (NBC) und Wassernotfalle (W). Die Gefahrenarten sind jeweils unterteilt in
Risikokategorien. Aufgrund kennzeichnender Merkmale wird die Gemeinde fiir jede
Gefahrenart in eine Risikokategorie eingestuft. Aus der Ausriistungsmatrix fiir jede
Gefahrenart ergibt sich die benétigte Fahrzeugausstattung.

Die Einordnung in die Risikokategorien soll sich nach der Anlage zur Feuerwehrorgani-
sationsverordnung an der Gesamtstruktur des ortlichen Gefahrenpotenzials ausrichten.
Die Uberértliche Priifung legte diese Vorschrift gemeindefreundlich dahin aus, dass es
bei der Einstufung auf die Verhaltnisse in den einzelnen Ortsteilen ankommt. Hatte sie
das gesamte Gemeindegebiet zum MaBstab genommen, hatte das hochste, unter
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Umsténden nur in einem Ortsteil liegende Gefahrenpotenzial die Risikokategorie fiir
die gesamte Gemeinde bestimmt.

Risikokategorien aller Ortsteile (2002)
nach Ziffer II der Anlage zur Feuerwehrorganisationsverordnung

Risiko- Gefahrenart Gefahrenart Gefahrenart Gefahrenart
kategorie Brand Technische Hilfe Nukleare, Wassernotfalle
B T biologische, W
chemische Stoffe
NBC
1 11 15 113 124
2 1 66 15 8
3 106 45 5 1
4 15 7

Ansicht 7: Risikokategorien aller Ortsteile (2002) nach Ziffer II der Anlage zur Feuerwehrorgani-
sationsverordnung

Nicht klar definiert ist, wann die wirksame Hilfe beginnt, das heiBt, zu welchem Zeit-
punkt sie im Sinne des Gesetzes ,eingeleitet" ist (§ 3 Absatz 1 Satz 1 Hessisches
Brand- und Katastrophenschutzgesetz). Nach Meinung der Uberértlichen Priifung
reicht der Beginn der Erkundungsphase aus. Nicht entscheidend kann sein, ob bei-
spielsweise technisches Gerdt einsatzfahig ist. Es kann nicht darauf ankommen, ob
eine Schlauchleitung gelegt oder eine Drehleiter ausgefahren ist.

Dabei ist aber Ziffer II der Anlage zur Feuerwehrorganisationsverordnung zu beriick-
sichtigen. Sie verlangt fiir jede Risikokategorie in den Ausriistungsstufen I (6rtliche
Hilfe) oder II (lberortliche Hilfe) eine exakt festgelegte Zahl und Qualitét von Fahr-
zeugen. Da der Wortlaut so ist, war als PriifungsmaBstab der Zeitpunkt zu wahlen, in
dem alle fiir die Ausriistungsstufe und Risikokategorie nétigen Fahrzeuge am Scha-
densort eingetroffen sind.

5.12 Ausrlicken der Freiwilligen Feuerwehren

Bei einem Alarm treffen die ehrenamtlichen Feuerwehrleute nach und nach am Feu-
erwehrgeratehaus ein. Die Feuerwehrleute sind so gut ausgebildet, dass sie durchweg
jede Funktion einer Fahrzeugbesatzung ausfiillen kénnen.

18 pAusriss aus Ziffer II der Anlage zur Feuerwehrorganisationsverordnung:
Ausriistungs- Risikokategorien
stufe
B1 B2 B3 B4
I KLF ¥ TSF-W LF 8/6 ELW 1
oder LF 8/6 (alternativ LF LF 16/12
16/12) TLF 16/25
TLF 16/25 DLK 18-12 2
II LF 16/12 LF 8/6 ELW 1 ELW 2 9
TLF 16/25 oder LF 16/12 LF 16/12 TLF 16/25
TLF 16/25 DLK 18-12 2 LF 16/12
GW-N DLK 23-12
TLF 24/50 SW 2000/GW-N
TLF 24/50

U TSF, TSF-W oder &hnliches Fahrzeug
I falls nach Bebauungshdhe notwendig
3in Gebieten mit erhéhter Waldbrandgefahr

4 einmal je Kreis

Bei Feuerwehren mit zugewiesenem Einsatzbereich auf Verkehrswegen (§ 23 HBKG) ist zur Brandbe-
kampfung ein Loschwasservorrat von mindestens 3600 | durch Fahrzeuge der Ausristungsstufe I vor-

zuhalten.
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» Wenn das Fahrzeug hinreichend
besetzt ist, riickt es aus. Die nachs-
. , ten Feuerwehrleute besetzen das
NP PR S nichste Fahrzeug. Deshalb fahren

' | L. s die Fahrzeuge der Freiwilligen Feu-
erwehren nicht im Verband, sondern
. rucken sukzessive aus.

Allein diese Einsatztaktik erlaubt es
den ehrenamtlichen Feuerwehren,
die Ausriickzeit mdglichst niedrig zu
% halten und den Einsatzort rechtzeitig
" zu erreichen.

Ansicht 8: Einsatzleitwagen r Freiwllien Feuer- gibt einen Blick auf das
wehr Kronberg im Taunus. Besatzung 2 Mann. An- sykzessive Ausriicken der 15 Orts-
schaffungskosten nach der Brandschutzférderrichtlinie teiIfeuerwehrenE die das héchste
36.000 €. Gefahrenpotenzial der Risikokatego-
rie Brand B 4 abdecken mussten:

Ausrlickverhalten ausgewahlter Freiwilliger Feuerwehren
(2002)

10 min

9 min A

8 min

7 min A

6 min -

5 min

4 min

3 min A

2 min

M Ausriickzeit Loschfahrzeug

1 min M Ausriickzeit Léschzug (ELW 1, LF 16/12, DLK 18-
12, TLF 16/25)

0 min

Bad Schwalbach
Braunfels
Sandbach
GroB-Gerau
Kaufungen
Konigstein
Kronberg
Oberhéchstadt
GroBen-Linden
Leihgestern
Lorsch

Nidda

Seeheim
Seligenstadt
Spangenberg
Mittelwert

Ansicht 9: Ausrlickeverhalten ausgewahlter freiwilliger Feuerwehren (2002)

Ernsthaft kann von Freiwilligen Feuerwehren mit ehrenamtlichen Einsatzkradften im  Zu hohe
Gegensatz zu Berufsfeuerwehren eine Ausriickzeit von weniger als fiinf Minuten nicht ~ Forderungen
verlangt werden. Umgekehrt wiirden solche Forderungen an die Freiwilligen Feuer- an das
wehren die Ehrenamtlichkeit auf Dauer in Frage stellen. Ehrenamt

19 Ortsteilfeuerwehren Bad Schwalbach, Braunfels, Sandbach (Breuberg), GroB-Gerau, Kaufungen, Koénig-
stein, Kronberg, Oberhdchstadt (Kronberg), GroBen-Linden (Linden), Leihgestern (Linden), Lorsch, Nid-
da, Seeheim (Seeheim-Jugenheim), Seligenstadt, Spangenberg
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5.13 Wirksame Hilfe nur, wenn der Léschzug vollstandig eintrifft?

Ansicht 10: Léschzug der Freiwilligen Feuerwehr Kronberg im Taunus. 19 Mann Besatzung.
Anschaffungskosten nach der Brandschutzforderrichtlinie 696.000 € Der Léschzug entspricht
der Fahrzeugmindestausstattung der Ausriistungsstufe I in der Risikokategorie B 4.

Die Anlage zur Feuerwehrorganisationsverordnung unterscheidet zwischen der Aus-
ristungsstufe I (értliche Gefahrenabwehr binnen einer Hilfsfrist von zehn MinutenfT)
und der Ausristungsstufe II (lberértliche Gefahrenabwehr binnen einer Hilfsfrist von
zwanzig Minutenf?). Je nach Risikokategorie zeigt die Matrix die Fahrzeugmindestaus-
stattung.

In der Ausriistungsstufe 1/Risikokategorie B 4 miissen einem L&schzug mindestens ein
Einsatzleitwagen (ELW 1), ein Léschgruppenfahrzeug (LF 16/12), ein Tankldschfahr-
zeug (TLF 16/25) und eine Drehleiter (DLK 18-12) angehdren. Das hat Konsequenzen
fir die Einhaltung der Hilfsfrist, was an dem normalen Ablauf eines Einsatzes verdeut-
licht werden soll:

Nach einem Alarm treffen die ehrenamtlichen Feuerwehrleute am Feuerwehrgerate-
haus nach und nach ein (siehe auch Seite 9). Sie riicken mit ihren Fahrzeugen sukzes-
sive aus. Das gilt fir alle Gefahrenarten und Risikokategorien, die mehrere Feuer-
wehrfahrzeuge fiir die Ausriistungsstufen I und II verlangen. Die fiir den Grundbrand-
schutz wirksame Hilfe setzt nach den Vorgaben in der Feuerwehrorganisationsverord-
nung ein, wenn alle fiir den Einsatz notwendigen Fahrzeuge am Einsatzort eingetrof-
fen sind. Es genlgt nicht, dass die zuerst eintreffende Fahrzeugbesatzung wirksame
Hilfe einleitet. Das heiBt, erst das letzte dort eintreffende Fahrzeug beendet die Hilfs-
frist. Der klare Wortlaut der Feuerwehrorganisationsverordnung lasst eine abweichen-
de Interpretation nicht zu. Ob dies feuerwehrtaktisch sinnvoll ist, muss bezweifelt
werden.

Nach der derzeit geltenden Regelung kommt der durchschnittlichen Ausriickzeit des
letztausriickenden Fahrzeugs maBgebliche Bedeutung zu.

Bei Einsdtzen zur Abdeckung der Risikokategorie B 4 lag die durchschnittliche Aus-
rickzeit aller Ortsteilfeuerwehren bei 7,1 Minuten. Im Mittelwert musste mit einer
Fahrtzeit von 2,9 Minuten ausgekommen werden. Bei dieser Sachlage konnten ledig-
lich 7E3]von 15E|Ortsteilfeuerwehren das gesamte bebaute Gemeindegebiet innerhalb
der Hilfsfrist abdecken.

20 siehe Anlage 2a zur Richtlinie fiir die Gewahrung von Zuwendungen des Landes Hessen zur Férderung
des Brandschutzes (Brandschutzforderrichtlinie) vom 18. August 2000 (Staatsanzeiger fiir das Land
Hessen 2000, S. 2738, zuletzt gedndert durch Erlass vom 7. September 2001)

21 Anlage zur FWOVO I. Grundsatz i. V. m. § 3 Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 HBKG
22 Anlage zur FwOVO I. Grundsatz i. V. m. § 4 Absatz 1 Nr. 2 und 4 HBKG

23 Braunfels, Oberhdchstadt (Kronberg), GroBen-Linden (Linden), Leihgestern (Linden), Lorsch, Nidda,
Seligenstadt
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Die Freiwilligen Feuerwehren riicken mit ihren ehrenamtlichen Einsatzkraften immer
so aus. Dies gilt fir alle Gefahrenarten und Risikokategorien, die mehrere Feuerwehr-
fahrzeuge fiir die Ausriistungsstufen I und II verlangen.

5.14 Wirksame Hilfe mit einem wasserflihrenden Fahrzeug?

Die Uberdrtliche Priifung hélt
den Standard der Feuerwehror-
ganisationsverordnung fir zu
hoch. Die Freiwilligen Feuerweh-
ren sind praktisch nicht in der
Lage, ihm Rechnung zu tragen.
Aus feuerwehrtaktischer Sicht ist
der hohe Standard auch nicht
nétig. Vielmehr geniigt es, wenn
ein einziges wasserflihrendes
Fahrzeug binnen der Hilfsfrist
am Einsatzort ankommt. Aller-
dings muss der zweite Ret-
Ansicht 11: Loéschgruppenfahrzeug LF 16/12 der Freiwil- tungsweg gesichert sein.

ligen Feuerwehr Kronberg im Taunus. Besatzung 9

Mann. Anschaffungskosten nach der Brandschutzforder- De€n  Grundbrandschutz  stellen
richtlinie 185.000 €. die Feuerwehren in diesem Fall

dann sicher, wenn sie die Ubri-
gen Fahrzeuge in angemessener Frist nachfiihren. Unter solchen Bedingungen wird es
ihnen regelmaBig gelingen, die Hilfsfrist von zehn Minuten einzuhalten. Denn die
durchschnittliche Ausriickzeit fiir das erste wasserfiihrende Ldschfahrzeug lag bei den
Einsdtzen zur Abdeckung der Risikokategorie B 4 bei 4,7 Minuten. Fiir die Fahrtstrecke
verblieben somit noch 5,3 Minuten.

verdeutlicht schematisch den Unterschied zwischen den Anforderungen
nach der Feuerwehrorganisationsverordnung und den Anforderungen, die die Uberort-
liche Priifung fir realitdtsbezogen und damit praxisgerecht halt. Im ersteren Fall deck-
te der Einsatzbereich gerade die Halfte der Kernstadt von GroB-Gerau ab (rote Ellip-
se). In der zweiten Alternative erstreckte er sich weit Uber die Kernstadt hinaus
(schwarze Ellipse).

24 Bad Schwalbach, Braunfels, Sandbach (Breuberg), GroB-Gerau, Kaufungen, Konigstein, Kronberg,
Oberhdchstadt (Kronberg), GroBen-Linden (Linden), Leihgestern (Linden), Lorsch, Nidda, Seeheim
(Seeheim-Jugenheim), Seligenstadt, Spangenberg
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Nicht erreichbare
bebaute
Ortsteile

Uberschreiten der Hilfsfrist bei Nichterreichbarkeit des Einsatzorts
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Ansicht 12: Ausriickebereich in Abhangigkeit von der Definition wirksamer Hilfe bei der Freiwilli-
gen Feuerwehr GroB-Gerau (2002)

T B L

Wiirden die Forderungen auf das nach Ansicht der Uberdrtlichen Priifung feuerwehr-
taktisch gebotene MaB reduziert, hielten 11 der 15 Ortsteilfeuerwehren die Hilfsfrist
von zehn Minuten ein.

5.15 Uberschreiten der Hilfsfrist bei Nichterreichbarkeit des Einsatzorts

Keine Gemarkung der 21 Stadte und Gemeinden war so klein, dass die Hilfsfrist von
zehn Minuten fiir das gesamte bebaute Gemeindegebiet und den AuBenbereich ge-
reicht hatte.

Bei einer durchschnittlichen, guten Ausrtlickzeit von fiinf Minuten verblieben finf Minu-
ten fir die Fahrtzeit, bis die Hilfsfrist abgelaufen war. Problematisch waren vor allem
die Falle, in denen allein die normale Fahrzeit zwischen Feuerwehrgeratehaus und
Einsatzort mehr als fiinf Minuten betrug.

In finf Stadten und Gemeinden gab es bewohnte Einsatzorte, die schon fahrtechnisch
nicht in der gesetzlichen Hilfsfrist zu erreichen waren.
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Nicht erreichbare bewohnte Objekte (2002)

Stadt oder Einsatzort Einwohner
Gemeinde
Biebergemiind Behindertenheim Haus am Burgberg 200
Breuberg Jugendherberge Burg Breuberg 150
Kaufungen Oberkaufungen, Papierfabrik 1.200
Kronberg Ausbildungszentrum 350
Seeheim-Jugenheim Bildungszentrum 500

Ansicht 13: Nicht erreichbare bewohnte groBere Objekte im AuBenbereich (2002)

Das Fallbeispiel zeigt das Behindertenheim Haus am Burgberg (Ansicht 14). Es liegt im
AuBenbereich in der Gemeinde Biebergemiind.

Die StraBe zwischen dem Feu-
erwehrhaus und dem Heim ist
4,3 Kilometer lang. Sie hat er-
hebliche Steigungen. Die Fahr-
zeit dauert 6 Minuten 50 Se-
kunden. Bei einer Ausriickzeit
von 5 Minuten ist das Heim auf
keinen Fall in 10 Minuten zu
erreichen.

i

Um zu giinstigeren Ergebnissen
zu gelangen, kénnte man zwar
die Regelung der Hilfsfrist auf
das im Zusammenhang bebaute
Gebiet einer Gemeinde be-
schranken. Diese Art der Stan-

Ansicht 14: Uberschreiten der Hilfsfrist: Fallbeispiel Be- dardabsenkung  wiirde  den

hindertenheim Haus am Burgberg in der Gemeinde Bie- Meisten Stadten und Gemein-
bergemiind (2002) den beim Grundbrandschutz

aber nicht nachhaltig helfen.
Nur Linden und Lorsch kdmen mit ihrer Feuerwehrausstattung der Forderung voll-
standig nach.

~| Behindertenhe m

“ TN e w N ATORR N 4

T

5.16 Uberschreiten der Hilfsfrist bei fehlender Tagesalarmsicherheit

In den 21 Stadten und Gemeinden gab es 133 Ortsteilfeuerwehren. Davon waren 112
Ortsteilfeuerwehren fiir den Grundbrandschutz nétig.

Von den fir den Grundbrandschutz nétigen 112 Ortsteilfeuerwehren waren 47
(42 Prozent) nicht tagesalarmsicher. Diese 47 Ortsteilfeuerwehren schafften es zu
ungiinstigen Zeiten (insbesondere unter der Woche tagsiiber) nicht, binnen zehn Mi-
nuten nach dem Alarm auszuriicken, das heiBt, die Hilfsfrist war schon bei der Fahrt
aus dem Feuerwehrhaus abgelaufen.

5.17 Hilfsfristen im Landervergleich

Neben Hessen kennt von allen deutschen (Flachen-) Bundesldandern nur Sachsen-
Anhalt eine Hilfsfrist in einem Gesetz im foérmlichen Sinn. Die sachsen-anhaltinische
Hilfsfristregelung ist aber in ihren Forderungen an die gemeindlichen Feuerwehren
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Hilfsfristen im Landervergleich

deutlich schwacher als die hessische. Zudem sind in Sachsen-Anhalt Rechtsanspriiche
einzelner Personen ausdriicklich ausgeschlossenf®]

Rheinland-Pfalz und Thiiringen setzen Hilfsfristen in Verordnungen fest. Bayern und
Schleswig-Holstein sehen Hilfsfristen nur auf der Ebene der Verwaltungsvorschriften
VOr.

Aus den (brigen Bundeslédndern (ohne Stadtstaaten) sind keine Hilfsfristen fiir die
Freiwilligen Feuerwehren bekannt.

Hilfsfristen im Landervergleich

Land Fundstelle Hilfsfristen
\?\?L?ripemberg Feuerwehrgesetz (FWGE keine
Bayern Bayerisches Feuerwehrgesetz
(BayFwG) keine
Ziffer 1.1 der Bekanntmachung des ,Um ihre Aufgaben im abwehrenden
Bayerischen Staatsministeriums des Brandschutz erfiillen zu kénnen, miissen
Innern zum Vollzug des Bayerischen die Gemeinden ihre Feuerwehren so
Feuerwehrgesetzes (VoIIzBekBayFwG) aufstellen und ausriisten, dass diese
mdglichst schnell Menschen retten sowie
Schadenfeuer begrenzen und wirksam
bekampfen koénnen. Hierfiir ist es
notwendig, dass grundsatzlich jede an
einer StraBe gelegene Einsatzstelle von
einer gemeindlichen Feuerwehr in
héchstens zehn Minuten nach Eingang
der Brandmeldung bei der
alarmauslésenden Stelle (Hilfsfrist)
erreicht werden kann."
Brandenburg Gesetz (iber den Brandschutz und die
Hilfeleistung bei Ungliicksfallen und .
offentlichen Notstanden des Landes keine
Brandenburg (BSchG)El
Hessen § 3 Absatz 2 Hessisches Gesetz (iber den  ,Die Gemeindefeuerwehr ist so
Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und aufzustellen, dass sie in der Regel zu
den Katastrophenschutz jeder Zeit und an jedem Ort ihres
Zustandigkeitsbereichs innerhalb von
zehn Minuten nach der Alarmierung
wirksame Hilfe einleiten kann."
Mecklenburg- Gesetz Uber den Brandschutz und die
Vorpommern Hilfeleistungen der Feuerwehren keine

(BrschG M-v)B]

25 siehe § 2 Absatz 2 Satz 3 und 4 Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt
(BrSchG)

26 Feuerwehrgesetz Baden-Wiirttemberg in der Fassung vom 10. Februar 1987 (GBI. S. 105), gedndert
durch Gesetze vom 8. Mai 1989 (GBI. S. 142), vom 27. Mai 1991 (GBI. S. 277), vom 19. November 1991
(GBI. S. 681), vom 12. Februar 1996 (GBI. S. 171), vom 16. Dezember 1996 (GBI. S. 776)

27 Bayerisches Feuerwehrgesetz vom 23. Dezember 1981 (GVBI. S. 526), zuletzt geandert durch das
Gesetz zur Anderung des Bayerischen Feuerwehrgesetzes vom 10. Juli 1998 (GVBI. S. 401)

28 Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren vom 30. Marz 1983 Nr. I D 1 — 3082
-14a/48

29 Gesetz iiber den Brandschutz und die Hilfeleistung bei Ungliicksfallen und 6ffentlichen Notstanden des
Landes Brandenburg (Brandschutzgesetz — BschG -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9.3.1994
(GVBI. 1/94 S. 65), geandert durch Gesetz vom 17.12.1996 (GVBI. I/96 S. 358)

30 Hessisches Gesetz (iber den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG) vom
17. Dezember 1998 (GVBI. I S. 530)
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Hilfsfristen im Landervergleich

Land Fundstelle Hilfsfristen
Niedersachsen Niedersachsisches Gesetz iiber den
Brandschutz und die Hilfeleistungen der keine

Feuerwehren (NbrandSchG)

Nordrhein- Gesetz (iber den Feuerschutz und die

7 kei
Westfalen Hilfeleistung (FSHG)E2] €ine
Rheinland-Pfalz Landesgesetz liber den Brandschutz, die
allgemeine Hilfe und den keine
Katastrophenschutz (LBKG)
§ 1 Abs. 1 der Feuerwehrverordnung »Die Gemeindefeuerwehr ist so
(FwV0) aufzustellen, dass sie in der Regel zu

jeder Zeit und an jeden Ort ihres
Zustandigkeitsbereichs innerhalb von acht
Minuten nach der Alarmierung
(Einsatzgrundzeit) wirksame Hilfe
einleiten kann."

Saarland Gesetz (iber den Brandschutz und die

keine
Hilfeleistung im Saarland (BSG) I
Sachsen Gesetz Uiber den Brandschutz und die
Hilfeleistung der Feuerwehren bei kei
Ungliicksféllen und Notsténden im Sine
Freistaat Sachsen (SéchsBrandschG)
Sachsen-Anhalt § 2 Absatz 2 Satz 1 Brandschutz- und .Die Feuerwehr soll so organisiert

Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-  werden, dass sie in der Regel zu jeder

Anhalt (BrSchG) Zeit und an jedem Ort ihres
Zustandigkeitsbereiches, der lber
offentliche Verkehrsflachen zu erreichen
ist, unter gewohnlichen Bedingungen
innerhalb von 12 Minuten nach der
Alarmierung am Einsatzort eintreffen
kann. Rechtsanspriiche einzelner
Personen werden durch die vorstehende
Bestimmung nicht begriindet."

31

32

33

34

35

36

37

38

Gesetz liber den Brandschutz und die Technischen Hilfeleistungen durch die Feuerwehren fiir Mecklen-
burg-Vorpommern (Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz M-V — BrSchG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. Mai 2002 (GVOBI. M-V S. 254), seit dem 21. Februar 2002 geltende Fassung

Niedersachsisches Brandschutzgesetz (NBrandSchG) vom 8. Marz 1978 (Nds. GVBI. S. 233), zuletzt
gedndert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 22. Mdrz 1990 (Nds. GVBI. S. 101)

Gesetz (iber den Feuerschutz und die Hilfeleistung (FSHG) vom 10. Februar 1998 (GV.NW. S. 122) -
SGV.NW.213

Landesgesetz lber den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (Brand- und
Katastrophenschutzgesetz — LBKG -) vom 2. November 1981 (GVBI. S. 247), gedndert durch Artikel 100
des Gesetzes vom 12. Oktober 1999 (GVBI. S. 325), BS 213-50

Feuerwehrverordnung (FwVO) vom 21. Marz 1991 (GVBI. S. 89), geandert durch Verordnung vom 2.
Juli 1992 (GVBI. S. 229), BS 213-50-4

Gesetz liber den Brandschutz und die Hilfeleistung im Saarland (Brandschutzgesetz — BSG -) vom 30.
November 1988 (Amtsblatt des Saarlandes 1989 S. 1397), gedndert durch Gesetz Nr. 1381 vom
27.11.1996, Amtsbl. S. 1313, und Gesetz Nr. 1403 vom 10.12.1997, Amtsbl. S. 1375

Gesetz Uber den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuerwehren bei Ungllicksféllen und Notstédnden
im Freistaat Sachsen (Séchsisches Brandschutzgesetz — SachsBrandschG) vom 28. Januar 1998
(SéchsGVBI. 1998 S. 54, 1999 S. 338)

Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Brandschutzgesetz — BrSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juni 2001
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Hilfsfristen im Landervergleich

Land Fundstelle Hilfsfristen
Schleswig- Gesetz liber den Brandschutz und die
Holstein Hilfeleistungen der Feuerwehren keine
(BrschG)B3l
Ziffer 2.2.1 des Erlasses des »Die Ausriistung richtet sich nach der
Innenministeriums zur Gliederung und Einwohnerzahl, der GroBe des zu
Ausristung der freiwilligen Feuerwehren,  schiitzenden Bereichs, der
der Pflichtfeuerwehren und der Brandbelastung der in ihm vorhandenen
Werkfeuerwehren sowie die Laufbahnen Gebdude und Anlagen, sonstigen anderen
und die Ausbildung ihrer Mitglieder Gefahren, der topographischen Lage und
(Gliederung und Ausbildung) der Léschwasserversorgung. Bei der
Konzeption der Standorte der
Feuerwehrhauser, der erforderlichen
Fahrzeuge und Ausriistung ist
insbesondere auch die unter normalen
Umstanden innerhalb des
Gemeindegebiets anzustrebende Hilfsfrist
von zehn Minuten zu beriicksichtigen. Die
Hilfsfrist ist die Zeit zwischen dem
Entdecken des Schadensereignisses und
dem Tatigwerden der Feuerwehr."
Thiringen Thiringer Gesetz (iber den Brandschutz,

die Allgemeine Hilfe und den
Katastrophenschutz (ThBKG)

§ 1 Abs. 1 der Thiringer Feuerwehr-
Organisationsverordnung

(ThirFworgvo)f2]

keine

,Die Gemeindefeuerwehr ist so
aufzustellen, dass sie in der Regel zu
jeder Zeit und an jedem Ort ihres

Zustandigkeitsbereichs innerhalb von
zehn Minuten nach der Alarmierung
(Einsatzgrundzeit) wirksame Hilfe
einleiten kann."

Ansicht 15: Hilfsfristen im Landervergleich (2002)

Ansicht 15| zeigt: Hessen stellt die bundesweit hochsten Forderungen an die Einsatz-
frist der Freiwilligen Feuerwehren.

Die Uberértliche Priifung weist auf ein Missverhéltnis in den Forderungen an die Orga-
nisation der verschiedenen Zweige der Gefahrenabwehr hin: Die Hilfsfrist fiir die iber-
wiegend ehrenamtlich organisierte Feuerwehr ist gesetzlich am engsten geregelt.

Fir den semiprofessionellen Rettungsdienst gelten auch gesetzliche Hilfsfristen, fir
die aber orts- und einsatzbezogene Ausnahmen zugelassen werdenf] Die vollprofes-
sionelle Polizei unterliegt keinen gesetzlichen Hilfsfristen. Somit werden ausgerechnet
an die Gefahrenabwehr, die die Stadte und Gemeinden sichern und die sie regelmaBig

39 Gesetz iiber den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuerwehren (BrSchG) vom 10. Februar 1996
Gl.-Nr.: 2131-2

40 Gliederung und Ausriistung der freiwilligen Feuerwehren, der Pflichtfeuerwehren und der Werkfeuer-

wehren sowie die Laufbahnen und die Ausbildung ihrer Mitglieder (Gliederung und Ausbildung) GI.-Nr.:
2135.14, Amtsbl. Schl.-H. 1998 S. 127, Erlass des Innenministeriums vom 18. Februar 1998 — IV 350 b
—-166.035.0

41 Thiiringer Gesetz tber den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (Thiiringer
Brand- und Katastrophenschutzgesetz — ThBKG) i.d.F. der Bek. vom 25. Marz 1999 (GVBI. S. 227), ge-
andert durch Gesetz vom 19. Dezember 2000 (GVBI. S. 419)

42 Thiiringer Feuerwehr-Organisationsverordnung (ThiirFwOrgV0O) vom 13. August 1992

43 siehe § 22 Absatz 2 HRDG : ,Die Aufstellung des Rettungsdienstplanes und dessen Anpassung erfolgt in

angemessenen Abstanden durch ... Dabei ist fiir die Notfallversorgung vorzusehen, dass ein geeignetes
Rettungsmittel jeden an einer StraBe gelegenen Notfallort in der Regel innerhalb von zehn Minuten
(Hilfsfrist) erreichen kann und ..." in Verbindung mit Kapitel 2.2.1 des Vorldufigen Rettungsdienstplanes
des Landes Hessen (2. Fortschreibung — 1. Januar 1998)
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mit ehrenamtlichen Kraften erfiillen, die héchsten Anspriiche gestellt. Die Brand-
schutzregelung in Hessen zieht zudem bundesweit die hdchsten Haftungsrisiken fiir
die gemeindlichen Feuerwehren nach sich.

5.18 Kennzeichnendes Merkmal: Bristungshéhe hochstens 7 Meter

Nach der Anlage zur Feuerwehr-
organisationsverordnung hangt
die Einstufung des Gefahrenpo-
tenzials in die einzelnen Risiko-
kategorien bei der Gefahrenart
Brand unter anderem davon ab,
wie hoch die Oberkante der
Briistungen von zum Anleitern
bestimmten Fenstern oder Stel-
len Uber der Geldandeoberflache

liegt (Briistungshthe). Bei den Ansicht 160 T renfah t viertell

Py : nsic : Tragkraftspritzenfahrzeug mit vierteiliger
Risikokategorien B 1 und B 2 Steckleiter der Freiwilligen Feuerwehr Tiefenbach in
Braunfels. Besatzung 6 Mann. Anschaffungskosten nach

darf die Briistungshéhe hdchs-

tens 7 Meter betragen. der Brandschutzforderrichtlinie 84.000 €.

Die Regelungen der Feuerwehrorganisationsverordnung sind nicht mit den baurechtli- Feuerwehr-
chen Vorschriften harmonisiert. Die Musterbauordnung der Lander und die Hessische organisations-
Bauordnungf?] stellen einheitlich beim zweiten Rettungsweg auf eine Briistungshéhe verordnung und

neue Hessische
Bauordnung nicht
harmonisiert

von 8 Metern abf?] Gebaude mit dariiber hinausgehenden Briistungshohen diirfen nur
dann errichtet werden, wenn die Feuerwehr die nétigen Rettungsgerdte hat. Bei einer
Briistungshohe unter 8 Metern spielt die Ausriistung der Feuerwehr dagegen keine
grundlegende Rolle. Die meisten Ldschfahrzeuge — ausgenommen Tragspritzenanhan-
ger (TSA) und Tragspritzenfahrzeuge (TSF) mit zweiteiliger Steckleiter — sind mit vier-
teiligen Steckleitern ausgestattet. Diese erlauben Operationen bis zu einer Briistungs-
héhe von 8 Metern. Die Baugenehmigungsbehoérde und die Gemeinden, die nach § 36
Baugesetzbuch zu beteiligen sind, gingen daher davon aus, dass der zweite Ret-
tungsweg flachendeckend bis zu einer Briistungshdhe von 8 Metern mit Feuerwehrlei-
tern sichergestellt war. Dementsprechend genehmigten und genehmigen sie (wenn
bauplanungsrechtlich mdglich) solche Bauvorhaben (so zwei Vollgeschosse und aus-
gebautes Dachgeschoss) ohne Riicksprache mit der Feuerwehr. Auch die kommunalen
Bebauungspléne waren regelmaBig auf diese Sachlage abgestimmt.

Die Lage wird durch die neue Hessische Bauordnung vom 18. Juni 2002f¢]verschérft.
Bauvorhaben in dieser GréBenordnung dirften nunmehr in baugenehmigungsfreie
Vorhaben einzustufen sein (§§ 55 ff Hessische Bauordnung). Die Gemeinde, die ihre
Ausstattung nach der Feuerwehrorganisationsverordnung ausgerichtet hat, erfahrt
nicht einmal, dass in ihrem Gebiet Gebdude stehen, fiir die der Zweite Rettungsweg
nicht gesichert ist.

Die Handhabung der Baugenehmigungsbehérden und Gemeinden fiihrte dazu, dass
die meisten Ortsteile nicht mehr in die zutreffende Risikokategorie eingestuft waren.
Bei 93 von 106 Ortsteilen misste die Risikokategorie B 3, anstatt B 1 oder B 2 lauten.
Der Fahrzeugpark ware entsprechend aufzustocken. Die betroffenen 21 Stadte und

44 Hessische Bauordnung (HBO) vom 18. Juni 2002 (GVBI. I S. 274) — im Folgenden: Hessische Bauord-
nung

45 Gebéude, deren zweiter Rettungsweg (ber Rettungsgerite der Feuerwehr fiihrt und bei denen die
Oberkante der Briistung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m {iber der
Gelandeoberflache liegt, dirfen nur errichtet werden, wenn die Feuerwehr (iber die erforderlichen Ret-
tungsgerate, wie Hubrettungsfahrzeuge, verfiigt" (§ 13 Absatz 3 Satz 5 HBO 2002).

46 GVBI. I, S. 274ff
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Investitionen wegen
T 2-Einstufung

Kennzeichnendes Merkmal: Kreis- und LandesstraBBe

Gemeinden miissten hierfiir 6,5 Millionen €f7]aufbringen, wobei Kosten fiir neue Fahr-
zeugstellplatze und Unterhalt nicht einmal beriicksichtigt sind.

Die Uberdrtliche Priifung meint, dass sich dieser kostentréchtige Weg vermeiden I3sst.
Der zweite Rettungsweg ist auch bei Gebduden mit einer Bristungshéhe bis zu
8 Metern mit den derzeit vorgehaltenen Feuerwehrfahrzeuge — von wenigen Ausnah-
men abgesehen — gesichert. Die Feuerwehrorganisationsverordnung ordnet diese
Gebaude einer hoheren Risikokategorie zu als Gebaude mit einer Briistungshéhe von
7 Metern, obwohl beide feuerwehrtechnisch und feuerwehrtaktisch als gleichwertig
einzustufen sind. Dariiber hinaus tragen die unterschiedlichen Briistungshéhen zur
Rechtsunsicherheit bei.

Angesichts der Gesamtumstande rét die Uberértliche Priifung Landtag und Landesre-
gierung zu erwagen, die Feuerwehrorganisationsverordnung an das Bauordnungsrecht
anzupassen.

5.19 Kennzeichnendes Merkmal: Kreis- und Landesstraf3e

In der Anlage zur Feuerwehrorganisationsverordnung ist in der Gefahrenart Techni-
sche Hilfe die Einstufung des Gefahrenpotenzials in die einzelnen Risikokategorien im
Wesentlichen von der StraBenklassifizierung abhangig.

Alle Ortsteile mit einer ,groBeren OrtsverbindungsstraBe (z. B. Kreis- und Landesstra-
Be)" sind in die Risikokategorie T 2 einzustufen. Diese Regelung flihrte dazu, dass 118
der 133 Ortsteile in die Risikokategorie T 2 und héher einzustufen waren.

Im giinstigen Fall bedingt die héhere Einstufung von Risikokategorie T 1 nach T 2 in
der Ausriistungsstufe I nur eine Erweiterung der Fahrzeugausstattung. Daneben ist
Zusatzbeladung fir die Technische Hilfeleistung notwendig. Sie besteht zumindest aus
Stromerzeuger, Beleuchtungseinheit, Hydraulikaggregat, Spreizer und Schneidgerat.
Im ungiinstigen Fall kann ein neues, einsatztaktisch héherwertiges Fahrzeug verlangt
werden.

Den giinstigen Fall vorausgesetzt,
lagen die Mehrkosten fiir den Wech-
sel in die Risikokategorie T 2 (statt T
1) in den Stadten und Gemeinden bei
mindestens 900.000 €.

Diese flachendeckende Fahrzeug-
mehrausstattung ist feuerwehrtak-
tisch nicht unerlasslich. Bei einem
Technischen Hilfeleistungseinsatz
(schwerer Verkehrsunfall mit einge-
klemmten Personen) sind vor der
Befreiung der Verletzten Basisarbeiten

' einzuleiten. Zu denken ist an die Si-
Ansicht 17: Technischer Hilfeleistungssatz. An-  cherung der Unfallstelle, den Brand-
schaffungskosten nach der Brandschutzforderricht-  gchutz und  die Erstversorgung der

linie 15.000 €. Verletzten. Die  BasismaBnahmen
kann jede Ortsteilfeuerwehr mit der Standardausstattung eines wasserfiihrenden
Loschfahrzeugs erledigen. Es reicht aus, wenn die spezielle feuerwehrtechnische Aus-
riistung zur Technischen Hilfeleistung von der groBeren Ortsteilfeuerwehr (so Kern-
stadtfeuerwehr) in angemessener Zeit nachgefiihrt wird. AuBerdem besitzen die Feu-
erwehren die notwendige Erfahrung zum praxisgerechten Einsatz der Rettungsmittel
(so Hydraulischer Rettungssatz mit Spreizer und Schneidgerat).

47 Unter Beriicksichtigung einer Substitution auf Basis des Fahrzeug-Ist-Bestands (siehe Kapitel 5.24)
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5.20 Kennzeichnendes Merkmal: Strahler der Gefahrengruppe II oder III

In der Anlage zur Feuerwehrorganisationsverordnung sind in der Gefahrenart Nuklea-
re, Biologische, Chemische Stoffe (NBC) die drei Risikokategorien der Feuerwehrge-
fahrengruppe ausschlaggebend. Die Feuerwehr-Dienstvorschriften (FWDV)f8]9/1 und
9/2 legen fest, dass Einsdtze in Objekten, in denen mit radioaktiven Stoffen umge-
gangen wird und die in die Gefahrengruppe II oder III eingestuft wurden, nur mit
Strahlenschutz-Sonderausriistung  (Kontaminationsschutzkleidung und  Strahlen-
schutzmesstechnik) geschehen diirfen.

Sind in einem Ortsteil Ob-
jekte vorhanden, die in die
Gefahrengruppe II oder III
eingestuft wurden, gehort
dieser in die Risikokategorie
\.  NBC 3. Nach der Feuer-
I" wehrorganisationsverord-

- ‘Gevilewagenwm . .
§— - nung muss in der Ausris-

A tungsstufe I neben der
g = Strahlenschutz-Sonderaus-
. ristung ein Geratewagen-
Gefahrgut des Typs GW-G
Ansicht 18: Gerdtewagen-Gefahrgut GW-G (7,5 t) der Freiwil- (7,5 t) in der Hilfsfrist von
ligen Feuerwehr GroBenliider. Besatzung 2 Mann. Anschaf- zehn Minuten vor Ort sein.
fungskosten nach der Brandschutzforderrichtlinie 194.000 €. Auf dem GW-G (7,5 t) ist
nach DIN 14555 Teil 13
keine Strahlenschutz-Sonderausstattung vorgesehen. Sie muss zusatzlich beschafft
und vorgehalten werden.

In GroB-Gerau war der Stadtteil Dornheim der Risikokategorie NBC 3 zuzuordnen.
Dort lag ein Betrieb der Gefahrengruppe II. Sonst gab es kein weiteres NBC-
relevantes Gefahrenpotenzial. Fiir den Ortsteil muss nach der Feuerwehrorganisati-
onsverordnung ein Geratewagen/Gefahrgut (7,5 t) beschafft werden. Die Investitions-
kosten fiir das Fahrzeug liegen bei 194.000 €°]ohne den Fahrzeugstellplatz und ohne
Unterhalt.

5.21 Zweiter Rettungsweg

In jedem Gebdude mit Aufenthaltsrdumen missen nach der Hessischen Bauordnung
zwei voneinander unabhéngige Rettungswege vorhanden seinf?] Der erste Rettungs-
weg flhrt iber die notwendigen Flure oder Treppenhduser. Der zweite Rettungsweg
wird in der Regel aus Kostengriinden nicht gebaut, er wird vielmehr im Schadensfall
von der Feuerwehr mit ihren Leitern oder Hubrettungsfahrzeugen gebildet. Da mit
Leitern oder Hubrettungsfahrzeugen unterschiedliche Rettungshohen erreicht werden,
kommt der Bristungshdhe in der Gefahrenart Brand entscheidende Bedeutung zu.
Zwecks Einteilung in Risikokategorien wird zwischen folgenden Briistungshéhen unter-
schieden:

48 Erlass des Hessischen Ministeriums des Innern und fir Sport vom 20. April 2001, StAnz. 19/2001,
S. 1666

49 Herangezogen wird der Satz der Anlage 2a zur Richtlinie fiir die Gewdhrung von Zuwendungen des
Landes Hessen zur Forderung des Brandschutzes (Brandschutzforderrichtlinie) vom 18. August 2000
(StAnz. 2000 S. 2738) zuletzt gedandert durch Erlass vom 7. September 2001.

50 § 13 Absatz 3 Satz 1 Hessische Bauordnung
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Sicherheitsrisiko
durch
B 4 - Ausstattung

Forderungen des Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes und der
Feuerwehrorganisationsverordnung an die Stadte und Gemeinden

Kennzeichnendes Merkmal Briistungshéhe und Risikokategorien

Kennzeichnendes Merkmal Risikokategorie
Gebaudehdhe: hochstens 7 m Briistungshéhe B1
Gebdudehohe: héchstens 7 m Briistungshohe B2
Gebaudehdhe: hoéchstens 12 m Briistungshdhe B3
Gebaudehdhe: héchstens 23 m Briistungshdhe B4

Ansicht 19: Kennzeichnendes Merkmal Briistungshéhe und Risikokategorien

Mit den in der Ausriistungsmatrix flr die Risikokategorien B 1 bis B 3 vorgesehenen
Feuerwehrfahrzeugen wird der zweite Rettungsweg sichergestellt. Die Risikokategorie
B 4 sieht fiir die Ausriistungsstufe I eine DLK 18-12 vor. Mit dem Rettungsfahrzeug
kénnen nur Nennrettungshéhen von 18 Metern erreicht werden, was in der Regel dem
6. Gebaudevollgeschoss entspricht.

In der Risikokategorie
B 4 werden aber Ge-
baude mit einer Briis-
tungshdhe von bis zu
23 Metern zugelas-
sen. Das entspricht
einem Gebdude mit
bis zu acht Volige-
schossen. Das dafur
adaquate Hubret-
tungsfahrzeug ist eine
DLK 23-12. Dieser
Hubrettungsfahrzeug-
Ansicht 20: Drehleiter (DLK 18/12) der Freiwilligen Feuerwehr Kron- tYP ist in der Feuer-
berg im Taunus. Besatzung 2 Mann. Anschaffungskosten nach der wehrorganisations-
Brandschutzférderrichtlinie 332.000 €. verordnung erst in

der Ausriistungsstufe
II fir die Uberdrtliche Gefahrenabwehr vorgesehen. Dies bedeutet, dass nach Feuer-
wehrorganisationsverordnung der zweite Rettungsweg fiir das 7. oder 8. Geschoss bei
Gebauden mit einer Briistungshéhe zwischen 18 und 23 Metern erst binnen 20 Minu-
ten sicherzustellen ist.

Diese Regelung fiir das 7. und 8. Geschoss ist aus feuerwehrtaktischer Sicht riskant.
Die Uberértliche Priifung empfahl daher der Stadt Kronberg, die fiir den gemeindli-
chen Grundbrandschutz vorhandene DLK 18-12 durch eine DLK 23-12 zu ersetzen. Die
Stadt folgte der Empfehlung.

5.22 Forderungen des Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes
und der Feuerwehrorganisationsverordnung an die Stadte und Gemeinden

Wie in Kapitel 5.10] ab Seite B2] ausgefiihrt, erfiillte keine der Stidte und Gemeinden
den an sie gerichteten gesetzlichen Auftrag fiir den gemeindlichen Grundbrandschutz
vollstandig.

Der gesetzliche Auftrag bildet zugleich den an die Stadte und Gemeinden sowie deren
Verantwortliche gerichteten Sorgfalts- und HaftungsmaBstab. Die Uberértliche Priifung
ist der Auffassung, dass die Stadte und Gemeinden die Standards nach dem Hessi-
schen Brand- und Katastrophenschutzgesetz und der Feuerwehrorganisationsverord-
nung nur mit héchstem finanziellen und personellen Aufwand bewaltigen kénnen.
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5.23 Ortsteilfeuerwehren

Die 21 Stadte und Gemeinden hatten 133 Ortsteilfeuerwehren. Davon waren 112 fir
den gemeindlichen Grundbrandschutz nétig.

5.24 Fahrzeugausstattung

Das Hessische Brand- und Katastrophenschutzgesetz und die Feuerwehrorganisations-
verordnung stellen erhebliche Anforderungen an die Fahrzeugausstattung. Ihre Erfiil-
lung bedeutete eine deutliche finanzielle Mehrbelastung der Stadte und Gemeinden.
Nach dem Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetz und der Feuerwehrorga-
nisationsverordnung waren fir die ortliche Gefahrenabwehr in den 21 Stadten und
Gemeinden 223 Feuerwehrfahrzeuge (zuziiglich 5 Mehrzweckboote) nétig. Ihr aktuel-
ler Beschaffungswertpl] lage bei 33,6 Millionen €. Unter Beriicksichtigung des Fahr-
zeug-Ist-Bestands ergaben sich fiir die Anschaffung von 163 neuen Fahrzeugen Inves-
titionen von 23,4 Millionen €.

Da die Feuerwehrorganisationsverordnung keine Ubergangsregelungen und keine
Ubergangsfristen kennt, wiren die Investitionen an sich sofort fillig. Eine solche Be-
lastung kénnen die Gemeinden nicht verkraften. Nach Auffassung der Uberdrtlichen
Priifung ist daher eine Ubergangsregelung in Form einer Substitutionsregelung
einzurdumen. Anstelle der nach dem Hessischen Brand- und Katastrophenschutz-
gesetz und der Feuerwehrorganisationsverordnung fiir den Grundbrandschutz
bendtigten neuen Feuerwehrfahrzeuge kénnten so lange vorhandene Feu-
erwehrfahrzeuge eingesetzt werden, als sie den gleichen feuerwehrtechnischen und -
taktischen Einsatzwert besitzen wie Neufahrzeuge (Substitution).

Die bei den Ortsteilfeuerwehren vorhandenen Fahrzeuge wurden auf ihre Substituti-
onsfahigkeit untersucht. 56 wadren fiir eine befristete Weiterverwendung geeignet.
Danach waren statt 163 Fahrzeugen nur noch 107 Feuerwehrfahrzeuge zu beschaffen.
Gleichwohl bedeutete auch dies, dass 48 Prozent aller fiir den Grundbrandschutz noti-
gen Fahrzeuge neu zu kaufen waren.

Fahrzeugbeschaffungen nach Substitution (2002)

Stadt oder TSF-W LF8/6 LF8/6 LF8/6 TLF LF DLK GW-G
Gemeinde TH  Gefahr- 16/25 16/12  23/12
gut
gggwalbach 4 S
Biebergemiind 1 1 1
Braunfels 3 4
Breuberg 1 1
Gemliinden 4 3
GroBenlider 3 4
GroB-Gerau 1
Herbstein 2 2 2
Konigstein 1 2
Kaufungen 1
Kronberg 2 1 1
Linden 2

51 Herangezogen werden die Satze der Anlage 2a zur Richtlinie fiir die Gewahrung von Zuwendungen des
Landes Hessen zur Forderung des Brandschutzes (Brandschutzforderrichtlinie) vom 18. August 2000
(StAnz. 2000 S. 2738), zuletzt gedandert durch Erlass vom 7. September 2001.
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Fahrzeugausstattung

Fahrzeugbeschaffungen nach Substitution (2002)
Stadt oder TSF-W LF 8/6 LF 8/6

Gemeinde TH TH
Lorsch

Nidda 1 6
Seeheiml- 2
Jugenheim

Seligenstadt

Spangenberg 6
Volkmarsen 2
Wachtersbach 1
Waldkappel 4
Wildeck 1 2
Summe 3 2 42

LF 8/6 TLF
Gefahr-  16/25
gut
1
1
2
7

Ansicht 21: Fahrzeuge nach Substitution (2002)

Mit der Substitution lieBen sich die Investitionen um 7,6 Millionen € auf 15,8 Milli-
onen € senken. Gleichzeitig ergaben sich Sparpotenziale fiir Fahrzeuge, die Gber den

Mindestbedarf hinaus vorgehalten wurden.

Die Sparpotenziale betrugen vergangenheitsorientiert einmalig 4.831.323 € (im Mit-
telwert 230.063 € je Gemeinde)P?] Sie lagen zukunftsorientiert einmalig bei 5.923.895
€ (im Mittelwert 282.090 € je Gemeinde)P3]und laufend bei 120.977 € (im Mittelwert

6.049 € je Gemeinde und Jahr)p?]

N O A W W N

48

LF
16/12

DLK GW-G
23/12
1
1 2

Sparpotenziale und Investitionen fiir Feuerwehrfahrzeuge

nach Substitution (2002)

Stadt oder Gemeinde vergangen-

heitsorientiert
Bad Schwalbach 165.198 €
Biebergemiind 227.153 €
Braunfels 191.379 €
Breuberg 62.665 €
Gemiinden (Wohra) 78.485 €
GroBenlider 170.712 €
GroB-Gerau 410.909 €
Herbstein 115.435 €

52 Das vergangenheitsorientierte Sparpotenzial bezeichnet dabei die aufgezinsten gemeindlichen Anschaf-

Sparpotenziale

zukunft-
sorientiert
einmalig

240.721 €
450.052 €
419.352 €

59.139 €
274.069 €
207.671 €
424.947 €
176.224 €

fungskosten und die kumulierten Unterhaltungskosten.

53 Das zukunftsorientierte einmalige Sparpotenzial bezieht sich auf eine nicht mehr notwendige Ersatzbe-

schaffung.
54
haltungskosten.
55

In Herbstein lagen keine priiffahigen Daten vor.

zukunfts-
orientiert
laufend

2.627 €
4.448 €
14.770 €
1.691 €
3.799 €
5.233 €
9.996 €

il

Investitionen

Feuerwehr-
fahrzeuge

1.145.294 €
557.308 €
1.020.027 €
286.323 €
1.002.132 €
1.002.132 €
194.291 €
572.647 €

Das zukunftsorientierte laufende Sparpotenzial bezeichnet die jahrlich nicht mehr notwendigen Unter-

48
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Sparpotenziale und Investitionen fiir Feuerwehrfahrzeuge
nach Substitution (2002)

Stadt oder Gemeinde

Kaufungen
Konigstein
Kronberg
Linden

Lorsch

Nidda
Seeheim-Jugenheim
Seligenstadt
Spangenberg
Volkmarsen
Wachtersbach
Waldkappel
Wildeck
Summe

Mittelwert

vergangen-
heitsorientiert

34.700 €
220.399 €
125.565 €

49.466 €
110.342 €
855.889 €
341.679 €
302.899 €
327.382 €
201.056 €
540.099 €
164.076 €
135.833 €

4.831.323 €
230.063 €

Sparpotenziale

zukunft-

sorientiert

einmalig
12.674 €
208.909 €
228.691 €
27.454 €
122.008 €
808.669 €
378.232 €
355.578 €
436.065 €
151.144 €
479.377 €
202.325 €
260.594 €
5.923.895 €
282.090 €

zukunfts-
orientiert
laufend

1.432 €
10.175 €
2.673 €
1.139€
2.045 €
14.665 €
10.752 €
6.943 €
6.167 €
4.226 €
12.097 €
2.812 €
3.288 €
120.977 €
6.049 €

Investitionen

Feuerwehr-
fahrzeuge

148.275 €
429.485 €
736.260 €
368.130 €
148.275 €
1.912.232 €
864.083 €
618.663 €
1.288.456 €
715.809 €
715.809 €
1.431.617 €
672.349 €
15.829.597 €
753.790 €

Ansicht 22: Sparpotenziale und Investitionen fiir Feuerwehrfahrzeuge nach Substitution (2002)

5.25 Ausstattung mit Feuerwehrgeratehdusern

Den erhdhten Forderungen an die Fahrzeugausstattung lieBen das Hessische Brand-
und Katastrophenschutzgesetz und die Feuerwehrorganisationsverordnung héhere
Forderungen an die Zahl und GroBe der Stellpldtze in den Feuerwehrgeratehdusern
folgen. In 8 der 21 Stadte und Gemeinden ware eine Gesamtinvestition von 922.371 €
nétig. Werden Stellplatze aber weiterhin mit Fahrzeugen belegt, die (iber den ge-
meindlichen Grundbrandschutz hinaus vorgehalten werden, betragen die Investitionen

ein Vielfaches.

Gleichzeitig ergab sich bei den Feuerwehrgerdtehdusern ein vergangenheitsorientier-
tes einmaliges Sparpotenzial von 3.092.403 €.p6]Es beruhte auf Stellplitzen, die iiber
die Mindestforderungen fir den gemeindlichen Grundbrandschutz hinaus vorhanden

waren.

56 Das vergangenheitsorientierte Sparpotenzial bezeichnet dabei die aufgezinsten gemeindlichen Anschaf-
fungskosten und die kumulierten Unterhaltungskosten.
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Personalfehlbestand

Personalausstattung

Sparpotenziale und Investitionen zu den Feuerwehrgerdtehdusern (2002)

Sparpotenziale Investitionen

Stadt oder vergangenheits- zukunftsorientiert

Gemeinde orientiert laufend

Bad Schwalbach 76.694 € 716 € -€
Biebergemiind 287.791 € -€ 83.852 €
Braunfels 180.377 € -€ 83.852 €
Breuberg -€ -€ -€
Gemtinden 62.465 € -€ 167.704 €
GroBenluder 42.156 € -€ 167.704 €
GroB-Gerau 684.802 € 2.352 € 83.852 €
Herbstein 264.290 € 3.835 € 167.704 €
Konigstein -€ -€ -€
Kaufungen 58.159 € -€ -€
Kronberg -€ -€ -€
Linden -€ -€ -€
Lorsch -€ -€ -€
Nidda 411.606 € -€ -€
Seeheim-Jugenheim -€ -€ -€
Seligenstadt 210.002 € -€ -€
Spangenberg 256.316 € -€ 83.852 €
Volkmarsen -€ -€ -€
Wachtersbach 330.019 € -€ -€
Waldkappel 119.950 € -€ -€
Wildeck 107.776 € -€ 83.852 €
Summe 3.092.403 € 6.902 € 922.371 €
Mittelwert 147.257 € 329 € 43.922 €

Ansicht 23: Sparpotenziale und Investitionen zu den Feuerwehrgeratehdusern (2002)

5.26 Personalausstattung

Die Forderungen des Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes und der
Feuerwehrorganisationsverordnung an die Fahrzeugausstattung wirken sich ferner auf
den Personalbestand der Freiwilligen Feuerwehren aus. Das gilt sowohl fiir die Perso-
nalstérke als auch die Personalqualifikation. Die Feuerwehrorganisationsverordnung
verstadrkt bei der Personalstarke diesen Effekt.

Fiir taktische Einheiten ist eine Personal-Ausfallreserve in gleicher Stérke aufzustel-
lenp?] Im Falle der von der Feuerwehrorganisationsverordnung verlangten vorge-
schriebenen Fahrzeugausstattung brauchen die 21 Stadte und Gemeinden insgesamt
3.096 einsatztaugliche und einsatzbereite Feuerwehrangehdrige.

In der Gesamtzahl scheint dies (noch) kein Problem zu sein. Im Jahre 2002 gab es
insgesamt 3.569 Feuerwehrangehdrige. Gleichzeitig hatten aber 35 der 112 fiir den
Grundbrandschutz nétigen Ortsteilfeuerwehren Personalfehlbestéande von 10 Prozent
und mehr.

57 siehe § 2 Absatz 2 FWOVO
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Personalfehlbestand nach der Feuerwehrorganisationsverordnung (2002)

Stadt oder Gemeinde Ortsteilfeuerwehr Mindest- Fehlbestand = Abweichung
starke
Bad Schwalbach Bad Schwalbach 68 31 -46 %
Fischbach 30 -7 -23 %
Ramschied 30 -15 -50 %
Biebergemiind Breitenborn-Liitzel 30 -14 -47 %
Braunfels Altenkirchen 30 -22 -73 %
Bonbaden 36 -7 -19 %
Philippstein 30 -13 -43 %
Tiefenbach 30 -9 -30 %
Gemiinden (Wohra) Herbelhausen 30 -19 -63 %
Lehnhausen 18 -6 -33%
Sehlen 18 -4 -22 %
Schiffelbach 30 -13 -43 %
GroBenluder Litterz 30 -18 -60 %
Kaufungen Kaufungen 60 -13 22 %
Konigstein Schneidhain 30 -5 -17 %
Kronberg Kronberg 86 -22 -26 %
Oberhdchstadt 52 -10 -19 %
Linden GroBen-Linden 66 -19 -29 %
Leihgestern 34 -8 -24 %
Nidda Nidda 56 -6 -11 %
Harb 18 -7 -39 %
Stornfels 30 -10 -33%
Seeheim-Jugenheim Stettbach 30 -18 -60 %
Seligenstadt Seligenstadt 90 -28 31 %
Spangenberg Spangenberg 46 -12 -26 %
Schnellrode 30 -12 -40 %
Wachtersbach Wachtersbach 58 -7 -12 %
Aufenau 30 -6 -20 %
Waldensberg 18 -3 -17 %
Waldkappel Friemen 18 -2 -11 %
Gehau 18 -7 -39 %
Kirchhosbach 12 -5 -42 %
Rodebach 18 -7 -39 %
Wildeck Hénebach 30 -7 -23 %
Richelsdorf 30 -6 -20 %

Ansicht 24: Personalfehlbestand nach der Feuerwehrorganisationsverordnung (2002)

In Ansicht 24|ist das Problem grafisch dargestellt.
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Uberschreiten der
Hilfsfrist auf
Autobahnen

Hilfsfrist und wirksame Hilfe bei der zugewiesenen Gefahrenabwehr

Personalfehlbestand nach der
Feuerwehrorganisationsverordnung (2002)

18

16

14

12

10

Ortsteilfeuerwehrenwehren

10-20 % 21-40 % 41-60 % 61-80 %
Personalfehlbestand

Ansicht 25: Personalfehlbestand nach der Feuerwehrorganisationsverordnung (2002) Zugewie-
sene Gefahrenabwehr

Den Gemeinden kodnnen bestimmte Einsatzbereiche zum Brandschutz und zur Allge-
meinen Hilfe auf Autobahnen, KraftfahrstraBen, WasserstraBen und Schienenwegen
zugewiesen werdenP8] Fiir Autobahnen sind bestimmten gemeindlichen Feuerwehren
(Autobahnfeuerwehren) konkrete Einsatzbereiche zugewiesenf?] 6 der 21 Stadte und
Gemeinden hatten Autobahnfeuerwehren. Fiir WasserstraBen war lediglich der Stadt
Seligenstadt ein konkreter Einsatzbereich zugewiesenf?] Fiir Schienenwege ist be-
stimmtf]] dass die ortliche Gefahrenabwehr die Gefahrenabwehr auf den dem
Bahnbetrieb gewidmeten Liegenschaften der Eisenbahn einschlieBt.

5.27 Hilfsfrist und wirksame Hilfe bei der zugewiesenen Gefahrenabwehr

Die beiden erstgenannten Erlassep?|p3] erweitern den Zustandigkeitsbereich der aufge-
fihrten Stadte und Gemeinden liber das Gemeindegebiet hinaus. Somit haben diese
die Hilfsfrist von zehn Minuten auch auf den besonderen Verkehrswegen einzuhalten.
Die Ausfiihrungen zum Uberschreiten der gesetzlichen Hilfsfrist gelten entsprechend.

Fir Teilbereiche der zugewiesenen Autobahnabschnitte gilt analog zu Kapitel
dass die Fahrt zwischen Feuerwehrgerdtehaus und Einsatzort mehr als finf Minuten
dauert. Daher konnten die sechs Autobahnfeuerwehren in 73 Prozent aller Einsdtze,
bei denen eine unmittelbare Gefahrensituation (so Verkehrsunfall mit eingeklemmter
Person) vorlag, die Hilfsfrist nicht einhalten.

58§23 HBKG

59 Erlass des Hessischen Ministers des Innern vom 27. Oktober 1998 zur Brandbekampfung und Hilfeleis-

tung auf Autobahnen im Lande Hessen (nicht verdffentlicht)

60 Erlass des Hessischen Ministers des Innern vom 4. November 1994 Brandbekampfung und Hilfeleistung
auf BundeswasserstraBen im Lande Hessen (nicht verdffentlicht)

61 Erlass des Hessischen Ministers des Innern vom 16. Mai 2000 Brandschutz und Allgemeine Hilfe im
Bereich der Deutschen Bahn AG und anderer Betreiber von Bahnanlagen (nicht veroffentlicht)

62 Erlass des Hessischen Ministers des Innern vom 27. Oktober 1998 zur Brandbek@ampfung und Hilfeleis-
tung auf Autobahnen im Lande Hessen (nicht veroffentlicht)

63

Erlass des Hessischen Ministers des Innern vom 4. November 1994 Brandbekdampfung und Hilfeleistung
auf BundeswasserstraBen im Lande Hessen (nicht veroffentlicht)

52 Zwolfter Zusammenfassender Bericht



Neunundsechzigste Vergleichende Priifung ,Feuerwehren II"

Auf WasserstraBen ist eine Einhaltung der gesetzlichen Hilfsfrist schon wegen des
technischen Einsatzablaufs (Anfahrt und Slippen des Mehrzweckboots), von giinstigen
Einsatzbedingungen im Einzelfall abgesehen, ausgeschlossen.

Die Uberértliche Priifung empfiehlt, bei der Formulierung des gesetzlichen Auftrags
Ausnahmen zuzulassen.

5.28 Gefahrenabwehr auf Autobahnen

Bei der Ausrlistung der Autobahnfeuerwehren wird zwischen Léschfahrzeugen und  Regelungsbedarf
Sonderfahrzeugen unterschieden. Der Autobahnerlass legt deren Mindestausstattung  bei Autobahn-
aber nicht fest. Aus ihm ist nicht ersichtlich, ob jede Autobahnfeuerwehr, der ein Au-  feuerwehren
tobahnabschnitt mit Sonderfahrzeugen zugewiesen wurdef?] alle Sonderfahrzeuge

vorhalten muss. Ungeklart ist noch, in
welchem Zeitintervall diese Fahrzeuge am
Einsatzort sein missen.

In der Anlage zur Feuerwehrorganisations-
verordnung ist lediglich geregelt, dass
Autobahnfeuerwehren zur Brandbekdamp-
fung einen Léschwasservorrat von mindes-
tens 3.600 Litern durch Fahrzeuge der
Ausristungsstufe I vorhalten missen. Der
Risikokategorie T 4 (Kennzeichnendes
Merkmal: Autobahnen) der Feuerwehror-
ganisationsverordnung sind fir die Ausris-
tungsstufe II keine Hinweise fiir die Hilfs-
frist der Sonderfahrzeuge zu entnehmen.
Der Standard der Gefahrenabwehr auf
hessischen Autobahnen ist weitgehend
unbestimmt und dem Ermessen der Auto-
bahnfeuerwehren tberlassen.

5.29 Uberdrtliche Gefahrenabwehr

Die Uberortliche Gefahrenabwehr st
Pflichtaufgabe der Landkreisd®}. Bundes-
weit und ebenso in Hessen erfiillen sie die
Landkreise nicht selbst, sondern lbertra- =7 | e
gen sie auf leistungsfahige Feuerwehren il
kreisangehoériger Gemeinden. 19 der 21
Stadte und Gemeinden waren so in die
Uberodrtliche Gefahrenabwehr eingebun-
den. Die Uberodrtliche Gefahrenabwehr
entsprach inhaltlich und tatsachlich dem
friiheren Stiitzpunktfeuerwehrkonzept.

B T

Ansicht 26: Uberschreiten der Hilfsfrist auf
Autobahnen am Beispiel Lorschs (2002)

Alle 19 Stadte und Gemeinden, denen ihr Landkreis Aufgaben der Gberértlichen Ge-
fahrenabwehr Ubertragen hatte, waren friher Stiitzpunktfeuerwehren. Fiir sie galt das
friihere BrandschutzhilfeleistungsgesetzEl und die damalige Feuerwehrorganisations-
verordnung Ob diese Strukturen noch aktuell oder aufgrund der gednderten

Siedlungsstruktur—neuwerFederwehrtechnik und Feuerwehrtaktik iberholt waren, war

64 Nr. 10 Autobahnerlass

65 § 4 Absatz 1 Nr. 2 HBKG

66 Hessisches Gesetz iiber den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuerwehren (Brandschutzhilfeleis-
tungsgesetz - BrSHG) vom 5. Oktober 1970 (GVBI. I S. 585)
67 Verordnung Uber die Organisation, Starke und Ausriistung der oOffentlichen Feuerwehren vom 20. Marz

1980 (GVBI. I S. 105)
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Unzulangliche
Aufgaben-
Ubertragung

Uberdrtliche
Gefahrenabwehr
binnen 20 Minuten

Feuerwehr-
fahrzeugtypen

Hilfsfrist fiir die Uiberdrtliche Gefahrenabwehr

lungsstruktur, neuer Feuerwehrtechnik und Feuerwehrtaktik Gberholt waren, war nicht
Gegenstand der Priifung.

Drei Stadte und Gemeinden hatten mehr als zwanzig Jahre alte 6ffentlich-rechtliche
Vereinbarungen mit ihren Landkreisen. Neun Stadte und Gemeinden hatten offentlich-
rechtliche Vereinbarungen aus den neunziger Jahren. Als Basis verwendeten sie einen
Erlass des Hessischen Innenministers von 1978f8 Alle Vereinbarungen erschopften
sich in der Aufteilung der Kosten fiir den Betrieb und die Unterhaltung der Stiitzpunkt-
feuerwehr. Sieben Stadte und Gemeinden hatten keine schriftliche Vereinbarung mit
den Landkreisen, wenn auch die Landkreise jahrliche Zuwendungen erbrachten. Priif-
fahige Regelungen (ber die Pflichten der Stiitzpunktfeuerwehr gab in es keiner der 19
Stadte und Gemeinden.

Die Uberértliche Priifung empfahl den Stidten und Gemeinden, aus Griinden der
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit gegeniber den Landkreisen auf Abschluss eines
offentlich-rechtlichen Vertrags zu dréangen. Auf Basis des geltenden Rechts und des
Stands der Feuerwehrtechnik sollte er die Aufgaben beschreiben und den Kosten-
schlissel festlegen. Dieser Vertrag ist zu befristen und bei Bedarf zu aktualisieren.

Die Stadte und Gemeinden griffen diese Anregung auf.

5.30 Hilfsfrist fir die Uberortliche Gefahrenabwehr

Das Hessische Brand- und Katastrophenschutzgesetz legt keine Hilfsfrist fiir die (iber-
ortliche Gefahrenabwehr fest. In der Anlage zur Feuerwehrorganisationsverordnung
sind die Mindestforderungen nicht nur fiir den &rtlichen Grundbrandschutz (Ausris-
tungsstufe I), sondern auch fiir den Uber6rtlichen Grundbrandschutz (Ausriistungsstu-
fe II) definiert.

Fiir die Ausristungsstufe II wird eine Hilfsfrist von zwanzig Minuten flr die berortli-
che Hilfe festgelegt. Die Ausfiihrungen zur Hilfsfristf?|und zur wirksamen Hilfe[?]fiir die
ortliche Gefahrenabwehr gelten entsprechend. Ob die Landkreise die Hilfsfrist von
zwanzig Minuten in ihrem Kreisgebiet vollstandig erfillten, war nicht Gegenstand die-
ser Priifung.

5.31 Feuerwehrfahrzeugtypen fiir die iberdrtliche Gefahrenabwehr

Die Fahrzeugtypen fiir die Uberdrtliche Gefahrenabwehr sind mit den Anforderungen
des Autobahnerlassesfl] und den Foérderregelungen der Brandschutzfrderrichtlinief2]
nicht abgestimmt. Wie sich aus ergibt, werden durch die Brandschutzfor-
derrichtlinie 2001 andere Fahrzeugtypen geférdert, als die Feuerwehrorganisations-
verordnung fir die Uberértliche Gefahrenabwehr und der Autobahnerlass fir die zu-
gewiesene Gefahrenabwehr vorsehen. Fir einzelne Fahrzeugtypen sieht die Brand-
schutzférderrichtlinie 2001 keine Zuwendung vor.

68 Erlass des Hessischen Ministers des Innern vom 21. Dezember 1978 (StAnz. S. 161) nebst Anlage (Mus-
ter einer offentlich-rechtlichen Vereinbarung tiber die Aufteilung der Kosten des Betriebs und der Unter-
haltung einer Stitzpunktfeuerwehr)

69 siehe Kapitel 5.10
70 siehe Kapitel 5.11

71 Erlass des Hessischen Ministers des Innern vom 27. Oktober 1998 zur Brandbekampfung und Hilfeleis-
tung auf Autobahnen im Lande Hessen (nicht verdffentlicht) - im Folgenden: Autobahnerlass

72 Brandschutzforderrichtlinie vom 18. August 2000 (StAnz. 2000 S. 2738) zuletzt geéndert durch Erlass
vom 7. September 2001 — im Folgenden: Brandschutzforderrichtlinie
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Fahrzeugtypen fir die Gberértliche Hilfe
und ihre Férderung durch das Land Hessen

Feuerwehr-
organisationsverordnung

Loschgruppenfahrzeug
LF 8/6

Loschgruppenfahrzeug
LF 16/12

Tankléschfahrzeug
TLF 16/25

Tankléschfahrzeug
TLF 24/50

Drehleiter
DL/DLK 18-12
DL/DLK 23-12

Schlauchwagen
SW 2000

Rustwagen
RW 1

Geratewagen-Nachschub
GW-N

Geratewagen-Gefahrgut (7,5)
GW-G

Geratewagen Atem-/
Strahlenschutz
GW-A/S

Einsatzleitwagen
ELW 1, ELW 2

Strahlensplrtruppfahrzeug

Strahlenschutz-
Sonderausriistung

Autobahnerlass

Loschgruppenfahrzeug
LF 16/12

Tankléschfahrzeug
TLF 16/25

Tankléschfahrzeug
TLF 24/50

Rustwagen
RW

Geratewagen-Nachschub
GW-N

Geratewagen Gefahrgut
GW-G

Flutlichtmastfahrzeug
FLM-F

Brandschutzférderrichtlinie

Tankléschfahrzeug
TLF 24/50

Drehleiter
DL/DLK

Schlauchwagen
SW 2000

Geratewagen-Nachschub
GW-N

Geratewagen Gefahrgut
GW-G2

Geratewagen Atem-/
Strahlenschutz
GW-A/S

Ansicht 27: Fahrzeugtypen fiir die iberdrtliche Hilfe und ihre Férderung durch das Land Hessen

5.32 Zuwendungspraxis

Trotz landesweit einheitlicher Zuwendungsrichtlinien unterschieden sich die Quoten zu
den einzelnen Fahrzeugtypen fiir die Giberdrtliche Gefahrenabwehr erheblich.
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Angleichung der
Standards

Schlussbemerkung

Bandbreite der Zuwendungen fiir Gberdértliche Fahrzeuge (2002)

Zuwendung durch ...

Fahrzeugtyp . Land Hessen
Land Hessen Landkreise A

und Landkreise

RW 1 49 bis 100 % 0 bis 8 % 50 bis 100 %
GW-N 18 bis 100 % 0 bis 17 % 18 bis 100 %
FLM-F 39 bis 100 % 0 bis 28 % 46 bis 100 %
GW-G 46 bis 66 % 0 bis 53 % 51 bis 100 %
TLF 24/50 34 bis 50 % 0 bis 10 % 34 bis 57 %

Ansicht 28: Bandbreite der Zuwendungen fiir Uberdrtliche Fahrzeuge (2002)

Die Uberértliche Gefahrenabwehr ist Pflichtaufgabe der Landkreise. Die Landkreise
beteiligten sich jedoch in sehr unterschiedlichem Umfang an den Unterhaltskosten der
Uberdrtlichen Feuerwehrfahrzeuge. Beispielsweise reichte die Beteiligungsquote an
den Unterhaltskosten fiir das Flutlichtmastfahrzeug FLM-F von 0 Prozent (Kreis Berg-
straBe) bis zu 80 Prozent (Odenwaldkreis).

5.33 Schlussbemerkung

Die vom Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetz und der Feuerwehrorgani-
sationsverordnung gesetzten Standards der Gefahrenabwehr stellen an die Stadte und
Gemeinden hdchste technische und finanzielle Anspriiche. Die anderen Bundesldander
verlangen nicht so viel von ihren Freiwilligen Feuerwehren. Die niedrigeren Standards
dieser Bundeslander vernachlassigen gleichwohl nicht den Brandschutz und die Men-
schenrettung.

Die Standards werden nach Uberzeugung der Uberértlichen Priifung der ehrenamtlich
gefiihrten Freiwilligen Feuerwehr nicht gerecht. Die Uberértliche Priifung empfiehlt zur
Sicherung und Starkung der ehrenamtlichen Feuerwehren und zum Schutz der fiir den
Brandschutz in der Gemeinde Verantwortlichen, sich bei der Festsetzung der Stan-
dards an dem tatsachlich Machbaren im Ehrenamt zu orientieren.
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6. Einundsiebzigste Vergleichende Priifung , Trinkwasser"

6.1 Geprifte kommunale Kérperschaften

Ehringshausen (1), Friedewald (2), Firth/Odenwald (3), Niddatal (4), Runkel (5),
Sinntal (6), Sontra (7), Wetter (Hessen) (8), Wasserbeschaffungsverband Ostteil mit
Sitz in Heringen (Werra) (9), Wasserbeschaffungsverband Wasserwerke Dillkreis Sid
mit Sitz in Sinn (10), Wasserverband Georg-Joseph mit Sitz in Runkel (5)

Ansicht 29: ,Trinkwasser" - Stadte, Gemeinden und Wasserbeschaffungsverbdande
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6.2 Informationsstand und Priifungsbeauftragter

September 2001 bis August 2002, als Priifungszeitraum wurden die Jahre 1997 - 2001
sowie fiir die Untersuchungen des Investitionsverhaltens die Jahre 1992 - 2001 he-
rangezogen

Rodl & Partner GbR, Wirtschaftspriifer, Steuerberater, Rechtsanwalte, Niirnberg und
Kdln

6.3 Leitsatze

Wasserversorgungsanlagen sollten so arbeiten, dass sie allen Anforderun-
gen an das Lebensmittel Trinkwasser geniigen.i3 |

Die festgestellten erheblichen Wasserverluste lieBen sich mit technischen
Verbesserungen nachhaltig beseitigen. Die Investitionen sollten mindes-
tens in Hohe der Abschreibungen liegen, um Substanzverluste und Investi-
tionsstau zu vermeiden.{4 ]

Der Grundwasser- und Quellenschutz sollte wegen der geringeren Kosten
Prioritat vor der Aufbereitung des geférderten Wassers haben.?> ]

Probleme bei der Finanzierung der Wasserversorgungsanlagen lassen sich
vermeiden, wenn das Kommunalabgabengesetz voll ausgeschopft wird
durch:

o Schaffungs-Elund Erneuerungsbeitriage (§ 11 Absatz 1 Kommunalabga-
bengesetz)

o Kostendeckende Gebiihren (§ 10 Absatz 2 Kommunalabgabengesetz)

Die Wasserversorgungsverbande sollten eine angemessene Verzinsung ih-
res Eigenkapitals anstreben (§ 11 Absatz 5 Eigenbetriebsgesetz).

6.4 Gepriftes Risiko

Der Zeitwert der technischen Anlagen fiir die Trinkwasserversorgung betrug zum
31. Dezember 2001 (iber 41 Millionen €.

Die Ausgaben fiir die Trinkwasserversorgung lagen im Jahr 2001 bei insgesamt
10,8 Millionen €.

Der Anteil der Ausgaben fiir die Wasserversorgung im Verwaltungs- und Vermégens-
haushalt belief sich in den Gemeinden auf durchschnittlich 6,9 Prozent des Gesamt-
haushalts 2001.

6.5 Sparpotenzial

Kostendeckende Gebiihren brachten den Gemeinden jahrliche Mehreinnahmen von
Uber 870.000 €.

73 Nur Fiirth / Odenwald und die Wasserwerke Dillkreis Suid erfiillten die Anforderungen.

74 Nur in Sinntal und Niddatal wurde zur Erneuerung und Erhaltung der Anlagen Gber einen zehnjahrigen
Zeitraum mehr als die H6he der Abschreibungen investiert. In Wetter wurden 97 Prozent der Abschrei-
bungen reinvestiert, so dass die Anforderung liberschlagig erfiillt wurde.

75 Dies war nicht der Fall in Friedewald, Sontra und Sinntal.

76 Mit Schaffung bezeichnet § 11 Absatz 1 KAG den Vorgang der erstmaligen Herstellung der Einrichtung

oder ihrer Beschaffung durch Ankauf oder Miete (Driehaus/Lohmann, § 8 Rdnr. 831).
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Sparpotenzial
von
1.420.000 € im Jahr

Investitionsstau von
9 Millionen €

Rickstande

Der Nutzungsgrad der Anlagen steigt, wenn Wasserverluste auf das technisch unver-
meidbare MaB gesenkt werden. Dies wére in fiinf der elf Krperschaften[?] machbar.
Hier ergdbe sich ein jahrliches Sparpotenzial von (iber 447.000 €. Dem stiinden ein-
malige Kosten zur Behebung der technischen Mdngel gegeniiber. Sie zu beziffern war
nicht Gegenstand der Priifung, sondern wird Aufgabe der Wasserversorger sein.

Bei Betriebs-f8Jund Personalkostenf? bestehen jahrliche Sparpotenziale von zusammen
103.000 €. Insgesamt waren Sparpotenziale von (ber 1.420.000 € im Jahr festzustel-
len.

6.6 Rickstande

Bislang erfiillten die meisten Kdrperschaften nicht alle rechtlichen, technischen und
kaufmannischen Anforderungen an das Wasser, unser wichtigstes Lebensmittel.

Acht der elf Korperschaftenf?]investierten (iber einen zehnjéhrigen Zeitraum in Erneu-
erungs- und Erhaltungsinvestitionen teilweise deutlich weniger als die Abschreibungs-
erlése. Das kam im unzureichenden technischen Zustand der Anlagen zum Ausdruck.
Die unterbliebenen Investitionen werden in der Zukunft nachzuholen sein. Fir die acht
Kérperschaften errechnete sich ein Investitionsstau von iiber neun Millionen €.§1]

6.7 Anderung von Rechtsvorschriften

Die Priifung ergab keine Hinweise dafiir, dass Rechtsvorschriften zu andern waren.
Das gesetzliche Instrumentarium reicht aus, um eine angemessene Wasserqualitat zu
gewabhrleisten und die Finanzierung der Wasserversorgung zu sichern.

6.8 Sicherheit und Nachhaltigkeit der Trinkwasserversorgung

Die Trinkwasserversorgung ist von herausragender Bedeutung fiir die menschliche
Existenz auf der Erde. Sie verlangt ein komplexes Netzwerk, in dem unterschiedliche
Zielkonflikte zu verknipfen sind (vergleiche |Ansicht 30|D. Dieses Versorgungsnetzwerk
wurde der Priifung zugrunde gelegt. PriifungsmaBstab war § 54 Hessisches Wasser-
gesetz, wonach die Gemeinden in ihrem Gebiet die Bevdlkerung, die gewerblichen und
sonstigen Einrichtungen ausreichend mit Trink- und Betriebswasser zu versorgen ha-
ben.

77 Ehringshausen, Runkel, Sinntal, Sontra, Wasserverband Georg Joseph
78  Wasserverband Georg Joseph
79 Runkel

80 Ehringshausen, Friedewald, Firth / Odenwald, Runkel, Sontra, Wasserbeschaffungsverband Ostteil,
Wasserwerke Dillkreis Siid, Wasserverband Georg Joseph

81 Dieser Betrag ergibt sich als Differenz der Erneuerungs- und Erhaltungsinvestitionen (5.406.563 €) zu
den Abschreibungen (14.672.802 €) (iber einen Zeitraum von zehn Jahren.
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Netzwerk und Zielkonflikte der Trinkwasserversorgung

rechtliche Rahmenbedingungen
Regelwerke von Verbanden

technischer Zustand der verfiigbares Personal

Anlagen
- Investitionsplanung
Trinkwasserversor- .
gung als Trinkwasser als Ausschreibungs- und
kommunale Lebensmittel Vergabeverfahren
Pflichtaufgabe Nummer 1 —
Finanzierung der

Q Investitionen

RechtmaBigkeit |

= N

Wirtschaftlichkeit | < | Sachgerechtheit

Ansicht 30: Zielkonflikte der Trinkwasserversorgung

6.9 Organisation und Versorgungsgebiet
In allen untersuchten Gemeinden lief die Wasserversorgung lber Regiebetriebe.

Die Stadt Runkel und der Wasserverband Georg Joseph beauftragten zudem gemein-
sam eine private Firma mit der Betriebsfiihrung. Ihre Erfahrung steigerte die Qualitat
der Aufgabenerfiillung in kurzer Zeit, namentlich bei der Instandhaltung und der ge-
regelten Investitionsplanung. Die Mehraufwendungen hierflir waren gerechtfertigt.
Eine gleichwertige Aufgabenerfiillung in eigener Regie wére die beiden Kdrperschaften
teurer gekommen: Legt man das Gesamtentgelt fiir die Betriebsflihrung im Jahr 2001
auf die Zahl der von der Firma eingesetzten Mitarbeiter um, erhdlt man einen durch-
schnittlichen Betrag von 31.000 € je Mitarbeiter. Mit einem vergleichbaren Lohnange-
bot kénnen Stadt und Verband keine angemessen qualifizierte Mitarbeiter gewinnen.

Regionale und anlagenbezogene Profildaten der Kérperschaften sind in |Ansicht 31
zusammengefasst.

Profildaten Wasserversorgung zum 31. Dezember 2001

Netzldnge Haus- mittlere Versor- Hbhen-
anschlisse  Ldnge der gungsgebiet differenz
Haus- des

anschliisse Gelandes

Gemeinden
Ehringshausen 90 km 2.970 13 m 45 km2 110 m
Friedewald 39 km 794 8m 40 km?2 84 m
Firth / Odenwald 94 km 2.900 10m 38 km2 214 m
Niddatal 51 km 2.650 4m 40 km?2 104 m
Runkel 64 km 3.047 8m 43 km? 112 m
Sinntal 119 km 3.020 6m 110 km2 210 m
Sontra 120 km 2.900 6m 111 km? 145 m
Wetter (Hessen) 59 km 2.200 8 m 104 km2 115 m
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Profildaten Wasserversorgung zum 31. Dezember 2001

Netzlange Haus- mittlere Versor- Hohen-
anschliisse  Lange der gungsgebiet differenz
Haus- des
anschliisse Gelandes

Mittelwert 80 km 2.560 8m 53 km?2 137 m
Verbande
Wasserbeschaffungs- " .
verband Ostteil 56 km entfallt entfallt 112 km?2 185 m
U e 48km  entfll entfallt 71 km? 195 m
Georg Joseph
Wasserwerke 131 km entfallt entfallt 900 km?2 500 m
Dillkreis Siid
Mittelwert 78 km entfallt Entfallt 506 km?2 343 m

Quelle: Fragebogen
Ansicht 31: Profildaten Wasserversorgung zum 31. Dezember 2001

Neben den Profildaten als sachlichen Rahmenbedingungen bestehen fiir die Versorger
rechtliche Rahmenbedingungen und Verpflichtungen. Sie regeln die Tatigkeiten. So ist
die Wasserversorgung einer Gemeinde nach § 1 Absatz 1 Nr. 6 Kdrperschaftsteuerge-
setz korperschaftsteuerpflichtig, denn sie stellt nach § 4 Absatz 3 Korperschaftsteuer-
gesetz einen Betrieb gewerblicher Art dar. Das Ergebnis fiir die Steuerbemessung wird
nach § 8 Absatz 1 Korperschaftsteuergesetz wie im Einkommensteuerrecht ermittelt.
MaBgeblich ist § 4 Einkommensteuergesetz. Eine Buchfiihrungspflicht ergibt sich aus
§ 141 Abgabenordnung bei mehr als 260.000 € Umsatz oder bei mehr als 25.000 €
Gewinn. Die Umsatzgrenze wurde von allen Kérperschaften (bertroffen. Vier der elf
Korperschaften erstellten keinen Jahresabschluss im steuerrechtlichen Sinn (Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung), obwohl sie dazu verpflichtet waren§Z]

6.10 Umfang und Angemessenheit des Personals
Der Personalbestand der Kérperschaften ist in fAnsicht 32|und Ansicht 33 |dargestellt.

Personalbestand der Gemeinden fiir die Wasserversorgung
zum 31. Dezember 2001

gesamte technische gesamte Vollzeit- technische Voll-
VoIIzeitsteIIen Vollzeitstellen stellen je 1.000 zeitstellen je
Hausanschliisse 1.000 Hausan-

schllisse
Ehringshausen 3,0 2,3 1,0 0,8
Friedewald 0,6 0,4 0,6 0,4
Firth / Odenwald 3,8 3,0 1,3 1,0
Niddatal 3,5 3,0 1,3 11
Runkel 2,8 2,3 0,8 0,7

82 Ehringshausen, Niddatal, Sinntal, Wetter

83 Eine Vollzeitstelle entspricht 1.680 Arbeitsstunden im Jahr.
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Personalbestand der Gemeinden fiir die Wasserversorgung
zum 31. Dezember 2001

gesamte technische gesamte Vollzeit- technische Voll-
Vollzeitstellen®3  Vollzeitstellen stellen je 1.000 zeitstellen je
Hausanschlisse ~ 1.000 Hausan-

schllisse
Sinntal 3,5 2,5 1,1 0,8
Sontra 3,1 2,5 1,1 0,9
Wetter (Hessen) 3,3 2,3 1,5 1,0
Mittelwert 2,9 2,3 1,1 0,9
Minimum 0,6 0,4 0,6 0,4
Maximum 3,8 3,0 1,5 1,1

Quelle: Fragebogen, Interviews

Ansicht 32: Personalbestand der Gemeinden fiir die Wasserversorgung zum 31. Dezember 2001

Personalbestand der Verbande fiir die Wasserversorgung
zum 31. Dezember 2001

gesamte technische alle technische
Vollzeitstellen Vollzeitstellen Vollzeitstellen je  Vollzeitstellen je
100.000 m3 100.000 m3

Wasserbeschaffungs-
verband Ostteil 1,2 02 0,2 L2
Wasserverband
Georg Joseph 24 2,1 04 04
Wasserwerke
Dillkreis Sud 82 248 0,2 0,2
Mittelwert 2,3 1,9 0,3 0,3
Minimum 1,2 0,9 0,2 0,2
Maximum 2,4 2,6 0,4 0,4

Quelle: Fragebogen, Interviews

Ansicht 33: Personalbestand der Verbande fiir die Wasserversorgung zum 31. Dezember 2001

Der Personaleinsatz in Bezug zur erbrachten Leistung liberstieg den kleinsten Wert um
bis zu 175 Prozent. Er schwankte bis zu 55 Prozent um den Mittelwert. Die Angaben
zu den Vollzeitstellen beruhten auf qualifizierten Schatzungen der Kdrperschaften. Sie
fiihrten keine Stundenaufstellungen oder werteten sie nicht aus.

Die Auswahl geeigneter Mitarbeiter erleichtern technische Regeln, insbesondere die
des DVGW-Arbeitsblatts W 1000 des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfachs
e.V. (DVGW) vom November 1999%4] Die technischen Regeln und Regelwerke der
Verbdnde werden von der Mehrzahl der Betroffenen anerkannt und angewendet. Sie
sind zwar keine formlichen Gesetze, aber das OLG Karlsruhe entschied, dass die
Nichtbeachtung von technischen Regeln eine Amtspflichtverletzung begriinden kann.

Die Technischen Regeln W 1000 liefern Anhaltspunkte fiir die Qualifikation des Perso-
nals in Trinkwasserversorgungsunternehmen in Abhangigkeit von

84 Vergleiche DVGW-Arbeitsblatt W 1000, 1 Geltungsbereich: “Das DVGW-Arbeitsblatt W 1000 legt Anfor-
derungen an die fachliche Eigenschaft und Organisation der Trinkwasserversorgungsunternehmen
(WVUs) ... fest, die als Grundlage einer sicheren, zuverlassigen, umweltbezogenen und wirtschaftlichen
Wasserversorgung im Sinne der gesetzlichen Regelungen zu beachten sind." Das Arbeitsblatt ist zu be-
ziehen {iber den DVGW, Postfach 14 03 62, 53058 Bonn.

85 Urt. vom 6. Juni 1984, 7 U 189/83, VersR 1984, 1174.
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Investitionsplanung

e der AnlagengréBe,

e den wahrgenommenen Aufgaben (nur Wasserbezug oder mit Wassergewinnung)
sowie

e dem Schwierigkeitsgrad der Wasseraufbereitung.
Die dort aufgefiihrten Grenzen sind nicht eng auszulegen.

Drei der elf Einrichtungen erfillten die Anforderungen an die Qualifikation des Perso-
nals nich Gleichwohl waren in zwei der betroffenen Gemeindendie Anlagen in-
takt. Bei diesen Gemeinden besteht aus technischer Sicht keine Notwendigkeit, ho-
herqualifiziertes Personal einzusetzen.

6.11 Investitionsplanung

Um die Trinkwasserversorgung in den ndchsten Jahren zu sichern, sollten die Kérper-
schaften Investitionsplane aufstellen. Die Investitionsplanung muss alle ins Auge ge-
fassten MaBnahmen enthalten und sie bestimmten Jahren zuordnen. Drei der elf Kor-
perschaften verfuhren in diesem Sinne. Die Planungen bei anderen Korperschaften
waren dagegen unzureichend. Es fehlten zukunftsorientierte Gesamt- und Optimie-
rungskonzepte sowie vergangenheitsbezogene Statistiken lber Leitungsschaden. Nur
eine Korperschaftf?] fiihrte eine Leitungsschadensstatistik, die fiir die Ableitung von
Planungsempfehlungen geeignet war.

Die Uberértliche Priifung empfahl den Kommunen, Leitungsschadenstatistiken einzu-
fiihren. Sie empfahl darliber hinaus, dass die Investitionsplanung konkret abgeleitet
werden sollte aus

e einerseits dem gegenwartigen technischen Zustand der Anlagen mit Auswertung
der Leitungsschadenstatistik und

e andererseits einer Wasserversorgungskonzeption als Zielzustand unter Ber{icksich-
tigung der erwarteten Bevdlkerungsentwicklung.

Die weitgehend fehlende konkrete Planung ist in Verbindung mit dem teilweise unbe-
friedigenden technischen Zustand der Anlagen sowie enormen Wasserverlusten bis zu
40 Prozent der Netzeinspeisung@l bedenklich fiir die kiinftige Versorgung der Bevélke-
rung mit Trinkwasser und den damit verbundenen Kosten. Fehlende Planungen fiihren
dazu, dass der Vermdgensbestand der Kérperschaften nicht langfristig gesichert wird.
Fir diesen Zweck sollten die Abschreibungserlése wieder investiert werden in Form
von Erneuerungs- und Erhaltungsinvestitionen. zeigt in der letzten Spalte
das Verhaltnis der Abschreibungen zu den Erneuerungs- und Erhaltungsinvestitionen
Uber einen Zeitraum von zehn Jahren. Eine anstrebenswerte durchschnittliche Re-
investition der Abschreibungen fiihrt zu einem Wert von 100 in dieser Spalte. Ein klei-
nerer Wert zeigt an, dass die Abschreibungen nicht in voller Héhe reinvestiert wurden.
Das bewirkt langfristig Investitionsstau oder Substanzverzehr.

86 Fiirth / Odenwald, Niddatal, Wetter
87 Fiirth / Odenwald, Wetter

8 Fiirth / Odenwald, Niddatal, Sinntal
89 Wasserbeschaffungsverband Ostteil

90 Runkel 1997
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Investitionen der Korperschaften fiir Trinkwasser (1992 - 2001)

Investitions- davon gesamter Erneuerungs-
betrag Erneuerungs- Investitions- und Erhaltungs-
und betrag je Ein- investitionen /
Erhaltungs- wohner und Jahr  Abschreibungen
investitionen (Mittelwert) (Mittelwert)

Gemeinden

Ehringshausen 2.308.910 € 20 % 23,44 € 73 %
Friedewald 1.064.393 € 58 % 35,40 € 89 %
Furth / Odenwald 2.249.660 € 56 % 20,41 € 68 %
Niddatal 1.161.693 € 22 % 12,75 € 110 %
Runkel 1.199.821 € 81 % 11,73 € 58 %
Sinntal 4.189.230 € 78 % 40,51 € 190 %
Sontra 997.146 € 60 % 10,87 € 24 %
Wetter (Hessen) 2.021.932 € 93 % 20,12 € 97 %
Mittelwert 1.899.098 € 59 % 21,90 € 89 %
Minimum 997.146 € 20 % 10,87 € 24 %
Maximum 4.189.230 € 93 % 40,51 € 190 %
Verbénde

Wasserbeschalfngs™  2.157.666 € 100 % 68 %
‘é":;rsge'}fsg’;ﬁd 793.881 € 11 % 75 %
gﬁif;;"g'ge 2.278.339 € 3% nicht relevant{T] 1%
Mittelwert 1.743.295 € 38 % 48 %
Minimum 793.881 € 3% 1%
Maximum 2.278.339 € 100 % 75 %

Quelle: Fragebogen

Ansicht 34: Investitionen der Korperschaften fiir Trinkwasser (1992 - 2001)

Die Wasserwerke Dillkreis Sid wendeten zwar nur ein Prozent ihrer Abschreibungen
fir Wartung und Erhaltungsinvestitionen auf. Aufgrund der auBerordentlich guten
Instandhaltung befand sich die Anlage aber in einem einwandfreien technischen Zu-
stand, der hohere Investitionen Uberflissig machte. Ein Investitionsstau bestand
nicht.

6.12 Ausschreibungs- und Vergabeverfahren

Funf der acht Gemeinden und einer der drei Verb'ande hatten eine interne Verga-
berichtlinie, wie vom Hessischen Ministerium des Innern empfohlenf?]

Von acht durch Ingenieurbiiros betreuten Vergabeverfahren blieben sieben beziiglich
der Veréffentlichungen, der Submissionsprotokolle, der Auswertung der Angebote, der
Bietergesprache und deren Protokollierung und der Vergabevorschldge ohne Bean-

91 Die Verbande versorgen das Gebiet, Einwohner werden nicht direkt versorgt. Das ist Aufgabe der Ge-

meinden. Die Gemeinden speisen das Wasser in ihr Versorgungsnetz ein.

92 Ehringshausen, Friedewald, Fiirth / Odenwald, Sinntal, Wetter

93 Wasserbeschaffungsverband Ostteil

94 Vergleiche Ziff. 3.1 des Erlasses vom 27. April 1998, Korruptionsvermeidung in hessischen Kommunal-

verwaltungen, StAnz 1998, S. 1432, gedndert durch den Erlass vom 22. Dezember 1998, StAnz 1999 S.
190, vergleiche auch Erlass vom 25. Mai 1999, StAnz 1999 S. 2091.
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Finanzierung der Investitionen

standung. Vergabeverfahren, die die kommunalen Korperschaften selbst abwickelten,
litten teilweise unter leichten Verfahrensfehlern wie Ubertragungsfehler zwischen Kos-
tenspiegel und Vergabevorschlag. In keinem der gepriiften Verfahren hatte ein fest-
gestellter Verfahrensfehler zur Aufhebung fiihren missen.

6.13 Finanzierung der Investitionen
Die Finanzierung der Investitionen ist in Ansicht 35|dargestellt.

Finanzierung der Investitionen fiir Trinkwasser (1997 - 2001)
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Ansicht 35: Finanzierung der Investitionen fir Trinkwasser (1997 - 2001)

Die Korperschaften finanzierten die Anlagen sehr unterschiedlich: Der Eigenmittelan-
teil der Gemeinden schwankte zwischen 20 und 79 Prozent und bei den Verbanden
zwischen 0 und 100 Prozent. Die Gemeinden finanzierten die Investitionen zwischen 0
und 40 Prozent Uber Beitrdge. Die Uberdrtliche Priifung empfahl, diesen Anteil zu
erhdéhen. Die vom Land angebotenen Zuschisse wurden unterschiedlich genutzt. Sie
trugen mit 0 bis 39 Prozent zur Finanzierung bei. Bei den Gemeinden machten sie
durchschnittlich 20 Prozent und bei den Verbanden 10 Prozent der Finanzierungs-
summen aus. Im Mittelwert finanzierten die Gemeinden 12 Prozent der Investitionen
mit Krediten. Bei den Verbanden lag der Kreditanteil bei 46 Prozent. Die Uberdrtliche
Priifung empfahl den Kérperschaften, zur Finanzierung der Investitionen weniger auf
Kredite und verstarkt auf die anderen Finanzierungsbausteine zuriickzugreifen.
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Kapitalausstattung (Restbuchwerte)

zum 31. Dezember 2001
12.000.000 €

10.000.000 €

8.000.000 € -
B Eigenkapital

O Fremdkapital
6.000.000 €

4.000.000 € +

2.000.000 € -

am
niddatal [
Ostteil :-

Runkel
Sinntal
Sontra
Dillkreis Stid

Ehringshausen
Friedewald
Firth /
Odenwald
Wetter (Hessen)
Mittelwert
Kommunen
Georg Joseph
Mittelwert
Verbénde

Ansicht 36: Kapitalausstattung (Restbuchwerte) zum 31. Dezember 2001

Die Gemeinden ordneten aufgrund des Gesamtdeckungsprinzips im kommunalen
Haushalt Fremdkapital nicht speziell der Trinkwasserversorgung zu. Fiir den Vergleich
der Finanzierungsformen, der Kapitalstrukturen und darauf basierend des Fremdkapi-
taldiensts ist die Zuordnung aber notwendig. Im kaufmannischen Jahresabschluss fiir
die Trinkwasserversorgung als Betrieb gewerblicher Art ist dies auch lblich. Soweit
keine interne Zuordnung vorlag, holte sie der Priifer anteilig nach. In [Ansicht 36]ist die
Kapitalausstattung der Wasserversorgung zusammengefasst.

Der Eigenkapitalanteil schwankte bei den Gemeinden zwischen 67 und 96 Prozent und
lag im Mittel bei 87 Prozent. Das ist eine gute Voraussetzung fiir die zukiinftige Hand-
lungs- und Leistungsfahigkeit. Bei den Verbdnden lag der Eigenkapitalanteil zwischen
2 und 69 Prozent. Damit waren die Verbande starker dem sich standig éandernden
Kapitalmarkt ausgesetzt. Ansicht [Ansicht 37]zeigt die Belastungen aus Fremdkapital.
Sie unterscheiden sich deutlich.

0,70 €
Belastungen der Wasserversorgung mit Fremdkapital
. im Jahr 2001 ]
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Ansicht 37: Belastungen der Wasserversorgung mit Fremdkapital im Jahr 2001
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Qualitative Aufgabenerfillung in Anlehnung an die W 1000

6.14 Qualitative Aufgabenerfiillung in Anlehnung an die W 1000

Wasserversorgungsunternehmen haben ein hohes MaB an sicherheits- und umweltre-
levanten Betriebsprozessen. Neben gesetzlichen Vorgaben und den allgemeinen Ver-
kehrssicherungspflichten missen sie noch ein umfangreiches, zum Teil speziell auf sie
zugeschnittenes technisches Regelwerk (vergleiche das Arbeitsblatt W 1000p%] des
DVGW) beachten.

Die rechtskonforme Organisation und Gestaltung von Wasserversorgungsunternehmen
ist nicht einfach. Sie ist aber Voraussetzung fiir einen geregelten Betriebsablauf und
unabdingbar, damit die Verantwortungstrager insbesondere beim Stérungsmanage-
ment dem etwaigen Vorwurf des Organisationsverschuldens wirksam entgegentreten
kdnnen.

6.15 Dienstanweisungen

Nur zwei von acht GemeindenP¢] und einer von drei Verbandenp?] hatten eine Dienst-
anweisung speziell fiir die Wasserversorgung. Solche Dienstanweisungen dienen so-
wohl der Qualitat der Instandhaltung als auch der Arbeitssicherheit.

Die technischen Mitarbeiter der Wasserversorgung besuchten zwischen nullp8] und
fUnSchqungen jahrlich; dabei wurden die Mitarbeiter der Verbande 6fter geschult.
Es gab in flinf Kdrperschaften Wasserwerksnachbarschafte Das sind informelle
Treffen benachbarter Versorger zu Austausch- und Schulungszwecken. Sie wurden
positiv beurteilt.

Das Planwerk lagerte nur in zwei Kérperschaften[Cl]feuersicher, war aber immerhin in
sieben Korperschaftenf92 raumlich getrennt doppelt vorhanden. Drei Korperschaftenfo3]
verwahrten das Planwerk einfach und nicht feuersicher.

Mit Ausnahme von einer Gemeindef%4 bestellten alle Krperschaften externe Dienstlei-
ster fur die Arbeitssicherheit.

Es gab nur in einer Kdrperschaft einen Spulungsplan Flinf Kbrperschaften spil-
ten das Rohrnetz nicht regelmagig.

95 Siehe oben FuBnote 84.
9 Fiirth / Odenwald, Runkel
97 Wasserverband Georg Joseph
98 Sontra

99 Friedewald

100 Ehringshausen, Niddatal, Sontra, Friedewald, Wasserbeschaffungsverband Ostteil
101 gjinntal, Wasserwerke Dillkreis Siid

102 Ehringshausen, Firth / Odenwald, Runkel, Sontra, Wasserverband Georg Joseph, Wasserbeschaffungs-
verband Ostteil, Wasserwerke Dillkreis Siid

103 Friedewald, Niddatal, Wetter
104 Friedewald
105 Firth / Odenwald

106 Ehringshausen, Friedewald, Niddatal, Sontra, Wasserwerke Dillkreis Siid
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6.16 Storungsdienst

Alle Korperschaften richteten Stérungsdienste ein, deren Telefonnummern bekannt
gemacht wurden. In allen Gemeinden waren auch auBerhalb der normalen Arbeitszei-
ten Tiefbauarbeiten moéglich. Daher war mit gréBeren oder langer anhaltenden Unter-
brechungen der Versorgung nicht zu rechnen.

Allerdings bestand der Bereitschaftsdienst in Ehringshausen und Friedewald nur aus
einem Mann, der damit standige Rufbereitschaft hatte.

Nur drei der Koérperschaften dokumentierten routinemaBig die Stérung vom Eingang
der Meldung bis zur Beseitigung

Das aktuelle Planwerk lag nur in zwei Kérperschaften[%]im Einsatzfahrzeug vor. Sonst
lagerte es im Bauhof oder in der Bauverwaltung.

Eine Telefonliste der Stellen, die bei gréBeren Stérungen zu informieren sind, fiihrten
nur zwei Kérperschaften{%]

Verbesserungsbedarf bestand bei Ruflisten, beim Auftreten von Stérungen sowie der
Dokumentation der Stérungsannahme und -beseitigung.

Es zeigte sich, dass der 278 Fragen umfassende Fragenkatalog in der Anlage zur
W 1000 von Versorgungsunternehmen der gepriiften GroBenordnung bei dem gege-
benen Personaleinsatz nicht einzuhalten ist. Insbesondere die umfangreichen Kontroll-
und Dokumentationspflichten (so Frage 62, 63, 104, 108, 152)sind nicht zu bewal-
tigen.

Allerdings konnten die Versorger, die sich enger an die technischen Vorgaben hielten,
wie die Wasserwerke Dillkreis Siid und die Gemeinde Fiirth / Odenwald, eine qualitativ
héherwertige Versorgung bieten als die anderen Versorger. Ausschlaggebend war der
ausgezeichnete Zustand ihrer Anlagen. Das zeigte sich daran, dass bei ihnen zwar ein
rechnerischer, aufgrund der guten Instandhaltung aber kein tatsachlicher Investitions-
stau vorhanden war.

Die Kérperschaften fiihrten die Pflichtaufgabe der Trinkwasserversorgung nicht immer
nach den technischen Forderungen aus. Die Qualitdt des geférderten Wassers (Roh-
wasser) war trotzdem im Ergebnis nicht zu beanstanden oder mit einfachen Aufberei-
tungsverfahren angemessen zu verbessern (siehe auch p.21 unten].

Das Grundwasser sollte besser vor duBeren Beeinflussungen geschiitzt werden. Zu
diesem Zweck sollten Schutzgebiete basierend auf hydrogeologischen Gutachten fiir
die Wassergewinnungsgebiete eingerichtet sowie die Einhaltung der Nutzungsverbote
regelmaBig geprift werden.

107 Runkel, Wasserverband Georg Joseph, Wasserbeschaffungsverband Ostteil
108 Runkel, Wasserverband Georg Joseph
109 \etter, Fiirth / Odenwald

110 Keine der Korperschaften erfiilite die folgenden Anforderungen:

Frage 62: Werden Tiefbauunternehmen im Versorgungsgebiet regelmaBig auf die Pflicht zur Einholung
von Auskiinften und die Gefahren bei Arbeiten im Bereich unterirdischer Leitungen hingewiesen?

Frage 63: Werden Kommunen und StraBenbaulasttrager regelmaBig darauf aufmerksam gemacht,
beauftragte Tiefbauunternehmen auf die Verpflichtung hinzuweisen, Auskunft Uber die Lage von unter-
irdischen Leitungen bei den Versorgungsunternehmen einzuholen?

Frage 104: Sind alle im Unternehmen vorhandenen Anlagen, Einrichtungen und Geréte erfasst, die nach
den Unfallverhiitungs- und anderen Vorschriften in regelmaBigen Abstédnden Uberpriift und gewartet
werden mussen?

Frage 108: Ist die Vorgehensweise bei festgestellten Abweichungen festgelegt? (bezieht sich auf Frage
104)

Frage 152: Ist sichergestellt, dass Auflagen aus behérdlichen Genehmigungsverfahren bei der Planung
von Wassergewinnungsanlagen und bei der Bauausfiihrung bertcksichtigt werden?
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Versorgungssystem und -konzepte

Das Betriebspersonal war in den meisten Einrichtungen mit der téglichen Arbeitsrouti-
ne der teilweise Uberalterten und schlecht gepflegten Anlagen beschéftigt, die not-
wendigen Instandhaltungs- und ErneuerungsmaBnahmen wurden vernachlassigt. Fiir
die Wasserversorgung wurden nicht immer die notigen Fachkréfte eingesetztfll} was
sich aber nur bei Versorgern mit technisch anspruchsvollen Anlagen negativ auswirkte.
Die Bedingungen der Trinkwasserverordnung werden nicht immer erfiillt.

6.17 Versorgungssystem und -konzepte

Die gemeindlichen Wasserversorgungsanlagen waren, historisch bedingt wegen der
friiheren selbsténdigen Gemeinden, stark dezentral aufgebaut und auf maximal mdgli-
che Eigengewinnung Uber Quellen ausgerichtet. Dies hatte nur geringe Férderkosten
und damit preisgilinstiges Wasser zur Folge. Die fachgerechte Instandhaltung der de-
zentralen Anlagen brauchte viel Zeit, die das vorhandene Fachpersonal nicht hatte.
Viele der Gemeinden griffen daher fiir die Arbeiten an den technischen Anlagen auf

Mitarbeiter der Bauhofe zurtlick (siehe Ansicht 38).

Quialifikationsanforderungen nach der W 1000
(31. Dezember 2001)

Qualifikationsanforderungen erfiillt?

Gemeinden

Ehringshausen ja
Friedewald ja
Firth / Odenwald nein
Niddatal nein
Runkel ja
Sinntal ja
Sontra ja
Wetter nein
Verbande

Dillkreis Siid ja
Georg Joseph ja
Ostteil Heringen ja

Ansicht 38: Qualifikationsanforderungen nach der W 1000 (31. Dezember 2001)

Zwei Kérperschaften setzten zwar ausreichend qualifiziertes Personal ein, die Anla-
gen waren dennoch nicht in einem befriedigenden Zustand. Die Uberdrtliche Priifung
empfahl, detailliert zu priifen, ob der betriebene Aufwand fiir die Wasserférderung
(Gewinnung, Aufbereitung, Speicherung) im Vergleich zu der tatsachlichen Wasser-
produktionsmenge gerechtfertigt war oder die Versorgung im Verbundsystem von
einer zentralisierten Anlage wirtschaftlicher gewesen ware.

Verbundsysteme mit Zusatzwasserbezug aus Gruppen- und Verbandsanlagen waren in
den Stadten Niddatal, Wetter, Sontra, Runkel und den Gemeinden Ehringshausen und
Friedewald vorhanden. Der Zusatzwasserbezug wurde fiir die Spitzenbedarfsdeckung
oder den Defizitausgleich von Quellen genutzt, deren Schiittung stark schwankte. Er
diente in erster Linie der Versorgungssicherheit. Dazu kénnen Gemeinden ferner bei-

111 55 setzte der Wasserverband Georg Joseph - bevor er die Betriebsfiihrung abgab - fiir die Bedienung
und Wartung einer technisch hoch anspruchsvollen, bundesweit einmaligen Versuchsanlage einen
Schlosser ein.

112 Friedewald, Sontra
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tragen, indem sie die Quellwassermenge mit Wasser aus eigenen Brunnen auffiillen.
Denn Brunnenwasser ist vor Oberflachenbeeinflussung besser geschiitzt als Quellwas-
ser.

6.18 Verbesserungskonzepte

Die geplanten und vorgenommenen Sanierungen maroder Anlagenteile waren nicht in
ein Gesamtkonzept zur Optimierung der Anlage eingebunden. Konzeptionelle Uberle-
gungen zur Optimierung des Versorgungssystems hatten lediglich die Gemeinden
Sinntal und Firth / Odenwald in Zusammenarbeit mit einem Fachplaner angestellt.
Verbesserungskonzepte fiir die Minimierung der Netzverluste hatten die Korperschaf-
ten meistens im Zuge des Ausbaus der Fernmeldeanlagen erarbeiten lassen.

6.19 Bewilligungen

Mit Ausnahme der Quelle WeiBenborn der Stadt Sontra lagen bei allen Wassergewin-
nungsanlagen Bewilligungen zur Entnahme von Grundwasser vor. Die Bewilligungen
waren teilweise sehr altf3Jund zwischenzeitlich uniibersichtlich geworden.

Die Gemeinden Sinntal und Firth / Odenwald hatten gemeinsam mit der Unteren
Wasserbehdrde die Wasserrechte, Bewilligungen und Wasserschutzgebiete neu ge-
ordnet. Das Ergebnis war sehr positiv; es entstand ein klarer Uberblick {iber Rechte
und Fristen. Die Neuordnung der Wasserrechte empfiehlt sich daher fiir alle Versor-
ger.

Die bewilligten Wassermengen wurden bei den Entnahmen nicht iberschritten. Kapa-
zitdtsreserven waren rechnerisch vorhanden. Engpdsse in der Versorgung konnten
allenfalls bei alleiniger Quellwasserversorgung auftreten, wenn die Schiittungsschwan-
kungen groB waren. Konkrete Engpasssituationen wurden von den Betreibern nicht
beklagt.

6.20 Wasserschutzgebiete

Fir die Wassergewinnungsanlagen des Wasserbeschaffungsverbands Ostteil, der
Stadt Wetter und der Stadt Sontra lagen zwar Entnahmebewilligungen vor. Wasser-
schutzgebiete wurden jedoch nicht ausgewiesen. Hier empfiehlt sich ebenfalls eine
Neuordnung. Die (ibrigen Versorger verfiigten fiir alle Gewinnungsanlagen tber Was-
serschutzgebiete.

113 Friedewald: 1929; Wasserbeschaffungsverband Ostteil: 1964
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Ansicht 39: Quelle Altengronau / Gemeinde Sinntal - Aufnahme vom 22. Juli 2002
Der Zaun war der umzdunte Fassungsbereich der Quelle. AuBerhalb des Zaunes - in der enge-
ren Schutzzone - weidete Vieh. Die Quelle war bakteriologisch belastet (E-Coli).

Wasserschutzgebiete sollten aufgrund hydrogeologischer Gutachten ausgewiesen
werden. Die beanstandete Qualitét der gewonnenen Wasser deutete auf unzureichen-
de Schutzgebiete und auf VerstoBe gegen Nutzungsverbote hin. In kritischen Fallen
sollten die Wasserschutzgebiete Uberpriift und Messstellen fiir die Grundwasserkon-
trolle installiert werden.

In den Verbotskatalogen wurden Nutzungseinschrankungen oder das Verbot in der
engeren Schutzzone II in bezug auf Tierhaltung und Beweidung nicht prazise genug
formuliert. Der Schutz des Grundwassers war daher nicht gewahrleistet.

6.21 Wasserqualitat

Die Wasserqualitdt wurde entsprechend
der Trinkwasserverordnung vor allem auf
bakteriologische Verunreinigungen und
auf die korrosionschemischen Eigen-
schaften untersucht. Besondere Auf-
merksamkeit wurde anthropogenen Be-
lastungen, wie sie Nitrat und Pflanzen-
schutzmittel hervorrufen, geschenkt. Bei
den Koérperschaften Wetter, Ehringshau-
sen, Sinntal, Firth / Odenwald, Wasser-
werke Dillkreis Sid und Wasserbeschaf-
fungsverband Ostteil beeintrachtigte
kalkaggressives Rohwasser die korrosi-
onschemische Eigenschaft des Trinkwas-
sers. Bei vier Gemeinden wurde das
Wasser ins Kalk-Kohlensaure-

Ansicht 40: Gemeinde Friedewald - Wasser-

Gleichgewicht gebracht, das heiBt neut-
ralisiert. Die Stadt Wetter und der Was-
serbeschaffungsverband Ostteil versorg-
ten mit kalkaggressivem Wasser.

kammer / Trinkwasserspeicher - Aufnahme
vom 11. Juni 2002

Triibes Trinkwasser im Hochbehdlter mit unap-
petitlichem Schwimmfilm.
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Ansicht 41: Aufbereitungsanlage Weichersbach / Gemeinde Sinntal - Aufnahme vom 22. Juli

2002

Angriff aggressiven Rohwassers (vor der Aufbereitungsstufe) auf die Beschichtung des Saugbe-

halters

Die unkontrollierte Mischung unterschiedlicher
Wadsser kann das Wasser aus dem Kalk-
Kohlensdure-Gleichgewicht bringen und aggressiv
machen. Aggressives Wasser greift die nicht ge-
schitzten Rohrleitungen und Betonbauwerke wie
Hochbehadlter an. In den Wasserkammern der
Hochbehalter der Stadt Wetter und der Gemeinde
Sinntal waren Angriffsflachen in der Wechselzone
des Wasserspiegels festzustellen. Hier fand noch
Kohlensdureausgasung statt.

Auch bei Verbundsystemen ist die Mischbarkeit der
verschiedenen Wasser zu priifen. Das wurde vom
Wasserbeschaffungsverband Ostteil nicht getan,
gleichwohl hier vier Wasser zu variierenden Ver-
héltnissen vermischt wurden. Das fiihrte zu Abla-
gerungen, Triibungen und aggressivem Wasser.

Wasser mit erhdhtem Eisengehalt wurde in Eh-
ringshausen, Niddatal und dem Wasserbeschaf-
fungsverband Ostteil analysiert. Der Wasserbe-
schaffungsverband Ostteil hatte betriebliche Prob-
leme durch starke Eisenschlammbildung.

Wegen eisenhaltiger Wasser waren bei der Stadt
Wetter und dem Wasserbeschaffungsverband Ost-
teil Gber dem Wasserspiegel starke Verfarbungen
an Wasserkammerwand und Zulaufrohr zu beo-
bachten. AuBerdem war das Wasser triib, am Bo-
den lag Eisenschlamm, der dann im Versorgungs-
netz verteilt wurde.

Ansicht 42: Hochbehélter Unter-
rosphe / Stadt Wetter - Aufnahme
vom 21. Mai 2002

Angriff des Wassers in der Wech-
selzone Luft — Wasser auf die Be-
hélterbeschichtung. Ursache:
Kohlensaureausgasung im Hoch-
behalter.
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Wasserqualitat

Ansicht 43: Gemeinde Sinntal - Trinkwasserspeicher / Hochbehalter - Aufnahme vom 22. Juli

2002

Alterer Hochbehélter, doch Bauzustand und Hygiene sind einwandfrei.

Die Nitratbelastung war bei den
Korperschaften Firth / Oden-
wald, Wasserbeschaffungsver-
band Ostteil, Sontra und Wetter
erhdht. Die Werte lagen unter
dem Grenzwert der Trinkwasser-
verordnung von 50 Milligramm je
Liter, jedoch (ber dem EG-
Richtwert von 25 Milligramm je
Liter. Die Nitratabsenkung oder
-beseitigung (Denitrifikation) des
Wassers ist ein kompliziertes,
kostspieliges  Aufbereitungsver-
fahren, das kein Versorger prak-
tiziert. Hohe Nitratwerte lassen
sich aber im Vorfeld verhindern,
wenn man Nutzungskonflikte
zwischen Grundwasserentnahme
und landwirtschaftlichen Tatig-
keiten in den Schutzgebieten der
Wassergewinnung  einschlieft.

Dazu ist es geboten, (iber geeig- . ) -
nete Kontrollsysteme fiir die Ansicht 44: Hochbehdlter Jakobsberg / Wasserbeschaf-

Beachtung der Verbote zu sor- fungsverband Ostteil - Aufnahme vom 4. Juni 2002
Triibes Wasser; Behalterboden nicht erkennbar. Eisen-

gen. verfarbung an der Behalterwand.

Bakteriologische Beanstandungen wurden bei fiinf Gemeinden festgestellt. Die Bean-

standungen waren meistens zeitlich begrenzt. Die Ursachen waren nicht immer ermit-

telbar, standen aber im Zusammenhang mit dem bereits angesprochenen Problem der

Nutzungskonflikte Wasserschutzgebiet - Tierhaltung / Weide.

Bei den Gewinnungsanlagen in Ehringshausen, Friedewald, Firth / Odenwald und
Sinntal fehlte die Umzaunung des Fassungsbereiches, wobei diese meistens oberfla-
chennahes Wasser - ohne schiitzende Deckschichten iber dem Grundwasserspiegel -
férdern.

Die Anlagen der Gemeinde Friedewald waren hin und wieder biologisch belastet. Den-
noch wurde keine vorbeugende Entkeimung praktiziert. Das war zu bemangeln. Die
Entkeimung war dringend nétig. Bei oberflachennahen Grundwasserentnahmestellen
sollten Ultraviolett-Entkeimungsanlagen generell im Dauerbetrieb arbeiten, doch ha-
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ben nach Auffassung der Uberdrtlichen Priifung MaBnahmen zum Schutz des Grund-
wassers erste Prioritat.

6.22 Zustand der Bauwerke

Der technische Zustand der besichtigten Bauwerke variierte stark. Die Baujahre reich-
ten von 1905 bis 2002.

Bauwerke mit einem Alter tber 30 Jahren befanden sich teilweise in einem schlechten
Zustand. Dies waren Quellen sowie Hochbehdlter. Der unmittelbare Kontakt des Medi-
ums Trinkwasser mit den AuBenanlagen verlangt bei diesen Bauwerken eine besonde-
re hygienische Ausbildung der Kontaktbereiche. Diese war in vielen Bauwerken nicht
vorhanden. Obwohl manche der rund einhundert Jahre alten Anlagen sehr durchdacht
konstruiert worden waren, entsprachen sie nicht den heutigen hygienischen Anforde-
rungen. Eine regelmaBige Instandhaltung fand nicht Gberall statt. Neuere Bauwerke
sahen zum Teil bereits nach zehn Jahren erneuerungsbediirftig aus. Beispiele waren
beim Wasserverband Georg Joseph die Rohrleitungen und die Maschinentechnik.

g LT

Ansicht 45: Wasserverband Geo_rg Joseph, Run- Ansicht 46: Aufbereitungsanlage WV Georg
kel: Pumpen im Wasserwerk / Rohrkeller - Auf- Joseph, Runkel - Aufnahme vom 25. Juni
nahme vom 25. Juni 2002 2002

Rost im Rohrkeller. Ungeschiitzte Stahlleitungen. Aus der Decke lief Wasser.

Sanierung von Bauwerken, die alter als 40 Jahre sind, wird nicht bedingungslos emp-
fohlen. Die Priifung ergab, dass sanierte dltere Bauwerke den hygienischen und bau-
technischen Anforderungen nicht entsprechen. Beispiele hierfiir sind die Hochbehalter
Runkel und Arfurt der Stadt Runkel. Hier ist fir die Abwdgung zwischen Sanierung
oder Neubau ein Fachplaner zu befragen. SanierungsmaBnahmen kénnten zu Fehlin-
vestitionen werden. Insgesamt waren folgende Anlagenteile in gréBerem Umfang
sanierungsbediirftig oder sogar erneuerungsbediirftig:

GréBerer Sanierungsbedarf: Erneuerungsbedarf (Neubau):
e 3 Brunnen e 3 Aufbereitungsanlagen

e 4 Aufbereitungsanlagen e 14 Hochbehalter

e 5 Hochbehélter e 1 Pumpwerk

e 2 Pumpwerke

Die Liftungsanlagen der Wasserspeicher waren mit wenigen Ausnahmen nicht gegen
das Eindringen von Infektionskeimen gesichert. Bei rund 15 Prozent der Wasserspei-
cher fiel Licht in die Wasserkammer ein, was unzuldssig ist. Diese Unzuldnglichkeit ist
dringend zu beheben, um Algen- und Schimmelbildung im Trinkwasserspeicherraum
zu verhindern.
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Personaleinsatz am
Hochbehalter im
Brandfall ist
vermeidbar

Kleintiere in
Quellfassungen
gefahrden die
Wasserqualitat

Feuerloschreserven

Ein Dauerproblem in Wasserwerken und
Hochbehaltern stellte das Schwitzwas-
ser dar. Es sorgte fiir zahlreiche Bau-
schaden und Rost an den Installations-
teilen. Fir die Beseitigung der hohen
Luftfeuchtigkeit sollten Entfeuchtungs-
gerate eingesetzt werden. Sie sind nicht
teuer und tragen optimal zum Erhalt

Elektrische Anlage zum Tiefbrunnen Katzenfurt -
Aufnahme vom 12. September 2001

6.23 Feuerldschreserven

In 72 von 76 untersuchten Hochbehaltern werden
die Feuerldschreserven (iber einen Schieber per
Hand aktiviert. Diese so genannte Feuerschleife ist
eine veraltete Installationsweise, die in Hessen
nach wie vor ausgefiihrt wird. Im Brandfall muss
ein Mitarbeiter den Hochbehalter aufsuchen, um
den Schieber zu 6ffnen. Das kann zu Zeitverzoge-
rungen mit unabsehbaren Folgen fiihren. Die
Fernaktivierung und Wasserstandsiiberwachung
der Hochbehalter ist technisch mdglich; der Spei-
cherraum muss so ausgelegt sein, dass ein
Loschwasservorrat standig gespeichert werden
kann.

6.24 Quellfassungen und Sammelschachte

Ein GroBteil der Quellfassungen und Sammel-
schachte befindet sich in Waldern. Es sollte dafiir
Sorge getragen werden, dass weder Wildtiere
noch Kleintiere die Qualitdt des Grundwassers
beeintrachtigen koénnen. Tiere, die sich in den

der Bausubstanz bei. Die rostigen In-
stallationen (vergleiche auht

45') sollten erneuert werden.

Ansicht 48: Schiebekammer / Stadt
Sontra - Aufnahme vom 13. Mai
2002

Verbrauchte Bausubstanz.

Fassungsbereichen aufhalten, tragen auf dem kiirzesten Weg zur bakteriologischen

Verunreinigung des Grundwassers bei.

Das Eindringen von Kleinlebewesen in die Quellfassungen und Sammelschachte ist mit
dicht schlieBenden Schachtdeckeln und entsprechend engmaschigen Fliegengittern an
den Liftungsanlagen zu verhindern. Quellschachte in Friedewald und Sinntal dienten
als Behausung fiir Nacktschnecken und Waldmiickenschwarme. Hier ist ein Umdenk-

prozess in den Wasserbetrieben notwendig.
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ik el AR K e R i
Ansicht 49: Quelle Ziintersbach / Gemeinde Sinntal - Aufnahme vom 22. Juli 2002
Schlechter Zustand des Quellsammelschachts mit Entsauerungsanlage. Nach der Besichtigung

war die Abdeckung am Schachteinstieg nur mit Schwierigkeiten anzubringen. Kein Schutz gegen
das Eindringen von Kleinlebewesen. Die Anlage war nicht umzaunt und fiir jeden zuganglich.

Ansicht 50: Hochbehalter Lindenau / Stadt Sontra - Aufnahme vom 13. Mai 2002

Der Hochbehélter konnte nicht von innen besichtigt werden, weil er mit einem Elektrozaun und
weidenden Rindern umgeben war.
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Fernwirksysteme
nicht immer
empfehlenswert

Fernmelde- und Fernwirksysteme

Ansicht 51: Stadt Wetter - Trinkwasserspeicher / Hochbehalter - Aufnahme vom 21. Mai 2002
Neuwertiger Hochbehalter mit angemessener hygienischer Speicherung des Trinkwassers.

" Der Wasserverband Georg Joseph unter-

| hielt eine sehr aufwandige Anlage zur
Wasserenthartung. Sie wurde Anfang des
letzten Jahrzehnts mit Hilfe von Foérder-
mitteln des Bundesministeriums fiir For-
schung und Technologie sowie des Hessi-
schen Ministeriums fiir Umwelt und Reak-
torsicherheit erstellt. Das enthartete Was-
ser entspricht bereits vor der Aufberei-
tung den Vorgaben der Trinkwasserver-
ordnung. Das angewendete Verfahren der
~ Vakuumenthartung ist bundesweit einma-
| lig, umweltfreundlich und technisch inte-
ressant, jedoch hat es sich aufgrund sei-
ner Stéranfalligkeit nicht durchgesetzt.

Ansicht 52: Quellschacht Sannerz / Gemeinde
Sinntal - Aufnahme vom 22. Juli 2002

Die schwarzbraunen Punkte oben sind M-
cken. Weiter unten im Schacht Schnecken.

6.25 Fernmelde- und Fernwirksysteme

Fernmeldeanlagen waren bei zahlreichen Wasserversorgern bereits vorhanden oder in
Planung. Der Ausbau erleichtert zukiinftig viele betriebliche Ablaufe. Sinnvollerweise
werden Betriebsdaten wie Stérmeldungen, Wasserstédnde, Durchflussmengen und
Objektschutzdaten in eine Fernmelde- und Leitzentrale geleitet.

Die Netzpflege wurde bei den untersuchten Wasserversorgungsanlagen unterschied-
lich gehandhabt. Mit der Planung und dem Ausbau von Fernmeldesystemen gingen
die Installation von Wasserzahlern und die Errichtung von Zahlerschachten fiir tiber-
Ortliche Leitungen einher. Diese ersten Schritte zur Leckiiberwachung werden begriBt.
Zukinftig sollte eine Datenbank Uber das Leitungsnetz erstellt werden, die je nach
Alter und Zustand der Leitungen eine planmaBige Sanierung ermdglicht.

Manche Betreiber haben den Vorschlag, in den Anlagen vom Handbetrieb auf automa-
tisierten Betrieb umzustellen, missverstanden.f14 Nicht alle Betriebsabldufe kénnen zur

114 planungsprozess in Ehringshausen
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Automatisierung und zur Fernsteuerung empfohlen werden. Insbesondere die zahlrei-
chen kleinen Aufbereitungsanlagen bedirfen der regelmaBigen Vor-Ort-Kontrolle, so
beim Rickspiilen der Filteranlagen.

Auch Anlagen mit geringerem Unterhaltungsbedarf wie Hochbehalter sollten in regel-
maBigen Abstdnden vor Ort kontrolliert werden. Eine Ferniiberwachung ist kein Ersatz.

6.26 Okonomische Bewertung von Wasserverlusten

Die Wasserverluste der Korperschaften waren teilweise betrachtlich. Sie sind in

dargestellt.

30 m3 40 %
q *
Wasserverluste im Jahr 2001 1 359
25 m3 1 ]
@ Kubikmeter je versorgtem Einwohner im Jahr 130%
B Kubikmeter je km und Tag
20 m3 +—— @ Prozent der Netzeinspeisung ry
S T25%
15 m3 3 r 20 %
T 15%
10 m3
T 10 %
5m3 -+ *
* o 1 |:| I T5%
0m3

r 0%

Sinntal P

Friedewald
Flirth/Odenwald
Wetter (Hessen)

Niddatal
Mittelwert
Gemeinden
Ehringshausen
Sontra
Runkel
Ostteil
Dillkreis Stid
Mittelwert
Verbande
Georg Joseph

Ansicht 53: Wasserverluste (Jahr 2001, aufsteigend nach Wasserverlusten je Kilometer und
Tag)

Wasserverluste bringen zunachst fiir die kommunalen Kérperschaften Kosten mit sich,
denen keine Erlése gegeniiber stehen. AnschlieBend belasten sie die Biirger im Umla-
geverfahren, da auch die Verlustmenge bereitgestellt werden musste.

MaBnahmen zur Reduzierung der Wasserverluste sind ebenfalls mit Kosten verbun-
den. Damit stellt sich in diesen Fallen stets die Frage, was aus 6konomischer Sicht
glinstiger wadre: die Wasserverluste zu reduzieren oder sie weiter hinzunehmen. Aus
der Gegenlberstellung der Kosten zur Suche und Beseitigung von Leckagen sowie den
individuellen Kosten fiir die Wasserbereitstellung kann fiir jedes Versorgungsgebiet
abgeleitet werden, ab welcher Hohe sich die Einddmmung der Wasserverluste rech-
net. So brachte die Reduzierung der Verluste in vier der elf Kérperschaften finanzielle
Vorteile von insgesamt Uiber 447.000 € pro Jahr. Bevor jedoch gezielte MaBnahmen
ergriffen werden, sollten zunachst die Gebiete mit den héchsten Verlusten rédumlich
eingegrenzt werden.

6.27 Erneuerungsbeitrage

Grundsatzlich kann die Gemeinde wahlen, ob sie fiir die Erneuerung ihrer Trinkwas-
seranlage Beitrdge erhebt oder die entstehenden Kosten (iber die Wassergebiihren
verrechnet.

Erneuerungsbeitrdge wurden nur in einer von acht Gemeinden erhoben. Die (ibrigen
stellten in der Vergangenheit — auch bei objektiver Notwendigkeit — keine Pléne auf,
die die Beitragsfrage einbezogen. Davon sahen sie selbst dann ab, wenn Erneue-

Zwolfter Zusammenfassender Bericht 79

Hohe Wasserverluste
kostentreibend



Keine
Kostenrechnungen

Kosten der Trinkwasserversorgung

rungsmaBnahmen zugleich den Standard der Anlage verbesserten. Der Grund fir die-
se Zurlickhaltung war im politischen Bereich zu suchen.

Nunmehr haben drei der acht Gemeinden[5] auf die gednderte Rechtsprechung zum
Beitragsrecht (VGH Kassel, Beschluss vom 13. April 1999, 5 TZ 130 /99 und vom
17. August 1999, 5 TZ 1954 / 99) reagiert. In zwei Gemeinden lagen bereits Bei-
tragskalkulationen vor; eine Gemeinde arbeitete zur Zeit der Vor-Ort-Erhebungen
gerade an einer Beitragskalkulation.

6.28 Kosten der Trinkwasserversorgung

Die Gebihrensatze fiir die Inanspruchnahme der Trinkwasseranlage sind gemaB § 10
Absatz 2 Hessisches Kommunalabgabengesetz so zu bemessen, dass die Kosten der
Einrichtung gedeckt sind. Eine Kostenrechnung bestand allerdings bei keiner der acht
Gemeinden, so dass die Kosten aus den jeweiligen Jahresabschliissen oder Jahres-
rechnungen abgeleitet werden mussten. Die Verbande gaben ihre Aufwendungen in
einem jahrlichen Ausgleich an die Verbandsmitglieder weiter. Diese flossen wiederum
in deren Gebiihren ein.

Die Wasserwerke Dillkreis Siid erhoben bei den Verbandsmitgliedern einmalige Ein-
trittsbeitrage und jahrliche Investitionsbeitrédge. Beide wurden methodisch nach den
Rahmenbedingungen zur Zeit der Griindung des Verbands vor rund 35 Jahren berech-
net. Die im Laufe der Zeit gednderten Rahmenbedingungen und fehlende Anpassun-
gen fiihrten dazu, dass die Berechnungen nunmehr willkiirlich erscheinen.

Fir die Trinkwasserversorgung entstanden den Korperschaften Gesamtkosten in un-
terschiedlicher Hohe. Die absoluten Betrdge sind nicht direkt vergleichbar. Sie hangen
von der Leitungsnetzlénge, der Zahl der Hausanschliisse und der Wassermenge ab.
RAnsicht 54]fasst daher spezifische Gesamtkosten zusammen.

Spezifische Gesamtkosten flir Trinkwasser
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Quelle: Jahresabschliisse, Jahresrechnungen, eigene Berechnung

Ansicht 54: Spezifische Gesamtkosten fiir Trinkwasser im Jahr 2001

Ausgehend von den Profildaten ist eine Tendenz zu sinkenden Kosten bei ,gréBeren®
Versorgungsgebieten erkennbar (vergleiche JAnsicht 55). Trotz eines scheinbar eindeu-

115 Fiirth / Odenwald, Niddatal, Sinntal
116 Niddatal, Sinntal

117 Fiirth / Odenwald
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tigen Kostentrends variieren die Einzelwerte stark. Die Gesamtkosten je Kubikmeter
sind vor allem dann niedrig, wenn die Wasserbezugskosten einer Kérperschaft gering
sind. Gemeinden, die einem Wasserverband angeschlossen sind, haben durchschnitt-
lich héhere Kosten (2,01 € je Kubikmeter) als diejenigen ohne Verbandszugehdrigkeit
(1,76 € je Kubikmeter).

Einfluss der Profildaten auf die spezifischen Gesamtkosten der
Trinkwasserversorgung
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Ansicht 55: Einfluss der Profildaten auf die spezifischen Gesamtkosten

Die Gesamtkosten setzen sich aus verschiedenen Kostenarten zusammen. Die Kosten-

strukturen werden aus Ansicht 56/|ersichtlich.
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Ansicht 56: Aufteilung der Gesamtkosten nach Kostenarten (Jahr 2001)

Kostenarten mit dem gréBten Anteil an den Gesamtkosten waren bei den Gemeinden
die kalkulatorischen Abschreibungen und der Bezug von Fremdwasser mit durch-
schnittlich jeweils 20 Prozent. Bei den Verbanden dominierten die kalkulatorischen
Abschreibungen mit rund 30 Prozent. Die kalkulatorischen Abschreibungen hatten
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Energiekosten nur
3 bis 10 Prozent
der Gesamtkosten

Anlagennachweise und kalkulatorische Kosten

starken Einfluss auf die Gesamtkosten je Kubikmeter Wasser. Aber auch die Profilda-
ten wirkten sich deutlich aus, wie die Beispiele Runkel und Wetter belegen. Trotz rela-
tiv geringer kalkulatorischer Abschreibungen ist der Kubikmeterpreis in dem ,kleinen"
Versorgungsgebiet Runkel hoch.

Bezogene Leistungen zum 31. Dezember 2001 Dagegen ist der Preis in dem

. ~groBeren” Gebiet Wetter trotz

Leistung Fremdvergaben hoher  kalkulatorischer ~ Ab-

Erstellung Jahresabschluss 7 schreibungen (und eines hohen
Lohn- und Gehaltsabrechung 3 Fre_mdwas_serbe_ZUQjc‘) _over
— gleichsweise niedrig. Eine zu
Anlagenbuchhaltung / vermutende Abhangigkeit des
Abrechung laufender Entgelte 4 Energieverbrauchs von Hohen-

Betrieb der Anlagen und des unterschieden im Versorgungs-

3

Netzes mit Bereitschaftsdienst gebiet war nicht nachweisbar.
Quelle: Interviews Die Energiekosten hatten auch
Ansicht 57: Bezogene Leistungen zum 31. Dezember Nur einen durchschnittlichen
2001 Anteil an den Gesamtkosten

von drei Prozent bei den Ge-
meinden und zehn Prozent bei
den Verbanden.

Zwischen den Kostenarten bestanden teilweise Abhdngigkeiten. So waren die Perso-
nalkosten allein nicht aussagekraftig, da sie durch die Vergabe von Fremdleistungen
reduziert werden kénnen und umgekehrt. Die bezogenen Leistungen sind fiir die Kor-
perschaften in Ansicht 57] dargestellt und die Auswirkungen des Umfangs der Fremd-
vergabe auf die Kosten in JAnsicht 58|

Fremdvergabe und Gesamtkosten

(2001)
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Anteil der Fremdleistungen an den Gesamtkosten
Quelle: eigene Berechnung

Ansicht 58: Fremdvergabe und Gesamtkosten (2001)

Hier ist eine gering ansteigende Tendenz der Kosten bei hoher Varianz der Einzelwerte
feststellbar.

6.29 Anlagennachweise und kalkulatorische Kosten

Anlagennachweise als Ausgangspunkt fiir die Ermittlung der kalkulatorischen Kosten
waren in zehn der elf Kdrperschaften in ausreichender Differenzierung vorhanden. Nur
in Wetter waren sie zu undifferenziert.

Die kalkulatorischen Abschreibungen wurden in allen Kérperschaften korrekt ermittelt.
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Das Anlagekapital soll nach § 10 Absatz 2 des Hessischen Kommunalabgabengesetzes
und § 12 Absatz 1 der Gemeindehaushaltsverordnung angemessen verzinst werden,
unabhangig von seiner Herkunft als Eigen- oder Fremdkapital. Aus dem kalkulatori-
schen Zinssatz, dem Eigen- und Fremdkapitalbestand kann die Eigenkapitalverzinsung
ermittelt werden, die einen Beitrag zur Erhaltung des Vermdgens leisten kann und

muss (vergleiche Ansicht 59).

8%
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Ansicht 59: Kapitalverzinsung, Stand: 31. Dezember 2001

Die Verbande erreichten keine Eigenkapitalverzinsung, weil sie die tatsachlich gezahl-
ten Zinsen fir Fremdkapital an die Verbandsgemeinden weiterverrechneten. Mit kalku-
latorischen Zinsen wurde nicht gearbeitet. Die Forderungen des § 11 Absatz 5 Eigen-
betriebsgesetz wurden nicht erfiillt.[T8] Die Uberértliche Priifung empfahl den Kérper-
schaften, das Gesamtkapital kalkulatorisch zu verzinsen, um die Substanz zu erhalten.

Durch die Differenz zwischen den in Gebihrenkalkulationen korrekt angesetzten kal-
kulatorischen Zinsen und den tatsachlich zu zahlenden Zinsen fiir Fremdkapital kdnn-
ten die Kommunalhaushalte bei kostendeckenden Gebihren in korrekter Weise be-
trachtliche Mittel als Verzinsung des Eigenkapitals realisieren. Wiirden alle Gemeinden
kostendeckende Gebiihren veranschlagen, wiirden sie insgesamt ohne korrespondie-
rende Ausgaben nahezu 850.000 € mehr einnehmen. Das bedeutet eine durchschnitt-
liche Eigenkapitalverzinsung von 3,4 Prozent. Bei einer Anhebung des kalkulatorischen
Zinssatzes auf den derzeit von zwei Gemeinden gewahlten Héchstwert von sechs Pro-
zent ergaben sich Mehreinnahmen von tiber 1.020.000 €. Die durchschnittliche Eigen-
kapitalverzinsung betriige dann 4,2 Prozent. Unter diesen Voraussetzungen ware die
Erhaltung des kommunalen Vermégens angemessen gesichert. Die Uberértliche Prii-
fung empfiehlt daher, den kalkulatorischen Zinssatz generell auf sechs Prozent festzu-
legen.

Die kalkulatorischen Kosten (Abschreibungen und Zinsen) belaufen sich in den Ge-
meinden auf durchschnittlich 37 Prozent der Gesamtkosten, bei den Verbanden sind
es 47 Prozent. Diese Anteile zeigen an, welche Kosten allein durch die technische
Ausstattung ausgeldst werden. Sie fallen in jedem Jahr unabhangig von der geliefer-
ten Wassermenge als Kapitalkosten an. Sie missen aber durch die Einnahmen aus
dem Wasserverkauf mit abgedeckt werden. Damit kommt es maBgeblich auf die Hohe

118 Nach § 2 Absatz 2 Hessisches Wasserverbandsgesetz sind bei Verbanden, deren Hauptaufgabe die
Beschaffung und Bereitstellung von Wasser fiir mehr als 10.000 Einwohner ist, die Vorschriften tber Ei-
genbetriebe sinngemaB anzuwenden.
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Verwaltungskostenbeitrage

der Gebihrensatze fir die Wasserlieferungen an. Hier ware lediglich der kalkulatori-
sche Zinssatz variierbar, der aber direkten Einfluss auf die Kapitalerhaltung hat.

Ein hoher Anteil der kalkulatorischen Kosten an den Gesamtkosten ist nicht eindeutig
interpretierbar. Er kann erstens auf einen hohen Anlagenbestand und damit hohe
Investitionen in der Vergangenheit oder zweitens auf einen hohen kalkulatorischen
Zinssatz oder drittens auf glinstige Betriebskosten zurlickzufiihren sein.

6.30 Verwaltungskostenbeitrage

Die angesetzten Verwaltungskostenbeitrage fiir Leistungen der kommunalen Verwal-
tung lagen bei den Gemeinden weit auseinander, wie Ansicht 60|zeigt.
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Quelle: Jahresrechnungen, eigene Berechnung

Ansicht 60: Verwaltungskostenbeitrage

Die Werte wurden meist in pauschaler Weise anhand durchschnittlicher Landessatze
festgelegt. Die Angemessenheit konnten die Gemeinden meist nicht nachweisen. Die
Uberdrtliche Priifung empfahl eine Uberarbeitung aufgrund des nicht unbedeutenden
Anteils an den Gesamtkosten.

6.31 Gebuhrenkalkulation und Kostendeckung

Die Wassergebiihren unterschieden sich deutlich. Die Bandbreite der Wasserpreise lag
in den acht Gemeinden zwischen 1,39 und 2,00 € je Kubikmeter bei einem Mittelwert
von 1,63 € je Kubikmeter und in den drei Verbanden zwischen 0,72 und 1,25 € je
Kubikmeter bei einem rechnerischen Durchschnitt von 0,98 € je Kubikmeter (siehe

Ansicht 61).

Wegen der Hohe der Wassergebiihren sind sehr wenige Widerspriiche und Klagen
anhangig. Die Erhebung von Erneuerungsbeitragen fiihrte dagegen zu einer hohen
Zahl von Widerspruchsverfahren. Bei dieser Sachlage fiihlen sich die Gemeinden of-
fensichtlich nicht veranlasst, die Gebiihren und Beitrdage entsprechend den gesetzli-
chen Bestimmungen zu kalkulieren.

Bei der Bearbeitung der Widerspruchsverfahren wurden Schwachen festgestellt. So
war die Bearbeitungsdauer unakzeptabel lang - im Einzelfall (iber drei Jahre.[X%]Auch

119 sontra
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materiellrechtlich wurde die Verkniipfung zwischen Kommunalabgabengesetz und
Abgabenordnung nicht in allen Fallen erkannt. Weiter bestanden Unsicherheiten hin-
sichtlich des Aufbaus von Widerspruchsbescheiden.
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Quelle: Satzungen,

eigene Berechnung @ Verbrauchsgebiihr je Kubikmeter (Satzung)

# Unter- bzw. Uberdeckung im Vergleich zu liberschldgiger Nachkalkulation durch den Priifer +/-

Ansicht 61: Verbrauchsgebihren im Jahr 2001

Fiinf von acht Gemeinden kalkulierten die Gebiihren nichtf20] Stattdessen legten sie
meist ihre Ansatze im kommunalen Haushalt einer Gebilhrenlberpriifung zugrunde
oder schrieben lediglich die Ansatze der letzten Jahre fort. Selbst wenn sie die Gebiih-
ren kalkulierten, flossen noch andere Aspekte - vor allem politische Uberlegungenf2]-
in die Geblihrenfestlegung ein. Damit wurde das Kostendeckungsprinzip als Grundsatz
einer vorausschauenden Ressourcenplanung nicht eingehalten. Gleichzeitig wurden
aber auch Mdglichkeiten zur Entlastung des kommunalen Haushalts und damit ver-
bunden freie Mittel fiir ausreichende Reinvestitionen (vergleiche oder an-
dere Aufgaben der Gemeinden vernachléssigt. Die Uberértliche Priifung empfahl, Ge-
bihren fiir die Trinkwasserversorgung nicht zu subventionieren, sondern die Gebiih-
ren kostendeckend zu kalkulieren, um die zukiinftige Sicherheit und Qualitat der Was-
serversorgung durch angemessene Ersatzinvestitionen zu gewahrleisten. Eine Kalkula-
tion fuhrt nicht zwangslaufig zu héheren Gebiihren. Der Mittelwert der Gebiihren lag
ohne Gebiihrenkalkulation bei 1,68 € je Kubikmeter und mit Gebiihrenkalkulation
(Sinntal, Niddatal, Firth / Odenwald) bei 1,54 € je Kubikmeter. Es bestand aber bei
den Gemeinden ein Zusammenhang zwischen einer vorhandenen Kalkulation und der
Kostendeckung. Mit Gebiihrenkalkulation lag die mittlere Kostenunterdeckung bei rund
4 Prozent und ohne Geblihrenkalkulation bei rund 18 Prozent.

120 Ehringshausen, Friedewald, Runkel, Sontra, Wetter

121 Niddatal
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Schlussbemerkung
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Deckung der Gesamtkosten durch die Gesamterldse
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Quelle: eigene Berechnung

Ansicht 62: Deckung der Gesamtkosten durch die Gesamterldse im Jahr 2001

6.32 Schlussbemerkung

Die Priifung bestdtigte, dass die Trinkwasserversorgung eine wesentliche Aufgabe der
kommunalen Kérperschaften darstellt. Das betrifft die Héhe der einmaligen Investiti-
onsausgaben, die laufenden Kosten und die qualitativen Anforderungen an die Anla-
gen und das Trinkwasser. Die Gebietskodrperschaften kénnten die Probleme I6sen,
wenn sie sich zu einer angemessenen Finanzierung der Aufwendungen fiir das Trink-
wasser entschldssen.
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7. Vierundsiebzigste Vergleichende Priifung , Rettungsdienste"

7.1 Geprufte Landkreise

Landkreis Fulda, Landkreis Hersfeld-Rotenburg, Main-Kinzig-Kreis, Rheingau-Taunus-
Kreis, Werra-MeiBner-Kreis, Wetteraukreis

Ansicht 63: ,Rettungsdienste™ - Landkreise
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7.2 Informationsstand und Prifungsbeauftragter
Januar 2000 bis Dezember 2001
RUN Rettungswesen und Notfallmedizin GmbH in Marburg

7.3 Leitsatze

Hessen setzt mit der Hilfsfrist von zehn Minuten im Rettungsdienstgeset4122]
einen hohen Standard, der eine hochwertige Hilfe sichert. Er iibersteigt den
der meisten Bundesldnder und stellt damit an die Krankenkassen in Hessen
als die bedeutendsten Kostentrager betrachtliche finanzielle Anspriiche.

Die Landkreise haben erhebliche Anstrengungen unternommen, die Hilfs-
frist von 10 Minuten in den vom Gesetzgeber geforderten 95 Prozent aller
Notfille sicherzustellen. Im Priifungszeitraum erreichten sie Quoten zwi-
schen 74 und 85 Prozent.

Die gleiche Lage gilt fiir den in der 1. Fortschreibung des Vorlaufigen Ret-
tungsdienstplans vorgegebenen Sollwert fiir die Ausriickzeit von durch-
schnittlich einer Minute an Rettungswachen und an Notarztstandorten. Im
Priifungszeitraum wurde die Frist nicht selten um ein Mehrfaches iiber-
schritten.

Selbst wenn die Landkreise alle Verbesserungspotenziale ausschopften,
konnten sie die Hilfsfrist nicht immer sichern. Die Hilfsfrist verlangt den
Bau oder die Verlagerung von Rettungswachen und Notarztstandorten. In
den gepriiften Kreisen wdre mit weiteren 6,3 Millionen € an Investitionen
zu rechnen.

Aussagen iiber den Erfolg des Rettungsdienstes konnten zum Priifungszeit-
punkt nicht getroffen werden. Von Landesseite gab es keine Vorgaben fiir
eine einheitliche Dokumentation der Einsatze im Sinne einer evidenzbasier-
ten Medizin. Mit der Verordnung iiber die Qualitatssicherung im Rettungs-
dienst vom 27. Februar 2003[23 wurde von Seiten des Landes dafiir gesorgt,
dass die Kreise eine qualitidtssteigernde Einsatzdokumentation leisten kon-
nen.

7.4 Gepruftes Risiko

Fir den Priifungszeitraum wurde das gepriifte Risiko auf der Basis der kalkulierten
Kosten- und Leistungsnachweise der sechs Landkreise errechnet. Fiir das Jahr 2000
betrug dieses 38,7 Millionen € sowie 37,9 Millionen € fiir das Jahr 2001.

7.5 Sparpotenziale

Sparpotenziale fiir die Landkreise wurden nicht festgestellt.

7.6 Rickstande

Fir das Jahr 2001 wurde ein Investitionsbedarf fiir alle sechs Landkreise in Hohe von
bis zu 6,3 Millionen € ermittelt.

122 Gesetz zur Neuordnung des Rettungsdienstes in Hessen (Hessisches Rettungsdienstgesetz 1998 —
HRDG) vom 24. November 1998 (GVBI. I, S. 499) — im Folgenden: Rettungsdienstgesetz oder HRDG.

123 Gypl. II 351-67
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vier bis finf Minuten

Anderungsvorschlége fiir Rechtsvorschriften

7.7 Anderungsvorschldge fiir Rechtsvorschriften

Die Uberdrtliche Priifung empfiehlt Landtag und Landesregierung zu erwégen, das
Gesetz zur Neuordnung des Rettungsdienstes in Hessen (Hessisches Rettungsdienst-
gesetz) wie folgt zu andern:

e In § 22 Absatz 2 wird ein neuer zusatzlicher Satz 3 eingefiigt: ,Rechtsanspriiche
einzelner Personen werden durch die vorstehende Bestimmung nicht begriindet."
Neuer Satz 4: ,Naheres wird durch Rechtsverordnung geregelt."

e Ferner sollte praziser geregelt werden, wie der von den Landkreisen zu tragende
30- Prozent-Anteil an der personellen Besetzung der Zentralen Leitstellen zu er-
mitteln ist. Es wird empfohlen, in § 8 Absatz 1 Satz 4 Hessisches Rettungsdienst-
gesetz dariber Klarheit zu schaffen, ob im Eigenanteil der Landkreise die Erstat-
tung des Landes Hessen zu beriicksichtigen ist.

Die in der 1. Fortschreibung des Vorlaufigen Rettungsdienstplans enthaltenen Struk-
tur- und Durchfiihrungsvorgaben rufen einen hohen Verwaltungsaufwand hervor und
setzen sehr vertieftes Fachwissen voraus. Das kann bei den Aufgabentragern nicht
immer vorausgesetzt werden. Die notwendigen Hilfen externer Berater erhdhen die
Kosten des Rettungsdienstes. Bei einer weiteren Fortschreibung des Rettungsdienst-
plans wird empfohlen, die Vorschriften knapper und leichter verstandlich zu fassen.

7.8 Rettungsdienst in Hessen

Wesentliche Aufgabe des Rettungsdienstes ist die zeitnahe medizinische Versorgung
von lebensbedrohlich erkrankten oder verletzten Personen. Bei akuter Lebensgefahr
hangt der Erfolg davon ab, dass drei Versorgungsabschnitte rechtzeitig beginnen:

Lebensrettende SofortmaBnahmen,
Notfallversorgung durch den Rettungsdienst und
definitive Versorgung in einer geeigneten Klinik.

Lebensrettende SofortmaBnahmen kann ein organisierter Ersthelfer, aber auch ein
Laie, einleiten und ein Minimum an vitalen Funktionen (Atmung und Kreislauf) auf-
recht erhalten. Typisches Beispiel sind WiederbelebungsmaBnahmen nach einem
Kreislaufstillstand.

Die Notfallversorgung leisten das nichtérztliche Fachpersonal (Rettungsassistenten
und Rettungssanitater) und Notarzte. Bei diesem Versorgungsabschnitt ist das Ziel,
gestérte Vitalfunktionen wiederherzustellen und zu stabilisieren. Beispiel ist die Re-
animation mit erweiterten MaBnahmen zur Wiederherstellung eines Spontankreislaufs.
Weiteres Ziel ist es, drohende Vitalfunktionsstérungen zu erkennen und mit therapeu-
tischer Intervention zu verhindern. Zentrale Aufgabe der Notfallmedizin ist somit, den
Zustand des Patienten bis zur definitiven Therapie zu stabilisieren.

Die definitive Versorgung in einem geeigneten Krankenhaus dient der sicheren Diag-
nose und kausalen Therapie der Stérung durch Intensivtherapie oder operative Inter-
vention. Im Falle akuter Stérung von Vitalfunktionen ist die abgestufte therapeutische
Intervention nicht beliebig lange aufschiebbar, wenn der Tod oder bleibende gesund-
heitliche Schaden verhindert werden sollen.

Die kritischste Situation stellt der plétzliche Kreislaufstillstand dar, wie er in der Folge
eines akuten Herzinfarkts auftreten kann. Hier bestehen zwei Zeitfenster, innerhalb
derer die Ergebnisse befriedigender waren: Nach dem aktuellen Stand des medizini-
schen Wissens ist mit der Reanimation spatestens binnen vier bis finf Minuten nach
dem Kreislaufstillstand anzufangen, um bleibende Schaden durch Sauerstoffmangelzu-
stande zu verhindern. Mit jeder weiteren Minute ohne erweiterte Wiederbelebungs-
maBnahmen verringern sich die Chancen auf Uberleben und véllige Wiederherstellung
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erheblichf?%] Der Umkehrschluss sagt, je friiher hochwertige Hilfe beim Patienten ein-
trifft, desto ofter wird der Kreislaufstillstand Uberlebt. Um eine minimale Sauerstoff-
versorgung des Notfallpatienten sicher zu stellen, sollten deshalb bereits Laien in die
Lage versetzt werden, qualifizierte Erste Hilfe zu leisten. Zu diesem Zweck sollten die
Zentralen Leitstellen Anrufer, unabhdngig von deren Ausbildungsstand in Erster Hilfe,
telefonisch auffordern, die Wiederbelebung einzuleiten, und entsprechend anleiten.

Als Stufe zwischen der Laienhilfe ohne Hilfsmittel und der Rettungsdienstversorgung
wurden in den letzten Jahren zunehmend organisierte Ersthelfer-Systeme entwickelt.
Diese stiitzen sich auf ortsnahe, erweitert ausgebildete Ersthelfer mit einer einfachen
medizinischen Ausstattung, die im Einsatzfall parallel zum Rettungsdienst von der
Leitstelle alarmiert werden. Die Ersthelfer werden je nach Ausbildungsstand zuneh-
mend auch mit automatisierten externen Defibrillatoren (AED) ausgertistet, mit denen
das Herzkammerflimmern beim Kreislaufstillstand wirksam behandelt werden kann.
Gegenlber der Ersten Hilfe durch Laien bringt das einen deutlichen Effektivitdtsge-
winn. Aktuelle Bestrebungen zielen darliber hinaus darauf ab, auch Laien in der An-
wendung der automatisierten externen Defibrillatoren zu schulen und derartige Gerdte
an belebten Orten vorzuhalten.

Das Rettungswesen selbst fallt in die Zusténdigkeit der Lander und umfasst in seiner
Gesamtheit die Hilfe bei Katastrophen, Krankheiten, Not- und Ungliicksfallen. Die
Grundziige des Rettungswesens fiir Hessen sind im Hessischen Rettungsdienstgesetz
geregelt. Zustdndig fiir die Organisation des bodengebundenen Rettungsdienstes sind
die Landkreise und kreisfreien Stadte. Die Aufgabentrager betreiben den Rettungs-
dienst selbst oder bedienen sich Dritter (§ 3 Rettungsdienstgesetz). Zu erwahnen sind
der Arbeiter-Samariter-Bund, das Deutsche Rote Kreuz, die Johanniter Unfallhilfe, der
Malteser Hilfsdienst sowie freie Trager, die zu keiner dieser Organisationen gehdren.

Die wesentlichsten Kostentrager des Rettungsdienstes sind die Krankenkassen. Nach
§ 8 Abs. 3 Satz 2 Hessisches Rettungsdienstgesetz sind zwischen Leistungserbringern
und Kostentragern Vereinbarungen Uber die Hohe der zur Durchfiihrung des Ret-
tungsdienstes notwendigen Benutzungsentgelte zu treffen. Kosten, die den Tragern
(Landkreise und kreisfreie Stadte) durch die Ausgestaltung des Rettungsdienstes ent-
stehen (beispielsweise Betriebskosten der Zentralen Leitstellen aus den Bereichen
Notfallversorgung und Krankentransport), konnen durch die Festsetzung von Ret-
tungsdienstgebiihren refinanziert werden.

7.9 Hilfsfrist

Die Ergebnisqualitat der Notfallversorgung (Hilfsfristniveau) hangt maBgeblich von der
Eintreffzeit der Rettungsmittel am Notfallort ab. Fiir Hessen gilt eine Hilfsfrist von zehn
Minuten (§ 22 Absatz 2 Satze 2 und 3 Hessisches Rettungsdienstgesetz). Die Vor-
schrift lautet:

.“Dabei ist fiir die Notfallversorgung vorzusehen, dass ein geeignetes Rettungs-
mittel jeden an einer StraBe gelegenen Notfallort in der Regel innerhalb von zehn
Minuten (Hilfsfrist) erreichen kann und die Gesamtvorhaltung durch geeignete
organisatorische MaBnahmen auf die zur bedarfsgerechten Gesamtversorgung
notwendige Vorhaltung begrenzt wird. 3Die Hilfsfrist umfasst den Zeitraum vom
Eingang einer Notfallmeldung bei der zustdndigen Zentralen Leitstelle bis zum
Eintreffen eines geeigneten Rettungsmittels am Notfallort."

Sie umfasst gemaB Zziffer 2.2.1 der 1. Fortschreibung des Vorlaufigen Rettungsdienst-
plans des Landes Hessen, den Zeitabschnitt,

«-. der in der Notfallversorgung nach Eingang der Notfallmeldung in der zustan-
digen Zentralen Leitstelle mit dem Zeitpunkt der Einsatzentscheidung beginnt, die
Einsatzvergabe (Dispositionszeit und Alarmierungszeit) sowie die einsatzbereite
Besetzung des alarmierten Rettungsmittel (Ausriickzeit) umfasst und mit dem

124 1| COR: International Guidelines 2000 for CPR and ECC — A Consensus of Science. Resuscitation
46(2000): 73-91, 417-30.
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Eintreffen des ersten geeigneten Rettungsmittels am Einsatzort an der StraBe
(Anfahrtzeit) endet."

Die Hilfsfrist des Landes bestimmt ganz wesentlich die Kosten des Rettungsdienstes.
In ihrer Konsequenz bestimmt die Hilfsfristvorgabe die Zahl der Rettungswachen, der
Rettungsmittel und des Rettungsdienstpersonals.

Wirkungsfaktoren zur Ergebnisqualitat des Rettungsdienstes

Infrastruktur des Rettungsdienstes Ablauforganisation

e Netzdichte e Einsatzstrategien

e Rettungsmittel -Vorhaltung e Dispositionsstrategien
e Rettungsmittel -Ausstattung e Fahrzeugstrategien

a g

Ergebnisqualitat des
Rettungsdienstes

A~ ~

Wahrnehmung der Fachaufsicht Umsetzung von Rahmenvorgaben

¢ Qualitatssicherung e Bereichsplanaufstellung

e Defizitermittlung ¢ Organisationsentscheidung

e Schwachstellenbeseitigung e Einrichtung von Organisations -
strukturen

Ansicht 64: Wirkungsfaktoren zur Ergebnisqualitdt des Rettungsdienstes

7.10 Hilfsfrist und Haftung

Die Trager haben den Rettungsdienst so zu planen, dass in der bodengebundenen
Notfallversorgung jeder an einer StraBe gelegene Notfallort innerhalb der Hilfsfrist von
zehn Minuten in der Regel zu erreichen istf2%] Die Planungen sind nach den Anforde-
rungen des Landes Hessen fiir jeden Rettungsdienstbereich in einem Bereichsplan
festzulegen und mindestens in Absténden von vier Jahren fortzuschreiben (§ 22 Ab-
satz 4 Hessisches Rettungsdienstgesetz). Der Bereichsplan bildet die Grundlage fiir die
Umsetzung der Planziele zur bedarfsgerechten rettungsdienstlichen Gesamtversor-
gung. In dem Bereichsplan sind die fiir einen leistungsfahigen und wirtschaftlichen
Rettungsdienst bedarfsnotwendige Rettungswachen- und Notarztstandortinfrastruktur
sowie Zahl und zeitliche Vorhaltung der Rettungsmittel zu bestimmen. Die hessische
obergerichtliche Rechtsprechung misst der Hilfsfrist drittschiitzenden Charakter bei.[9]
Sie ist der Auffassung, dass der Verfassungsgrundsatz des Schutzes auf Leben und
auf korperliche Unversehrtheit jedermann einen unmittelbaren Rechtsanspruch dahin-
gehend gibt, dass der Trager des Rettungsdienstes fiir die Einhaltung der Hilfsfrist zu
sorgen hat.

Die Aufgabentrdger setzen sich Haftungsanspriichen aus, wenn sie in dem Bereichs-
plan oder in dessen Vollzug die Hilfsfrist nicht gewahrleisten.

125 Sjehe auch Ziffer 3.2.1 der 1. Fortschreibung des Vorlaufigen Rettungsdienstplans des Landes Hessen
vom 30. April 2001.

126 Hessischer Verwaltungsgerichtshof vom 21. Dezember 1995, Az. 11 TH 2400/99
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7.11 Wann ist dafiir gesorgt, dass die Hilfsfrist in der Regel eingehalten wird?

GemaB § 22 Absatz 2 Satz 2 Rettungsdienstgesetz ist der Rettungsdienst so zu orga-
nisieren, dass die Hilfsfrist ,in der Regel* eingehalten werden kann. Dieser unbe-
stimmte Rechtsbegriff wird in der Praxis dahin ausgelegt, dass die Hilfsfrist die Grenze
von zehn Minuten in 5 Prozent der hilfsfristrelevanten Notfallereignisse (iberschreiten
darf, die Hilfsfrist also nicht in allen Fallen, das heiBt zu 100 Prozent, einzuhalten ist.
Nach Auffassung der Uberdrtlichen Priifung hat sich das Sozialministerium mit dieser
Frage auseinandergesetzt: In der 1. Fortschreibung des Vorldufigen Rettungsdienst-
plans des Landes Hessen vom 30. April 2001 erachtet es hinsichtlich der Zehnminu-
tenfrist eine Einhaltungsquote von 95 Prozent (Zielerreichungsgrad) als sachgerecht.

Der Zielerreichungsgrad ist danach kein PlanungsmaBstab, sondern ein MafBstab, an
dem sich die Ergebnisqualitédt des Rettungsdienstes in einem Rettungsdienstbereich
ablesen lasst.

Fir die in die Vergleichende Priifung einbezogenen Landkreise ergab sich folgendes
Bild:

Der Zielerreichungsgrad lag danach in allen Landkreisen unter der 95-Prozent-

Schwelle.
Zielerreichungsgrad der Hilfsfrist 2001

Die _Ergebnisse hangen von der_Lage des  [andkreis Fulda 81 %
Gebiets und d_er rettungsdlenst!lchen Inf- | ondkreis Hersfeld- 4o
rastruktur sowie der Rettungsmittelvorhal-  Rrotenburg 0

tun_g ab. V_or a.IIem auf der Ebene der Ge- Main-Kinzig-Kreis 78 %
meinden differierten sie stark. So war der

Zielerreichungsgrad in der Spessartge-  Rheingau-Taunus-Kreis 85 %
meinde Florsbachtal im Main-Kinzig-Kreis  werra-MeiBner-Kreis 76 %
im Jahr 2001 bei 4,8 Prozent am niedrigs-
ten, wahrend fir die Kreisstadt Friedberg
im Wetteraukreis mit 95 Prozent der Quelle: Eigene Berechnungen

hochste Wert ermittelt wurde. Ansicht 65: Zielerreichungsgrad der Hilfsfrist

2001

Wetteraukreis 85 %

Die Vergleichende Priifung ergab, dass die

Landkreise den Zielerreichungsgrad uneinheitlich berechneten. Das lag daran, dass sie
den Beginn der Hilfsfrist auf unterschiedliche Zeitpunkte legten. Fiir den einen Teil
war der Meldungseingang, fiir den anderen die Alarmierung maBgeblich (Ansicht 66}).
Die Unterschiede finden ihren Grund in unscharfen Vorschriften: Das Rettungsdienst-
gesetz definiert in § 22 Abs. 2 den Beginn der Hilfsfrist mit dem Zeitpunkt ,Eingang
der Meldung in der zustdndigen Zentralen Leitstelle." In der 1. Fortschreibung des
Vorlaufigen Rettungsdienstplans des Landes Hessen wird unter Ziffer 2.2.1 der Beginn
der Hilfsfrist ,nach Eingang der Notfallmeldung in der zustandigen Zentralen Leitstelle
mit dem Zeitpunkt der Einsatzentscheidung" festgelegt. Im Erlass des Sozialministeri-
ums vom 11. Marz 2002 zur Landesstatistik fiir den Rettungsdienst wird als Be-
ginnzeitpunkt zur Berechnung der Hilfsfrist der ,friiheste Alarmierungszeitpunkt" ge-
nannt.

Die Berechnungsweise sollte in Hessen einheitlich sein. Die Uberértliche Priifung emp-
fiehlt den ,Zeitpunkt nach Eingang der Notfallmeldung in der Zentralen Leitstelle™ zu
bestimmen. Dies ist der frilheste Zeitpunkt, der im Einsatzleitsystem dokumentiert
wird. Zudem wird der in den Zentralen Leitstellen benétigte Zeitabschnitt fiir die Dis-
position der Rettungsmittel mit erfasst.

127 pz.: VIII/VIII 8.a-18c 12.61.04.
128 Er|ass des Sozialministeriums vom 27. Marz 1998, Az. VIII/VIII 6a-18c 12.61.04.

Zwolfter Zusammenfassender Bericht 93

Zielerreichungsgrad
der Hilfsfrist unter
95 Prozent



Die Definition von
Ausnahmegebieten
unterliegt
unterschiedlichen
Interpretationen

Ausnahmegebiete

Berechnungsweise des Zielerreichungsgrads der Hilfsfrist 2001

Zeitintervall Zeitintervall Beriicksich- Kappun

Meldungs- Alarm — tigung grenze

eingang — Eintreffen Ausnahme-

Eintreffen gebiete
Landkreis Fulda v ja keine
Landkreis Hersfeld-Rotenburg v ja keine
Main-Kinzig-Kreis v nein > 30 Minuten
Rheingau-Taunus-Kreis v nein keine
Werra-MeiBner-Kreis v nein keine
Wetteraukreis v nein > 60 Minuten

Quelle: Angaben der Landkreise, Stand 2001

Ansicht 66: Berechnungsweise des Zielerreichungsgrads der Hilfsfrist 2001

7.12 Ausnahmegebiete

Die Aufgabentrager kénnen Ausnahmegebiete ausweisenf31] Fiir Ausnahmegebiete gilt
die Hilfsfrist nicht. Die Uberdrtliche Priifung hélt das Verfahren fiir zweckmaBig. Aus-
nahmegebiete werden nicht statisch festgeschrieben, sondern sie sind die Folge eines
dynamischen Prozesses. Fir ihre Einstufung kommt es darauf an, dass in der Region
weniger als zehn Notfallereignisse im Jahresdurchschnitt der letzten vier Jahre statt-
fanden

Die Uberdrtliche Priifung hat erhebliche Zweifel, ob mit einer Verwaltungsvorschrift
wie der Fortschreibung des Rettungsdienstplans der drittschitzende Charakter der
Hilfsfrist eingegrenzt werden kann. Sie empfiehlt daher der Landesregierung, im Ret-
tungsdienstgesetz die Ermachtigung fir eine Rechtsverordnung zu schaffen. In der
Rechtsverordnung kénnen Detailfragen der Hilfsfrist, wie der Zielerreichungsgrad von
95 Prozent und die Ausnahmegebiete sinnvoll, klar und tbersichtlich geregelt werden.

Der Verordnungsgeber wird sich auch der Tatsache zu widmen haben, dass die Kreise
die Ausnahmegebiete nach unterschiedlichen Kriterien festlegten. Doch warnt die
Uberértliche Priifung vor zu detaillierten Regelungen. Sie erachtet es fiir ausreichend,
wenn die Kreise festlegen, dass die Hilfsfrist in nicht oder gering besiedelten Gebieten
nicht gilt, sofern dort die Zahl der Notfallereignisse liber einen bestimmten Zeitraum
unter einer gewissen Schwelle blieb. Den Aufgabentragern sollte (iberlassen bleiben,
in eigener Kompetenz zu bestimmen,

e wann ein Gebiet nicht oder schwach besiedelt ist,
e welche (niedrige) Zahl an Notfallereignissen den Schwellenwert darstellt,

e auf welchen Zeitraum sich die Uberpriifung erstrecken soll.

129 Kappungsgrenze: Einsatze mit einer Hilfsfrist Gber einem bestimmten Minutenwert wurden bei der
Auswertung nicht berticksichtigt.

130 Festlegung von Ausnahmegebieten auf Sachgebietsebene. Mehr als zehn aneinandergrenzende Gebiete
wurden nicht beriicksichtigt.

131 Ziffer 3.2.1 der 1. Fortschreibung des Vorlaufigen Rettungsdienstplans des Landes Hessen vom 30. April
2001.

132 (Jbergangsweise werden anstatt vier zunéchst zwei Jahre zugelassen.
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o Allerdings gibt die Uberértliche Priifung zu bedenken, dass in diesem Fall aufgrund
unterschiedlicher Interpretationen der Ausnahmegebiete in den einzelnen Land-
kreisen das jeweils berechnete Hilfsfristniveau miteinander nicht vergleichbar ist.

Landesplanerische Grundsatzentscheidungen bedingen eine auf einheitlicher Verfah-
rensweise entstandene Faktenbasis. Nicht zuletzt fordert die Fachdiskussion auf Bun-
desebene landerweit vergleichbare Definitionen der Hilfsfrist in Deutschland fiir eine
evidenzbasierte Organisation des Rettungsdienstes. In Bnsicht 67]sind beispielhaft die
Ausnahmegebiete im Landkreis Hersfeld-Rotenburg fiir das Jahr 2001 dargestellt.
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Ansicht 67: Festlegung von Ausnahmegebleten am Belsplel des Landkrelses Hersfeld Roten-
burg2000 / 2001

7.13 Ausriickzeit

Nach Ziffer 3.2 ,Anforderungen an das Netz der Rettungswachen und Notarztstandor-

" und Anlage 3 ,Ausrlickzeit" der 1. Fortschreibung des Vorldufigen Rettungsdienst-
plans des Landes Hessen soll das Ausriicken an Rettungswachen und an Notarzt-
standorten im Mittel nicht mehr als eine Minute dauern.
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Die Ausriickzeiten an
Rettungswachen
lagen teilweise tiber
den Landesvorgaben

Ausrlicken an Rettungswachen

7.14 Ausrlcken an Rettungswachen

Diese Vorgaben hielten der
Rheingau-Taunus-Kreis mit 1:03
Minuten und der Landkreis
Hersfeld-Rotenburg mit durch-
schnittlich 1:07 Minuten nahezu
vollstdndig ein. Die durch-
schnittlichen Ausriickzeiten be-
trugen im Landkreis Fulda 1:53
Minuten, im Main-Kinzig-Kreis
1:50 Minuten, im Werra-
MeiBner-Kreis 1:31 Minuten und
im Wetteraukreis 1:40 Minuten.
Klrzere Ausriickzeiten hatten
Rettungswachenstandorte, an

denen die Besatzungen aus dem
Aufenthaltsraum direkt zur Fahr- Ansicht 68: Rickwartiges Ausfahren an der Rettungswa-

zeuggarage gelangten, wie dies che Gedern (Wetteraukreis). Aufnahme vom 29. Mai
A
in Bad Nauheim der Fall war. 2002.

65%

60%

Ausrilicken an Rettungswachen im Jahre 2001

55%

50%

45%

40%

35% +

30%

Fahrtenanteil

25%

20% +

15% A

10%

5% A

o . P

0 bis 1 1 bis 2 2 bis 3 3 bis 4 4 bis 5 5 bis 6 6 bis 7 7 bis 8 8 bis 9 9 bis 10 10 bis 11

0%
Minutenintervall

@ Landkreis Fulda @ Landkreis Hersfeld-Rotenburg O Main-Kinzig-Kreis B Rheingau-Taunus-Kreis @ Werra-MeiBner-Kreis B Wetteraukreis

Ansicht 69: Ausriicken an Rettungswachen im Jahr 2001 (Eigene Berechnungen auf Basis der
Einsatzdaten 2001)

Unterstiitzt werden verkiirzte Ausriickzeiten ferner durch automatische Offnungsanla-
gen der Fahrzeughalle sowie automatische Lichtschaltungen bei Alarmierungen in der
Nacht.

Das Beispiel fiir eine ungiinstige Ausriicksituation zeigt Zum einen ist die
Rettungswache Lorch (Rheingau-Taunus-Kreis) im zweiten Obergeschoss des Haupt-
gebdudes untergebracht. Zum anderen lasst die Lage der Fahrzeughalle hinter dem
Gebaude einen direkten geradlinigen Start der Rettungsfahrzeuge nicht zu. Zudem ist
eine Parkflache zu liberqueren. Der Standort der Rettungswache im engen Ortskern
von Lorch erschwert dariiber hinaus den Zugang zu den Hauptverteilerstrassen; da-
durch verkleinert sich automatisch das Gebiet, das von hier aus innerhalb der Hilfsfrist
zu erreichen ist.
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Ansicht 70: Schwieriges Ausriicken an der Rettungswache Lorch / Rhein (Rheingau-Taunus-
Kreis). Aufnahme vom 5. Juni 2002.

7.15 Ausrlicken der Notarztsysteme

Den Signalwert nach Kapitel von einer Minute hielt kein Landkreis ein: Nur der  Ausrlcken der
Rheingau-Taunus-Kreis erreichte mit einer durchschnittlichen Ausriickzeit der Notarzt- ~ Notarztwagen
systeme von 1:08 Minuten die Vorgabe nahezu. In den ibrigen Landkreisen lag die ~ deutlich tber einer
durchschnittliche Ausriickzeit mit 4:10 Minuten im Landkreis Fulda, 2:12 Minuten im  Minute

Landkreis Hersfeld-Rotenburg, 3:54 Minuten im Main-Kinzig-Kreis, 1:51 Minuten im
Werra-MeiBner-Kreis und 1:55 Minuten im Wetteraukreis deutlich tber der Landesvor-

gabe von einer Minute.
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Zeitablaufe im Rettungsdienst (Systempotenziale)

65%
i Ausriicken der Notarztsysteme
im Jahre 2001

55% A

50%

45%

40% 1 "

w
G
S

w
3
>

Fahrtenanteil

25%

20%

15% 7

10% A

5% 1 DI
0% 4 _'_Eih.ﬁ‘.—-_ . - I

0 bis 1 1 bis 2 2 bis 3 3 bis 4 4 bis 5 5 bis 6 6 bis 7 7 bis 8 >8

Minutenintervall
@ Landkreis Fulda @ Landkreis Hersfeld-Rotenburg O Main-Kinzig-Kreis B Rheingau-Taunus-Kreis B Werra-MeiBner-Kreis O Wetteraukreis

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Einsatzdaten 2001

Ansicht 71: Ausriicken der Notarztsysteme im Jahr 2001

Die an Krankenhausern stationierten Notarztsysteme riickten in der Regel zu langsam
aus.

7.16 Zeitablaufe im Rettungsdienst (Systempotenziale)

In keinem der gepriiften Landkreise wurde die Hilfsfrist von zehn Minuten in 95 Pro-
zent der Notfalle eingehalten. Die 95-Prozent-Grenze erreichten sie vielmehr erst
deutlich spater.

Wahrend im Rheingau-Taunus-Kreis der Zielerreichungsgrad von 95 Prozent bei einer
Hilfsfrist von 13 Minuten erreicht wirde, misste die Hilfsfrist in den Landkreisen Hers-
feld-Rotenburg und Werra-MeiBner-Kreis immerhin 17 Minuten betragen.

Zielerreichung bei 95 Prozent

in10 in11l in12 in13 in14 in15 inl16 in17
Min. Min. Min. Min. Min. Min. Min. Min.

Landkreis Fulda v

Landkreis Hersfeld- Vv
Rotenburg

Main-Kinzig-Kreis v
Rheingau-Taunus-Kreis v

Werra-MeiBner-Kreis v
Wetteraukreis v

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Einsatzdaten 2001

Ansicht 72: Zielerreichung bei 95 Prozent
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7.17 Optimierung der Zeitablaufe

Die Zeitabldufe der Einsatze kénnen graduell verbessert werden. Aus notfallmedizini-
scher Sicht relevant ist die Zeit vom ,Eingang der Meldung in der Leitstelle™ bis zum
+Eintreffen des Rettungsdienstes beim Notfallpatienten™.

Von diesem Ablauf ist in den Zentralen Leitstellen die Zeit von ,Meldungseingang" bis
4Eintreffen des Rettungsmittels an der Notfallstelle an der StraBe™ dokumentiert. Die
Zeit vom ,Eintreffen des Rettungsmittels an der Notfallstelle an der StraBe"™ bis zum
+Eintreffen des Rettungsdienstpersonals unmittelbar am Notfallpatienten® kann aus
Praktikabilitédtsgriinden nicht im Einsatzleitsystem festgehalten werden.

Die Landkreise kénnten den Zielerreichungsgrad der zehnmindtigen Hilfsfrist um 2,9
bis 4,3 Prozent erhdhen.

Optimierung von Zeitablaufen 2001

Zielerreichungsgrad Optimierungspotenzial
Landkreis Fulda 81,12 % 3,4 %
Landkreis Hersfeld-Rotenburg 74,00 % 4,3 %
Main-Kinzig-Kreis 78,11 % 4,1 %
Rheingau-Taunus-Kreis 85,15 % 2,9 %
Werra-MeiBner-Kreis 76,16 % 3,4 %
Wetteraukreis 85,22 % 3,0 %

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Einsatzdaten 2001

Ansicht 73: Optimierung von Zeitablaufen 2001

Die bisherigen Verbesserungen reichten trotz erheblicher Anstrengungen der Land-
kreise nicht aus, um die 95-Prozent-Schwelle[33]zu erfiillen.

7.18 Neue Rettungswachen und Notarztstandorte

Als Alternative zur Verlangerung der Hilfsfrist kdme eine Ausweitung der Rettungswa-
chen und Notarztstandorte in Frage. Um eine flachendeckende Versorgung in der
Zehn-Minuten-Hilfsfrist sicherzustellen, miissten die Landkreise insgesamt 16 neue
Rettungswachen und einen Notarztstandort einrichten. Ein Notarztstandort kénnte
entfallen. Acht Rettungswachen und finf Notarztstandorte kénnten verlagert werden,

siehe Ansicht 74

Strukturanderungen
in den Landkreisen
Landkreis Zusatz- Verlager-  Entfallende Zusatz- Verlagerte  Entfallen-
liche te Ret- Rettungs- liche Notarzt- de Not-
Rettungs- tungs- wachen Notarzt- wachen arzt-
wachenf34  wachen wachen wachen
Landkreis
Fulda 3 2 ; L L -
Landkreis
Hersfeld- 2 1 = = 1 -
Rotenburg
Main-Kinzig- 5 ) _ ) 1 _
Kreis
Rheingau- } )
Taunus-Kreis 2 2 : 1
Werra- 1 1 _ } } _

MeiBner-Kreis

133 3.a.0.

134 RW = Rettungswache; NA = Notarztstandort.
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2,9 und 4,3 Prozent



Kosten von etwa
10.000 € bis rund
370.000 € fir die
Einrichtung einer
zusatzlichen
Rettungswache

Hilfsfristen im Landervergleich

Strukturanderungen
in den Landkreisen
Landkreis Zusatz- Verlager-  Entfallende Zusatz- Verlagerte  Entfallen-
liche te Ret- Rettungs- liche Notarzt- de Not-
Rettungs- tungs- wachen Notarzt- wachen arzt-
wachen3%  wachen wachen wachen
Wetteraukreis 3 2 - - 1 -
Gesamt 16 8 = 1 5 1

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der rettungsdienstlichen Infrastruktur im Jahr 2002
Ansicht 74: Strukturédnderungen in den Landkreisen

Je nach Art der Einrichtung einer zusatzlichen Rettungswache ist mit jahrlichen Kosten
von 10.000 € bis rund 370.000 €/3°]zu rechnen. Da das Land keine Vorgaben fiir die
Einrichtung von Rettungswachen trifft, kann deren Einrichtung von der Anmietung
einer Wohnung, Uber eine Containerldsung bis zur Errichtung einer Rettungswache in
Massivbauweise variieren.

7.19 Hilfsfristen im Landervergleich

Die zulassige Zeitspanne bis zum Eintreffen des Rettungsdienstes wird vom gesetzli-
chen Regelungsrahmen bestimmt. Die in den Landesrettungsdienstgesetzen oder de-
ren Ausflihrungsverordnungen verankerten Hilfsfristen unterscheiden sich gravierend,

wie aus JAnsicht 75|und Ansicht 76 lersichtlich.

Hilfsfristen fiir den Rettungsdienst im Landervergleich
Stand 17.12.2002

Land Zeitvorgabe Hilfsfrist Zielerreich- Grundlage
ungsgrad
Baden- o Die Hilfsfrist soll aus 95 Prozent § 3, Abs. 2 RDG
Wiirttemberg Hilfsfrist: " otfallmedizinischen vom 15.07.1998
Meldungseingang Griinden méglichst i.v.m. Kap. III,
b!s nicht mehr als 10, b 2 .
Eintreffen héchstens 15 Rettungsdienst-
: “ plan vom
Minuten betragen. 22.05.2001
Bayern Fahrzeit [...] dass jeder an § 1 Abs. 1 der 2.
einer StraBe liegende AVBayRDG vom
Einsatzort in der Regel 13.09.1993

innerhalb einer Fahrzeit
von hochstens 12
Minuten erreicht
werden kann (Hilfs-
frist). In diinn -
besiedelten Gebieten
mit schwachem
Verkehr kann aus-
nahmsweise eine
Hilfsfrist bis zu 15
Minuten in Kauf
genommen werden."

135 Unter Annahme linearer Abschreibungen mit Nutzungsdauern gemaB AfA-Tabelle.
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\}

Hilfsfristen fir den Rettungsdienst im Landervergleich

Land Zeitvorgabe
Berlin
Brandenburg Hilfsfrist:
Meldungseingang

bis Eintreffen

Bremen Hilfsfrist:
Einsatzerdffnung
bis Eintreffen

Hamburg )

Hessen Hilfsfrist:
Meldungseingang
bis
Eintreffen

Mecklenburg- Hilfsfrist:

Vorpommern Meldungseingang
bis
Eintreffen

Stand 17.12.2002

Hilfsfrist
ungsgrad

,Die [...] Einhaltung
bestimmter Eintreff-
zeiten ist wesentliche
Voraussetzung fiir eine
fachgerechte
Versorgung. Die
schnellstmégliche -
Hilfe ist im Bereich der
Notfallrettung
unabdingbar und durch
die Tragerschaft der
Berliner Feuerwehr
sichergestellt."

,Der Zeitraum vom
Eingang der
Notfallmeldung in der
Rettungsleitstelle bis
zum Eintreffen des
Rettungsdienstes am
Notfallort soll in der
Regel nicht mehr als
15 Minuten betragen
(Hilfsfrist)".

+PlanungsgroBe fir
Standorte und Anzahl
der vorzuhaltenden
Rettungsmittel ist die
Vorgabe, mindestens
95 % aller Notfalle
innerhalb einer
Eintreffzeit von 10
Minuten bedienen zu
kénnen."

95 Prozent

,Dabei ist fiir die 95 Prozent
Notfallversorgung

vorzusehen, daB ein

geeignetes Rettungs-

mittel jeden an einer

StraBe gelegenen

Notfallort in der Regel

innerhalb von 10

Minuten (Hilfsfrist)

erreichen kann [...]."

u[...], daB ein
geeignetes
Rettungsmittel jeden
an einer StraBe
gelegenen Notfallort in
der Regel innerhalb von
10 Minuten (Hilfsfrist)
erreichen kann, [...]."

Zielerreich-

Grundlage

Begriindung zu §
14 Nr. RDG vom
08.07.1993.

Drucksache
12/2881,
Abgeordneten-
haus Berlin,

12. Wahlperiode

§7 Abs. 1
Landesrettungs-
dienstplan vom
24.02.1997

§ 28 Abs. 1
BremHilfeG vom
18.06.2002

HmbRDG vom
27.09.1995

§ 22 Abs. 2 HRDG
vom 24.11.1998
i.v.m. Ziff. 2.2.1
der 1. Fortschr.
des Vorl.
Rettungsdienst-
plans v.
30.04.2001

§ 7 Abs. 2 Satz 2
RDG M-V vom
01.07.1993 in der
Fassung der
letzten Anderung
vom 24.10 2001
i.v.m. Ziff. 2.5
des Rettung-
sdienstplans vom
22.02.2000
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Hilfsfristen fir den Rettungsdienst im Landervergleich
Stand 17.12.2002

Land Zeitvorgabe Hilfsfrist Zielerreich- Grundlage
ungsgrad
Niedersachsen Eintreffzeit: »[...] soll in 95 vom 95 Prozent § 30 Nr. 2
Beginn der Hundert der in einem NRettDG vom
Einsatzentscheidun  Jahr im Rettungsdienst- 29.01.1992 der
g bis bereich zu erwartenden Fassung der
Eintreffen Notfalleinsétze 15 letzten Anderung

Minuten nicht
libersteigen.”

vom 20.11.2001
i.vV.m. §2 Abs. 3
BedarfVO-RettD
vom 04.01.1993

Nordrhein- Der obersten § 17 Abs. 4 Satz 1
Westfalen Aufsichtsbehdrde RettG NRW vom
) obliegt die Weisung ) 24.11.1992 in der
liber Eintreffzeiten. Fassung der
letzten Anderung
vom 25.09.2001

Rheinland- Hilfeleistungsfrist »[...], dass jeder an § 8 Abs. 2 RettDG

Pfalz Meldungseingang einer 6ffentlichen vom 22.04.1991
bis StraBe gelegene in der Fassung
Eintreffen Einsatzort in der Regel ) der letzten

innerhalb einer Fahrzeit Anderung vom
von max. 15 Minuten 06.02.2001
[...] erreicht werden

kann."

Saarland Fahrzeit: [...], nach der jeder
Fahrtantritt bis potentielle Notfallort in Begriindung zum
Eintreffen einer unter zehn SRettG vom

Minuten liegenden - 09. 02.1994,
Fahrzeit nach Eingang (Landtagsdruck-
der Meldung erreicht sache 10/1339)
sein soll."

Sachsen Hilfsfrist: SachsRettDG: Sachs-LRettDP:  § 2 Abs. 2
Meldungseingang ~ ,Zur Notfallrettung soll 95 Prozent SéchsRettDG vom
bis der Einsatzort mit 07.01.1993 der
Eintreffen bodengebundenen Fassung der

Rettungsmitteln letzten Anderung
innerhalb von zehn vom 04.07.1994
Minuten erreichbar i.v.m. Ziff. 5.2
Sein.“ SaChSLRettDP
SichLRettDP: vom 30.11.1994
,Diese Voraussetzung

kann als erfiillt

angesehen werden,

wenn flir 95 vom

Hundert [...] eine

Hilfsfrist von 12

Minuten planerisch

[...] eingehalten

werden kann (p95-

Wert)."

Sachsen- Hilfsfrist: »[...], daB jedenfalls in 95 Prozent § 7 Abs. 2

Anhalt Meldungseingang 95 vom Hundert aller RettDG-LSA vom
bis Notfalle ein 11.11.1993 der
Eintreffen Rettungswagen [...] Fassung der

einen an einer Strafe
gelegenen Notfallort
unter gewohnlichen
Bedingungen
spatestens in einer
Hilfsfrist von 12
Minuten erreicht."

letzten Anderung
vom 07.12.2001
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Hilfsfristen fiir den Rettungsdienst im Landervergleich
Stand 17.12.2002

Land Zeitvorgabe Hilfsfrist Zielerreich- Grundlage
ungsgrad
Schleswig- Hilfsfrist: u[...], daB jeder § 7 Abs. 2
Holstein Meldungseingang ausschlieBlich tber eine DVO-RDG vom
bis StraBe erreichbare 22.11.1993
Eintreffen mogliche Einsatzort mit
dem Rettungswagen
oder dem =

Notarzteinsatzfahrzeug
in der Regel innerhalb
einer Frist von zwolf
Minuten [...] erreicht
werden kann."

Thiringen Hilfsfrist: »In Thiringen betragt 95 Prozent Ziff. 4.1
Meldungseingang ~ demnach die Hilfsfrist Landesrettungs-
bis im Allgemeinen 14, in dienstplan vom
Eintreffen duinn besiedelten 15. 06.1995 in

Gebieten 17 der Fassung der
Minuten". letzten Anderung

vom 29.08.2000

Ansicht 75: Hilfsfristen fiir den Rettungsdienst im Landervergleich, Stand 17.12.2002

Im Landervergleich ist die Hilfsfrist in Hessen und Bremen am kiirzesten.
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£

<
95

4
Schleswig-
Holstein

————

Bremen

Brandenburg

Niedersachsen

Berlin

Sachsen-
Anhalt

Nordrhein-
Westfalen

Hilfsfristniveau

im Landervergleich Baden-

Wiirttemberg
10 min

12 min
15 min
17 min
ohne Zeitangabe

OEdCm

Ansicht 76: Kartographische Darstellung der gesetzlich maximalen zeitlichen Vorgabe fiir das
Eintreffen des Rettungsdienstes im Landervergleich (bezogen auf die Hilfsfristdefinition in Hes-
sen), Stand 17.12.2002.

Den politischen Entscheidungen (ber die Hilfsfristen liegen Expertenmeinungen
zugrunde, fiir die es valide Daten nur in beschranktem Umfang gibt (niedriges Evi-
denz-Niveau). Insbesondere liegen keine sicheren nationalen Daten vor, die eine evi-
denzbasierte maximal vertretbare Hilfsfrist beschreiben.

Fir die Diskussion steht seit Juni 2001 erstmals eine Studie aus GroBbritannien zur
Verfligung. In einem Siebenjahreszeitraum wurden die Daten von (iber 10.000 Lang-
zeitliberlebenden nach Kreislaufstillstand erhoben und mit der Hilfsfrist in Bezug ge-
bracht. Auf Basis dieser Realdaten wurde berechnet, dass eine Verkiirzung der Hilfs-
frist von 15 Minuten bei 100 Prozent Zielerreichung auf acht Minuten, bei 90 Prozent
Zielerreichung die Langzeitiiberlebensrate von urspriinglich 6,2 Prozent auf 8,0 bis
8,4 Prozent erhéht. Eine weitere Verkirzung der Hilfsfrist auf flinf Minuten wiirde die
Langzeitiiberlebensrate auf 9,7 bis 10,5 Prozent erhdhen.[38] Derartige Untersuchun-
gen sind wichtig, da nach heutigen wissenschaftlichen Prinzipien grundlegende Ent-
scheidungen beziiglich medizinischer Fragestellungen mit wissenschaftlichen Metho-
den objektiviert werden missen. Aufgrund der enormen Kostenfolgen von auch nur
geringfiigigen Anderungen von gesetzlichen Hilfsfristvorgaben muss fiir kiinftige poli-
tische Entscheidungen auch in Hessen eine zuverldssige Datenbasis herangezogen
werden. Auch ist noch nicht sichergestellt, dass alle Laien in lebensrettenden Sofort-
maBnahmen geschult sind. Desgleichen sind die Zentralen Leitstellen nicht verpflich-

136 pel| JP et al.: Effect of reducing ambulance response times on deaths from out-of-hospital cardiac ar-
rest: a cohort study. British Medical Journal 2001;322:1385-8
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tet, Anrufer zu lebensrettenden MaBnahmen anzuleiten, obwohl dies weltweit als
wirksam bewiesen und international seit vielen Jahren verbreitet ist.37]

Aufgrund der Schnittstellenproblematik Rettungsdienst-Klinik ist es nicht méglich, die
Wirksamkeit der rettungsdienstlichen Bemiihungen anhand des klinischen Krankheits-
verlaufs und der Wiederherstellung des Patienten problemlos zu priifen. Daraus folgt,
dass Aussagen zur Wirkung verschiedener Hilfsfrist-Niveaus auf die gesundheitliche
Schadigung des Patienten bei der derzeitigen Datenstruktur nicht mdéglich sind.

Zusammenfassend ist aus notfallmedizinischer Sicht festzustellen, dass der derzeitige
gesetzliche Regelungsrahmen zur Hilfsfrist einen Teilaspekt der effektiven Notfallver-
sorgung beriicksichtigt und in seiner Richtigkeit aus medizinischer Sicht einer wissen-
schaftlich zuverldssigen Validierung bedarf.

Die Uberértliche Priifung empfiehlt, bei Novellierungen des Rettungsdienstgesetzes
Festlegungen auf ihre medizinische Wirkung zu Uberpriifen. Um beste Ergebnisse bei
begrenztem Kostenrahmen zu erreichen, wird weiterhin empfohlen, die Ausbildung
von Laien in lebensrettenden SofortmaBnahmen als obligaten Bestandteil in die Lehr-
plane staatlicher Schulen zu integrieren.

7.20 Unterbringung der Rettungswachen

Sowohl Flachen als auch Qualitat der Rettungswachen wichen erheblich voneinander
ab.

Kurze Ausriickzeiten setzen voraus, dass das Personal nahe beim Rettungsfahrzeug
untergebracht und der Zugang dorthin nicht verbaut ist.

Ansicht 77: Metallpfeiler im Laufweg der Besatzung zur Garage des Notarzteinsatzfahrzeugs in
Hanau (Main-Kinzig-Kreis). Aufnahme vom 23. Januar 2002.

137 Rea Th. D., Eisenberg M.S., Culley L., Becker L.: Dispatcher-Assisted Cardiopulmonary Resuscitation
and Survival in Cardiac Arrest. Circulation 2001; 104: 2513-2516
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Ansicht 78: Rettungswache Eschwege (Werra-MeiBner-Kreis), Fahrzeugunterbringung und da-
durch auch die notwendige Fahrzeugpflege (Fahrzeughygiene, -desinfektion) bei allen Witte-
rungslagen im Freien. Aufnahme vom 12. Juni 2002.

Ansicht 79: Rettungswache Haunetal-Neukirchen (Landkreis Hersfeld-Rotenburg). Container als
Ubergangslésung. Aufnahme vom 27. Juni 2002.
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Aufbau und Ausstattung der Rettungsmittel entsprachen den Anforderungen der DIN
und DIN-EN Normen[38]

Das Rettungsdienstpersonal besaB in allen Landkreisen die Mindestqualifikationen
nach der 1. Fortschreibung des Vorldufigen Rettungsdienstplans.

Zur Ausbildung von Personal des Rettungsdienstes waren an allen Hauptstandorten
der Leistungserbringer Raumlichkeiten fiir den theoretischen und praktischen Unter-
richt eingerichtet sowie Lehrrettungsassistenten zur Praxisanleitung vorhanden.

7.21 Prifauftrag zum Zusammenschluss zu einem gemeinsamen Rettungs-
dienstbereich oder einer gemeinsamen Zentralen Leitstelle

Nach der 1. Fortschreibung des Vorlaufigen Rettungsdienstplans des Landes Hessen
sollten die Aufgabentrager priifen, ob unter fachlichen und wirtschaftlichen Aspekten
der Zusammenschluss mit benachbarten Aufgabentrdgern zu einem gemeinsamen
Rettungsdienstbereich oder einer gemeinsamen Zentralen Leitstelle geboten ist[?°] In
keinem der Landkreise wurde dieser konkrete Priifauftrag vollzogen und im Bereichs-
plan nachgewiesen. Der Rheingau-Taunus-Kreis setzte sich mit diesem Priifauftrag
auseinander, brach weitere Bemiihungen jedoch aufgrund unterschiedlicher Beurtei-
lungen in den benachbarten Landkreisen ab.

7.22 Ermittlung der zweckmaBigsten Organisationsform

Wesentlichen Raum mit 11 von 33 Seiten nehmen in der 1. Fortschreibung des Vor-
laufigen Rettungsdienstplans des Landes Hessen die unter Ziffer 4 des Plans beschrie-
benen ,Anforderungen an die Ausnahmen von der einheitlichen Wahrnehmung von
Notfallversorgung und Krankentransport® ein. Danach sind die Trager der Notfallver-
sorgung verpflichtet, die zweckmaBigste Organisationsform anhand eines vorgegebe-
nen Nachweisverfahrens einzufiihren. Aufgrund der von Aufgabentragern gelibten
Kritik an Inhalten, Umfang und Tiefe des Verfahrens empfahl das Hessische Sozialmi-
nisterium mit Erlass vom 16. August 2000i40] eine verkiirzte und vereinfachte Modell-
rechnung fir die Organisationsentscheidung als Berechnungsmuster. Trotzdem ist vor
dem Hintergrund dieser Entwicklung die Ziffer 4 ,Anforderungen an die Ausnahmen
von der einheitlichen Wahrnehmung von Notfallversorgung und Krankentransport® in
ihrer urspriinglichen Form in der 1. Fortschreibung des Vorlaufigen Rettungsdienst-
plans des Landes Hessen verblieben.

Die gepriiften Landkreise — mit Ausnahme des Rheingau-Taunus-Kreises - ermittelten
die zweckmaBigste Organisationsform. Der Verwaltungsaufwand fiir die Ermittlung der
zweckmaBigsten Organisationsform ist unverhaltnismaBig hoch.

7.23 Kosten des Rettungsdienstes

Nach § 8 Hessisches Rettungsdienstgesetz kdnnen die Aufgabentrager ihre Kosten fiir
den Rettungsdienst, soweit diese nicht nach § 7 erstattet werden, durch Benutzungs-
gebihren refinanzieren. Gebihrenpflichtig sind die Leistungserbringer. Alle Landkreise
erhoben Rettungsdienstgebiihren.

138 DIN 75080 Teil I, Mai 1987,
DIN 75080 Teil II und III, Januar 1989,
DIN-EN 1789, Dezember 1999,
DIN-EN 1789, Dezember 1999,
DIN 75079, August 2002.

139 Ziffer 3.1 der 1. Fortschreibung des Vorlaufigen Rettungsdienstplans des Landes Hessen vom 30. April
2001.

140 a7 VIII/VIII 5 a — 18 ¢ 12.15.02.
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Berechnung des
Eigenanteils
uneinheitlich

Eine prazise
Dokumentation ist
als Basis
unabdingbar

Qualitatssicherung

Rettungsdienstgebiihr der Landkreise je Einsatz
Landkreis Fulda 14,06 €

Landkreis Hersfeld-Rotenburg 16,01 €

Krankentransport: 2,96 €

MELTRAERIERLEE Notfallversorgung: 17,69 €

Rheingau-Taunus-Kreis 27,62 €
Werra-MeiBner-Kreis 19,17 €
Wetteraukreis 19,94 €

Quelle: Angaben der Landkreise, Betrachtungszeitraum 2001

Ansicht 80: Rettungsdienstgebiihr der Landkreise je Einsatz

Die Landkreise berechneten den dreiBigprozentigen Eigenanteil an den Personalkosten
der Zentralen Leistellen unterschiedlich.[41] Wahrend fuinf Landkreise den Eigenanteil
nach Berlicksichtigung der Erstattungen des Landes an die Landkreise berechneten,
ermittelte der Landkreis Hersfeld-Rotenburg seinen Eigenanteil vor Beriicksichtigung
der Landeserstattung. Somit trug der Landkreis Hersfeld-Rotenburg einen im Vergleich
hoheren Eigenanteil als die Ubrigen Landkreise. In einem Erlass gegeniiber einem
der gepriiften Landkreise wird in dieser Frage allerdings ausgefiihrt, dass die Ermitt-
lung der Rettungsdienstgebiihr ohne Beriicksichtigung von Zuwendungen und Zu-
schiissen des Landes vorzunehmen ist. Die Uberdrtliche Priifung empfiehlt, die Frage
im Hessischen Rettungsdienstgesetz genauer zu.

7.24 Qualitatssicherung

Bei rettungsdienstlichen Leistungen entsteht der Leistungspreis weniger durch die
unmittelbare Versorgung des Patienten als durch die Vorhaltekosten. Jede Form medi-
zinischer Qualitatssicherung bedarf einer prazisen Dokumentation. Die Festschreibung
verbindlicher Behandlungsstrategien flir bestimmte Notfallsituationen stellt eine The-
rapie auf einem einheitlichen und zeitgemaBen Niveau sicher und schafft Rechtssi-
cherheit insbesondere bei der Versorgung durch nichtérztliches Personal. Die medizini-
sche Gesamtverantwortung fir die ,Dienstleistung Rettungsdienst" verlangt medizini-
schen Sachverstand in Form einer arztlichen Leitung.

Im Priifungszeitraum bestand weder fiir die Aufgabentrager noch fiir die Leistungser-
bringer eine Verpflichtung zu jeglicher Form des Qualitatsmanagements. Erst mit Ver-
ordnung vom 27. Februar 2003}43| sind die Rettungsdiensttréger gehalten, Aufgaben
des Qualitdtsmanagements wie der Einrichtung einer Stelle als ,Arztlicher Leiter Ret-
tungsdienst" sowie der Einsatzdokumentation nach einheitlichen Vorgaben zu erfillen.

In den Landkreisen Fulda, Main-Kinzig-Kreis und Wetteraukreis wurden qualitdtssi-
chernde MaBnahmen durch die Einrichtung einer arztlichen Leitung fiir den Bereich
Rettungsdienst festgestellt.

7.25 Schlussbemerkung

Gegenstand der 74. Vergleichenden Prifung ,Rettungsdienste™ war zu untersuchen,
wie die Landkreise den Rettungsdienst gestalten. Im Ergebnis konnte kein Landkreis
die Landesvorgaben vollstandig umsetzen.

141 giehe hierzu auch Seite 89, Kapitel 7.4

142 Schreiben des Sozialministeriums an den Landkreis Hersfeld-Rotenburg vom 23. August 1999, Az. VIII
6.3-18c 12.15.02.

143 verordnung (iber die Qualititssicherung im Rettungsdienst vom 27. Februar 2003, GVbl. II 351-67.
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Ursdchlich war die hohe Standardsetzung in Hessen. Dies bezieht sich auf Zielvorga-
ben ebenso wie auf mit der Umsetzung der Planungsvorgaben verbundene Fachpla-
nungen und Uberpriifungsverfahren.

Den Landkreisen waren Defizite in der strukturellen Ausgestaltung des Rettungsdiens-
tes bewusst. Die Defizite konnten auch aufgrund des damit verbundenen Finanzie-
rungsaufwands nicht behoben werden.

Die Uberdrtliche Priifung unterrichtete die Verbande der Krankenkassen in Hessen am
9. April 2003 (iber die wesentlichen Priifungsergebnisse. Nach deren Angaben wiirde
die vollstandige Erfiillung der Standards zu Steigerungen des jahrlichen Rettungs-
dienstbudgets von bis zu 27 Prozent fiihren. Die Verbande der Krankenkassen wurden
darauf hingewiesen, dass die grundsatzliche Priifung der Wirtschaftlichkeit nur unter
Einbeziehung der Leistungserbringer erfolgen kann. Diese sind allerdings keine kom-
munalen Korperschaften und somit nicht priiffdhig im Sinne des Gesetzes zur Rege-
lung der Uberértlichen Priifung kommunaler Kérperschaften in Hessen (UPKKG).

Werden die derzeitigen Rahmenvorgaben zur Ausgestaltung des Rettungsdienstes in
Hessen beibehalten, ist aufgrund der vorgefundenen Situation allein in den untersuch-
ten Landkreisen von einem Finanzierungsbedarf von bis zu insgesamt 6,3 Millionen €
auszugehen. Dabei handelt es sich ausschlieBlich um die Anpassung der rettungs-
dienstlichen Infrastruktur an die Landesvorgaben zur Ausgestaltung des Rettungs-
dienstes.

Angesichts der aufgezeigten Probleme sollte das Land erwédgen, die derzeitigen Vor-
gaben zu lockern und neue Wege zu suchen. Méglichkeiten waren:

e Streichung des drittschiitzenden Charakters der Hilfsfrist,

e (groBziigigere) Ausnahmegebiete, die ihre Rechtsgrundlage in einem Gesetz oder
einer Verordnung finden,

e Zulassung des Zielerreichungsgrads in einem Gesetz oder einer Verordnung,

e Reduzierung der vorgegebenen Schwelle auf eine Ziel- und Sollvorgabe.
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8. Achtzigste Vergleichende Priifung , Vollpriifung VII"

8.1 Gepriifte kommunale Kdrperschaften

Berkatal, Breitenbach am Herzberg, Brombachtal, Cornberg, Ehrenberg (Rhon), Espe-
nau, Freiensteinau, Gilserberg, Glauburg, Grebenau, Hauneck, Haunetal, Herleshau-
sen, Hirschhorn (Neckar), Lautertal (Vogelsberg), MeiBner, Merenberg, Mossautal,
Nentershausen und Ringgau

Ansicht 81: ,Vollpriifung VII" - Stadte und Gemeinden
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8.2 Informationsstand und Priifungsbeauftragter
Informationsstand: August 2001 bis Mai 2002

Priifungsbeauftragter: P & P Treuhand GmbH, Wirtschaftspriifungs- / Steuer-
beratungsgesellschaft in Bad Schwalbach

8.3 Leitsatze

Indikatoren fiir die Haushaltsstabilitit sind die Ausgaben fiir die allgemeine
Verwaltung. Instabil ist ein Haushalt dann, wenn die Ausgaben fiir die all-
gemeine Verwaltung den Betrag von 150 € je Einwohner iiberschreiten.

Wiinschenswert ware es, kiinftig die Kreis- und Schulumlage zuriickzufiih-
ren, da diese die Haushalte der kreisangehoérigen Gemeinden in einem Um-
fang von durchschnittlich 40 Prozent der allgemeinen Deckungsmittel be-
lasten. Die Hebesditze der Kreis- und Schulumlage stiegen von 1993 bis
2000 in allen Gemeinden. Dieser Entwicklung sollte entgegen gewirkt wer-
den, da ansonsten die gemeindliche Handlungsfreiheit zu stark einge-
schrankt wird.

Aufgrund der zeitverzégerten Anpassung fiir Kreis- und Schulumlagen (§ 12
Finanzausgleichsgesetz) verscharfte sich die negative Wirkung auf die ge-
meindlichen Haushalte, die aufgrund der Einbriiche der Gewerbesteuer oh-
nehin schon belastet sind. Diese negative Wirkung wird insbesondere dann
deutlich, wenn in dem vorangegangenen Haushaltsjahr hohe Einnahmen
verbucht werden konnten. Diese Wirkmechanismen sollten bei der Riickla-
genbildung in einnahmestarken Jahren beriicksichtigt werden.

Die Hohe der Gewerbesteuereinnahmen hatte keinen Einfluss auf die Hohe
der Deckungsmittel und war folglich bei den kleinen Gemeinden von gerin-
gem Nutzen. Im Mittelwert nahmen die gepriiften Gemeinden jahrlich rund
250.000 € Gewerbesteuer ein, wahrend zusammen mit den Zahlungen aus
dem kommunalen Finanzausgleich erst Gewerbesteuereinnahmen ab
273.000 € die Deckungsmittel zu steigern vermochten.

Die Gemeinden erwirtschafteten aus den Gebiihrenhaushalten in der Regel
einen Liquiditatsiiberschuss, wenn man die kalkulatorischen Kosten heraus-
rechnete. Aus dem Uberschuss waren die Zins- und Tilgungsleistungen zu
bestreiten, die den Gebiihrenhaushalt betrafen. Nicht iiberschuldeten Ge-
meinden verblieb auch danach ein Uberschussrest, den sie intern mit Kos-
ten der allgemeinen Verwaltung verrechneten. Somit stirkten die Gebiih-
renhaushalte die Stabilitit des Gesamthaushalts. Die Ausgliederung von
Gebiihrenhaushalten fiihrte in Cornberg, Herleshausen und Nentershausen
maBgeblich zu Haushaltsinstabilititen. Daher sollten derartige Ausgliede-
rungen kiinftig hinsichtlich ihrer Folgewirkungen genauer untersucht wer-
den.

8.4 Gepriiftes Haushaltsvolumen

Die Summe der gepriiften Haushaltsvolumina betrug 79,3 Millionen €.

8.5 Sparpotenzial
Das jahrliche Sparpotenzialfi.'ur die Vollpriifung VII lag bei 7,2 Millionen €.

144 7 den Sparpotenzialen zahlen auch Einnahmeerhohungspotenziale.
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Zielkonflikte
kommunalen
Verwaltungshandelns

Riicksténde

8.6 Riickstande

Mengenmalig bewertbare Riickstande waren nicht festzustellen.

8.7 Beschreibung der Priifungsziele

Ziel der Priifung war es, die Leistungsfahigkeit der Stadte und Gemeinden zu verbes-
sern. Zu diesem Zweck erhielten sie vergleichende Kennzahlen und individuelle
Schlussberichte.

Die besondere Herausforderung in der Steuerung einer Gemeinde liegt darin, laufend
einen Ausgleich zwischen in sich widerspriichlichen Zielen herzustellen. Diese Proble-
matik wird an den fiinf in genannten Zielen kommunalen Verwaltungshan-
delns verdeutlicht.

Zielkonflikte kommunalen Verwaltungshandelns

Sinnvoller Leistunas-

Haushaltsstabilitat umfang fir den Biirger
Hohe PIanungs- Angemessene
und SteL_lg_rungs- Gebuhren-
qualitat und Entgelthdhe

Wirtschaftlichkeit

Ansicht 82: Zielkonflikte kommunalen Verwaltungshandelns

e Die funf Ziele bildeten die Grundlage einer Balanced Scorecardf#9] (ausgewogener
Berichtsbogen). Als zusatzliche Informationen wurden Einnahmekraft und Wachs-
tum aufgenommen.

Die Prifung klarte, ob die Gemeinden ihre Aufgabe, Zielkonflikte zu vermeiden oder
zu beseitigen, bewaltigt oder vernachlassigt hatten. Dabei bewdahrte sich die in den
Vollpriifungen I bis VI entwickelte Priifungskonzeption. Alle 20 Gemeinden erhielten
mit der Balanced Scorecard die zusammengefassten Priifungserkenntnisse. Sie erlaub-
te einen schnellen Uberblick tiber die gemeindepolitischen Ziele. Auch konnte sie zur
Steuerung der Gemeinde genutzt werden.

145 siehe Elfter Zusammenfassender Bericht, Landtagsdrucksache 15/4085

112 Zwolfter Zusammenfassender Bericht



Achtzigste Vergleichende Priifung ,Vollprifung VII®

Balanced Scorecard fiir Freiensteinau und Hirschhorn

Zahlen fiir 2000 (soweit keine mehrjahrigen Durchschnittswerte)

Haushaltszahlen nach der Jahresrechnung

Deckungsmittel ohne Kreis- und Schulumlage

Pruffeld

Verfiigbare allgemeine
Deckunasmittel

Steuereinnahmekraft

Normiertes Haushaltsergebnis
Riicklagenbestand
Investitionsanteil

Zinsausgabenanteil

Rechnerische Tilgungsdauer

Schuldenstand

Personal der allgemeinen
Verwaltuna

Kosten der allgemeinen Verwaltung
Finanzmanagement

Elternbeitrage Kita

Unterdeckung Kita

Belegungsquote

Wassergebiihren

Unterdeckung Wasser
Abwassergebihren

Unterdeckung Abwasser
Friedhofsgebiihren

Unterdeckung Friedhof

Freiwillige Leistungen einschlieBlich
Zins und Tilauna

davon Schwimmbad

Gesamtbelastung fir sonstige
Rauihofleistiinaen

Indik ) Vergleichs- Gemeinde-
ndikator Hirsch- gemeinden profil
horn
Mini-  Mittel-  Maxi- +
mum wert mum == = O +
+
Einnahmekraft
€ je Einwohner 531 € 236€ 415€ 652¢€ l ®
€ je Einwohner 888 WEVANN 357 € 498€ 903 € l °
Haushaltsstabilitat
€ je Einwohner -19€ o0e 35€ 185€¢ @ l
Pr(.)zent"der 0% WEVZOM 0% 142% 3798% @
Pflichtriicklage
PRSI der_ 50% WYL 11%  71%  167% ®
Deckungsmittel
el der. 10% S 2% 13%  35% ®
Deckungsmittel
Jahre 20 10 18 89 I
Abgez_mster ) 60% M 28%  70%  161%
Gemeindeanteil
Wirtschaftlichkeit
Einwohner / VZA 207¢ BESAN 207€ 43¢ s50€ @ l
€ je Einwohner 25¢ BREAN 113¢ 154€ 225€¢ @ l
Bewertungspunkte 2 1 2 4 ® l
€ je Modelifamilie  o;cc WP s5o¢ 798¢ 1.196€ ®
(1Kind)
€_Je belegtem 2514€ [BRENN 11506 1934 2.640¢ @
Kitanlatz
Kinder je 1078¢ BELH se 13¢ 19¢ @
Frzieherin
Modellfamilie - P l
305€ WPrENM 164€ 263€ 381€
(150 m3)
€jems3 0,08€ 008 0€ 0€ . L4
Modellfamilie o
380€ WSIEIM 271€ 382€ 559€
(150 m3)
€jem3 ‘0l35e iPY: 06€ 06€ 34¢€ l )
€ Modellfamilie 296€ MCHE ¢ ose¢ 29€ @ l
€ je Bestattung 73€ WPLZER 411€ 554€ 1.669€ I ®
€ je Einwohner coc MY 20e S3€ 106€ . ®
€ je Besucher - - 5€ 7€ 10€
€ je Einwohner 81€ WELEN 40€ 73€ 108¢€ ° I

Ansicht 83: Balanced Scorecard fiir Freiensteinau und Hirschhorn

Zwolfter Zusammenfassender Bericht

113



Beschreibung der Priifungsziele

Das Priifkonzept wurde weiter entwickelt: In der Vollpriifung VII wurde noch genauer
der Verwaltungshaushalt untersucht. zeigt dies am Beispiel der Gemeinden
Freiensteinau und Hirschhorn (Neckar):

Freiensteinau

Verwaltungshaushalt im Uberblick
(Werte der Jahresrechung 2000)

2.400.000 €
2.200.000 €
2.000.000 €
1.800.000 € -
| Liquiditatstiberschuss
1.600.000 € Gebiihrenhaushalte Freie Spitze
1.400.000 € -
1.200.000 € - — ]
Zins und Tilgung

1.000.000 € +——— ——]

800.000 € 4 allgemeine _Bauhof/ Sonstiges

Deckungsmittel Sport und Kultur
600.000 € A Kindergarten
I Feuerwehr
400.000 € -
Verwaltung
200.000 € -
0€
Einnahmen Ausgaben
Hirschhorn (Neckar)
Verwaltungshaushalt im Uberblick

2.400.000 € ( Werte der Jahresrechung 2000)
2.200.000 € +

Freie Spitze mit

| Defizitausgleich
2.000.000 € iquIditatsUDErschuss

1.800.000 € Gebiihrenhaushalte

Zins und Tilgung

1.600.000 € -

1.400.000€ +— Bauhof / Sonstiges

1.200.000 € Sport und Kultur
allgemeine
1.000.000 € ~Deckungsmittel —Kindergartem |
800.000 € 1 Feuerwehr
600.000 € -
400.000€ 4+—— __ Verwaltung |
200.000 € -
0€
Einnahmen Ausgaben

Ansicht 84: Verwaltungshaushalte der Gemeinden Freiensteinau und Hirschhorn (Neckar) im
Uberblick

Wie die Daten zeigen, hatte Hirschhorn verhaltnismaBig hohe Ausgaben fiir die allge-
meine Verwaltung sowie fir Zins und Tilgung. Das geht zu Lasten der Freien Spitze.
Der Haushalt Freiensteinaus erscheint dagegen ausgewogener.

Um das Ausgabeverhalten der Gemeinden zu klaren, wurden in einem weiteren Schritt
die ihnen fiir Ausgaben zur Verfiigung stehenden Mittel nach den Unterdeckungen der
Aufgaben verteilt. Dabei wurden die Zins- und Tilgungsleistungen den verschiedenen
Aufgaben zugeordnet, die sie verursacht hatten.

Aus Ansicht 85| lasst sich entnehmen, dass der Haushalt Hirschhorn labil war. Das
verdeutlichen die hohen Unterdeckungen bei der allgemeinen Verwaltung (Gesamt-
kosten ./. Einnahmen; die hdchste Unterdeckung in dieser vergleichenden Priifung)
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und bei den Kindergarten. Freiensteinau hatte einen stabilen Haushalt. Bei keinem
Aufgabenbereich gab es eine auffdllige Unterdeckung.

o Freie Spitze
36%

Ausgabeverhalten

der Stadt Freiensteinau
Jahresrechnung 2000

M Bauhof/Sonstiges
9%

Sport und Kultur

16% ™ Verwaltung

29%

Kindergarten  m Feuerwehr
7% 3%

Freie Spitze Ausgleich Defizit
1% 10%

Bauhof / Sonstiges
25%

Verwaltung
40%

Sport und Kultur
11%

Ausgabeverhalten
Kindergarten der Stadt Hirschhorn (Neckar)
10% Feuerwehr Jahresrechnung 2000

3%

Ansicht 85: Ausgabeverhalten von Freiensteinau und Hirschhorn (Neckar)

8.8 Korrelation von Ausgaben fiir die allgemeine Verwaltung und Haushalts-
stabilitat

Die Vollpriifung VII klarte, dass die Ausgaben der Gemeinden fiir die allgemeine Ver-
waltung von entscheidender Bedeutung fir die Stabilitat des Haushalts sind. Sie sind
in der Regel wichtiger als die Ausgaben fiir freiwillige Leistungen.

Die Stadt Hirschhorn hatte einen instabilen Haushalt. Die Stadt trug sowohl in der
allgemeinen Verwaltung als auch bei den freiwilligen Leistungen tberdurchschnittliche
Kosten. Sie begriindete ihre Haushaltsschwierigkeiten mit dem sehr teuren Biirger-
haus. Die Hauptursache fir die Haushaltsschwierigkeiten lag aber in der allgemeinen
Verwaltung.
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Verzogerte
Anpassung der Kreis-
und Schulumlage an
gednderte
Einnahmen

Einfluss der Kreis- und Schulumlage auf die Haushaltsstabilitat

Korrelation von Ausgaben flir die allgemeine Verwaltung und

Haushaltsschwierigkeiten

(Jahresrechnung 2000)
Gesamtbelastung

250 € 600 Verwaltung je
Einwohner
225€ + * * * ¢ ¢ * TEL # Einwohner je
+ 500 Mitarbeiter in der
200 € * & Verwaltung
< * —+ 450
175€ + 04 .
¢ . —+ 400 )
150 € + * . 1 350 Mittelwert 2
| R g
IV s oo BEaee o ou BN BE BE BE BN BN BE BE BE B ¢ —— — —| r300 g
o}
100 € + TE i
|| + 200 g
EE B BN BN BE BN BN BN BN B B RN B BN BN BN BN BN BN BE BN B 2
+ 150 £
jil H B = Il EEEEESEESESNSEESENSENE®SNE®SNE®BNBND?-& 8
S0¢€ 1 100 s
25€ 1 &
- 50 g
<
0€ =ttt 0 g
™ £ © o O 3 3 D O I3 X T f= [ =] M [ ] c > £
B EEEEEEEEEEE R RN &
f &0 6 20 0 § 5§ € 28 g € ¢ 3 £ 0 L 9 g 3 a =
T £ &8 €E S o L5 3 9 3 53 8 5 g £ v ©® & T
v Q9 = [ [y 1%} o [ © o < [*3 [ v o = B
o 2 g g sl 25 22y 88 =5 0w & E
9] 5 O 5 % [G}] G} & = s = g =
® o & £ S
=

Ansicht 86: Korrelation von Ausgaben fiir die allgemeine Verwaltung und Haushaltsschwierigkei-
ten

zeigt, dass die Haushaltslage in den Gemeinden problematisch war, deren
Aufwand fiir die allgemeine Verwaltung iiber dem Durchschnitt lag. Uberdurchschnitt-
lich war der Aufwand, wenn er 150 € je Einwohner im Jahr 2000 Gberstieg. Ausnahme
war die Gemeinde Espenau. Die Gemeinde glich ihre hohen Kosten fiir die allgemeine
Verwaltung mit sehr niedrigen Kosten fiir Kindergarten und freiwillige Leistungen aus.

Verantwortlich fir eine lberdurchschnittliche Gesamtbelastung durch die allgemeine
Verwaltung war eine hohe Personalausstattung. Der Grad der Personalausstattung
wurde dabei durch die Kennzahl Einwohner je Verwaltungsmitarbeiter bestimmt. Auch
dieser Zusammenhang ist aus Ansicht 86]zu erkennen.

8.9 Einfluss der Kreis- und Schulumlage auf die Haushaltsstabilitat

Die Kreis- und Schulumlage war der groBte Ausgabenblock der Gemeinden. Umlage-
grundlagen sind die Steuerkraftmesszahlen nach § 12 Finanzausgleichsgesetz und
95 Prozent der Gemeindeschliisselzuweisungen. Die Umlage bemisst sich nach dem
Ist-Aufkommen der Steuern und Umlagen fiir den Zwolf-Monats-Zeitraum, der am
30. Juni des dem Erhebungsjahr vorangegangenen Kalenderjahrs endet. Schwankun-
gen bei den Einnahmen wirken sich erst im ndchsten oder lbernachsten Jahr auf die
Kreis- und Schulumlage aus. Diese Verzégerung fiihrt vor allem bei Gemeinden mit
starken Einnahmeschwankungen dann zu Haushaltsschwierigkeiten, wenn Einnahmen
wegbrechen. Hierbei handelt es sich oft um Gemeinden mit hohen Gewerbesteuerein-
nahmen, die regelmaBig nur von einem oder wenigen Gewerbesteuerzahlern erbracht
werden. Dies soll am Beispiel der Gemeinde Ehrenberg in [Ansicht 87] verdeutlicht wer-
den. Die Entwicklung war auch in Berkatal, Hirschhorn und Merenberg zu beobachten.
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Deckungsmittel mit und ohne Kreis- und Schulumlage 1999 und
2000

(Gemeinde Ehrenberg, Daten der Jahresrechnungen)

900 €

Kreis- und

800 € +—— Schulumlage
M reale

~
o
S
a

273 €

600 €

500 €

334 €

400 €

300 € A
539 €

Deckungsmittel je Einwohner

200 €

100 €

0€ 1

1999 Jahre 2000
Ansicht 87: Deckungsmittel mit und ohne Kreis- und Schulumlage 1999 und 2000

Hohe Gewerbesteuereinnahmen begriindeten 1999 in Ehrenberg tGberdurchschnittliche
allgemeine Deckungsmittel von 812 € je Einwohner. Die Kreis- und Schulumlage des
Jahres 1999 bemaB sich nach den Verhdltnissen in den Vorjahren mit etwas niedrige-
ren allgemeinen Deckungsmitteln. Sie betrug 273 € je Einwohner (34 Prozent der
Deckungsmittel des Jahres 1999).

Wegen des Riickgangs der Gewerbesteuer beliefen sich die allgemeinen Deckungsmit-
tel im Jahr 2000 nur noch auf 570 € je Einwohner.

Die Kreis- und Schulumlage richtete sich dagegen nach den Ergebnissen in den Vor-
jahren und stieg auf 334 € je Einwohner (59 Prozent der Deckungsmittel des Jahres
2000). Die zeitverzogerte Erhéhung der Kreis- und Schulumlage verscharfte den Ein-
bruch bei den allgemeinen Deckungsmitteln. Diese sanken in 2000 bezogen auf das
Jahr 1999 nicht nur um rund 30 Prozent, sondern gingen nach Abzug der Kreis- und
Schulumlage sogar um 57 Prozent zurlick.

Um durch diesen Effekt nicht in Haushaltsschwierigkeiten zu geraten, sollten die Ge-
meinden in Jahren (berdurchschnittlicher Einnahmen die kiinftige hohere Kreis- und
Schulumlage ermitteln und entsprechende Riicklagen bilden.

Auch die regionalen Unterschiede beeinflussten neben der zeitverzégerten Anderung
der Kreis- und Schulumlage die Haushaltsstabilitat. Die Belastung der in die Vollprii-
fung VII eingebunden Gemeinden lag im Jahr 2000 zwischen 47 Prozent (Landkreis
Fulda) und 52,5 Prozent (Landkreise Hersfeld-Rotenburg und Kassel).

Wie sehr die Stabilitédt des Haushalts von der Kreis- und Schulumlage abhangt, belegt
ein weiterer Aspekt. Seit 1993 sind die Hebesatze fiir die Kreisumlage in allen Kreisen
stetig angestiegen. Die Schulumlage blieb gleichmaBig bei acht Prozent.
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Wirkung des kommunalen Finanzausgleichs auf kleine Gemeinden

Entwicklung der Hebesatze fir die Kreisumlage 1993 - 2000

Landkreis 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 Steige-
rung
1993 -
2000

BergstraBe 37,5% 40,0% 41,0% 41,0% 41,0% 41,0% 41,0% 41,0% 8,54%

Fulda 33,0% 36,0% 36,0% 38,0% 380% 39,0% 39,0% 39,0% 15,38%

Hersfeld- 43,0% 43,0% 43,0% 43,0% 43,0% 43,0% 44,5% 44,5% 3,37%

Rotenburg

Kassel 39,5% 42,5% 42,5% 44,5% 44,5% 44,5% 44,5% 44,5% 11,24%

Limburg-Weilburg 39,0% 41,3% 43,3% 43,5% 44,0% 44,0% 44,0% 44,0% 11,36%

Odenwaldkreis 37,5% 39,0% 40,5% 40,5% 41,5% 42,25% 42,5% 43,75% 14,29%

Schwalm-Eder-
Kreis

Vogelsbergkreis ~ 38,5%  38,5% 41,7% 41,7% 41,7% 43,0% 43,0% 43,0% 10,47%

39,0% 39,0% 39,0% 39,0% 40,6% 41,0% 41,0% 41,0% 4,88%

Werra-MeiBner 37,0% 39,5% 39,5% 42,0% 42,0% 42,0% 42,0% 42,0% 11,90%
Wetteraukreis 40,0% 40,0% 43,0% 43,0% 43,0% 43,0% 43,0% 43,0% 6,98%
Ansicht 88: Entwicklung der Hebesatze fiir die Kreisumlage 1993 - 2000

Zwar nahmen auch die allgemeinen Deckungsmittel der Gemeinden der Vollpriifung
VII von 1993 bis 2000 im Mittelwert um elf Prozent zu. Nach Abzug der Kreis- und
Schulumlage gingen sie aber um drei Prozent zurick.

8.10 Wirkung des kommunalen Finanzausgleichs auf kleine Gemeinden

Uber den kommunalen Finanzausgleich erhalten die Gemeinden zusétzliche Mittel,
damit sie ihre eigenen und die ihnen Ubertragenen Aufgaben erflllen kénnen. Gerin-
gere Einnahmen aus den Gemeindeanteilen an der Einkommen- und Umsatzsteuer
sowie beim Aufkommen an Grund- und Gewerbesteuer werden mit hheren Schlissel-
zuweisungen ausgeglichen. Hierzu wird die Steuerkraftmesszahl (§ 12 Finanzaus-
gleichsgesetz) herangezogen, die das Aufkommen an Grund- und Gewerbesteuer mit
einheitlichen Hebesdtzen sowie den Gemeindeanteil an den Gemeinschaftssteuern mit
95 Prozent berlicksichtigt. Der Steuerkraftmesszahl wird eine Bedarfsmesszahl (§ 9
Finanzausgleichsgesetz) gegeniibergestellt, die, basierend auf der Einwohnerzahl,
dem Bevolkerungswachstum und der GréBenklasse (siehe §§ 10 und 11 Finanzaus-
gleichsgesetz), den Mindestbedarf an Mitteln einer Gemeinde darstellt. Die Schliissel-
zuweisung betragt die Halfte des Betrags, um den die Bedarfsmesszahl die Steuer-
kraftmesszahl Ubersteigt (siehe § 13 Finanzausgleichsgesetz). Sie ist so zu bemessen,
dass mit Steuerkraftmesszahl und Schliisselzuweisung 80 Prozent der Bedarfsmesszahl
erreicht werden. Dies bedeutet, dass den Gemeinden 80 Prozent der Bedarfsmesszahl,
unabhdngig von der Hohe der Steuerkraftmesszahl, garantiert werden. Ist die Steuer-
kraftmesszahl hoher als die Bedarfsmesszahl, betragt die Schliisselzuweisung fiir Ge-
meinden in der GroBenordnung der Vollpriifung VII (bis 7.500 Einwohner) 5,11 € je
Einwohner (§ 13 Abs. 2 Nr. 1 Finanzausgleichsgesetz).

Dieses System hat zur Folge, dass die Gemeinden von ihrer Einnahmekraft (insbeson-
dere aufgrund hoher Gewerbesteuereinnahmen) erst dann profitieren, wenn die Steu-
erkraftmesszahl 60 Prozent der Bedarfsmesszahl Uibersteigt.

Die nachfolgenden Erlauterungen zu Ansicht 89|werden das belegen.

In der Vollpriifung VII wurden die Auswirkungen unterschiedlich hoher Gewerbesteu-
ereinnahmen bei sonst gleichen Vorgaben untersucht. Vorgegeben wurden die gerun-
deten Medianwerte der Gemeinden hinsichtlich Bevélkerungszahl (3.300 Einwohner),
Aufkommen an Grundsteuer A und B (180.000 €), Anteil an der Einkommenssteuer
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einschlieBlich Familienlastenausgleich (1.040.000 €) und an der Umsatzsteuer ein-
schlieBlich Hartefonds (40.000 €). Als Hebesatze wurden die in § 12 Finanzausgleichs-
gesetz zur Berechnung der Steuerkraftmesszahl verwandten Hebesatze angesetzt. Die
Kreis- und Schulumlage betrug im Beispiel 51 Prozent.

Wirkung steigender Gewerbesteuereinnahmen auf den Finanzausgleich

3.000.000 € T—

== Deckungsmittel

== verflighare
2.500.000 € +—+— Deckungsmittel X

== Gewerbesteuer
== Schliisselzuweisung M

2.000.000 €

1.500.000 € -

1.000.000 € -

Allgemeine Deckungsmittel

L]

500.000 €

0€ -

0€

100.000 €
200.000 €
300.000 €
400.000 €
500.000 €
600.000 €
700.000 €
800.000 €
900.000 €
1.000.000 €
1.100.000 €
1.200.000 €
1.300.000 €
1.400.000 €
1.500.000 € ¢
1.600.000 € ¢
1.700.000 € @

Einnahmen aus Gewerbesteuer

Ansicht 89: Wirkung steigender Gewerbesteuereinnahmen auf den Finanzausgleich

zeigt, dass linear steigende Gewerbesteuereinnahmen nahezu gleichblei-
bend fallende Schliisselzuweisungen nach sich ziehen. Auf die Deckungsmittel hat das
zundchst keinen Einfluss. Sie bleiben konstant, weil die Schliisselzuweisungen so be-
messen sind, dass die Gesamteinnahmen mindestens 80 Prozent der Bedarfsmesszahl
ausmachen. Die Deckungsmittel beginnen im Beispielsfall erst zu steigen, wenn die
Gewerbesteuereinnahmen 273.000 € erreichen oder Ubertreffen. Ab diesem Moment
Ubersteigt die Steuerkraftmesszahl im Beispielsfall 60 Prozent der Bedarfsmesszahl.
Die Summe von Steuerkraftmesszahl und Schliisselzuweisung (Halfte der Differenz
zwischen Steuerkraftmesszahl und Bedarfsmesszahl) ist nun in jedem Fall héher als
die garantierten 80 Prozent der Bedarfsmesszahl. Die Gemeinde profitiert in diesem
Bereich von 1 € Mehraufkommen bei der Gewerbesteuer mit einem Zuwachs in Héhe
von rund 0,37 € bei den allgemeinen Deckungsmitteln. An verfligharen Deckungsmit-
teln (allgemeine Deckungsmittel abziiglich der Kreis- und Schulumlage) verbleiben
rund 0,17 € Zuwachs.

Die allgemeinen Deckungsmittel erhalten weiteren Schub, sobald die Steuerkraftmess-
zahl die Bedarfsmesszahl Ubersteigt. Dies ist im Beispielsfall bei Gewerbe-
steuereinnahmen von {ber 1.555.000 € so. Die Schliisselzuweisung ist ab diesem
Gewerbesteuerumfang konstant. Ein Mehraufkommen von 1 € fiihrt nun zu einer Er-
héhung der allgemeinen Deckungsmittel um 0,73 €. Die verfligbaren Deckungsmittel
steigen um rund 0,36 €.

Die Grenze von 273.000 € (bertrafen im Jahr 2000 nur Berkatal, Cornberg, Ehren-
berg, Grebenau, Hirschhorn, Merenberg und Mossautal. Die zweite Grenze
(1.555.000 €) erreichte 2000 keine Gemeinde. Die hochsten Gewerbesteuereinnah-
men der Vollprifung VII hatte im Jahr 2000 die Gemeinde Hirschhorn mit rund
1.348.000 €.
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Wirkung des kommunalen Finanzausgleichs auf kleine Gemeinden

Gewerbesteuereinnahmen
(Jahresrechnung 2000)

Gemeinde Gewerbesteuereinnahmen
Berkatal 847.368 €
Breitenbach 87.974 €
Brombachtal 144.962 €
Cornberg 337.526 €
Ehrenberg 663.762 €
Espenau 195.326 €
Freiensteinau 272.108 €
Gilserberg 83.279 €
Glauburg 121.605 €
Grebenau 428.729 €
Hauneck 257.582 €
Haunetal 126.248 €
Herleshausen 91.345 €
Hirschhorn 1.347.947 €
Lautertal 266.444 €
MeiBner 71.781 €
Merenberg 314.805 €
Mossautal 291.272 €
Nentershausen 175.675 €
Ringgau 225.237 €
Median 241.410 €
Minimum 71.781 €
Maximum 1.347.947 €

Ansicht 90: Gewerbesteuereinnahmen (Jahresrechnungen 2000)

Hoéhere Gewerbesteuereinnahmen fiihrten nicht zwangslaufig zu héheren Deckungs-
mitteln. Vielmehr waren sie bei Gemeinden der untersuchten GréBenordnung oft von
wenigen Unternehmen abhangig. Die Deckungsmittel schwankten stark, sichtbar im
Betrachtungszeitraum der Vollpriifung VII bei den Gemeinden Ehrenberg und Meren-
berg. Verschérft wurden diese Schwankungen durch die unter Ziffer B.9]ab
beschriebene zeitverzégerte Anpassung der Kreis- und Schulumlage und die ebenfalls
zeitversetzte Erhéhung oder Verminderung der Schliisselzuweisungen.

Der Vorteil der Gewerbesteuereinnahmen bei kleinen Gemeinden war gering oder
nicht vorhanden. Die Einnahmen lagen unter oder nur geringfligig iber der Grenze,
ab der sie sich auf die Hohe der allgemeinen Deckungsmittel auswirkten.

Bei hebesatzunabhédngiger Betrachtung benachteiligte der Finanzausgleich kleine Ge-
meinden, deren Gewerbesteuereinnahmen durchschnittlich waren. Bemiihungen der
Gemeinden, die Gewerbesteuereinnahmen zu erhdhen, honorierte der Finanzausgleich
nicht ausreichend. Gemeinden mit geringen Gewerbesteuereinnahmen haben eine
héhere Planungssicherheit, denn die Schliisselzuweisung, die bei ihnen den sicheren
Teil der Deckungsmittel ausmacht, ist eine berechenbare GroBe.
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8.11 Bedeutung der Geblihrenhaushalte fur die Stabilitat des Haushalts

In den Gebiihrenhaushalten werden die Ergebnisse der Aufgaben ausgewiesen, bei
denen alle Kosten durch Gebiihren gedeckt werden sollen. Das gilt vor allem fiir die
Abwasserbeseitigung und die Wasserversorgung. Bei den Kosten sind nach § 10 des
Gesetzes Uber die kommunalen Abgaben auch die kalkulatorischen Abschreibungen
und die kalkulatorischen Zinsen zu veranschlagen. Diese kalkulatorischen Positionen
sind ein Substitut fir Zins- und Tilgungsleistungen, das heiBt, sie bringen die Belas-
tung fiir deren gesamte Laufzeit zum Ausdruck. Der tatsachliche jahrliche Aufwand fiir
Zins und Tilgung ist dagegen weitaus geringer.

Die ausnahmslos negativen Jahresergebnisse in den Gebiihrenhaushalten der gepriif-
ten Gemeinden entsprachen daher nicht der tatsachlichen Liquiditatslage. Um sie
sichtbar zu machen, mussten die Haushalte um die kalkulatorischen Kosten bereinigt
werden. Bei allen Gemeinden ergab sich danach ein Liquiditatsiiberschuss. Er stand
ihnen fiir den Schuldendienst (Zins und Tilgung) innerhalb des Gebiihrenhaushalts zur
Verfiigung. [Ansicht 91] veranschaulicht dies an den Beispielen Cornberg und Freien-
steinau. Im Durchschnitt der Vollpriifung VII betrug der Liquiditdtsiiberschuss aus den
Gebiihrenhaushalten rund 140.000 €. Das im Haushalt ausgewiesene Defizit lag
durchschnittlich bei etwa 90.000 €.

Unterdeckung Gebiihrenhaushalte

Cornberg Freiensteinau Mittelwert

aller
Gemeinden

Ergebnis laut Jahresrechnung 2000 -6.077,03 € -254.884,30 € -89.814,85 €
kalkulatorische Abschreibung 41.404,88 € 418.070,08 € 194.175,11 €
kalkulatorische Verzinsung 31.277,22 € 224.643,76 € 154.428,62 €
Liquiditatsauswirkung 66.605,08 € 387.829,54 € 258.788,88 €
Zins- und Tilgungsanteil aus pagatorischer Ist- -20.676,94 € 31.299,12€ -121.135,30 €
Kostenrechnung

tatsachliche Liquiditatsauswirkung 2000 45.928,14 € 356.530,41 € 137.653,58 €

Ansicht 91: Unterdeckung Gebiihrenhaushalte

Da die Gemeinden in der Regel nicht alle Investitionen innerhalb des Gebiihrenhaus-
halts in vollem Umfang fremdfinanziert hatten, verblieb ihnen nach Abzug der darauf
entfallenden Zins- und Tilgungsleistungen immer noch ein Uberschuss. Dieser ,Uber-
schuss® entsprach — bei ausgeglichenen Geblihrenhaushalten — der Verzinsung der
eingebrachten Eigenmittel. Ihn konnten die Gemeinden mit einem Teil der Kosten fiir
ihre allgemeine Verwaltung intern verrechnen (Refinanzierung) und damit den allge-
meinen Haushalt starken. Gemeinden, die ihre Gebiihrenhaushalte ausgegliedert ha-
ben, besitzen diese Mdglichkeit nicht. Sie miissten deshalb ihre Verwaltungskosten um
den nicht mehr refinanzierbaren Teil senken. Kleine Gemeinden mit nur wenigen Mit-
arbeitern in der allgemeinen Verwaltung kénnen dies jedoch kaum realisieren.

In der Vollprifung VII waren drei Gemeinden (Cornberg, Herleshausen, Nentershau-
sen) einbezogen, die sowohl die Abwasserentsorgung als auch die Wasserversorgung
an einen Verband abgegeben hatten. Alle drei Gemeinden hatten im Betrachtungszeit-
raum erhebliche Haushaltsschwierigkeiten. Das normierte Haushaltsergebnis der Jahre
1998 bis 2000 lag bezogen auf die allgemeinen Deckungsmittel des Jahres 1999 in
Cornberg bei —6 Prozent, in Herleshausen bei —23 Prozent und in Nentershausen bei —
24 Prozent.
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Schlussbemerkung

8.12 Schlussbemerkung

Die
ten

80. Vergleichende Priifung flihrte zu nachstehenden Ergebnissen bei den 20 Stad-
und Gemeinden.

Uneingeschrankte Gesamturteile

Berkatal, Brombachtal, Ehrenberg, Espenau, Freiensteinau, Gilserberg, Glauburg,
Grebenau, Hauneck, Haunetal, Lautertal, MeiBner, Mossautal und Nentershausen
erhielten folgendes Gesamturteil:

+Wir haben unsere Priifungshandlungen nach bestem Wissen und Gewissen
durchgefiihrt und bei den einzelnen Priifungsschwerpunkten mégliche Sparpoten-
ziale aufgezeigt und Empfehlungen ausgesprochen. Bei einer Gesamtwiirdigung
der Priifungsergebnisse kommen wir im Sinne von § 3 Absatz 1 UPKKG zu dem
Ergebnis, dass die Gemeinde rechtmaBig und auf vergleichenden Grundlagen
sachgerecht und wirtschaftlich gefiihrt wird."

Eingeschrdnkte Gesamturteile
Breitenbach:

Eine Einschrankung dieses Gesamturteils erfuhr Breitenbach am Herzberg wegen
der Hohe der kalkulatorischen Abschreibungen und Zinsen in den Geblihrenhaus-
halten.

Cornberg, Herleshausen, Ringgau:

Das Gesamturteil war bei den Gemeinden Cornberg, Herleshausen und Ringgau
wegen der hohen Verschuldung, die insbesondere aus den Investitionen in freiwil-
lige Bereiche resultierte, einzuschrénken. Der Verschuldungsgrad lag bei diesen
Gemeinden zwischen 120 und 160 Prozent (Herleshausen 120 Prozent; Ringgau
140 Prozent; Cornberg 160 Prozent). Er wurde anhand des Schuldenstands zum
31. Dezember 2000 prozentual zum abgezinsten Gemeindeanteil an den Investiti-
onen der Jahre 1981 bis 2000 ermittelt. Dieser Schuldenstand bedeutete eine er-
hebliche Belastung fiir zukiinftige Haushaltsjahre dadurch, dass es sich nicht um
Schulden fir Investitionen eines Geblhrenhaushalts handelte.

Hirschhorn (Neckar):

Das Gesamturteil war fiir Hirschhorn (Neckar) wegen der mit Abstand hdchsten
Kosten fiir die allgemeine Verwaltung einzuschranken. Die angebotenen Verwal-
tungsleistungen der Stadt sollten mit ihrer Haushaltssituation in Einklang gebracht
werden.

Merenberg:

Flr Merenberg musste das Gesamturteil wegen der hohen Unterdeckungen in den
Geblihrenhaushalten eingeschrankt werden. Eine Anhebung der Geblhren ware
vertretbar und geboten.
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Zweiundachtzigste Vergleichende Priifung ,StraBenunterhalt®

9. Zweiundachtzigste Vergleichende Priifung ,StraBenunter-
halt"

9.1 Gepriifte kommunale Kdérperschaften

Egelsbach, Flieden, GroBalmerode, Heidenrod, Heuchelheim, Hittenberg, Liederbach
am Taunus, Miicke, Neukirchen/Kniillgebirge, Neustadt (Hessen), Niederaula, Rei-
chelsheim (Odenwald), Waldeck, Weilmiinster

Ansicht 92: ,StraBenunterhalt" — Stadte und Gemeinden
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9.2 Informationsstand und Priifungsbeauftragter
April bis Oktober 2002
Durth Roos Consulting GmbH in Darmstadt

9.3 Prifungsergebnis und Leitsatze

Die StraBen[% [der Gemeinden befanden sich iiberwiegend in einem ordent-
lichen Zustand:

e 79 Prozent der kommunalen StraBen waren gebrauchstauglich.

e Bei 19 Prozent waren kurzfristige Reparaturen bis hin zu grundhaften
Erneuerungen zu erwarten.

e Bei zwei Prozent waren ErneuerungsmaBnahmen iiberfillig.

Die Gemeinden sollten ihre StraBenbeitragssatzungen unter Beachtung der
aktuellen Rechtsprechung auf den neuesten Stand bringen.

Die Gemeinden sollten sich in Form eines StraBenkatasters einen vollstan-
digen Uberblick liber ihr StraBennetz verschaffen und dort die wesentlichen
Daten zum Bestand ablegen und fortschreiben.

Vier Gemeinden}47 Jiiberwachten systematisch ihre Gewéhrleistungsansprii-
che. Sieben Gemeindenkontrollierten systematisch die Wiederherstel-
lung aufgegrabener Verkehrsflachen.

Um der gesetzlich vorgegebenen Verkehrssicherungspflicht zu geniigen,
sollten regelmaBige StraBenbegehungen stattfinden, verkehrsgefahrdende
Schaden erfasst und deren Behebung dokumentiert werden.

Dem StraBenunterhalt sollte bei kiinftigen Haushaltsplanungen ein groBe-
res Gewicht eingeraumt und es sollten verbindliche Richtwerte fiir die In-
standhaltung festgesetzt werden.

9.4 Gepriiftes Risiko

Der Neuwert der StraBennetze wurde mit einem Erfahrungswert von 80 € je Quad-
ratmeter eingeschatzt. Die Summe der Neuwerte in den 14 Gemeinden betrug
378 Millionen €.

146 Unter den Begriff StraBen fallen auch Wege und Platze.
147 GroBalmerode, Heidenrod, Liederbach am Taunus, Weilmiinster

148 Flieden, GroBalmerode, Huttenberg, Liederbach am Taunus, Reichelsheim/Odenwald, Waldeck, Weil-
munster
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Sparpotenziale

Neuwert der StraBennetze
|

Egelsbach

Flieden

GroBalmerode

Heidenrod

Heuchelheim

Huttenberg
Liederbach
Miicke

Neukirchen

Neustadt

Niederaula

Reichelsheim

Waldeck

Weilmiinster

0 Mio.€ 5Mio.€ 10 Mio.€ 15Mio. € 20 Mio.€ 25Mio. € 30 Mio.€ 35Mio. € 40 Mio. € 45 Mio. €

Quelle: Eigene Erhebungen. Stand 2002

Ansicht 93: Neuwert der StraBennetze

9.5 Sparpotenziale

Sparpotenziale waren fiir den StraBenunterhaItnicht festzustellen.

9.6 Rickstande

Die Gemeinden hatten durchweg Riickstéande beim StraBenunterhalt. Bei durchschnitt-
lich 1,8 Prozent des StraBennetzes waren Erhaltungsarbeiten dringend nétig (Uberfal-
liger Erhaltungsbedarf). Weitere 11 bis 32 Prozent der StraBen befanden sich in einem
Zustand, der kurzfristig Unterhaltungsarbeiten notwendig machte (kurzfristiger Erhal-
tungsbedarf). Insgesamt hatten die Gemeinden trotz des durchweg ansprechenden
StraBenzustands kurzfristig oder sofort 79,9 Millionen € aufzuwenden.

Ein Nachholbedarf konnte bei allen Gemeinden festgestellt werden. Er betraf weniger
die Netzteile mit Uberfédlligen Unterhaltungsarbeiten als vielmehr diejenigen, wo Un-
terhaltungsmaBnahmen kurzfristig nétig wurden. Rickstande kénnen alle Gemeinden
mit einer systematischen, vorausschauenden StraBenunterhaltung aufholen. Fiir den
Erfolg der baulichen UnterhaltungsmaBnahmen ist nicht nur die H6he der Finanzmit-
tel, sondern auch deren zielgerichteter Einsatz entscheidend. Die systematische Stra-
Benerhaltung ist kein Sparpotenzial im eigentlichen Sinn. Sie erhéht kostenneutral die
Erhaltungs- und Erneuerungsleistungen.

149 Unter dem Begriff , StraBenunterhalt* wird in diesem Bericht die bauliche Erhaltung von Verkehrsfla-
chen (im folgenden vereinfacht: ,StraBen™) verstanden.

Unter ,baulicher Erhaltung® werden MaBnahmen der Instandhaltung (bauliche Unterhaltung), der
Instandsetzung und der Erneuerung zusammengefasst. Sie sind wie folgt definiert:

Instandhaltung (Bauliche Unterhaltung): Bauliche MaBnahmen zur Substanzerhaltung an Verkehrsfla-
chen, die mit geringem Aufwand sofort nach dem Auftreten eines 6rtlich begrenzten Schadens von
Hand oder maschinell ausgefiihrt werden.

Instandsetzung: Bauliche MaBnahmen zur Substanzerhaltung oder zur Verbesserung der Oberflachen-
eigenschaften an Verkehrsflachen, die auf zusammenhangenden Fléchen in der Regel in Fahrbahn-
streifenbreite in einer Dicke von vier Zentimetern ausgefiihrt werden.

Erneuerung: Vollstandige Wiederherstellung einer Verkehrsflachenbefestigung oder Teilen davon,
sofern mehr als die Deckschicht betroffen ist.
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Ansicht 94: Beispiel fiir eine StraBe der Zustandsklasse 5. Flieden. Aufnahme aus dem Jahr
2002.

Setzt man die Nutzungsdauer einer StraBe im Durchschnitt mit 30 Jahren an, dirften
rund 10 bis 12 Prozent eines Netzes bei linearer Abschreibung kurzfristigen Erhal-
tungsarbeiten zuordenbar sein. Dies entspricht dem Erhaltungsbedarf der Gemeinden
Niederaula und Egelsbach. Insofern ist ein mittlerer Betrag von 0,80 € je Jahr und
Quadratmeter als Ansatz fiir die Unter- und Erhaltung in Gemeinden dieser GréBen-
ordnung notwendig, wobei diese Gemeinden durch die lberfalligen Bereiche Nachhol-
bedarf haben.

Aussagen, wie hoch die Anteile von StraBen mit lberfalligem oder kurzfristigem Erhal-
tungsbedarf am StraBennetz sein kénnen, um Reparaturen problemlos ausfiihren und
finanzieren zu kodnnen, finden sich in der Fachliteratur nicht. Nach Auffassung der
Uberdrtlichen Priifung sollten StraBen saniert werden, bevor ihr Zustandsgrad vom
kurzfristigen in den Uberfilligen Erhaltungsbedarf umzustufen ist. Uberfallige Erhal-
tungsarbeiten dulden praktisch keinen Aufschub. Damit setzt sich eine Kommune —
auch finanziellen — Zwangen aus, die sie kaum steuern kann. StraBen mit kurzfristi-
gem Erhaltungsbedarf kann sie dagegen in dem Umfang zulassen, den sie innerhalb
einer bestimmten, kurzen Frist vollstandig abbauen kann. Kurzfristig ist in diesem
Zusammenhang ein Zeitraum bis zu vier Jahren.

Die Uberdrtliche Priifung untersuchte, welche Auswirkungen der durchschnittliche
Unterhaltungsaufwand auf den Zustand des StraBennetzes hatte.

Die durchschnittlichen Aufwendungen hatten eine Bandbreite von 0,20 € bis 1,64 €
pro Jahr und Quadratmeter. Als gangiger Erfahrungswert fiir den durchschnittlichen
Erhaltungsbedarf werden 1,12 € im Jahr und Quadratmeter angegebenf>0] Er wurde in
erster Linie anhand der Daten groBerer Stadte ermittelt. GroBstddtische StraBen sind
starker verkehrsbelastet, gerade mit Schwerverkehr. Die StraBenschaden sind hoher.
Dadurch verteuern sich zwangslaufig die Baukosten, so dass dieser Wert fiir die un-
tersuchten Gemeinden als zu hoch anzusehen ist.

Den Erfahrungswert (iberschritt Liederbach am Taunus. Neustadt (Hessen) erreichte
ihn. Die von den Kommunen je Quadratmeter gezahlten Betrdge wurden dem berfal-
ligen und kurzfristigen Erhaltungsbedarf gegentibergestellt (Ansicht 95).

150 Maerschalk, Gunther: Erhaltungsbedarf fir BundesfernstraBen, Landes- und KommunalstraBen, For-
schungsgesellschaft fiir StraBen- und Verkehrswesen, Koln, 1999
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Empfehlungen an den Gesetzgeber

Jahrliche Mittel flir den StraBenunterhalt

im Vergleich zu (berfalligem oder kurzfristig nétigem Erhaltungsbedarf
Stand: 2002

100 % 2,00 €/m2
90 % - 4 1,80 €/m2
80 % | L 1,60 €/m2
70 % | 1,40 €/m2
60 % | 1,20 €/m2
50 % -| L 1,00 €/m2
40 % L 0,80 €/m2
30 % - L 0,60 €/m2
20 % | L 0,40 €/m2
10 % L 0,20 €/m2

0% I 0,00 €/m2

Uberfalliger und kurzfristige
Erhaltungsbedarf
Jahrlich eingesetzte Mittel

Liederbach am Taunus
Neustadt (Hessen)
Niederaula

Egelsbach

Flieden

Heuchelheim
Reichelsheim
(Odenwald)
GroBalmerode
Heidenrod
Weilmiinster

Waldeck

Hiittenberg
ukirchen/Kniillgebirge
Miicke

B Uberfalliger und kurzfristiger Erhaltungsbedarf [%] @ Jahrlich eingesetzte Mittel [€/m2]
Quelle: Eigene Erhebungen

Ansicht 95: Jahrliche Mittel fiir den StraBenunterhalt im Vergleich zu (iberfalligem oder kurzfris-
tigem Erhaltungsbedarf

RAnsicht 95]lasst auf Anhieb keine einheitliche Tendenz erkennen. Vielmehr scheint ein
vergleichsweise hoher Mitteleinsatz noch keinen hohen Qualitatsstandard zu sichern.
So setzte Liederbach am Taunus die hochsten Finanzmittel ein, lag bei der Netzquali-
tat aber nur auf Rang 7. Neustadt (Hessen) mit dem zweithéchsten Finanzmittelein-
satz kam bei der Netzqualitat nur auf den vorletzten Rang 13.

Diese Ergebnisse sind zu relativieren. Zum einen spielen Randbedingungen, wie die
historische Entwicklung des StraBennetzes oder die Erhaltungsstrategie in den Ge-
meinden, eine entscheidende Rolle. Zum anderen sollten Liederbach am Taunus, Neu-
stadt (Hessen) sowie Flieden als Sonderfadlle betrachtet werden. Liederbach am Tau-
nus lieB im Schwerpunkt StraBenoberflaichen herrichten. Diese MaBnahmen waren
teuer. Zudem haben StraBenoberflachen im Vergleich zu anderen StraBenteilen eine
geringere Lebensdauer. In Neustadt (Hessen) entfiel der gréBere Anteil der Kosten auf
eine EinzelmaBnahme. Flieden nahm Erhaltungsarbeiten erst vor, wenn sie beitrags-
pflichtig wurden.

Bezieht man diese drei Gemeinden nicht in die Auswertung ein, zeigt sich ein gewisser
Zusammenhang zwischen Netzzustand und eingesetzten Erhaltungsmitteln. Je weni-
ger Mittel je Jahr und Quadratmeter verausgabt werden, desto schlechter wird der
Netzzustand. Das wird in Neukirchen/Kniillgebirge und Micke deutlich. Dem stehen
die Ergebnisse in Niederaula und Egelsbach gegeniiber. Mit den relativ hohen durch-
schnittlichen Erhaltungsaufwendungen stimmen dort die Netzanteile mit Uberfélligem
und kurzfristigem Erhaltungsbedarf (iberein. Sie betragen niedrige 11,1 und 12,4 Pro-
zent.

9.7 Empfehlungen an den Gesetzgeber

Die Prifung zeigte, dass der Rechtsrahmen fiir die Gemeinden ausreicht, um ihre
StraBen wirtschaftlich und sachgerecht zu unterhalten.

9.8 Netzdaten

Fiir eine Zustandsbewertung sollten Gemeinden Daten zur Struktur des StraBennetzes
vorhalten. Diese Daten waren auf ihre Plausibilitat zu priifen. Dabei zeigte sich, dass
sie bei 11 der 14 Gemeinden nicht verlasslich waren. Heidenrod hatte keine Daten zu
Netzlange und Flache. Bei neun Gemeinden wich die angegebene Lange des StraBen-
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netzes mehr als flinf Prozent von der Ldnge des mit der Gemeinde abgestimmten und
vom Priifungsbeauftragten digitalisierten Netzes ab.

Die Uberdrtliche Priifung stellte daher bei ihren Berechnungen und Aussagen fiir alle
Gemeinden auf die digitalisierten Ldngen oder korrigierten durchschnittlichen Breiten
ab.

Vergleich der erhobenen und digitalisierten Netzlédngen

Gemeinde angegeben digitalisiert Abweichung
Hiittenberg 52,0 km 52,6 km 1%
Weilmiinster 51,7 km 52,5 km 2%
Reichelsheim 48,8 km 49,9 km 2%
Niederaula 41,0 km 42,6 km 4 %
Heuchelheim 35,0 km 33,7 km -4 %
Miicke 54,9 km 59,3 km 8 %
GroBalmerode 38,9 km 42,8 km 10 %
Waldeck 65,1 km 57,3 km -12 %
Neustadt 60,0 km 52,5 km -13 %
Flieden 78,3 km 64,9 km -17 %
Liederbach 25,9 km 20,2 km -22 %
Egelsbach 48,0 km 37,2 km -23 %
Neukirchen 33,0 km 50,0 km 52 %
Heidenrod = 51,7 km =

Stand: 2002; Quelle: Eigene Erhebungen. Reihenfolge in Hohe der Abweichung

Ansicht 96: Vergleich der erhobenen und digitalisierten Netzdaten

9.9 Zustandsbewertung der StraBen

Die Uberértliche Priifung bewertete den Zustand aller StraBen in der Baulast der Ge-
meinde. Die erkennbaren StraBenschdaden erfasste sie nach definierten Zustands-
merkmalen. Danach vergab sie Zustandsnoten zwischen 1 (sehr gut) und 5 (sehr
schlecht). Die Noten berechnete sie mit Hilfe geeigneter Bewertungsfunktionen und
bezeichnete sie als Zustandswerte.

Der Bewertungsvorgang richtete sich nach Empfehlungen fiir das Erhaltungsmanage-
ment von InnerortstraBen. Die Werte lassen sich in finf Qualitatsstufen (Zustands-
klassen) einteilen:

e Zustandsklasse 1: Der Zustand entspricht einer neuwertigen Strafe.
e Zustandsklasse 2: Der Zustand ist gut; es besteht kein Handlungsbedarf.

e Zustandsklasse 3: Der Zustand ist brauchbar; mittelfristig ist mit Handlungsbe-
darf zu rechnen (5 bis 10 Jahre).

e Zustandsklasse 4: Der Zustand ist noch brauchbar; es ist kurzfristig mit Hand-
lungsbedarf zu rechnen (1 bis 4 Jahre).

151 Grundlage fiir Zustandserfassung und -bewertung waren ,Empfehlungen fiir das Erhaltungsmanage-
ment von InnerortsstraBen (EEM-I), Entwurf 2001" der Forschungsgesellschaft fiir StraBen- und Ver-
kehrswesen.
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Zustandskarte

e Zustandsklasse 5: Der Zustand ist bedenklich; Erhaltungsarbeiten sollten einge-
leitet werden.

Die Zustandswerte kon-
nen zu einem

e Teilwert ,Gebrauch",

e einem Teilwert ,Sub-
stanz" und einem

e Gesamtwert

zusammengefasst ~ wer-
den.

Der Teilwert ,Gebrauch"
beschreibt die den Nut-
zer interessierenden
Eigenschaften, wie zum
Beispiel die Ebenflachig-
keit einer Verkehrsflache.
Im Gegensatz dazu beschreibt der Teilwert ,Substanz" die fiir den Baulasttrager in
erster Linie wissenswerten Eigenschaften, wie Oberfldchenschaden. Der Gesamtwert
stellt die unglinstigste Kombination aus Gebrauchs- und Substanzwert und damit ein
Kriterium fiir den anstehenden Erhaltungsbedarf dar. Dieses Kriterium wurde deshalb
fir die folgenden Auswertungen beriicksichtigt. Die anderen BewertungsgréfRen waren
fur die fachliche Umsetzung der Erhaltungsplanung relevant.

Ansicht 97: Beispiel fiir eine StraBe der Zustandsklasse 3. Hei-
denrod. Aufnahme aus dem Jahr 2002.

Eigene Zustandsbewer-
tungen und Prioritatenlis-
ten hatten bis zum Pri-
fungszeitpunkt  Waldeck
und Heuchelheim. Priori-
tatenlisten hatten im-
merhin Egelsbach, Lie-
derbach am Taunus und
Neustadt (Hessen) auf-
gestellt. Die Ergebnisse
lieBen sich in keinem Fall
mit den Anforderungen
des Technischen Regel-
werks vergleichen.

Ansicht 98: Beispiel fiir eine StraBe der Zustandsklasse 4. Neu-
kirchen (Knllgebirge). Aufnahme aus dem Jahr 2002.

9.10 Zustandskarte

Die Ergebnisse der Zustandserfassung und —bewertung der Gemeindestraen wurden
in Zustandskarten dargestellt. Die Zustandsklassen wurden farblich markiert:

e Zustandsklasse 1  rot

e Zustandsklasse 2 gelb

e Zustandsklasse 3  hellgriin

e Zustandsklasse 4 dunkelgriin

e Zustandsklasse 5 blau
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Ansicht 99: Beispiel einer Zustandskarte. Waldeck. Stand 2002.

Die Ergebnisse der Zustandserfassung und -bewertung sind in JAnsicht 100
zusammengestellt.

Ergebnisse der Zustandserfassung und —bewertung

Gemeinde Zustands- Zustands- Zustands- Zustands- Zustands-

klasse 1 klasse 2 klasse 3 klasse 4 klasse 5
Niederaula 17,6% 37,9% 33,4% 10,4% 0,7%
Egelsbach 8,8% 39,3% 39,6% 10,5% 1,9%
Hiittenberg 16,1% 36,1% 34,4% 12,9% 0,5%
Weilminster 8,8% 30,9% 45,3% 14,8% 0,2%
Waldeck 11,8% 27,6% 43,1% 15,8% 1,8%
Reichelsheim 12,8% 36,5% 33,1% 16,7% 0,9%
Liederbach 9,5% 31,2% 38,6% 19,9% 0,8%
Heuchelheim 15,2% 19,6% 42,5% 22,3% 0,5%
GroBalmerode 16,4% 28,5% 31,5% 21,4% 2,2%
Heidenrod 15,8% 27,1% 32,9% 21,1% 3,1%
Miicke 10,8% 24,4% 36,9% 24,6% 3,3%
Flieden 11,6% 28,6% 29,7% 27,2% 2,9%
Neustadt 6,0% 25,8% 36,0% 30,1% 2,1%
Neukirchen 3,2% 23,3% 40,6% 30,7% 2,2%

Quelle: Eigene Erhebungen. Stand 2002. Reihenfolge nach der Addition der Zustandsklassen 4 und 5

Ansicht 100: Ergebnisse der Zustandserfassung und —bewertung

Bei allen Gemeinden bestand (berfalliger Erhaltungsbedarf, der sich aus der Zu-
standsklasse 5 ergab.
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Kurzfristiger und Uberfélliger Erhaltungsbedarf

100% T

90% -

80% A

70% -

0% +— — — I [ (I—
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Netzanteil

40% -

30% -

0% +— — — I [ (I—

0% +— —— —— — —F — — — — —1 —1 —

0%

Niederaula
Egelsbach
Hiittenberg
Weilminster
Waldeck
Reichelsheim
Liederbach
Heuchelheim
GroBalmerode
Heidenrod
Miicke
Flieden
Neustadt
Neukirchen

Quelle: Eigene Erhebungen. Stand 2002.

@ derzeit kein Erhaltungsbedarf B kurzfristiger Erhaltungsbedarf O tUberfélliger Erhaltungsbedarf

Ansicht 101: Kurzfristiger und (berfalliger Erhaltungsbedarf

Uberfalliger und kurzfristiger Erhaltungsbedarf
(Stand: 2002)

Gemeinde Uberfillig Uberfallig Kurzfristig kurzfristig Summe
Liederbach 0,2 km 102.131 € 4,0 km 2.540.513 € 2.642.644 €
Egelsbach 0,7 km 420.687 € 3,9 km 2.324.851 € 2.745.538 €
Niederaula 0,3 km 174.048 € 4,4 km 2.585.856 € 2.759.904 €
Reichelsheim 0,4 km 178.560 € 8,3 km 3.313.280 € 3.491.840 €
Huttenberg 0,3 km 159.960 € 6,7 km 4.126.968 € 4.286.928 €
Heuchelheim 0,2 km 102.068 € 7,2 km 4.552.232 € 4.654.300 €
GroB3almerode 0,9 km 456.121 € 8,9 km 4.436.819 € 4.892.940 €
Weilmiinster 0,1 km 65.956 € 7,6 km 4.880.779 € 4.946.736 €
Waldeck 1,0 km 514.800 € 8,7 km 4.518.800 € 5.033.600 €
Neustadt 1,0 km 471.517 € 14,9 km 6.758.413 € 7.229.930 €
Heidenrod 1,5 km 956.089 € 10,3 km 6.507.577 € 7.463.667 €
Neukirchen 1,0 km 555.264 € 14,5 km 7.748.458 € 8.303.723 €
Mucke 1,9 km 1.227.441 € 13,9 km 9.150.019 € 10.377.460 €
Flieden 1,8 km 1.064.880 € 16,6 km 9.987.840 € 11.052.720 €
Summen 11,0 km 6.449.522 € 129,9 km 73.432.405 € 79.881.927 €

Quelle: eigene Erhebungen
Ansicht 102: Uberfilliger und kurzfristiger Erhaltungsbedarf
Trotz des ansprechenden Zustands der StraBennetze hatten durchweg alle Gemeinden

hohe Summen in ihre StraBen zu investieren. Die Gemeinden konnen den Investiti-
onsstau mit vorhandenen Mitteln nicht abbauen.
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9.11 StraBenkataster

Ohne genaue Kenntnisse des Bestands des kommunalen StraBennetzes ist eine realis-
tische Erhaltungsplanung undenkbar. Aus diesem Grund sollte eine moderne Gemein-
de ein StraBenkataster anlegen. Es vermittelt einen Blick auf Lange und Flache des
StraBennetzes sowie auf die Hohe des Anlagevermdgens. Zudem enthalt es Aussagen
Uber die Altersverteilung des StraBennetzes. Damit bildet das StraBenkataster die
unverzichtbare Datengrundlage fir die Aufstellung eines nach Nutzen-Kosten-
Kriterien optimierten Erhaltungsprogramms.

Ein StraBenkataster fehlte in 11 der 14 Gemeinden. Liederbach, Neukirchen (Kniillge-
birge) und Weilmiinster hatte einige Ansatze zur Dokumentation des StraBennetzes.

Die technischen Voraussetzungen zum Aufbau eines EDV-gestiitzten StraBenkatasters
waren in allen Gemeinden vorhanden gewesen. Alle Gemeinden besalen wegen der
Dokumentation und Uberwachung ihrer Abwasserkanéle ein solches System. Der Be-
stand des StraBennetzes kdnnte unproblematisch integriert werden. Das StraBenka-
taster ware mit Uberschaubarem Aufwand aufzubauen.

9.12 Planung des StraBenunterhalts

ErhaltungsmaBnahmen brauchen keine Entwurfsplanung, da der vorhandene StraBen-
bestand lediglich erneuert, aber nicht geandert wird. Um- oder AusbaumaBnahmen,
so die Umgestaltung eines Dorfplatzes, setzen dagegen eine umfassende Entwurfs-
planung voraus, da sich der Bestand andert.

Entwurfsplanungen waren in 131 Fallen notwendig. Alle gepriiften MaBnahmen waren
angemessen. In 22 der 131 Falle waren die Planungen aus technischer Sicht zu bean-
standen. Dies betraf 6 von 14 Gemeinden (Flieden, GroBalmerode, Miicke, Neukir-
chen/Kniillgebirge, Neustadt (Hessen), Weilmiinster). Dabei fiel auf, dass es sich (-
berwiegend um Mangel in der Ausfiihrungsplanung von Pflasterflachen handelte. Aus
diesem Grund wurden die Gemeinden im Verlauf der Priifung ausfiihrlich auf die fest-
gestellten Mangel sowie den Bezug zum aktuell geltenden Regelwerk hingewiesen. Die
festgestellten Defizite in der Entwicklung des technischen Regelwerks von Pflaster-
bauweisen veranlassten die Uberértliche Priifung, den Verantwortlichen vor Ort zu
raten, Fortbildungsveranstaltungen zu besuchen.

Beispiele fiir eine unzureichende Planung zeigen |Ansicht 103| und [Ansicht 104} Dort
wurde versdaumt, geeignete Anforderungen an die Ausfiihrung der darunter befindli-
chen Schichten (Miicke) oder an die Entwasserung (Neustadt) festzuschreiben.

KT

Ansicht 103‘: Ausbi ung von nebenhelten (Absa'ckungen)b und Ausbildung eiher”(')ffenen‘Fuge
an der Bordsteinkante. Gemeinde Miicke. Aufnahme aus dem Jahr 2002.

152 Beziiglich der konkreten Gestaltung wird auf die Vorgaben der Forschungsgesellschaft fiir StraBen- und
Verkehrswesen (FGSV), insbesondere die ,Empfehlungen fiir das Erhaltungsmanagement fiir Innerorts-
straBen (EEM-I), Entwurf 2002" hingewiesen.
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Ansicht 104: Pflasterschaden in der RingsstraBe in Neustadt (Hessen). Zur Entwéssérungsrinne
hin abgekipptes Pflaster. Aufnahme aus dem Jahr 2002.

9.13 Bauvorbereitung

Die Bauvorbereitung umfasst das Aufstellen der Vergabeunterlagen sowie die Aus-
schreibung und die Vergabe.

Ansicht 105: Beispiel fiir eine StraBe der Zustandsklasse 2. Neukirchen (Kniillgebirge). Aufnah-
me aus dem Jahr 2002.

Aus technischer Sicht zeigten sich in den Vergabeunterlagen, unabhangig von der Art
der Vergabe, in 161 von 238 Fallen Madngel gegeniiber den Forderungen der Techni-
schen Regelwerke. Davon waren alle Gemeinden betroffen. Ursache waren der Riick-
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griff auf veraltete Technische Regelwerke sowie das Fehlen von neuen Technischen
Regelwerken (soweit keine Vorlaufer existieren). Dies betraf gleichermaBen die Bau-
amter der Gemeinden und die betreuenden Ingenieurbiiros.

Deswegen wurden nicht alle Spielrdume des Technischen Regelwerks genutzt. Da-
durch wurden Leistungen zu teuer eingekauft. Fiir das gleiche Geld hatte man mehr
Qualitdt bekommen koénnen.

9.14 Aufgrabungen

Jede Aufgrabung der Verkehrsflache stort dauerhaft Lagerungsdichte, Schichtenfolge
und Schichtenverbund der Verkehrsflachenbefestigung. Alle drei Faktoren haben einen
erheblichen Einfluss auf die Lebensdauer einer StraBenbefestigung.

Die Gemeinden kdnnen Aufgrabungen kaum vermeiden. Sie entstehen durch Hausan-
schliisse, Arbeiten an Ver- und Entsorgungsleitungen und vor allem durch Telekom-
munikationstréger. Insofern kommt der Uberwachung von Aufgrabungen eine ent-
scheidende Bedeutung bei der StraBenerhaltung zu, da jede unsachgemaBe Aufgra-
bung zu erhéhtem Unterhaltungsaufwand fiihrt.

Bei der Priifung war festzustellen, dass sieben Gemeinden[>3] Aufbriiche systematisch,
vier Gemeinden[>¥ unsystematisch und weitere drei Gemeindenf®3] tiberhaupt nicht
Uberwachten. Die betroffenen Gemeinden wurden auf die Notwendigkeit einer Auf-
bruchstiberwachung und die entsprechenden Vorgehensweisen hingewiesen.

153 Flieden, GroBalmerode, Hiittenberg, Liederbach am Taunus, Reichelsheim (Odenwald), Waldeck und
Weilminster

154 Heidenrod, Heuchelheim, Neukirchen (Kniillgebirge), Neustadt (Hessen)

155 Egelshach, Miicke, Niederaula
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9.15 Baudurchfiihrung, Abnahme und Gewahrleistung

Die Baudurchfiihrung (Bauleitung und Bauliberwa-
chung) nahmen die Gemeinden aktiv wahr:

e Sechs Gemeinder{’®] wickelten die Baudurch-
fihrung ohne Beanstandung ab.

e In sieben Gemeinde hatte die Dokumenta-
tion punktuell Mangel.

e In Neukirchen/Kniillgebirge waren alle vollzo-
genen Arbeiten zu beanstanden. Dort lagen
keinerlei schriftliche Aufzeichnungen vor.

Rechtzeitig vor dem Ablauf der Gewéhrleistungs-
frist ist eine weitere Abnahme nétig, um eventuelle
Gewahrleistungsmangel geltend zu machen. Die
Gewahrleistung iberwachten vier Gemeinder[>g]
systematisch, eine Gemeinde}%® unsystematisch
und neun Gemeinde nicht. Dies ist risikoreich.
Berechtigte Anspriiche kdnnen nicht erkannt, ge-
Ansicht 106: Schadensbildung bei Schweige denn geltend gemacht werden. Eine
der Patch-Methode. Stadt Waldeck. Gewahrleistung sollte systematisch {berwacht
Aufnahme aus dem Jahr 2002. werden.

GroBalmerode und Waldeck setzten zur Sanierung
der StraBen die Patch-Methode ein. Danach werden Schadstellen punktuell mit Mine-
ralstoffen und Bitumen (Asphaltmastix) ausgegossen. Zwar kdnnen dadurch verkehrs-
gefdhrdende Schaden schnell behoben und so das Eindringen von schadlichem Ober-
flachenwasser verhindert werden. Im Falle belasteter StraBen traten innerhalb weni-
ger Jahre jedoch erneut Schaden auf. Daher sollte grundsatzlich hinterfragt werden, in
welchem Fall das Patchverfahren eine Langfristperspektive fiir die StraBenerhaltung
darstellt.

9.16 Uberwachung des baulichen Zustands
§ 9 Satz 1 Hessisches StraBengesetz klart die StraBenbaulast:

»Die StraBenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Unterhaltung der StraBen
zusammenhdngenden Aufgaben. Die Trager der StraBenbaulast haben nach ihrer
Leistungsfahigkeit die StraBen in einem dem regelmdBigen Verkehrsbedurfnis
entsprechenden Zustand zu bauen, auszubauen und zu unterhalten. Soweit sie
dazu wegen ihrer zu geringen Leistungsfahigkeit auBerstande sind, haben sie auf
den nicht verkehrssicheren Zustand vorbehaltlich anderweitiger Anordnungen der
StraBenverkehrsbehdrden durch Warnzeichen hinzuweisen."

Daraus ergibt sich die Verpflichtung, die StraBen in einem verkehrssicheren Zustand
zu halten. Anderenfalls riskieren die Gemeinden, bei Schadensfallen kiinftig in Regress
genommen zu werden.

156 GroBalmerode, Hiittenberg, Liederbach am Taunus, Neustadt (Hessen), Reichelsheim (Odenwald),
Waldeck

157 Egelsbach, Flieden, Heidenrod, Heuchelheim, Miicke, Niederaula, Weilmiinster
158 GroBalmerode, Heidenrod, Liederbach am Taunus, Weilmiinster
159 Niederaula

160 Egelsbach, Flieden, Heuchelheim, Neustadt (Hessen), Reichelsheim (Odenwald), Waldeck, Hittenberg,
Miicke, Neukirchen (Kndllgebirge)
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Um verkehrsgefahrdende Schéden rechtzeitig erkennen und beheben zu kénnen, sind
die StraBen regelmaBig zu begehen. Dies tat keine der Gemeinden systematisch und
regelmaBig. Thnen wird empfohlen, systematische Begehungen einzufithren und sie
sowie ihre Ergebnisse aus Nachweisgriinden zu dokumentieren.

9.17 Vergabe von Unterhaltungsarbeiten

Es waren 14 von 130 Vergabeverfahren zu beanstanden, soweit es sich um Instand-
setzung und Erneuerung handelte. Davon waren die Gemeinden Heidenrod, Heuchel-
heim, Micke, Neukirchen/Kniillgebirge, Niederaula, Reichelsheim/Odenwald und
Weilminster betroffen. Die Beanstandungen bezogen sich auf formale Mangel. So
wurde vergessen, die Originalangebote zu stanzen. Diese Mangel waren teilweise vor
Ort erkannt worden und wurden bei darauf folgenden Vergaben behoben.

Die Gemeinden hatten bestehende Jahresvertrage zudem teilweise entweder ohne
weitere Preisanfragen Uber den urspriinglich vereinbarten Zeitraum verlédngert oder
weitere Arbeiten in gréBerem Umfang freihdndig vergeben. Den betroffenen Gemein-
den wurde empfohlen, mit dem Auf- und Abgebotsverfahren, Preise fiir regelmaBig
wiederkehrende Unterhaltungsarbeiten zu verhandeln (Teil A Abschnitt 1, § 6 Nr. 2
VOB) und damit einen groBeren Unternehmenskreis einzubeziehen. Damit kdnnen die
Besonderheiten angemessen in einem unkritischen Vergabeverfahren beriicksichtigt
werden.

9.18 Vergabe von Jahresvertragen und bauliche Unterhaltung

Bei (kleinflachiger) baulicher Unterhaltung waren in 114 von 203 Fallen formale Aus-
schreibung und Vergabe zu beanstanden. Darunter fiel die Vergabe von Jahresvertra-
gen. Die Gemeinden GroBalmerode, Niederaula, Waldeck und Weilmiinster waren
nicht betroffen.

Die besonderen Anforderungen an solche Leistungen liegen in der Regel sowohl in
kleinen Leistungsmengen als auch in einer schnellen Verfiigbarkeit der ausfiihrenden
Unternehmen. Insofern kann vom Regelfall der o&ffentlichen Ausschreibung nach
VOB/A abgewichen werden, in dem bei Jahresvertrdgen beschrankt ausgeschrieben
wird oder eilbediirftige kleinflachige MaBnahmen der baulichen Unterhaltung freihan-
dig vergeben werden.

9.19 Finanzielle Angemessenheit des StraBenunterhalts

Fir eine Bewertung des StraBenunterhalts in jeder Gemeinde wurden die technischen
Notwendigkeiten und ihre Finanzlage betrachtet.

Es waren sowohl finanzstarkere als auch eher finanzschwache Gemeinden in der Pri-
fung vertreten. Aus der finanziellen Gesamtsituation des Haushalts war der Umfang
des StraBenunterhalts in keinem Fall zu hoch.

Ein wichtiger Indikator zur Beurteilung der Haushaltsstabilitédt war die Freie Spitze. Die
Freie Spitze bestimmt die Hohe der Zufiihrung zum Vermdgenshaushalt, mit der In-
vestitionen aus Eigenmitteln finanziert werden. Entsprechend den Erkenntnissen aus
friiheren Untersuchungen sollte ein Absinken der Freien Spitze auf acht Prozent der
allgemeinen Deckungsmittel als erste Warngrenze angesetzt werdenf®l] Die zweite
Warngrenze ist bei einem Verlust der Freien Spitze erreicht; in diesem Fall ist der Sub-
stanzverzehr betrachtlich.

161 Sjehe auch 30. Vergleichende Priifung ,Konsolidierung II" bei fUnf hessischen Sonderstatusstadten,
veroffentlicht im Sechsten (auBerordentlichen) Zusammenfassenden Bericht, Landtagsdrucksache
14/4150.
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Fiinf Gemeinden®2]hatten aufgrund hoher Einnahmen oder sparsamen Wirtschaftens
eine erhebliche Freie Spitze und zum Teil betrachtliche Riicklagen. Vier Gemeindenf&3]
befanden sich im Mittelfeld. Sie hatten die erste Warngrenze von acht Prozent Anteil
der freien Spitze an den allgemeinen Deckungsmitteln mindestens einmal unterschrit-
ten, jedoch im Betrachtungszeitraum nie eine negative Freie Spitze aufgewiesen. Bei
funf Gemeindenf®¥] war im Betrachtungszeitraum die Freie Spitze mindestens einmal
negativ; sie waren als eher finanzschwach einzuordnen (siehe Rnsicht 107}.

50%
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Quelle: Beurteilungsbégen Uber die finanzielle Leistungsfahigkeit der Gemeinden
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Ansicht 107: Anteil der Freien Spitze an den allgemeinen Deckungsmitteln im Betrachtungszeit-
raum 1995 - 1999

Bei den finf finanzstarken Gemeinden lag der Anteil der Investitionen in den StraBen-
unterhalt im Schnitt bei 5,5 Prozent des Haushaltsvolumens. Die vier Gemeinden im
Mittelfeld investierten im Schnitt 2,1 Prozent ihres Haushaltsvolumens in den StraBen-
unterhalt. Bei den fiinf finanzschwachen Gemeinden waren es im Durchschnitt noch
1,6 Prozent des Haushaltsvolumens.

9.20 Finanzierung des StraBenunterhalts aus dem Haushalt

Ausgangspunkt der Betrachtung war die Hohe der absoluten Ausgaben fiir den Stra-
Benunterhalt. Neben der in Kapitel B.5 bereits genannten relativen Ausgabenhohe je
Quadratmeter wurden die Ausgaben in Relation zum Haushaltsvolumen (Summe von
Verwaltungs- und Vermogenshaushalt) und zur Investitionstdtigkeit im Priifungszeit-
raum gesetzt. Sie waren weitere Indizien fir den Umfang der Substanzerhaltung des
StraBennetzes und seine Zukunftsfahigkeit, die die finanzielle Leistungsfahigkeit der
Gemeinde angemessen beriicksichtigen.

Ein zusatzliches Kriterium fiir die Bedeutung, die dem StraBenunterhalt beigemessen
wurde, war der Anteil der Ausgaben fiir den StraBenunterhalt am Haushalt und an den

Investitionen. Eine Ubersicht zeigt Bnsicht 108

162 Flieden, Hiittenberg, Neustadt (Hessen), Niederaula, Weilmiinster
163 GroBalmerode, Liederbach am Taunus, Neukirchen (Knllgebirge), Reichelsheim (Odenwald)

164 Egelshach, Heidenrod, Heuchelheim, Miicke, Waldeck
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Quelle: Ergebnisse der Jahresrechnungen der Gemeinden, Betrachtungszeitraum 1995 - 2000
Ansicht 108: Anteile der Ausgaben fiir den StraBenunterhalt

Die Ausgaben fiir den StraBenunterhalt machten im Betrachtungszeitraum von 1995
bis 2000 mit durchschnittlich drei Prozent einen relativ geringen Anteil des Gesamt-
haushalts aus. In den Gemeinden schwankten die Anteilswerte zwischen 0,65 Prozent

(Micke) und 7 Prozent (Niederaula, siehe Ansicht 109).
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StraBenunterhalt als Anteil des Haushaltsvolumens
im Mittelwert der Jahre 1995 bis 2000
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Neukirchen
Miicke

Quelle: Ergebnisse der Jahresrechnungen

Ansicht 109: StraBenunterhalt als Anteil des Haushaltsvolumens im Mittelwert der Jahre 1995
bis 2000

Vier Gemeinden verbuchten die Aufwendungen fiir reine Unterhaltungsarbeiten im
Vermdgenshaushalt. Sie verstieBen damit gegen die Vorschriften lber die Gliederung
und die Gruppierung der Haushaltspldane der Gemeinden und der Gemeindeverban-
def%] So wiesen zwei Gemeinden (ein Fall in Liederbach, zwolf Falle in Neukirchen)

165 giehe Erlass des HMdI vom 13. Juli 1973 (StAnz. S. 1347, 1550) und Verordnung zur Anderung der
GemHVO und der GemKVO vom 19. Juli 2002, GVBI 20/Teil 1 vom 7. August 2002, S. 426 ff. Siehe auch
§ 103 HGO i.V. mit § 93 (3) HGO.
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StraBenbeitrage

Instandsetzungen im Vermdgenshaushalt aus. Hiittenberg und Reichelsheim hatten
eine Sammelposition fiir gréBere Unterhaltungsarbeiten im Haushalt. Ansicht 110|zeigt
die Betrage dieser Positionen.

Finanzierung von reinen Unterhaltsarbeiten aus dem Vermdgenshaushalt

Gesamtvolumen im

Gemeinde Beanstandungen Priifungszeitraum
Hiittenberg 5 Falle 500.000 €
Liederbach 1 Fall 10.995 €
Neukirchen 12 Falle 57.702 €
Reichelsheim 3 Falle 141.127 €

Quelle: Jahresrechnungen der Gemeinden, Betrachtungszeitraum 1996 bis 2001

Ansicht 110: Finanzierung reiner Unterhaltsarbeiten aus dem Vermogenshaushalt

9.21 StraBenbeitrage

Fiir die Unterhaltung des StraBennetzes stehen den Gemeinden neben eigenen Mitteln
auch Beitrdge und - unter bestimmten Bedingungen - Fordermittel zur Verfligung.
Diese Mittel sollten sie wirtschaftlich einsetzen. Sie sind gehalten, ihre Ausgaben so-
weit moglich aus Entgelten zu decken (§ 93 Absatz 2 HGO). Da Entgelte vorrangig vor
den anderen Haushaltsquellen zu erheben sind, sind StraBenbeitragssatzungen wich-
tig. Die hessischen Gemeinden sind zwar nicht gesetzlich verpflichtet, StraBenbei-
tragssatzungen zu erlassen. Ohne sie kdnnen sie aber die Anlieger nicht zu Straen-
beitragen heranziehen. Die Erhebung von Beitrédgen setzt die regelmaBige Instandhal-
tung des StraBennetzes voraus.

Eine Teilfinanzierung des kommunalen StraBenbaus aus Beitragen ist Kennzeichen
einer wirtschaftlichen Haushaltsfiihrung. Die Satzungen sollten aktuell sein, um das
Beitragspotenzial voll auszuschopfen.

Die Satzungen waren auf fiir die Gemeinden giinstige oder unglinstige Regelungen zu
begutachten, um sicherzustellen, dass die gesetzlichen Chancen der Beitragserhebung
genutzt werden.

AuBer Liederbach, Niederaula und Weilminster hatten alle Gemeinden eine StraBen-
beitragssatzung. Bei Zugrundelegung der Ist-Kosten des beitragsfahigen StraBenbaus
und der Mindestsatze des § 11 Absatz 3 KAG errechnen sich Mindereinnahmen in H6-
he von rund 335.000 €.

StraBenbeitragssatzungen waren in zehn Gemeindenf®¢]seit mehr als fiinf Jahren nicht
aktualisiert und wichen von der geltenden Rechtslage ab. Sechs Gemeindenf®7] be-
schlossen eine neue Satzung im Laufe des Jahres 2002.

Hittenberg setzte die Finanzierung aus StraBenbeitragen mit 46 Prozent des Ausga-
bevolumens im Priifungszeitraum am konsequentesten um. Hohe Anteile tber 25 Pro-
zent wurden ebenfalls in Heidenrod (35 Prozent), Flieden (29 Prozent), Egelsbach (27
Prozent), Miicke und Neustadt (Hessen) (je 26 Prozent) erreicht.

166 Flieden, GroBalmerode, Heidenrod, Heuchelheim, Hiittenberg, Liederbach am Taunus, Miicke, Neukir-
chen/Knlillgebirge, Neustadt (Hessen), Niederaula, Reichelsheim (Odenwald), Waldeck und Weilmiinster

167 Egelsbach, Flieden, GroBalmerode, Heidenrod, Miicke, Neukirchen (Kniillgebirge)
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Zweiundachtzigste Vergleichende Priifung ,StraBenunterhalt®

Finanzierung des StraBenunterhalts aus StraBenbeitragen im

20% Priifungszeitraum von 1996 bis 2001
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Quelle: Beitragsermittlungen und StraBenbeitragsbescheide der Gemeinde

Ansicht 111: Finanzierung des StraBenunterhalts aus StraBenbeitragen im Priifungszeitraum von
1996 bis 2002

Alle Gemeinden, die StraBenbeitrage erhoben, gewahrten Vergiinstigungen bei mehr-
fach von GemeindestraBen erschlossenen Grundstiicken (Eckgrundstiicke). Dabei gab
es zwei Formen der Veranlagung:

Sechs Gemeinden (GroBalmerode, Heuchelheim, Hittenberg, Neukirchen, Reichels-
heim (Odenwald), Waldeck) bezogen die vollen Grundstiicksflachen in die Berech-
nungsgrundlagen und kirzten die Beitrage der Eckgrundstiicke, so dass die Gemeinde
die Verglinstigung aus Haushaltsmitteln trug. Rechnerisch entstanden dadurch Min-
dereinnahmen in Héhe von rund 38.000 €.

Egelsbach, Flieden, Heidenrod, Miicke, Neustadt (Hessen) verteilten die Vergilnsti-
gung fiir mehrfach erschlossene Grundstlicke auf die Ubrigen Anlieger. Dazu wurde
die Berechnungsgrundlage um die Verglinstigung fiir Eckgrundstiicke reduziert.

In drei Gemeinden (Egelsbach, GroBalmerode, Heidenrod) lagen die satzungsgemaBen
Finanzierungsanteile der Gemeinde lber den vom Kommunalen Abgabengesetz vorge-
schlagenen Mindestsatzen. Die Mindereinnahmen betrugen rund 394.000 €. Eine An-
gleichung der Satzung an das Kommunale Abgabengesetz kénnte noch Einnahmepo-
tenziale erschlieBen helfen.

Ingesamt beliefen sich die Mindereinnahmen auf rund 767.000 €.

9.22 Finanzierung des StraBenunterhalts aus Fordermitteln

Die Finanzierung des StraBenunterhalts durch Fordermittel verringert den Eigenanteil
der Gemeinden. In der Regel ist die Zuwendung aufgrund der Forderrichtlinien mit
einem Beitrag der Anlieger verbunden. Neben der absoluten und relativen Héhe der
Finanzierung aus Fordermitteln wurde festgestellt, wie die Gemeinde sicherstellt, dass
Fordermittel eingeworben wurden. Voraussetzung fiir die Finanzierung des StraBenun-
terhalts mit Hilfe von Férdermitteln sind aktuelle Kenntnisse der Gemeinde Uber die
angebotenen Fordermittel und ein geordneter Prozess zur Priifung der Forderfahigkeit
und der Antragsbedingungen.

Spitzenreiter bei der Einwerbung von Foérdergeldern war GroBalmerode mit einem
Fordermittelanteil von 58 Prozent an den Gesamtausgaben flir den StraBenunterhalt
(8 der 11 Falle). Flieden konzipierte den StraBenbau gezielt forderfahig (16 der 21
Falle). Die Handlungsleitlinie "kein groBerer StraBenbau ohne Forderung" fihrte in
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Zusammenfassung zur Finanzierung des StraBenunterhalts

Flieden dazu, dass notwendiger StraBenunterhalt (ber mehrere Jahre zuriickgestellt
wurde. Der Anteil der Férdermittel betrug dort 34 Prozent.

Vier weitere Gemeinden (Hulttenberg, Neukirchen, Neustadt (Hessen) und Miicke)
gelang es ebenfalls, mehr als 40 Prozent ihrer Ausgaben fir den StraBenunterhalt aus
Fordermitteln einzuwerben. In Heuchelheim, Flieden und Waldeck lag der Férdermit-
telanteil zwischen 31 Prozent und 34 Prozent. Egelsbach, Heidenrod, Niederaula, Mi-
cke, Neukirchen (Knillgebirge) und Niederaula hatten Anteile zwischen 10 Prozent
und 30 Prozent, die librigen Gemeinden weniger als 10 Prozent. Die Gemeinden Lie-
derbach und Reichelsheim (Odenwald) verzichteten im Priifungszeitraum ganz auf
Fordermittel.

60%
7 @ Finanzierung des StraBenbaus aus Fordermitteln

im Mitttelwert der Jahre 1996 - 2001
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Reichelsheim

Quelle: Verwendungsnachweise fiir Zuwendungen der Gemeinden

Ansicht 112: Finanzierung des StraBenunterhalts aus Férdermitteln im Mittelwert der Jahre 1996
- 2001

9.23 Zusammenfassung zur Finanzierung des StraBenunterhalts

Obgleich die Gemeinden gehalten sind, soweit mdglich, Entgelte fiir ihre Leistungen
zu erheben (§ 93 Absatz 2 HGO), nutzten sie die drei Finanzierungsquellen Haus-
haltsmittel, Beitrdge und Fdrdermittel des Landes in hdchst unterschiedlichem Um-
fang.
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Zweiundachtzigste Vergleichende Priifung ,StraBenunterhalt"

Anteilige MaBnahmenfinanzierung

aus Haushaltsmitteln
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Quelle: Ergebnis der Jahresrechnungen. Stand: Mittelwert der Jahre 1996 bis 2001
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Waldeck
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Ansicht 113: Anteilige Finanzierung des StraBenunterhalts aus Haushaltsmitteln

Der Umfang der erhobenen StraBenbeitrdge schwankte zwischen 0 Prozent und 46
Prozent, der Anteil der Fordermittel zwischen 0 Prozent und 58 Prozent. Das beste
Gesamtergebnis schaffte Hiittenberg; es benétigte lediglich Eigenmittel im Umfang
von 10 Prozent. Die meisten beitragsfahigen (19) und geférderten MaBnahmen (16)

hatte Flieden.

Liederbach und Reichelsheim (Odenwald) finanzierten den StraBenunterhalt im Pri-

fungszeitraum ausschlieBlich aus dem Haushalt.

Reichelsheim (Odenwald) und Waldeck verzichteten beim StraBenbau im Priifungszeit-
raum auf Beitrage, obgleich eine StraBenbeitragssatzung vorhanden war, Liederbach
und Reichelsheim (Odenwald) bauten nichts Férderfahiges.

Mittelwert der
Gemeinden

Hittenberg

O Beitrage M Fordermittel O Haushaltsmittel

Ansicht 114: Finanzierung des StraBenunterhalts im
Mittelwert der Gemeinden der Jahre 1996 bis 2002 und
bestes Ergebnis in Hittenberg

Im Durchschnitt aller Gemeinden
wurde der StraBenunterhalt zu
17 Prozent aus Beitragen, zu 30
Prozent aus Foérdermitteln und zu
53 Prozent aus Haushaltsmitteln
finanziert. Die hohen Schwan-
kungsbreiten der Finanzierungs-
anteile und die genannten positi-
ven Beispiele zeigen, dass durch-
aus geringere Eigenanteile der
Gemeinde zu realisieren sind. Es
kommt dabei auf die gewahlte
Art des Ausbaus, den Zeitpunkt
des Baubeginns und die Beach-
tung von Forderkriterien an. Da-
mit werden die Haushalte der
Gemeinden tatsachlich entlastet.

gibt abschlieBend
einen Uberblick (iber die Finan-
zierungsanteile beim StraBen-
unterhalt im Priifungszeitraum.

Zwolfter Zusammenfassender Bericht

143



Verwaltungstechnisches Umfeld des StraBenunterhalts

7.000.000 €

Ubersicht iiber die Finanzierung des StraBenunterhalts
im Priifungszeitraum 1996 - 2001
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Quelle: Eigene Erhebungen

Ansicht 115: Ubersicht (iber die Finanzierung des StraBenunterhalts im Priifungszeitraum 1996 -
2001

9.24 Verwaltungstechnisches Umfeld des StraBenunterhalts

Bei der Begutachtung des verwaltungstechnischen Priiffeldes wurde davon ausgegan-
gen, dass eine systematische und ordnungsgemaBe Aktenfiihrung Voraussetzung
einer tauglichen Infrastrukturplanung und eines fehlerfreien StraBenunterhalts ist.

In acht der vierzehn Gemeinden gab es Beanstandungen zur Aktenfiihrung hinsichtlich
Systematik und Vollstéandigkeit. Sechs Gemeinden waren ohne Beanstandungen (E-
gelsbach, FIieden GroBalmerode, Liederbach, Waldeck und Weilminster). In zwei
Gemeinden waren die Beanstandungen so erheblich, dass die Akten eingeschrankt
priiffahig waren (Hittenberg, Neustadt (Hessen)).

Es konnte nachgewiesen werden, dass eine gute Aktenfiihrung die administrative
Bewadltigung des StraBenunterhalts unterstiitzt. So gab es bei vier der sechs Gemein-
den ohne Beanstandungen bei der Aktenfiihrung (Flieden, GroBalmerode, Liederbach,
Weilminster) insgesamt keine Mangel bei der Gewahrleistungstiberwachung und der
Uberwachung von Aufgrabungen im gemeindeeigenen StraBennetz.

Bei Gemeinden, die in mehr als zwei von vier Aufgabengebieten (Aufgrabungen, Ge-
wahrleistungstiberwachung, Verkehrssicherung und Vergabe) erhebliche Méngel in der
Bearbeitung aufwiesen, war durchweg die Aktenfiihrung allgemein beanstandet wor-
den (Heuchelheim, Hittenberg, Miicke, Neukirchen, Neustadt (Hessen), Niederaula,
Reichelsheim (Odenwald)).

168 1n Flieden konnten Akten aufgrund des Rathausumbaus zum Teil erst verspatet beigebracht werden.
Der Gesamteindruck war jedoch positiv.
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Zweiundachtzigste Vergleichende Priifung ,StraBenunterhalt®

Zusammenhang zwischen Beanstandungen bei der Aktenfiihrung und Beanstan-
dungen bei Vergabe, Gewahrleistungsiiberwachung, Aufgrabungen und Verkehrssi-
cherung in den Jahren 1996 bis 2001

Gemeinde Bean- Beanstan-  Beanstandun-  Beanstandun-  Beanstan-
standun-  dungen bei  gen bei der _gen beider  dungen bei
gen der Gewahrleis- Uberwachung der Ver-
Aktenfiih- Vergabe tungsiiberwa- von Aufgra- kehrssiche-
rung chung bungen rung
Egelsbach - x) X X) X
Flieden o+ X) = = X
GroB3almerode - - - - )
Heidenrod X X) (X) X) X)
Heuchelheim X X ) ) X
Hittenberg X X X - X
Liederbach = X = = X
Miicke X X X X X
Neukirchen X X X X X
(Hessen) x X X " "
Niederaula X X X) X X
| = . X 0 X
Waldeck - ) X - X
Weilmiinster = X) = = X)

- = keine Beanstandungen

(X) = durchschnittliches Ergebnis
X = Beanstandungen
* = siehe FuBnote

Quelle: Eigene Erhebungen

Ansicht 116: Zusammenhang zwischen Beanstandungen bei der Aktenfiihrung und bei Vergabe,
Gewabhrleistungstiberwachung, Aufgrabungen und Verkehrssicherung

9.25 Schlussbemerkung

Die Gemeinden sollten ihre StraBenbeitragssatzungen unter Beachtung der aktuellen
Rechtsprechung auf den neuesten Stand bringen. Dabei kdnnen die Anliegeranteile
sich an den Vorschldgen des § 11 KAG orientieren. Auf dieser Basis sollten StraBenbei-
trage bei Vorliegen der satzungsmaBigen Voraussetzungen konsequent erhoben wer-
den. Das setzt voraus, dass die Nutzungsdauer der StraBe angemessen war, sie min-
destens grundhaft erneuert wird und die laufende Unterhaltung liber die Nutzungs-
dauer nachgewiesen werden kann. Eine systematische und dokumentierte Unterhal-
tung der gemeindeeigenen StraBen stellt eine unabdingbare Voraussetzung fir kinfti-
ge Einnahmen aus Beitragen dar.

Insofern sollten von den Gemeinden kiinftig folgende Aufgaben verstarkt wahrge-
nommen werden:

Die Gemeinden sollten sich in Form eines StraBenkatasters einen Uberblick {iber ihr
StraBennetz verschaffen und dort die wesentlichen Daten zum Bestand ablegen und
pflegen. Dies ist eine Grundvoraussetzung fiir alle Aufgaben der Bauverwaltung.
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Schlussbemerkung

Ansicht 117: Beispiel fiir eine StraBe der Zustands-
klasse 1. Flieden. Aufnahme aus dem Jahr 2002.

Um die begrenzten Mittel fir die
StraBenunterhaltung optimal einzu-
setzen, sollten sich die Gemeinden
einer systematischen Erhaltungspla-
nung bedienen. Dies bedeutet, dass
aufgrund des objektiv festgestellten
StraBenzustandes MaBnahmen nach
Dringlichkeits- und Nutzenkriterien
durchgefiihrt werden.

Um der gesetzlich vorgegebenen
Verkehrssicherungspflicht zu geni-
gen, ist es notwendig, die StraBen
regelmaBig zu begehen, verkehrsge-
fahrdende Schaden zu erfassen und
deren Behebung zu dokumentieren.
Dies kann vergleichsweise einfach in

Tabellenform geschehen. Dazu sollten die Gemeinden entsprechende Dienstanwei-

sungen erlassen.

Da in den Vergabeunterlagen oftmals nicht mehr aktuelle Technische Regelwerke des
StraBenbaus aufgenommen waren, sollten die Gemeinden regelmaBig priifen, welche
Anderungen des technischen Regelwerks eingefiihrt wurden.

146
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10. Dreiundachtzigste Vergleichende Priifung ,Museen™

Dreiundachtzigste Vergleichende Priifung ,,Museen"
10.1 Geprifte kommunale Kérperschaften

u, Kassel, Wetzlar

Darmstadt, Frankfurt am Main, Fulda, Hana

— Stadte

Ansicht 118: ,Museen"

Zwolfter Zusammenfassender Bericht

148



Dreiundachtzigste Vergleichende Priifung ,,Museen"

10.2 Informationsstand und Priifungsbeauftragter
Januar 1998 bis Dezember 2001

Kienbaum Management Consultants GmbH in Diisseldorf

10.3 Leitsatze

Die Einnahmen der Museen beruhen in hohem MaBe auf Zuschiissen der
Stddte. Der Zuschuss je zahlendem Museumsbesucher reichte von 15 € bis
249 €.

Alle Museen erhoben Eintrittsgebiihren. Sie bewegten sich zwischen 1,53
und 5,11 € fiir den vollzahlenden Besucher. Die Eintrittsgelder trugen zwi-
schen 1,6 und 10,4 Prozent zum Verwaltungshaushalt bei. Es gab keinen
Zusammenhang zwischen den zahlenden Besuchern und der Héhe des Jah-
resrechnungsergebnisses, sofern es auf die Besucherzahl heruntergebro-
chen wird.

Wenn es nicht moglich ist, durch geeignete MaBnahmen — einerseits zur
Verbesserung der Einnahmen aus Eintrittserlosen und andererseits zur Ver-
ringerung der Kosten der Kasse — eine Kasse kostendeckend zu betreiben,
dann sollen die Stadte priifen, ob statt fester Eintrittspreise auf freiwillige
Zahlungen der Besucher umgestellt werden kann.

Zur Steuerung der Museen sollten die Stadte Deckungsbeitragsrechnungen
und Kennziffern (so Zuschuss je Besucher oder je Offnungsstunde, Fehlzei-
tenquote) einsetzen.

Inventarisierung ist eine klassische Aufgabe eines Museums. Diese Aufgabe
sollte kiinftig sorgfaltiger wahrgenommen werden.

Die Depots fiir Kunstwerke waren zumeist nicht ausreichend gesichert. Nur
das Frankfurter Museum fiir Moderne Kunst hatte eine Videoiiberwachung.
Kein Museum praktizierte das Vier-Augen-Prinzip. Die Depots werden bes-
ser gegen Unterschlagung, Diebstahl und Einbruch zu sichern sein.

Fordervereine erh6hten die Handlungsfreiheit der Museen.

Die Stidte werden die Schwachstellen ihrer Museen in den Bereichen
Marktsegmentierung und Controlling des Marketings auszuraumen haben.

10.4 Gepriftes Risiko

Das geprufte Risiko errechnet sich auf Basis der Jahresrechnungsergebnisse im Jahr
2001 der in die Priifung einbezogenen Museen und betrug 27.479.000 €.

In dieser Rechnung waren die Gebdudewerte und die jeweiligen Werte der Samm-
lungsobjekte nicht mit eingerechnet.

10.5 Sparpotenzial

Das gesamte Sparpotenzial aller Museen betrug 1.173.348 € im Jahr 2001. Das ent-
sprach 4 Prozent des gesamten Jahresrechnungsergebnisses. Dabei war ein erhdhter
Krankenstand in einem Jahr mit einer Ausnahmesituation nicht zu beriicksichtigen.

10.6 Rickstande

Rickstande gab es bei der Inventarisierung und dem Bauzustand der Depots.
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Etat der Museen
stieg jahrlich um
5 Prozent

Gesetzlicher Rahmen reicht aus

10.7 Gesetzlicher Rahmen reicht aus

Die hessische Rechtslage reicht nach den Ergebnissen der Vergleichenden Priifung fiir
das wirtschaftliche und sachgerechte Betreiben von Museen aus. Das Haushaltsrecht
bietet mit der Budgetierung und der Ubertragbarkeit von Mitteln auf das néchste
Haushaltsjahr genug Spielraum fiir eine effiziente und effektive Flihrung von Museen.

10.8 Wirtschaftliche Lage der Museen

Bis auf das Museum Kiinstlerkolonie Darmstadt, das die Rechtsform eines Eigenbe-
triebs besaB, wurden alle Museen als Regiebetrieb gefiihrt. Vorteile fiir die eine oder
andere Rechtsform waren nicht zu erkennen.

In keinem Fall hatte die Stadtverordnetenversammlung den Sammlungsauftrag des
Museums so sperzifiziert, dass er férmlich in einer Satzung bestimmt war. Nach Auffas-
sung der Uberértlichen Priifung sollte es zur Aufgabe der Stadtverordnetenversamm-
lung als oberstem Organ der Stadt (§ 9 HGO) gehdren, eine klare Entscheidung Uiber
den Sammlungsauftrag in einer Satzung zu treffen.

Der Unterhalt von Museen ist eine freiwillige Aufgabe der Stadte. Der (iberwiegende
Teil der Museen wurde von den Stadten mit steigenden Etats ausgestattet. Von den
zwoOIf Museen hatten im Jahr 2001 nur drei einen niedrigeren Etat als im Jahr 1998.
Bei allen anderen Museen stieg der Etat im Mittelwert um fiinf Prozent im Jahrf®9] In
Zeiten angespannter Haushalte ist dieses Engagement der Stadte bemerkenswert.

Im Jahr 2001 hatten die Etatdi7%]eine Bandbreite von 392.000 € (Museum Kiinstlerko-
lonie Darmstadt) bis 5.062.000 € (Museum fiir Angewandte Kunst der Stadt Frankfurt
am Main).

Wirtschaftliche Situation fiir das Jahr 2001

Museum Etat Steigerung des

Etats seit 1998
Kiinstlerkolonie Darmstadt 392.345 € -16 %
|I\)4egtsches Architekturmuseum (Frankfurt am 3.581.850 € 34 %

ain)

Deutsches Filmmuseum (Frankfurt am Main) 2.971.515 € -8 %
Historisches Museum (Frankfurt am Main) 3.933.512 € 13 %
mg;e)um fiir Angewandte Kunst (Frankfurt am 5.062.760 € 61 %
Museum fiir Moderne Kunst (Frankfurt am Main) 3.760.059 € 21 %
Museum der Weltkulturen (Frankfurt am Main) 2.885.914 € 23 %
f;lt:ﬂt)ische Galerie im Liebieghaus (Frankfurt am 1.746.739 € 19 %
Vonderau-Museum (Fulda) 1.227.558 € 15%
Museum Schloss Hanau Philippsruhe 723.351 € 3%
Naturkundemuseum (Kassel) 658.010 € -5%
Stadtische Sammlungen Wetzlar 535.263 € 19 %

Ansicht 119: Wirtschaftliche Situation fiir das Jahr 2001

169 Berechnung des arithmetischen Mittels (nachfolgend Mittelwert genannt) exklusive Museum fiir Ange-
wandte Kunst Stadt Frankfurt am Main. Dieses Museum hatte den Etatansatz fiir die Haushaltjahre G-
berschritten.

170 yerwaltungshaushalt des Museums nach dem Jahresrechnungsergebnis.
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10.9 Eintritt

Alle Museen erhoben Eintrittsgeld. Kein Museum nahm im Durchschnitt mehr als 5 €
fiir eine Eintrittskarte ein.

Vergleich der Museen: Eintrittspreise Erwachsene im Jahr 2001

Kiinstlerkolonie Darmstadt

Deutsches Architekturmuseum

Deutsches Filmmuseum

Historisches Museum

Museum der Weltkulturen

Museum fiir Angewandte Kunst

Museum fiir Moderne Kunst

Stadtische Galerie im Liebieghaus | |
Museum Hanau Schloss Philippsruhe 7:]
Naturkundemuseum 7:]

Stédtische Sammlungen Wetzlar 7:]

Vonderau-Museum : ]

0,00 € 1,00 € 2,00 € 3,00 € 4,00 € 5,00 € 6,00 €
Stand: 2001 Quelle: Eigene Erhebungen

Ansicht 120: Eintritt fir Erwachsene im Jahr 2001

Zusatzlich gewahrten die Museen Besuchern freien Eintritt, so an besonderen eintritts-
freien Tagen, fur Schulklassen und Journalisten. Auch gab es freien Eintritt fiir sonsti-
ge Aktivitdten wie Vortrage, Kurse, Seminare, Besuch der Bibliothek oder des Archivs.
Nur das Deutsche Filmmuseum erfasste nichtzahlende Besucher mit Null-Bons. Die
anderen elf Museen hatten keine valide und nachpriifbare Besucherstatistik.

Jede Stadt baute die Besucherstatistik unterschiedlich auf. Die Relation von nichtzah-
lenden Besuchern zu zahlenden Besuchern streute von 0,1 (Museum Kiinstlerkolonie
Darmstadt und Vonderau-Museum Fulda) — das heiBt auf zehn zahlende Besucher
kam ein nichtzahlender Besucher — bis 2,5 (Museum der Weltkulturen der Stadt Frank-
furt) - das heiBt auf einen zahlenden Besucher kamen 2,5 Besucher mit freiem Eintritt.
Bei diesem Museum wurden die Besucher, die eine Flihrung gebucht hatten, als Besu-
cher mit freiem Eintritt gezahit.

Finf Museen nahmen weniger als zwei Prozent des Etats mit Eintrittsgeldern ein. Das
Deutsche Filmmuseum erreichte den Spitzenwert mit 10,4 Prozent der Einnahmeerldse
an den Gesamteinnahmen. Es hatte im Vergleich die mit Abstand héchsten Eintrittser-
I6se, und zwar sowohl absolut als auch relativ. Die Museumsleitung fiihrte dieses Er-
gebnis darauf zuriick, dass sie bewusst mit publikumstrachtigen Sonderausstellungen
an die breite Offentlichkeit ging, um die Handlungsfreiheit fiir wissenschaftlich bedeu-
tendere Ausstellungen zu gewinnen.

Eintrittserl6se im Jahr 2001

Zahlende A Anteil der Eintrittser-
Besucher Mg Eintrittser- I6se je
Museum l6se .
|6se am zahlenden
Etat Besucher
Kinstlerkolonie Darmstadt 14.585 30.835 € 7,9 % 2,11 €
Deutsches Architekturmuseum o
(Frankfurt am Main) 17.325 59.110 € 1,7 % 341€
Deutsches Filmmuseum (Frankfurt am 95.149 309.220 € 104 % 3,25 €
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Eintritt

Eintrittserl6se im Jahr 2001

Zahlende A Anteil der  Eintrittser-
Besucher Eintrittser- i trittser- l6se je
Museum I6se "
I6se am zahlenden
Etat Besucher
Main)
h"',l';t:)r B bV (AR 45.269 104.307 € 2,7 % 2,30€
Museum fiir Angewandte Kunst o
(Frankfurt am Main) 40.156 96.839 € 1,9 % 2,41 €
Museum fiir Moderne Kunst (Frankfurt 66.960 251.493 € 6,7 % 3,76 €
am Main)
Museum der Weltkulturen (Frankfurt 10.766 44.780 € 1,6 % 416 €
am Main)
Stédtische Galerie im Liebieghaus o
(Frankfurt am Main) 31.615 31.043 € 1,8 % 0,98 €
Vonderau-Museum (Fulda)* 63.130 k. A. entfallt entfallt
ili kk

Museum Hanau Schloss Philippsruhe entfallt 11.499 € 1,6 % entfallt
(Stadt Hanau)
Naturkundemuseum (Kassel) 17.684 20.425 € 3,1 % 1,16 €
Stadtische Sammlungen Wetzlar*** 17.253 k. A. entfallt entfallt

*  Beim Vonderau-Museum konnten die Eintrittserl6se fir die Jahre 1998 bis 2001 nicht in Relation zum
Jahresrechnungsergebnis gesetzt werden, weil die Haushaltsstelle ,Eintrittsgelder" auch die
Einnahmen aus den Museumsfilhrungen enthielt. Eine gesonderte Ausweisung der Fiihrungs- und
Eintrittsgelder hatte eine unverhaltnismaBig aufwandige Auswertung der Kassenstreifen impliziert.

**  Aufgrund unvollstandiger Daten waren die zahlenden Besucher des Museums Hanau Schloss
Phillipsruhe nicht ermittelbar.

*** Die Stadtischen Sammlungen Wetzlar fiihrten Listen mit Angaben zu den Eintrittseinnahmen. Sie
wurden nicht jahresgenau gefiihrt. Eine jahresgenaue Aussage war nicht mdéglich.

Quelle: Angaben der Museen, eigene Berechnungen

Ansicht 121: Eintrittserlose im Jahr 2001

In der Stadtischen Galerie im Liebieghaus Frankfurt befand sich die Kasse im Unterge-
schoss des Museumseingangs.
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Ansicht 122: Notkasse im Untergeschoss des Eingangs der Stadtischen Galerie im Liebieghaus.
Aufnahme aus dem Jahr 2002.

Diese Kasse war so entlegen, dass eine weitere Notkasse auf einem Tisch im Foyer
des Museums errichtet wurde. Beide Kassen waren aber besetzt. So wurden fiir rund
20 zahlende Besucher in der Stunde zwei Kassen bereit gehalten. Dies war nicht wirt-
schaftlich.

Ansicht 123: Notkasse im Eingang der Stadtischen Galerie im Liebieghaus. Aufnahme aus dem
Jahr 2002.
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Zuschiisse der Stadte

10.10 Zuschiisse der Stadte

Bezogen auf die Offnungsstunden stellte sich der Zuschussbedarf wie folgt dar: Bei
den sechs Museen auBerhalb von Frankfurt am Main betrug der Zuschuss je Off-
nungsstunde rund 280 €. Die sechs Frankfurter Museen verbrauchten einen Zuschuss
von rund 1.250 € fiir eine Offnungsstunde.

Der Zuschuss je zahlendem Besucher bewegte sich zwischen 15 € (Vonderau-
Museum, Fulda) und 249 € (Museum der Weltkulturen, Frankfurt am Main). Im ge-
samten Durchschnitt lag der Zuschuss bei 77 € je Museumsbesucher. Dies reicht in die
Hohe der Subvention eines Theaterbesuchers. Der Deutsche Biihnenverein veran-
schlagte fiir Hessen den offentlichen Zuschussbedarf auf 91 € fiir einen Theaterbesu-

cher.[71]

Zuschiisse an die Museen im Jahr 2001

Museum Zahlende Zuschiisse  Anteil der Zuschuss
Besucher (gesamt) Zuschiisse  je zahlen-
am Etat dem Besu-
cher
Kiinstlerkolonie Darmstadt 14.585 320.870 81 % 22 €
Deutsches Architekturmuseum o
(Frankfurt am Main) 17.325 2.668.050 74 % 154 €
ai?sches Filmmuseum (Frankfurt am 95.149 2.188.427 73 % 23 €
h"',l';t:)r B bV (AR 45.269 3.440.444 87 % 76 €
Museum fiir Angewandte Kunst @
(Frankfurt am Main) 40.156 4.336.848 85 % 108 €
Museum fiir Moderne Kunst (Frankfurt 66.960 2.946.240 78 % 44 €
am Main)
Museum der Weltkulturen (Frankfurt 10.766 2.680.734 92 % 249 €
am Main)
Stadtische Galerie im Liebieghaus o
(Frankfurt am Main) 31.615 1.549.135 88 % 49 €
Vonderau-Museum (Fulda) 63.130 946.950 77 % 15 €
ili %
Museum Hanau Schloss Philippsruhe entfallt entfallt  entfallt entfallt
(Stadt Hanau)
Naturkundemuseum (Kassel) 17.684 618.940 94 % 35€
Stadtische Sammlungen Wetzlar 17.253 534.843 99 % 31€

* Bei dem Museum waren wegen der unvollstandigen Daten die zahlenden Besucher nicht zu ermitteln.
Quelle: Eigene Berechnungen

Ansicht 124: Zuschiisse an die Museen im Jahr 2001

10.11 Erl6ése und Zuschiisse

Die Zuschiisse Uiberwogen die Erlése bei Weitem. Sie bestimmten eindeutig die Hohe
des Etats. Ein signifikanter Zusammenhang zwischen den Besuchern, die Eintritt be-
zahlten, und der Hohe des Etats wurde dagegen nicht festgestellt. Gesteigerte Ein-
trittspreise verbesserten die wirtschaftliche Lage der Museen geringdfiigig.

Wenn es nicht mdglich ist, durch geeignete MaBnahmen, einerseits zur Verbesserung
der Einnahmen aus Eintrittserldsen und andererseits zur Verringerung der Kosten der
Kasse, eine Kasse kostendeckend zu betreiben, dann sollten die Stadte priifen, ob

171 peutscher Biihnenverein, Theater-Statistik 2001
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statt fester Eintrittspreise auf freiwillige Zahlungen der Besucher umgestellt werden
kann.

Zudem koénnten aus Sicht der Uberértlichen Priifung die Stadte vor der Uberlegung
stehen, ob sie grundsatzlich auf freiwillige Zahlungen abstellen, um die individuelle
Zahlungsbereitschaft der Museumsbesucher vollsténdig auszuschdpfen. Dieses Verfah-
ren wird in dem Metropolitan Museum in New York und auch in dem stadtischen Mu-
seum Kunstforum der Stadt Kiel angewandt.

10.12 Personal

Den Museen stand folgendes Personal zur Verfligung:

Personal der Museen im Jahr 2001

Museum Stellen absolut Vollzeit-
nach Stellenplan aquivalente
Kiinstlerkolonie Darmstadt einschlieBlich Mathildenhéhe 23 20,1
Deutsches Architekturmuseum (Frankfurt am Main) 21 20,5
Deutsches Filmmuseum (Frankfurt am Main) 21 19,6
Historisches Museum (Frankfurt am Main) 35 33,0
Museum fiir Angewandte Kunst (Frankfurt am Main) 39 37,5
Museum fiir Moderne Kunst (Frankfurt am Main) 22 21,5
Museum der Weltkulturen (Frankfurt am Main) 24 23,0
Stadtische Galerie im Liebieghaus (Frankfurt am Main) 16 15,0
Vonderau-Museum (Fulda) 11 10,5
Museum Hanau Schloss Philippsruhe 16 16,0
Naturkundemuseum (Kassel) 13 11,0
Stadtische Sammlungen Wetzlar 7 6,0

Quelle: Angaben der Museen, eigene Berechnungen. Summe der Stellen absolut laut Stellenplan und
Vollzeitstellenaquivalente im Jahr 2001

Ansicht 125: Personal der Museen im Jahr 2001

Der Krankenstand in den Bereichen Kasse und Aufsicht war wesentlich héher als der
in der privaten Dienstleistungswirtschaft, wo er im Jahre 1998 bei 4,2 Prozent der
Sollarbeitszeit lag.[72] Personalwirtschaftliche MaBnahmen wie die Férderung der Moti-
vation oder die Ausdehnung der Eigenverantwortungsbereiche der Mitarbeiter zur
Verringerung des hohen Krankenstands hatte bislang keine Stadt eingeleitet. Die Stad-
te sollten priifen, ob sie die Aufgaben Kasse und Aufsicht starker extern vergeben.

Krankentage fiir Kasse und Aufsicht im Jahr 2001

Museum Krankentage je Prozentualer Anteil

Stelle im Bereich an der Sollarbeits-
Kasse und Aufsicht zeit
Kinstlerkolonie Darmstadt 14,4 6,6 %
Deutsches Architekturmuseum (Frankfurt am Main) 30,3 13,9 %
Deutsches Filmmuseum (Frankfurt am Main) 26,7 12,3 %
Historisches Museum (Frankfurt am Main) 15,3 7,1%

172 sighe Bandura, B., Litsch, M., Vetter, C. (Hrsg.): Fehlzeiten-Report 1999, Psychische Belastungen am
Arbeitsplatz, Zahlen, Daten, Fakten aus allen Branchen der Wirtschaft, Berlin/Heidelberg 2000, S. 383
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Keine Steuerung der Museen mit betriebswirtschaftlichen Kennziffern

Krankentage fiir Kasse und Aufsicht im Jahr 2001

Museum Krankentage je Prozentualer Anteil
Stelle im Bereich an der Sollarbeits-
Kasse und Aufsicht zeit

Museum fiir Angewandte Kunst (Frankfurt am Main) 21,8 10,0 %
Museum fiir Moderne Kunst (Frankfurt am Main) 30,9 14,2 %
Museum der Weltkulturen (Frankfurt am Main) 3,7 1,7 %
Stadtische Galerie im Liebieghaus (Frankfurt am Main) 46,9 21,6 %*
Vonderau-Museum (Fulda) entfallt entfallt
Museum Schloss Hanau Philippsruhe 23,7 10,9 %**
Naturkundemuseum (Kassel) 29,5 9,2 %**
Stadtische Sammlungen Wetzlar 7,0 3,2 %**

* In der Stadtischen Galerie im Liebieghaus befand sich unter dem Aufsichtspersonal ein langzeit-
erkrankter Mitarbeiter, der den Krankenstand anhob.
** Die Kennzahlen fiir das Museum Hanau Schloss Philippsruhe, das Naturkundemuseum und die
Stadtischen Sammlungen Wetzlar beziehen sich nur auf Kassen.

Quelle: Angaben der Stadte, eigene Berechnungen

Ansicht 126: Krankentage fiir Kasse und Aufsicht im Jahr 2001

10.13 Keine Steuerung der Museen mit betriebswirtschaftlichen Kennziffern

In der Prifung wurden Kennziffern zum Vergleich der Museen gebildet. Die Stadte
verwendeten bislang keine der in dem Bericht genannten Kennziffern:

e Krankheitsquoten (Gesamt, und Kasse, Aufsicht)

e Deckungsbeitrag je Stunde

e Durchschnittlicher Eintrittserl6s je Besucher

e Verhadltnis zahlende Besucher zu Besuchern mit freiem Eintritt

e Zuschuss je Besucher

e Sonderausstellungen (Zahl, Dauer, Besucher, Deckungsbeitrage)
o Offnungsstunden

Die Vertrage mit den Museumsleiterinnen und Museumsleitern enthielten keine Leis-
tungsvorgaben.

Aus Sicht der Uberdrtlichen Priifung sollten die Museen ihre Leistungsfihigkeit mit
einem standardisierten Kennziffernsystem messen. Dies ist Basis fiir Zielvorgaben und
der darauf aufbauenden Steuerung.

10.14 Aufsicht

In allen Museen wurden die Raume mit einem patrouillierenden System bewacht.
Zusatzlich wurden im Museum der Weltkulturen, im Museum Hanau Schloss Philipps-
ruhe und im Naturkundemuseum Kassel Videokameras zur Uberwachung eingesetzt.

Vier Frankfurter Museen (Deutsches Filmmuseum, Historisches Museum, Museum fiir
Angewandte Kunst, Museum fiir Moderne Kunst) passten die Aufsichtskrafte an die
erwartete Besucherzahl an. Dies ist positiv zu bewerten. In den anderen Museen sollte
das in Zeiten mit einer erfahrungsgemdaB geringen Besuchernachfrage erprobt wer-
den.
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10.15 Offnungszeiten

Eine Kernaufgabe eines Museums ist die Ausstellung. Fir den Vergleich wahlite die
Uberoértliche Priifung eine Sollzahl von 3.660 Offnungsstunden fiir das Jahr 2000. Sie

ging davon aus, dass ein Museum an jedem Tag zehn Stunden geéffnet sein kann.
Ansicht 127|zeigt, wie die Museen diese Sollzeit ausnutzten. Alle hatten zwischen 10
und 17 Uhr (Ausnahme: Wetzlar) gedffnet. Montags waren sie geschlossen.

Offnungsstunden im Jahr 2000
(Basis: 3.660 Stunden im Jahr)

Museum
geoffnet im Jahr SchlieB-
im Jahr ganztags zeiten
geschlossen  zwischen
17 und 20
Uhr

Kiinstlerkolonie Darmstadt 60 % 14 % 26 %
Deutsches Architekturmuseum (Frankfurt am Main) 52 % 25 % 23 %
Deutsches Filmmuseum (Frankfurt am Main) 57 % 11 % 32 %
Historisches Museum (Frankfurt am Main) 63 % 12 % 25 %
Museum fiir Angewandte Kunst (Frankfurt am Main) 86 % 14 % 0%
Museum fiir Moderne Kunst (Frankfurt am Main) 63 % 12 % 25%
Museum der Weltkulturen (Frankfurt am Main) 50 % 19 % 31 %
Stadtische Galerie im Liebieghaus (Frankfurt am Main) 64 % 15% 21 %
Vonderau-Museum (Fulda) 69 % 11 % 20 %
Museum Hanau Schloss Philippsruhe 59 % 11 % 30 %
Naturkundemuseum (Kassel) 60 % 10 % 30 %
Stadtische Sammlungen Wetzlar 48 % 8 % 44 %

Quelle: Angaben der Museen, eigene Berechnungen

Ansicht 127: Offnungsstunden im Jahr 2000

Fiinf Museen erreichten einen Wert unterhalb von 60 Prozent, sechs einen Wert zwi-
schen 60 und 70 Prozent. Den Spitzenplatz nahm das Museum flir Angewandte Kunst
Frankfurt mit 86 Prozent Offnungszeit ein. Es war eine positive Korrelation zwischen
Offnungszeiten und Jahresrechnungsergebnis im Jahr 2000 festzustellen. Je héher das
Rechnungsergebnis, desto hdher war auch die Zahl der Stunden, an denen das Muse-
um gedffnet war. Lange Offnungszeiten fiihrten aber nicht zwangsléufig zu einer er-
héhten Besuchernachfrage.

Museen werden in der Freizeit besucht. Festzustellen war, dass sich die Offnungszei-
ten der Museen nicht mit den Offnungszeiten des Freizeitmarkts wahrend der Woche
(Montag bis Freitag) deckten. Diese Tage (Montag bis Freitag) machten 66 Prozent
der Offnungszeiten der Museen aus. Die Stidte sollten priifen, inwieweit die Off-
nungszeit in die Abendstunden verschoben werden kann. Die absolute Zahl von Off-
nungsstunden sollte dabei bestehen bleiben.

10.16 Flache fir die Ausstellung

Drei Museen hatten mehr als 10.000 Quadratmeter Gesamtflache. Fiir die Ausstellung
wurden im Durchschnitt rund 40 Prozent der Flache verwendet. Das Museum der
Weltkulturen der Stadt Frankfurt am Main nutzte nur 8 Prozent seiner insgesamt fast
6.000 Quadratmeter fiir die Ausstellung. Dieses war der schlechteste Wert in der ver-
gleichenden Prifung.
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Nutzung der Museumsflachen im Jahr 2002

Gesamt- Ausstel- Sonstige
Museum flache lungs- Flache
flachel 73]

Kiinstlerkolonie Darmstadt 1.046 m2 47 % 53 %
Deutsches Architekturmuseum (Frankfurt am Main) 5.455 m2 24 % 75 %
Deutsches Filmmuseum (Frankfurt am Main) 4.979 m2 26 % 74 %
Historisches Museum ( Frankfurt am Main) 12.174 m2 39 % 62 %
Museum fiir Angewandte Kunst (Frankfurt am Main) 10.192 m? 52 % 48 %
Museum fiir Moderne Kunst (Frankfurt am Main) 7.290 m2 55 % 45 %
Museum der Weltkulturen (Frankfurt am Main) 5.993 m2 8 % 92 %
Stadtische Galerie im Liebieghaus (Frankfurt am Main) 3.213 m2 46 % 54 %
Vonderau-Museum (Fulda) 10.527 m2 50 % 50 %
Museum Hanau Schloss Philippsruhe 5.856 m2 36 % 64 %
Naturkundemuseum (Kassel) 4.747 m2 30 % 70 %
Stadtische Sammlungen Wetzlar 2.959 m2 56 % 44 %

Quelle: Angaben der Museen, eigene Berechnungen

Ansicht 128: Nutzung der Museumsflachen im Jahr 2002

In den sonstigen Flachen sind Verwaltung, Restaurierungswerkstatt, Magazin, Depot,
Sanitdrraume, Technik, Aufenthaltsraume und Garderobe untergebracht.

10.17 Inventarisation

Alle Objekte der Museen waren inventarisiert. Ihre Standorte waren jedoch nicht
durchgangig oder zutreffend festgehalten.

Eine Inventarisation muss personenunabhdngig leistungsfahig sein. Deswegen sollte
der Standort des Objekts vermerkt und das Objekt gekennzeichnet sein. Damit ist
gewahrleistet, dass das Objekt auch ohne Kustoden gefunden werden kann.

In allen Museen wahlte die Vergleichende Priifung 90 Objekte nach dem Zufallssystem
aus und prifte, ob ihr Standort richtig angeben war. Ausnahmen: Museum Kiinstlerko-
lonie Darmstadt (Prifung anhand von 45 Objekten) und Stadtische Sammlungen
Wetzlar. Hier wurde die Priifung nach 45 Objekten abgebrochen, da bei keinem einzi-
gen Objekt der Standort gekennzeichnet war.

Inventarisation Standortsicherheit

Museum Erhebung vom Uberein- Keine Uberein-
stimmung stimmung

Kiinstlerkolonie Darmstadt Dezember 2001 44 % 56 %
Deutsches Architekturmuseum (Frankfurt Mai 2002 92 % 8 %
am Main)

Deutsches Filmmuseum (Frankfurt am Mai 2002 81 % 19 %
Main)

Historisches Museum Frankfurt am Main) Juni 2002 52 % 48 %

Museum fiir Angewandte Kunst

. . \
(Frankfurt am Main) Mai 2002 3% 97 %

173 Haupt- und Sonderausstellungsflache
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Inventarisation Standortsicherheit

Museum Erhebung vom Uberein- Keine Uberein-
stimmung stimmung

Museurp fiir Moderne Kunst (Frankfurt Juni 2002 63 % 37 %
am Main)
Museum der Weltkulturen (Frankfurt am Mai 2002 93 % 7 %
Main)
Stadtische Galerie im Liebieghaus q @ 2
(Frankfurt am Main) April 2002 40 % 60 %
Vonderau-Museum (Fulda) August 2002 38 % 62 %
Museum Hanau Schloss Philippsruhe August 2002 24 % 76 %
Naturkundemuseum (Kassel) September 2002 83 % 17 %
Stadtische Sammlungen Wetzlar September 2002 0% 100 %

Quelle: Eigene Erhebung

Ansicht 129: Inventarisation Standortsicherheit

Zwei der zwolf Museen hatten eine Fehlerquote von weniger als 10 Prozent. Bei der
Mehrheit waren erhebliche Riicksténde hinsichtlich der Standortsicherheit festzustel-

len.

Das Naturkundemuseum in Kassel hat rund 160.000 Objekte (157.400 Wirbellose und
5.200 Wirbeltiere). Eine Fehlerquote von weniger als 20 Prozent ist bei diesen kleintei-
ligen Objekten gut.

Ansicht 130: Depot: Stadtische
Sammlung Wetzlar. Aufnahme
aus dem Jahr 2002.

Die meisten Musee setzten zur Inventarisation
mehrere Systeme parallel — so Kataloge, Karteikarten,
EDV-Listen, Inventurprogramme — ein. Einen liicken-
losen Uberblick hatten sie nicht.

Die Unmdglichkeit einen Standort zu bestimmen, zeigt
die Abbildung des Depots der Stadtischen Sammlung
Wetzlar.

Es sollte gepriift werden, inwieweit die Museen ihren
Bestand in ein elektronisch gestiitztes System (iber-
fiihren kénnen. Das wirde sie in die Lage versetzen,
den aktuellen Standort des Objekts problemlos fest-
zuhalten und jederzeit zu dokumentieren.

10.18 Depots der Sammlungsobjekte

Die Museen haben den Auftrag die Sammlungsobjekte
zu erhalten und zu konservieren. Bei Leihgaben ver-
pflichten sie sich zur fachgerechten Unterbringung der
Gegenstande. Die Uberértliche Priifung stellte bei der

Begehung von Depots in vier Museen augenfallige Mangel fest:

e Museum Kiinstlerkolonie Darmstadt: Schimmel und Feuchtigkeit im Mdbeldepot

e Historisches Museum der Stadt Frankfurt am Main: Feuchtigkeit in der graphi-
schen Sammlung (undichtes Flachdach). Die Kunstwerke wurden mit einer diinnen
Plastikplane gesichert. Das Gemaldedepot war unter dem Dach untergebracht.
Der Raum war nicht isoliert und der Sommerhitze schutzlos ausgesetzt

174 Kinstlerkolonie Darmstadt, alle Frankfurter Museen, Vonderau Museum Fulda
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e Stadtische Galerie im Liebieghaus der Stadt Frankfurt am Main: Ein Depot befand
sich unter dem Dach und war Temperaturschwankungen ausgesetzt

e Museum fiir Angewandte Kunst der Stadt Frankfurt am Main: Wasserleck in einem
Depot

Die Depots waren bei neun Museen
mit einfachen SchlieBsystemen gesi-
chert. Allerdings hatten die Museen
als solche durchweg eine Alarmanla-
ge. Nur das Museum fiir Moderne
Kunst hatte eine Videoiberwachung
in seinen Depots. Im Museum fiir
Angewandte Kunst wurde die Off-
nung der Depottiir elektronisch re-
gistriert. Bei dem externen Depot
des Museums der Weltkulturen pro-
tokollierte ein Depotwart die Besu-
che des Depots. Kein Museum wand-
te das Vier-Augen-Prinzip an. Die
Uberértliche Priifung empfiehlt im
Hinblick auf die Sicherheit der Kunstwerke — unter Einbeziehung der Ergebnisse der
Inventarisation — einen hdheren Sicherheitsstandard in den kiinstlerischen Depots.

Ansicht 131: Feuchtigkeit im Mdbeldepot des Mu-
seums Kiinstlerkolonie Darmstadt. Aufnahme aus
dem Jahr 2002.

10.19 Restaurierung

Die Aufgaben der Restaurierung waren nur im Deutschen Architekturmuseum und in
den Stadtischen Sammlungen Wetzlar schriftlich festgelegt. Im Deutschen Architek-
turmuseum, im Museum fiir Moderne Kunst und in den Stadtischen Sammlungen
Wetzlar priifte regelmaBig ein Restaurator den Bestand. Die Stadtischen Sammlungen
Wetzlar hatten zu diesem Zweck einen Vertrag mit einer externen Restauratorin abge-
schlossen.

Den Zustand der erhaltenen Leihgaben hatte die Restaurierung zu priifen.

Vier Museen (Museum fiir Moderne Kunst, Historisches Museum, Museum der Weltkul-
turen und Deutsches Architekturmuseum) legten fiir jedes Leihobjekt ein standardi-
siertes Zustandsprotokoll (einschlieBlich Foto) an. Diese Verfahrensweise ist positiv zu
bewerten.

Das Museum fiir Angewandte Kunst dokumentierte die Objekte mit Fotografien,
wenngleich ein standardisiertes Protokoll fehlte. Die anderen Museen fertigten zum
Teil unstandardisierte Protokolle an.

Zwei Museen (Museum Hanau Schloss Philippsruhe und Stadtische Sammlungen Wetz-
lar) vergaben die Restaurierungsauftrage an Dritte.

Vor diesem Hintergrund empfiehlt die Uberdrtliche Priifung ein einheitliches Vorgehen
bei der Dokumentation von Schaden bei Leihgaben. Das Anfertigen eines Beweisfotos
und eines standardisierten Zustandsprotokolls sind nétig, um etwaige Schaden zu
dokumentieren und damit unberechtigte Forderungen gegeniiber Museum oder Stadt
abweisen zu kdénnen.
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Ansicht 132: Zu helles Gemaldedepot des Historischen Museums der Stadt Frankfurt am Main.
Aufnahme aus dem Jahr 2002.

10.20 Sammlung: Ankauf von Sammlungsobjekten

Die Ankaufsetats bewegten sich in einer Bandbreite von rund 2.500 € bis zu 264.000 €
im Jahr 2001.

Ankaufsetat und Zahl der erworbenen Objekte fiir das Jahr 2001

Museum Jahresrech- Ankaufsetat Anteil Ankaufe
nungsergebnis Ankaufsetat
am Jahresrech-
nungsergebnis

Kinstlerkolonie Darmstadt 392.345 € 2.556 € 0,7 % 3
Deutsches Architekturmuseum

(Frankfurt am Main) 3.581.850 € 43.460 € 12 % 2
(DFi:flffZerf ;‘m’,};‘l’ﬁium 2.971.515€ 15.008 € 0,5% 18
(HErtg:lffc:::saanuﬁe;r?; 3.933.512 € 86.626 € 2,2% 8
E’L‘::ﬁ‘;fmuéu;nﬁ”ﬁ;"r‘]’?”dte NI 5.062.760 € 264.251 € 5,2 % 14
m:ﬁﬁfmu;“;r:";’fa‘fg;e Kunst 3.760.059 € 184.246 € 4,9 % 32
?’Lﬂ:ﬁ‘;fmurg‘;nwﬁm’)'t”re” 2.885.914 € 38.787 € 1,3 % 3
(S;fg:'sk]fuhr‘: S;"fvrlf";’)“ Liebieghaus 1.746.739 € 20.707 € 1,0 % 2
Vonderau-Museum (Fulda) 1.227.558 € 51.129 € 4,0 % 18
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Sponsoring senkt
den stadtischen
Zuschuss nicht

Sponsoring

Ankaufsetat und Zahl der erworbenen Objekte fiir das Jahr 2001

Museum Jahresrech- Ankaufsetat Anteil Ankaufe
nungsergebnis Ankaufsetat
am Jahresrech-
nungsergebnis
Museum Hanau Schloss

- 723.351 € 95.577 € 13,0 % 21
Philippsruhe
Naturkundemuseum (Kassel) 658.010 € 39.187 € 6,0 % 6
Stadtische Sammlungen Wetzlar 535.263 € 27.260 € 5,0 % 3

Quelle: Angaben der Museen, eigene Berechnungen

Ansicht 133: Ankaufsetat und Zahl der erworbenen Objekte fiir das Jahr 2001

Mangel bestanden bei der schriftlichen Dokumentation der Echtheit und der Zuschrei-
bung.

Alle Museen hatten Dauerleihgaben. Die Vertrage fiir Dauerleihgaben waren bei allen
Museen anndhernd einheitlich aufgebaut und nicht zu beanstanden.

10.21 Sponsoring

Unter Sponsoring wird die Gewahrung von Geld oder geldwerten Vorteilen durch Un-
ternehmen zur Forderung kultureller Bereiche verstanden, mit der regelmaBig auch
eigene unternehmensbezogene Ziele in der Werbung oder Offentlichkeit verfolgt wer-

den.[75]

Vier der zwélf Museen erschlossen systematisch Sponsorengelder. Den gréBten Erfolg
hatte das Museum fiir Angewandte Kunst der Stadt Frankfurt am Main. Im Jahr 2001
konnten rund 465.000 € an Sponsorengeldern akquiriert werden. Das entsprach rund
9 Prozent des Jahresrechnungsergebnisses des Museums. Die Sponsorengelder beein-
flussten nicht den stadtischen Zuschuss, sondern wurden fiir besondere Projekte ein-
gesetzt. Das Deutsche Architekturmuseum konnte im Jahr 2001 rund 299.000 € Spon-
sorengelder akquirieren (8 Prozent des Jahresrechnungsergebnisses). Das Museum fiir
Moderne Kunst hatte rund 110.000 € Sponsorengelder und damit rund 3 Prozent des
Jahresrechnungsergebnisses verbucht.

Museen auBerhalb der Stadt Frankfurt am Main hatten kein Konzept fiir ein systemati-
sches Sponsoring. Die Gewinnung von Sponsoren war bei diesen Museen auch kein
Ziel. Zum Teil oblag die Aufgabe der Gewinnung von Sponsoren direkt dem Kulturamt,
so bei der Stadt Kassel.

Das Thema Sponsoring bildete demnach bis auf wenige Museen der Stadt Frankfurt
am Main noch eine Ausnahme. Sponsoren konnten nur dann gewonnen werden, wenn
sie individuell angesprochen wurden. Standardisierte Schreiben hatten keinen Erfolg.

Die Erwartungen an Einnahmen Uber Sponsorengelder dirfen nicht zu hoch sein.
Nach den Ergebnissen der Uberdrtlichen Priifung sind nicht mehr als fiinf bis zehn
Prozent am Gesamtetat eines Museums realistisch. Diese Einnahmen waren durchweg
strikt an die Umsetzung von Projekten (u.a. Sonderausstellungen) gebunden.

175 In enger Anlehnung an: BMF-Schreiben Ertragssteuerliche Behandlung des Sponsoring 1.1 Begriff des
Sponsoring in IVB2-S2144-40/98IV B7- S 0183-62/98, BstBI 1998, Seite 212, Bonn 18. Februar 1998.
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10.22 Sonderausstellungen

Alle Museen nahmen Sonderausstellungen vor. Im Gegensatz zu Dauerausstellungen
ist die Laufzeit der Ausstellung zeitlich begrenzt. Die Sonderausstellungen variierten in
ihrer Konzeption nach Art und Dauer.

Sonderausstellungen fiir das Jahr 2001

Museum Jahresrech- Etat Anteil Son-  Sonderaus-
nungsergebnis  Sonderaus- deraus- stellungen
Museum stellung stellung am
Jahresrech-
nungs-

ergebnis
Kinstlerkolonie Darmstadt 392.345 € 76.694 € 19,1 % 4
Deutsches Architekturmuseum
(Frankfurt am Main) 3.581.850 € 941.036 € 26 % 14
Deutsches Filmmuseum
(Frankfurt am Main) 2.971.515 € 525.402 € 18 % 8
Historisches Museum
( Frankfurt am Main) 3.933.512 € 590.050 € 15 % 11
NITESSIE I TR EEES [OTE ) mamp e | asa468@ 23% 11
(Frankfurt am Main)
Museum fiir Moderne Kunst 2
(Frankfurt am Main) 3.760.059 € 810.625 € 22 % 3
Museum der Weltkulturen 2
(Frankfurt am Main) 2.885.914 € 478.791 € 17 % 8
Stadtische Galerie im Liebieghaus . .
(Frankfurt am Main) 1.746.739 € keine Angabe keine Angabe 2
Vonderau-Museum (Fulda) 1.227.558 € entfallt entfallt 9
V) A EIEME 2.5 728.999 € 107.193 € 15 % 9
Philippsruhe
Naturkundemuseum (Kassel) 658.010 € entfallt entfallt 1
Stadtische Sammlungen Wetzlar 310.058 € entfallt entfallt 6

Quelle: Angaben der Museen, eigene Berechnungen
Ansicht 134: Sonderausstellungen fiir das Jahr 2001

Je hoher der Gesamtetat desto héher war auch der Etat, der fir Sonderausstellung
verwendet werden konnte.

In der Ausstellungsplanung zeigten sich Mangel. Die Mdngel bezogen sich auf folgen-
de Punkte:

e Fehlender schriftlicher Budgetplan fiir die Sonderausstellung

¢ Fehlendes Splitten des Budgetplans nach Kostenarten je Sonderausstellung
e Fehlende Prazisierung einzelner Kostenarten anhand von Vorkalkulationen
e Plan-Ist-Abrechnung je Sonderausstellung

Der wirtschaftliche Erfolg einer Sonderausstellung konnte nur fiir das Museum Kiinst-
lerkolonie in Darmstadt und das Museum der Weltkulturen in der Stadt Frankfurt am
Main berechnet werden. Die anderen Museen ordneten weder die Einnahmen/ noch
die Besucher der Sonderausstellung zu.
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Soll-Ist-Vergleich fiir
Sonderausstellung
einfiihren

Mit Flihrungen sollte
positiver
Deckungsbeitrag
erwirtschaftet
werden

Flhrungen

Um Sonderausstellungen sachgerecht zu fiihren, ist

e eine fundierte Gesamtkalkulation als Kosten- und Finanzplanung fiir jede Son-
derausstellung vorzulegen, die bei der Genehmigung des Vorhabens fiir verbind-
lich zu erklaren ist,

e die Einhaltung der Kostenplanung von einem haushaltsrechtlichen Verantwortli-
chen anhand eines Kostencontrollings fortlaufend zu tiberwachen,{7¢]

e ein betriebswirtschaftlicher Soll-Ist-Vergleich fiir jede Sonderausstellung aufzustel-
len.

Die Stadte gaben den Museen keine Vorgaben zur Zahl der Sonderausstellungen oder
zu den zu erreichenden Besucherzahlen. Die Stadte sollten priifen, welche Erwartun-
gen die Kulturpolitik an Sonderausstellungen hat. Wenn mehr Besucher das Ziel ist,
sollte das auch mit einem Nachweis der Besuche dokumentiert werden.

Am Beispiel des Deutschen Filmmuseums zeigte sich, dass mit populdaren Sonderaus-
stellungen sich gezielt Besucherzahlen und Einnahmen des Museums steigern lassen.

10.23 Fihrungen

Alle Museen boten Fiihrungen durch ihre Ausstellungen an. RegelmaBige o¢ffentliche
Flihrungen wurden Uberwiegend entgeltfrei angeboten.

Ferner wurden Fiihrungen auBerhalb des normalen Turnus angeboten. Fiir diese Son-
derflihrungen wurde ein Entgelt zusatzlich zum Eintritt erhoben. Die Einnahmen deck-
ten in den meisten Féllen die Kosten fiir die nicht festangestellten Fihrer. Nur das
Historische Museum und das Museum fiir Moderne Kunst erwirtschafteten mit den
Flihrungen einen positiven Deckungsbeitrag.

Flihrungen und Deckungsbeitrag je angemeldeter Fiihrung

Kiinstlerkolonie Darmstadt 24 -18 €
Ble;liJSches Architekturmuseum (Frankfurt am 119 o€
Deutsches Filmmuseum (Frankfurt am Main) 442 15 €
Historisches Museum ( Frankfurt am Main) 450 10 €
m:;e)um fir Angewandte Kunst (Frankfurt am KA. entfallt
Museum fiir Moderne Kunst (Frankfurt am Main) 982 20 €
Museum der Weltkulturen (Frankfurt am Main) 236 0€
St'a_dtische Galerie im Liebieghaus (Frankfurt am 199 1€
Main)

Vonderau-Museum (Fulda) 1.855 0€
Museum Hanau Schloss Philippsruhe 54 entfallt

176 1n enger Anlehnung an die Empfehlungen des Bayerischen Obersten Rechnungshof, Jahresbericht 2001,
Kapitel 45 ,,Sonderausstellung ,Das neue Hellas™, Seite 193.

164 Zwolfter Zusammenfassender Bericht



Dreiundachtzigste Vergleichende Priifung ,,Museen"

Flihrungen und Deckungsbeitrag je angemeldeter Fiihrung

Museum Fiihrungen im Jahr Deckungsbeitrag je
2001 angemeldeter Fiihrung
Naturkundemuseum (Kassel) 69 0€
Stadtische Sammlungen Wetzlar 180 entfallt

* Der Deckungsbeitrag wurde exemplarisch fiir die Fiihrungen der Sonderausstellung Wachtersbacher
Steingut errechnet.

Quelle: Angaben der Museen, eigene Berechnungen

Ansicht 135: Fuhrungen und Deckungsbeitrag bei angemeldeten Flihrungen

Sonderfiihrungen sind Serviceleistungen eines Museums. Damit ein positiver De-
ckungsbeitrag erwirtschaftet werden kann, sollte die Gebuhrenstruktur angepasst
werden.

10.24 Forderverein

Fordervereine erhdohen die Handlungsfreiheit der Museen. Einen eigenen Forderkreis
(Forderverein oder Freundeskreis) hatten sieben der zwdlf Museen. Zwei Museen ga-
ben an, einen Forderkreis in den nachsten zwei Jahren griinden zu wollen.

Forderkreise sind privatrechtlich organisiert. Es konnte nicht festgestellt werden, wie
hoch die monetdre und nicht monetdre Unterstiitzung der Museen durch die Forder-
vereine war.

Die Uberértliche Priifung empfiehlt, dass Leistungen des Forderkreises an das Museum
im Haushalt entweder als Spende oder als Sachspende (Haushaltsklarheit und Haus-
haltswahrheit) ausgewiesen werden.

10.25 Marketing

Zur professionellen Arbeit eines Museums gehért nach Auffassung der Uberdrtlichen
Priifung das Marketing. Die Uberértliche Priifung untersuchte Segmentierung und
Controlling. Marketing ist nur dann effektiv, wenn man die Besucher auch erreicht.
Eine Aufteilung der Besucher in einzelne Gruppen (Stichwort Segmentierung und Ziel-
gruppen) ist geboten.

Vier Museen segmentierten ihre Zielgruppen schriftlich - auch bei Sonderausstellun-
gen. Kein Museum hielt mit einer einfachen Abfrage die Postleitzahlen zur regionalen
Segmentierung der Besucher fest.

Das Museum fiir Angewandte Kunst beschrieb fiir jede Sonderausstellung eine
Beschreibung die Zielgruppen. So wurden fiir die Sonderausstellung ,Blut: Kunst,
Macht, Politik und Pathologie" die Blutspendendienste als Ort fiir potenzielle Besucher
gesehen. Das Museum sandte daraufhin deutschlandweit Ausstellungsplakate an
Blutspendedienste. Auf diese Weise wurde ohne hohe Kosten (Vermeidung von
Streuverlusten) die Zielgruppe erreicht.

Obwohl Anzeigen und Plakate Uber die Deutsche Stadtereklame als Werbetrager ein-
gesetzt wurden, war nur dem Museum fiir Angewandte Kunst der Tausender-Kontakt-
Preis bekannt. Das Controlling des Marketings beschrankte sich auf nicht systemati-
sches Nachfragen Uber den Aushang der Plakate und das Sammeln von Presseaus-
schnitten (sowohl Uiber Ausschnittdienst als auch eigenes Ausschneiden).

Wenn die Museen ihre Besucher gezielter erreichen wollen, miissen sie in Zukunft eine
regionale Segmentierung vornehmen und das Marketing dementsprechend darauf
ausrichten.
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Schlussbemerkung

10.26 Schlussbemerkung

Geht man von einer ungednderten Leistungsstruktur aus, wird der Zuschuss der Stad-
te fiir die Museen steigen, da

o die Personalkosten um die vereinbarten Tariferhdhungen steigen werden

e und auch die Eintrittserlése — zwischen 1,6 und 10,4 Prozent des Etats — die Stei-
gerungen der Kosten nicht ausgleichen kénnen.

Fir die Aufarbeitung des Riickstands in der Inventarisierung werden zusatzliche Mittel
notwendig werden. Allerdings kann das Museum fiir diese Aufgabe auch Landesmittel
beantragen.

Die Sicherung eines kulturellen Angebots in diesem Bereich wird auch in Zukunft den
Haushalt der Stadte nachhaltig herausfordern.
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11. Fiinfundachtzigste Vergleichende Priifung , Wirtschaftsfor-
derung in Mittelzentren"

11.1 Geprifte kommunale Kdérperschaften

Bad Soden-Salmiinster, Bad Wildungen, Bebra, Bidingen, Eschborn, Fl6rsheim am
Main, Heppenheim, Herborn, Heusenstamm, Hofgeismar, Homberg (Efze), Hiinfeld,
Laubach, Lauterbach (Hessen), Morfelden-Walldorf, Neu-Isenburg, Oberursel (Tau-
nus), Riidesheim am Rhein, Stadtallendorf, Weiterstadt, Witzenhausen

Ansicht 136: ,Wirtschaftsférderung" - Stadte
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11.2 Informationsstand und Priifungsbeauftragter
April 2001 bis Marz 2002
RWE Systems Applications GmbH in Eschborn

11.3 Prifungsergebnisse und Leitsatze

Eine erfolgreiche Wirtschaftsforderung tragt wesentlich dazu bei, dass sich
die Gewerbesteuerkraft der Stiddte verbessert; bei unzureichender Wirt-
schaftsforderung wird sich die Gewerbesteuerkraft verschlechtern.

Jedes Mittelzentrum betreibt Wirtschaftsforderung, zumindest mit dem
Ausweisen und ErschlieBen von Gewerbefliachen. Hauptziel der Wirtschafts-
forderung war, Arbeitspldtze zu sichern und zu schaffen.

Die Forderung hatte insbesondere dann Erfolg, wenn
 ein unmittelbarer Autobahnanschluss{?Z bder

o sofort verfiilghare Gewerbeflachen
vorhanden waren.

Die Finanz- und Organisationskraft eines Mittelzentrums reicht fiir eine
weitergehende erfolgs- und kostenorientierte kommunale Wirtschaftsfor-
derung nicht aus. Mitarbeiter, die sich ausschlieBlich der Wirtschaftsforde-
rung widmeten, gab es in den Mittelzentren nicht.

Um ihre Wirtschaftsforderung zu intensivieren, sollten die Mittelzentren mit
umliegenden Gemeinden

o zur Professionalisierung der Arbeit gemeinsame Wirtschaftsforderungs-
gesellschaften griinden und ihnen die Aufgaben der Wirtschaftsforde-
rung umfassend iibertragen,

e gemeinsame Gewerbegebiete ausweisen und sich aktiv um die Ansied-
lung von Gewerbe bemiihen.

Die Ergebnisse der Priifung bestatigen die Landesplanung, die gemeinde-
iibergreifende Gewerbeflichen anstrebt.{78]

11.4 Gepriiftes Risiko

Das gepriifte Risiko wurde nach dem Gewerbesteueraufkommen der 21 Stadte be-
stimmt. Dieses Aufkommen lag bei insgesamt rund 211 Millionen € im Mittelwert der
Jahre 1991 bis 2001.

11.5 Sparpotenziale

Angesichts der geringen in den Mittelzentren eingesetzten Ressourcen war kein
Sparpotenzial zu erkennen.

11.6 Rickstande
MengenmaBig bewertbare Riickstande konnten nicht festgestellt werden.

177 Unter Autobahnen werden Bundesautobahnen (§ 1 Absatz 3 BundesfernstraBengesetz) und vierspurige
StraBen verstanden, die an das Autobahnnetz anschlieBen.

178 | andesentwicklungsplan Hessen 2000 vom 13. Dezember 2000, GVBI. 2001 Teil I S. 2, S. 18
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Wirtschaftsforderung
ist eine freiwillige
Selbstverwaltungs-
aufgabe

Anderungen von Vorschriften

11.7 Anderungen von Vorschriften

Die Priifung ergab keine Notwendigkeit, Rechtsvorschriften aufzugeben oder zu an-
dern.

11.8 Wirtschaftsférderung als Aufgabe in Mittelzentren

Mittelzentren haben nach dem Landesentwicklungsplan Hessen 2000 mittelstadtischen
Charakter und sollen méglichst 7.000 Einwohner im zentralen Ortsteil haben. Der Mit-
telbereich umfasst mindestens 40.000 Einwohner im Verdichtungsraum und 20.000
Einwohner im landlichen Raum. Mittelzentren sind Standorte fiir gehobene wirtschaft-
liche, kulturelle, soziale, politische und private Dienstleistungen. Sie werden in der
Landesplanung benannt.

Die kommunale Wirtschaftsforderung ist eine freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe. Die
kommunalen Kdrperschaften nehmen sie auf Grund des allgemeinen Gebots der Da-
seinsvorsorge fiir die Einwohner (Art. 28 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes, Art 137
Hessische Verfassung, § 1 Absatz 1 Satz 2 HGO) wahr. Man kann Wirtschaftsforde-
rung wie folgt unterteilen:

e Bestandspflege der vorhandenen Unternehmen
¢ Neuansiedlung von Unternehmen
o Hilfestellung bei Existenzgriindungen

Auch wenn unmittelbare Vorschriften fiir die kommunale Wirtschaftsférderung nicht
bestehen, erhdlt sie einen rechtlichen Rahmen im hessischen Planungsrecht. Nach § 8
Absatz 7 Satz 1 des Hessischen Landesplanungsgesetzes sind die Behdrden des Lan-
des, die Gemeinden, Gemeindeverbande und die sonstigen oOffentlichen Planungstra-
ger verpflichtet, die im Regionalplan festgelegten Ziele der Raumordnung und Lan-
desplanung bei allen raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen zu beachten und
zu ihrer Verwirklichung beizutragen.

Fir Nordhessen, Mittelhessen und Siidhessen wurden Regionalpldne aufgestellt. De-
ren zentrales wirtschaftspolitisches Ziel ist Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplat-

zen f5

11.9 Organisationsstruktur und Aufgabenwahrnehmung

In den gepriiften Stadten nahmen durchweg die Biirgermeister und die leitenden
Verwaltungsmitarbeiter die Aufgabe der Wirtschaftsférderung wahr.

In Bad Wildungen war die Aufgabe der Wirtschaftsforderung vollstandig aus der Ver-
waltung ausgegliedert. In den Ubrigen Mittelzentren galt dies allenfalls fiir Teilbereiche
wie die Akquisition von Neuansiedlungen und verwandte Aufgaben wie Tourismus und

Stadtmarketing (siehe Ansicht 137).

Die Mittelzentren sahen die operative Hauptaufgabe der Wirtschaftsférderung darin,
das Gewerbe zu betreuen. In allen Stadten des Vergleichsrings war Schaffung und
Erhaltung von Arbeitsplatzen ein zentrales Anliegen.

179 | andesentwicklungsplan Hessen 2000 (festgestellt durch Rechtsverordnung vom 13. Dezember 2000,
GVBI. 2001, Teil I, S. 2), S. 21 f.

180 siehe Regionalplan Nordhessen 2000, Staatsanzeiger fir das Land Hessen vom 13. August 2001
(S. 2901 - 3009), S. 2901 und 2902;
Regionalplan Mittelhessen 2001, Staatsanzeiger fiir das Land Hessen vom 18. Juni 2001
(S. 2190 — 2284), S. 2190, 2268 und 2269;
Regionalplan Stidhessen 2000, Staatsanzeiger fiir das Land Hessen vom 5. Februar 2001
(S. 614 -643), S. 614 und 615
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Die Prifung ergab, dass Finanzkraft und personelle Ressourcen in den Mittelzentren  Leitbilder und konkrete
im Allgemeinen nicht ausreichten, um Wirtschaftsférderung intensiv und nachhaltig ~ Zielvorgaben fehlen
betreiben zu kdénnen. Damit die Stadte ihrem zentralen Anliegen dennoch gerecht

werden konnen, empfiehlt es sich, zunachst ein Leitbild im Sinne einer idealhaften,

richtungsweisenden Vorstellung, die ein Ziel fir die Handlungsfelder beschreibt, zu

definieren. Darauf aufbauend sollten konkrete Politikziele fir die Wirtschaftsforderung

beschrieben und von den Stadtverordnetenversammlungen beschlossen werden. In

welchem Umfang die Ziele erreicht wurden, sollte dann in einer akzeptablen Zeit

messbar sein.

Wirtschaftlich vertretbare Losungen fiir diese Problematik bietet eine enge Zusam-  Wirtschaftsforderung
menarbeit mit anderen Gemeinden (siehe Kapitel [11.18| ,Griindung einer gemeinsat  Professionalisieren
men Gesellschaft]).

Vergleich der Organisationsstruktur der Wirtschaftsférderung, Stand 2002

Gemeinde Verwaltungs- (teilweise) Bemerkung
interne Ausgliederung
Aufgaben- von Aufgaben
wahrnehmung

Eigenbetrieb ,Kurbetrieb";

Bad Soden-Salmiinster N N Mitgesellschafter der Wirt-
schaftsférderung und Tourismus
GmbH im Main-Kinzig-Kreis
Wirtschaftsférderung Bad

Bad Wildungen J Wildungen GmbH; Eigenbetrieb
Staatsbad Bad Wildungen

Mitgesellschafter der Struktur-

Bebra J J entwicklungsgesellschaft fir den
Landkreis Hersfeld-Rotenburg
mbH

Biidingen v

Eschborn V

Flérsheim am Main v

Heppenheim v

Herborn V

Heusenstamm v

Hofgeismar V

Homberg (Efze) v

Hiinfeld v

Laubach V
Mitgesellschafter der Vogelsberg

Lauterbach (Hessen) v J Consult GmbH

Mérfelden-Walldorf v

Neu-Isenburg V

Stadtentwicklungs- und
Oberursel (Taunus) v v Wirtschaftsférderungs-GmbH
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Bestandspflege
verbessern

Bestandspflege

Vergleich der Organisationsstruktur der Wirtschaftsférderung, Stand 2002

Gemeinde Verwaltungs- (teilweise) Bemerkung
interne Ausgliederung
Aufgaben- von Aufgaben
wahrnehmung
Eigenbetrieb Freizeit und
Riidesheim am Rhein v v Tlc?fr?snelese reizet un
Stadtallendorf v
Weiterstadt v
Witzenhausen J J Mitgesellschafter der

Wirtschaftsférderungsgesellschaft
Werra-MeiBner-Kreis mbH

Quelle: Angaben der Stadte, Stand: 2002

Ansicht 137: Vergleich der Organisationsstruktur der Wirtschaftsférderung

11.10 Bestandspflege

17 Mittelzentrenf1] besuchten in den letzten Jahren systematisch groBere, ortsansas-
sige Unternehmen und nahmen an Zusammenkiinften der ortlichen Gewerbetreiben-
den teil, um ihre Probleme kennen zu lernen und Abhilfe zu schaffen.

Einen systematischen, vollstindigen und auch dokumentierten Uberblick dariiber,
welche Unternehmen wann besucht wurden, hatten die meisten Verwaltungen nicht.
Aus Vermerken lieBen sich die Kontakte nur mit erheblichen Liicken ermitteln. Die in
den Kontakten gesammelten Informationen wurden nicht systematisch ausgewertet.

Die Qualitat der Dokumentation lieBe sich verbessern, wenn die Informationstechnik
intensiver genutzt wiirde. Damit kénnten nicht nur Basisinformationen (iber die Unter-
nehmen (Arbeitsplatze, Flachenverbrauch) und von Maklern (Leerstandsquoten, Kiin-
digungen) gespeichert, sondern es kénnte in Kiirze auch ein umfassender Uberblick
Uber die Kontakte, Aktivitdten und die Entwicklung der Eckdaten gewonnen werden.
Der Mehraufwand in der Pflege ist gering.

Zudem verlangt eine zielgenaue Wirtschaftsforderung, dass die Stadte wichtige Ar-
beitsmarktdaten der vergangenen zehn Jahre (Arbeitslosenquoten, Arbeitslose ohne
abgeschlossene Berufsausbildung, sozialversicherungspflichtig Beschaftigte, gewonne-
ne Dauerarbeitsplatze, Mitarbeiter in den Unternehmen, Kaufkraftkennziffern) kennen
und systematisch aufbereiten.

Die Priifung zeigt, dass in den Verwaltungen Schwierigkeiten bestehen, diese Daten
zu beschaffen und vorzuhalten.

Die Mangel beruhten insbesondere darauf, dass Daten Uber6rtlicher Stellen nur bis auf
die Ebene des Landkreises oder des Arbeitsamtsbezirks herunter gebrochen wurden.
Dariiber hinaus wirkt sich nachteilig aus, wenn die Gebiete der Landkreise, der Indust-
rie- und Handelskammern und der Arbeitsamter nicht deckungsgleich sind und Ab-
grenzungsprobleme eine Auswertung auf Gemeindeebene ausschlieBen.

Aus Sicht der Uberértlichen Priifung empfiehlt sich, fiir das Datenmaterial landesweit
Strukturen zu schaffen, die wichtige wirtschafts- und arbeitsmarktrelevante Daten und
Kennzahlen den Gemeinden zeitnah und einheitlich aufbereitet mit Bezug auf das
Gemeindegebiet zur Verfiigung stellen.

181 Bebra, Biidingen, Eschborn, Florsheim am Main, Heppenheim, Herborn, Heusenstamm, Hofgeismar,
Hunfeld, Laubach, Lauterbach (Hessen), Morfelden-Walldorf, Neu-Isenburg, Oberursel (Taunus), Stadt-
allendorf, Weiterstadt, Witzenhausen
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11.11 Neues Gewerbe

Schon auf Grund ihrer begrenzten personellen Kapazitaten fiir Wirtschaftsforderung
konnten die Mittelzentren selten aktiv bei Investoren werben. Einen systematischen
Uberblick dariiber, wann Kontakte zu ansiedlungswilligen Unternehmen bestanden,
hatte keine Stadt. In der Regel fehlten Zahlen Gber Erfolge bei Neuansiedlungen.

Ihre Dienstleistungen stellten die Mittelzentren weitgehend auf Nachfrage bereit. Da-
bei nahmen sie - von Heppenheim und Stadtallendorf abgesehen —Dienstleistungs-
angebote der Landkreise oder der (iberdrtlichen Wirtschaftsférderungseinrichtungen,
an denen sie beteiligt waren, in Anspruch. EIf Stadte erklarten, dass sie aus der Zu-
sammenarbeit mit diesen Stellen keinen erheblichen Nutzen zogen182

Beratungsleistungen erbrachten die Mittelzentren nicht, da sie keine detaillierten
Kenntnisse Uber Férdermittel und Forderbedingungen besaBen. Die Beratung von
Fordervorgangen (ibernahmen unterstiitzende Banken, Industrie- und Handelskam-
mern und Steuerberater.

Zehn Mittelzentren betrieben Offentlichkeitsarbeit83Jund warben mit ihrer Wirtschafts-
férderung. AuBer Laubach, Mérfelden-Walldorf und Riidesheim am Rhein hatten alle in
ihrem Internetauftritt auf die Wirtschaftsférderung ausgerichtete Seiten oder eine
Gewerbeflachenbdrse.

11.12 Kosten der Wirtschaftsférderung

Entsprechend der nachfrageorientierten Ausrichtung der Wirtschaftsférderung und
dem geringen Personaleinsatz waren die direkten Personalkosten in den Vergleichs-
gemeinden gering:

Personaleinsatz und —kosten fiir die Wirtschaftsférderung

Stadt Personaleinsatz Personalkosten
Bad Soden-Salmiinster 0,63 VZA 39.196 €
Bad Wildungen 0,60 VZA 50.187 €
Bebra 0,40 VZA 30.307 €
Biidingen 0,33 VZA 25.275 €
Eschborn 0,50 VZA 37.597 €
Flérsheim am Main 0,55 VZA 48.538 €
Heppenheim 0,25 VZA 23.162 €
Herborn 0,21 VZA 21.341 €
Heusenstamm 1,45 VZA 109.699 €
Hofgeismar 0,30 VZA 30.029 €
Homberg (Efze) 0,89 VZA 58.280 €
Hiinfeld 1,20 VZA 86.000 €
Laubach 0,26 VZA 17.136 €
Lauterbach (Hessen) 0,51 VZA 38.121 €
Mérfelden-Walldorf 1,20 VZA 87.379 €

182 Bebra, Heusenstamm, Hofgeismar, Homberg (Efze) Laubach, Lauterbach (Hessen), Morfelden-Walldorf,
Oberursel (Taunus), Riidesheim am Rhein, Weiterstadt, Witzenhausen

183 Bad Wildungen, Eschborn, Heppenheim, Heusenstamm, Homberg (Efze), Hiinfeld, Lauterbach (Hessen),
Neu-Isenburg, Oberursel (Taunus), Weiterstadt

184 Ein Vollzeitaquivalent (VZA) entspricht dem in Vollzeit umgerechneten Personalbestand.
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Personal- und
Sachaufwand fiir die
Wirtschaftsférderung
war intransparent

Ubersicht zur wirtschaftlichen Entwicklung in den Mittelzentren

Personaleinsatz und —kosten fiir die Wirtschaftsférderung

Stadt Personaleinsatz Personalkosten
Neu-Isenburg 0,50 VZA 50.048 €
Oberursel (Taunus) 1,42 VZA 97.902 €
Riidesheim am Rhein 0,39 VZA 30.088 €
Stadtallendorf 1,30 VZA 107.207 €
Weiterstadt 0,20 VZA 17.452 €
Witzenhausen 0,65 VZA 47.251 €
Arithmetisches Mittel Vergleichsgemeinden 0,65 VZA 50.105 €

Quelle: Schatzungen der Stadte, Stand: 2002

Ansicht 138: Personaleinsatz und —kosten fiir die Wirtschaftsforderung

Die Mittelzentren stellten Sachkosten flr die Wirtschaftsférderung durchweg in die
Sachhaushalte verschiedener Amter ein. Wenn es Haushaltsstellen fiir Wirtschaftsfor-
derung gab, nannten sie meist geringfiigige Betrage, die die tatsachlichen Ausgaben
nicht widerspiegelten. Diese Verfahrensweise ergab sich daraus, dass die Stadte fir

die Querschnittsaufgabe Wirtschaftsforderung keine eigene Organisationseinheit ein-
gerichtet hatten.

11.13 Ubersicht zur wirtschaftlichen Entwicklung in den Mittelzentren

Die wirtschaftliche Entwicklung der Stadte ist in |Ansicht 139]in Form einer Balanced
Scorecarddargestellt. Wesentliche Kriterien sind

e die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten am Arbeitsort je 100 Ein-
wohner (1991 bis 2001),

e die Arbeitslosenquote am 30. Juni eines Jahres (1995 bis 2001),
e die Gewerbeanmeldungen je 1.000 Einwohner (1996 bis 2001),
e die Gewerbesteuereinnahmen je Einwohner (1991 bis 2001) und
e die Kaufkraft je Einwohner (1997 bis 2001).[86]

Zusatzlich wurden die zum Priifungszeitpunkt kurzfristig verfiigbaren (erschlossen,
Baurecht vorhanden, in stddtischer Hand), unbebauten Gewerbefldchen sowie ge-
meindeeigene Flachen, die in der Ndhe einer Autobahn liegen (Gemarkung an Auto-
bahn oder vierspuriger SchnellstraBef7), zur Beurteilung herangezogen.

185 pje Ansicht zeigt in den farbigen Feldern den durchschnittlichen jhrlichen Anderungswert (, Trend™) im
Vergleichszeitraum je Kriterium und je Stadt. Die griine Grundfarbe signalisiert eine tiber dem Durch-
schnitt (arithmetisches Mittel), die rote Grundfarbe eine darunter liegende Entwicklung. In beiden Farb-
bereichen gibt es zwei Abstufungen (hellgriin/ dunkelgriin und orangerot/ rot), wobei der kraftigere
Farbton eine extreme Position charakterisiert. Besitzt ein Mittelzentrum Gemarkungen, die unmittelbar
an einer Autobahn- oder SchnellstraBe liegen, ist das entsprechende Feld griin, ansonsten rot darge-
stellt.

Die weiBen Spalten in der Ansicht nennen das absolute Niveau, zu dem der ,Trend" in Beziehung zu
setzen ist.

186 pje vergleichende Priifung ergab, dass grundlegende Daten (iber die wirtschaftliche Entwickiung in den
Stadten weder in den Stadten selbst noch auf der Ebene des Landes oder der Bundesanstalt fiir Arbeit
in hinreichendem Umfang zur Verfiigung standen. So fehlten fiir die Gemeindeebene Daten Uber Unter-
nehmensinsolvenzen und Angaben Uber Arbeitslose ohne abgeschlossene Berufsausbildung. Eine amtli-
che Ubersicht {iber die Verschuldung der Gemeinden in den letzten zehn Jahren wurde nur in Bezug auf
die Kernhaushalte vorgehalten; eine konsolidierte Ubersicht etwa unter Einbeziehung der Ausgriindun-
gen (Eigenbetriebe, gemeindeeigene GmbHSs) war fiir diesen Zeitraum nicht erhaltlich.

187 siehe FuBnote 177
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Balanced Scorecard: Vergleich der Mittelzentren, Stand 2001

Stadt Sozialver-  Arbeitslo- Gewerbe- Gewerbe- Kaufkraft je Sofort Gemar-
siche- senquote  anmeldun- steuerein-  Einwohner ver- kung
rungs- gen je nahmen je flg- an

pflichtig 1.000 Einwohner bare  Auto-
Beschaftig- Einwohner Ge- bahn/
te am wer-  Schnell
Arbeitsort be- straBe
je 100 fla-
Einwohner chen
AW = durchschnittlicher Zahl Prozent Zahl € € Hektar ja/
jahrlicher Anderungswert nein

DW = Arithmetisches Aw pw Aw DwW Aw DW Aw DwW Aw DW Wert 2002

Mittel der Absolutwerte
im Betrachtungszeitraum
11,0 BOEE 7 163 |

Bad Soden-Salmiinster -1,05 [z

105
Bad Wildungen 47

R ] mom
Bebra -0,63 EECE I 0, SO SRR =0,02 7‘ 149 mwrEl 14.189mm

Bldingen m 30 BB 11,8 0 13‘ 233 BNy 15.828“
Eschborn 5,18 BEE: 6,8 il 24 BGEN) 2.638 | cEf 20. 355
Flérsheim am Main =0,28 NP1 -0,32[EE] -0,28 11 400 BEED] 17. 577--
Heppenheim -0,47 3! m 10,1 [BOEY 11 BV 363 | -l

Herborn -1,10 |} 124 Bk 10 2 479 | k)

Heusenstamm -0,70 P m 8,0m 14 BE¥P] 568 | -7: 20.

Hofgeismar 0, 12cy I 0,63 AR 0,32 7 vl 172 -5 14.083 m
Homberg (Efze) 31 15,6 (R 8‘ 217 =il 14.003 m
Hunfeld -0,63 [z 0, 16ENWA -0,34 Y -13PPIl 434 14.257
Laubach =0,35VIN 02788 VXS -0,33 o VNl 129 | <l

Lauterbach (Hessen) SO2GENET N 0,54Ta -0,33 8 7294 i

Mérfelden-Walldorf 25 7300 o

Neu-Isenburg m 52 BhJekl 9,4 m 15, i1 681 kY]

Oberursel (Taunus) m 40 BUPE 6,4 00 13 il 382 v/l

Riidesheim am Rhein 34 8,0m 10 @SE] 158 | ki

Stadtallendorf 08 so [UE w200 o rae [

Weiterstadt m 32 BOED 7,80 0k 12 EE] 416 | kp

Witzenhausen 33 16,3 | 0 9 182 | v

prere [ S B - D
Vergleichsgemeinden

Ansicht 139: Balanced Scorecard — Vergleich der Mittelzentren, Stand 2001 (Quelle: Gemeinde-
und Finanzstatistiken des Hessischen Statistischen Landesamtes; Arbeitslosenstatistiken des
Landesarbeitsamts Hessen, Kaufkraftdaten der Gesellschaft fiir Konsumforschung, Niirnberg;
Eigene Berechnungen)

Der Blick auf die Durchschnittswerte (DW) in macht deutlich, dass sich die
Stadte wirtschaftlich auf unterschiedlichen Ebenen entwickelten. Eine Stadt auf dieser
Grundlage im Entwicklungsvergleich als erfolgreicher zu bezeichnen als eine andere
Stadt und dadurch gar auf den Erfolg der 6rtlichen Wirtschaftsforderung zu schlieBen,
zeichnete nur ein grobkdrniges Bild. Der Entwicklungseinfluss der Region und des
unmittelbaren Umlands bliebe dabei auBer Betracht.
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Ubersicht zur wirtschaftlichen Entwicklung in den Mittelzentren

Das Bild scharft sich, wenn die Stadt zusatzlich in ihrem regionalen Umfeld betrachtet
wird.[B8] Ansicht 140] zeigt deshalb in einer anderen Balanced Scorecard die Entwick-
lung der Vergleichsgemeinden im Umfeld der Gemeinden ihres Landkreises. Die farbi-
gen Felder geben die Abweichung (Differenz) des durchschnittlichen jéhrlichen Ande-
rungswerts der Vergleichsgemeinde von dem durchschnittlichen jahrlichen Ande-
rungswert der ,Summe aller Gemeinden des Landkreises" wieder.

Balanced Scorecard: Vergleich der Mittelzentren und Gemeinden der Landkreise

Stand 2001
Stadt Landkreis Durchschnittlicher jahrlicher Anderungswert
Sozial- Arbeitslosen- Gewerbe- Gewerbe- Kaufkraft
versicherungs- quote anmeldungen steuer- je Einwohner
pflichtig je 1.000 einnahmen je
Beschaftigte Einwohner Einwohner
am Arbeitsort je
100 Einwohner
Zahl % Zahl € €

Stadt Lkr  Diff Stadt Lkr  Diff Stadt Lkr  Diff Stadt Lkr Diff Stadt Lkr  Diff.
Bad Soden- Main-Kinzig -1,05 —0,38 0,09 -0,18 0,94 -0,31 4 9 322 342
Salmiinster
Bad Waldeck- -0,97 -0,25 gl 0,76 0,01 WoE -0,02 -0,05 -13 -12 310 189 FPAN
Wildungen Frankenberg . . .
Bebra Hersfeld- -0,63 -0,26 0,39 0,01 -0,02 -0,03 0 -5 279 327

Rotenburg
Bldingen  Wetterau -0,55 -0,12 gkE] -0,15 -0,10 Akl 0,38 -0,11 -6 24 Qe 197 364 gy
Eschborn  Main-Taunus 5,18 0,64 B2ig -0,35 -0,31 Bfz 0,10 -0,27 550 54 BEEE 339 438
Flérsheim  Main-Taunus -0,28 0,64 -0,32 -0,31 -0,28 -0,27 2 54 480 438
am Main
Heppen-  BergstraBe  -0,47 -0,19 0,06 -0,17 -0,42 -0,24 7 -5 356 355
heim
Herborn Lahn-Dill -1,10 -0,28 Ek:¥ -0,14 -0,27 -0,23 -0,25 29 10 292 313
Heusen-  Offenbach  -0,70 -0,20 -0,06 -0,14 -0,09 -0,57 22 -2 378 361
stamm
Hofgeismar Kassel 0,12 -0,07 0,63 0,19 0,32 -0,09 2 13 350 322
Homberg  Schwalm- 0,20 -0,18 0,53 0,13 -0,25 -0,23 8 2 313 308
(Efze) Eder
Hinfeld Fulda -0,63 -0,20 gE®] 0,16 0,08 -0,34 -0,15 Bkl -13 -2 434 317 AV
Morfelden- GroB-Gerau 0,84 -0,10 -0,20 -0,07 Sufsk| -0,03 0,03 -7 -29 160 359 Bk
oo [ [ [
Neu- Offenbach 0,65 -0,20 -0,33 -0,14 Skl -0,09 -0,57 41 -2 432 361 70
Isenburg . .
Laubach GieBen -0,35 -0,19 0,27 -0,13 -0,33 -0,10 EwEl -21 -5 @Ed 391 332“
Lauterbach Vogelsberg -0,28 -0,28 0,54 0,11 -0,33 -0,11 7 -4 327 324
(Hessen)
Oberursel Hochtaunus -0,05 -0,09 -0,24 -0,14 S8 -0,02 -0,18 1 9 371 423
(Taunus)
Riidesheim Rheingau- -0,29 -0,27 0,02 -0,07 0,06 -0,05 -18 -9 287 356
am Rhein  Taunus
Stadtallen- Marburg- 0,15 -0,09 0,25 0,05 -0,11 -0,10 4 9 372 297
dorf Biedenkopf
Weiterstadt Darmstadt- -0,44 -0,05 -0,30 -0,19 [s8{ 0,18 0,08 -18 -4 289 350
Dieburg .

Witzen- Werra- -0,11 -0,33 0,79 0,60 0,00 -0,05 -3 -7 252 283
hausen MeiBner

188 ym auf andere Weise kaum ldsbare Schwierigkeiten bei der regionalen Abgrenzung zu vermeiden,
werden als ,regionales Umfeld" die Gemeinden des Landkreises betrachtet, dem die Vergleichsgemein-
de angehort.
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Balanced Scorecard: Vergleich der Mittelzentren und Gemeinden der Landkreise

Stand 2001
Stadt Landkreis Durchschnittlicher jahrlicher Anderungswert
Sozial- Arbeitslosen- Gewerbe- Gewerbe- Kaufkraft
versicherungs- quote anmeldungen steuer- je Einwohner
pflichtig je 1.000 einnahmen je
Beschaftigte Einwohner Einwohner
am Arbeitsort je
100 Einwohner
Zahl % Zahl € €
Stadt Lkr  Diff Stadt Lkr  Diff Stadt Lkr  Diff Stadt Lkr Diff Stadt Lkr  Diff.
Arithmetisches Mittel -0,04 -0,12 0,11 -0,05 -0,03 -0,17 27 5 330 341

Ansicht 140: Balanced Scorecard — Vergleich der Mittelzentren und Gemeinden der Landkreise
(Quelle: Gemeinde- und Finanzstatistiken des Hessischen Statistischen Landesamtes; Arbeitslo-
senstatistiken des Landesarbeitsamts Hessen, Kaufkraftdaten der Gesellschaft fiir Konsumfor-
schung, Niurnberg; Eigene Berechnungen)

11.14 Ungentigende Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschaftig-
ten am Arbeitsort

Der Erfolg der Wirtschaftsférderung kann an den durch Rechtsvorschriften vorgege-
benen Zielen und an den értlichen Zielen gemessen werden. Wie in Kapitel
Wirtschaftsforderung als Aufgabe in Mittelzentren'| ausgefiihrt, nennen die hessi-
schen Regionalplane die Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplatzen als zentrales
Ziel.[B9) Auf Basis der verfiigbaren Daten wurde in dieser vergleichenden Priifung mit
Hilfe der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten am Arbeitsort gemessen, ob auf
dem Weg dorthin zumindest tendenziell Erfolge zu verzeichnen waren.

Wie Ansicht 139]zeigt, schwankte die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschéftig-
ten im Vergleichsring zwischen 118 (Eschborn) und 20 (FIérsheim am Main) Beschaf-
tigten je 100 Einwohner. Ihr ist ferner zu entnehmen, ob sie mit einer positiven oder
negativen Tendenz verkniipft ist, denn der durchschnittliche jéhrliche Anderungswert
relativiert den absoluten Wert. So ist der Trend fiir Morfelden-Walldorf verhaltnisma-
Big gut, obwohl dort nur 25 sozialversicherungspflichtig Beschaftigte auf 100 Einwoh-
ner kommen. Das spricht dafiir, dass es bei guter Verkehrsanbindung und raumlicher
Nahe zum Ballungsraum nicht nétig ist, fiir alle Arbeitnehmer Arbeitsplatze in der ei-
genen Stadt vorzuhalten. Grenzen ergeben sich nur, wenn Wege zum Arbeitsplatz
zeitaufwandig, teuer oder wegen der Verkehrsbelastung umweltunvertraglich waren.

Der Trend dokumentiert, ob die Stadt in den vergangenen Jahren Unternehmen und
damit Arbeitsplatze fir ihren Standort gewinnen konnte, Unternehmen am Standort zu
halten vermochte und ob sie ortsansassige Unternehmen bei ihren Expansionsbestre-
bungen oder Existenzgriinder sachgerecht unterstiitzen konnte.

MaBstab der Priifung war die relative Entwicklung der sozialversicherungspflichtig
Beschaftigten am Arbeitsort im Verhdltnis zum bisherigen Niveau. Von besonderer
Bedeutung war auch der Vergleich mit der Entwicklung in den Gemeinden des Land-
kreises (. Dadurch wurden Verzerrungen vermieden, die auftriten, wenn
man nur die im Ballungsraum Frankfurt erzielbaren guten Erfolge den bescheideneren
Erfolgen im wirtschaftlich schwécheren Nordhessen gegeniibergestellt hatte. Der Ver-
gleich nach [Ansicht 140] gibt Aufschluss dariiber, ob die Mittelzentren ein in ihrer un-
mittelbaren Umgebung machbares Ergebnis schafften oder darunter blieben. Damit
ergab sich bei allen Unterschieden und Unwagbarkeiten der auBeren Einfllisse in der
Tendenz eine Aussage (iber den Erfolg der kommunalen Wirtschaftsférderung.

189 giehe Regionalplan Nordhessen 2000, a. a. O., S. 2901 und 2902; Regionalplan Mittelhessen 2001,
a.a. 0., S. 2190, 2268 und 2269; Regionalplan Siidhessen 2000, a. a. O., S. 614 und 615
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Unglinstige Entwicklung der Arbeitslosenquote

Lediglich in sechs Stadten des Vergleichsrings war der Trend bei den sozialversiche-
rungspflichtig Beschaftigten positiv Auffallig war, dass von den 15 Mittelzentren,
die bereits in negative durchschnittliche jahrliche Anderungswerte hatten,
12 auch im Vergleich mit den Gemeinden ihrer Region — zum Teil deutlich - schlechter
abschnitten (Ansicht 140). Diese Erkenntnis signalisiert Handlungsbedarf und auch
-potenzial.

Insgesamt war festzustellen, dass mit Ausnahme von Eschborn die Entwicklung bei
den sozialversicherungspflichtig Beschaftigten verbessert werden kann (Ansicht 141
und |Ansicht 140).

50

Entwicklung der sozialversicherungspflichtig
a1 Beschdftigten je 100 Einwohner

35

Beschéftigte je 100 Einwohner

25

20

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001

—— Mittelwert Gemeinden Landkreise

Mittelwert Vergleichsgemeinden

Durchschnittlicher jahrlicher Anderungswert Gemeinden der Landkreise
= = -Durchschnittlicher jahrlicher Anderungswert Vergleichsgemeinden

Quelle: il isti des i isti L Eigene Ber

Ansicht 141: Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten je 100 Einwohner

11.15 Unglnstige Entwicklung der Arbeitslosenquote

zeigt, dass sich zwischen sozialversicherungspflichtig Beschéftigten am
Arbeitsort und Arbeitslosigkeit keine Beziehung herstellen Iasst. Flérsheim am Main mit
20 sozialversicherungspflichtig Beschaftigten je 100 Einwohner am Arbeitsort gehorte
ebenso wie Eschborn mit 118 sozialversicherungspflichtig Beschaftigten je 100 Ein-
wohner am Arbeitsort zu den Mittelzentren mit der geringsten Arbeitslosenquote. In-
wieweit eine Stadt beim Abbau der Arbeitslosigkeit erfolgreich war, lasst sich vor allem
daran messen, ob es ihr gelang, die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschaftig-
ten am Arbeitsort positiv zu entwickeln.

Ebenso wie die sechs Stadte mit positivem Trend bei den sozialversicherungspflichtig
Beschaftigten am Arbeitsort konnten Oberursel (Taunus) und Witzenhausen das
Durchschnittsergebnis der Gemeinden des Landkreises iibertreffen. In vier Stadtenf]]
entwickelte sich die Arbeitslosigkeit dennoch unglinstiger als der Durchschnitt der

Gemeinden ihres Landkreises (siehe Ansicht 140).

Drei von ihnen (Hofgeismar, Homberg (Efze) und Stadtallendorf) gehdérten zu den fiinf
Stadten mit der héchsten Arbeitslosigkeit im Vergleichsring. Hofgeismar und Homberg
(Efze) zahlten auch zu den fiinf Mittelzentren,[192|die bei der Entwicklung der Arbeitslo-
sigkeit am ungunstigsten abschnitten.

190 Eschborn, Hofgeismar, Homberg (Efze), Morfelden-Walldorf, Neu-Isenburg, Stadtallendorf
191 Hofgeismar, Homberg (Efze), Stadtallendorf, Witzenhausen

192 Baq Wildungen, Hofgeismar, Homberg (Efze), Lauterbach (Hessen), Witzenhausen
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Quelle: Arbeitslosenstatistiken des Landesarbeitsamts Hessen.
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Ansicht 142: Entwicklung der Arbeitslosenquote

Im Vergleichszeitraum stieg der Trend der Arbeitslosenquote in 12 Mittelzentren[93]
Dabei mussten Stadte mit einer unterdurchschnittlichen Arbeitslosenquote in der Re-
gel geringere Steigerungsraten hinnehmen als Stadte mit hoher Arbeitslosigkeit (siehe

Ansicht 139).
Ansicht 140| und |Ansicht 142| merken an, dass sich die Arbeitslosenquote in 14 Mittel-

zentrenf®4|unglinstiger entwickelte als im Durchschnitt der Gemeinden des Landkrei-
ses. Wahrend sie in allen Vergleichsgemeindenf®5]jahrlich um 0,11 Prozent im Durch-
schnitt stieg, sank sie im Durchschnitt in den Gemeinden der zugehdrigen Landkreise
um 0,05 Prozent.

11.16 Flachenmanagement und Autobahnanschluss

Angesichts der Arbeitslosigkeit in den Mittelzentren zwischen 6 Prozent und 16 Pro-
zent haben alle Vergleichsgemeinden Anlass, sich bei der Schaffung und Erhaltung
von Arbeitsplatzen weiter anzustrengen.

Es wird nicht ausreichen, vor allem qualifizierte Arbeitspldtze zu schaffen. Die Priifung
ergab, dass Arbeitsplatze fiir ungelernte und gering qualifizierte Arbeitnehmer fehl-
ten.[%¢] Dies sollte dazu fiihren, dass Gewerbeflachen auch fiir Unternehmen ausge-
wiesen und vorgehalten werden, die gewerblichen und geringer qualifizierten Arbeit-
nehmern Arbeitsplatze bieten. In diesem Zusammenhang ist eine Stadt nicht nur un-
terstiitzend fir Bund und Land in der Arbeitsmarktpolitik tdtig. Alle arbeits-
marktpolitischen Initiativen des Bundes und des Landes fiir die Gemeinden scheitern,
wenn eine Stadt weder Bauleitplanungen vornimmt noch geeigneten Flachen aus-
weist.

193 Bad Soden-Salmiinster, Bad Wildungen, Bebra, Heppenheim, Hofgeismar, Homberg (Efze), Hiinfeld,
Laubach, Lauterbach (Hessen), Riidesheim am Rhein, Stadtallendorf, Witzenhausen

194 Bad Soden-Salmiinster, Bad Wildungen, Bebra, Heppenheim, Herborn, Heusenstamm, Hofgeismar,
Homberg (Efze), Hiinfeld, Laubach, Lauterbach (Hessen), Riidesheim am Rhein, Stadtallendorf, Witzen-
hausen

195 Arithmetischer Mittelwert aller in der 85. Vergleichenden Priifung untersuchten Stadte.

196 \Weder das Hessische Statistische Landesamt noch die Bundesanstalt fiir Arbeit hielten statistische
Daten Uber den Anteil der gering qualifizierten und ungelernten Arbeitnehmer an den Arbeitslosen auf
der Ebene der Gemeinden vor.
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Sechs Stadtel%7] hatten zum Zeitpunkt der Priifung kurzfristig verfligbare (erschlossen,
Baurecht vorhanden, in stadtischer Hand), unbebaute Gewerbeflachen, die den
Durchschnittswert von 4,3 Hektar (berschritten. Heppenheim, Homberg (Efze), Lau-
bach und Oberursel (Taunus) waren in der Lage, kurzfristig solche Gewerbeflachen im
Gesamtumfang zwischen 2,8 und 3,6 Hektar abzugeben. Das Flachenangebot der
restlichen Stadte des Vergleichsrings lag zum Teil erheblich unter diesen Werten (1,7

Hektar und weniger). Bebra und Riidesheim am Rhein hielten zum Priifungszeitpunkt
keine kurzfristig verfligbaren, unbebauten Gewerbeflachen vor (siehe Ansicht 139].
Die Prifung zeigt, dass es mehrere Jahre dauert, bis Investoren Gewerbeflachen an-

geboten werden kénnen, wenn Gewerbeflachen nicht in stadtischer Hand, baureif und
erschlossen sind. Der Regionalplan Mittelhessen sagt:

»Bei den gegebenen kurzfristigen Investitionsentscheidungen sind kurzfristig verfiigbare
Gewerbeflachenreserven auf der kommunalen Ebene in jeder zentralortlichen Stufe fiir
den ortlichen Strukturwandel entscheidend.“

Wirtschaftsforderung ist erfolgreich, wenn ausreichend groBe Flachen aktiv vermarktet
werden. Die in diesem Zusammenhang bestehenden Fragen sind mit einer verstark-
ten, langfristig angelegten interkommunalen Zusammenarbeit sowie durch eine besse-
re Regionalplanung l6sbar. Die Priifung ergab Ansatze fiir eine solche verstarkte inter-
kommunale Zusammenarbeit, die vorangetrieben und weiterentwickelt werden sollten.

So hatte die Stadt Laubach im Jahre 2002 mit den Nachbarkommunen Griinberg, Lich
und Hungen eine o&ffentlich-rechtliche Vereinbarung Uber eine verstarkte interkommu-
nale Zusammenarbeit auch mit dem Ziel der Entwicklung der Region geschlossen.
Ebenfalls bestand in der Stadt Bad Soden-Salmiinster eine Vereinbarung zur Vermark-
tung der Region mit den Nachbarstadten Steinau an der StraBe, Schllichtern und Sinn-
tal.

Die Priifung zeigte zudem, dass ein unmittelbarer Autobahnanschluss ein Indikator fir
die wirtschaftliche Entwicklung eines Mittelzentrums und damit auch fiir die Entwick-
lung der Arbeitslosigkeit von herausragender Bedeutung ist. Der Autobahnanschluss
schafft zum einen fiir Pendler giinstige Voraussetzungen, um Arbeitsplatze in anderen
Gemeinden zu erreichen. Zum anderen erhoht er die Attraktivitdt der Stadte als
Standort fiir ein Wirtschaftsunternehmen. Nach den Berichten der kommunalen Ver-
waltungen des Vergleichsrings stieBen die Stadte gerade bei ihrem Bemiihen, Unter-
nehmen anzusiedeln, oftmals auf uniberwindliche Schwierigkeiten, wenn sie nicht
unmittelbar durch eine Autobahn erschlossen waren.

Der Wert eines Autobahnanschlusses fiir die Stadt belegen die Daten aus Ansicht 139
und JAnsicht 140

e Von den 12 Mittelzentren, in denen die Arbeitslosigkeit unter dem Mittelwert
Iag, sind nur Lauterbach (Hessen) und Riidesheim am Rhein nicht unmittelbar
an eine Autobahn angeschlossen.

e Von den 12 Mittelzentren, in denen der Anstieg der Arbeitslosigkeit unter dem
Mittelwert liegt,%] sind nur die Stadte Biidingen und Riidesheim am Rhein nicht
an eine Autobahn unmittelbar angeschlossen.

e Von den neun Mittelzentren mit einer Arbeitslosigkeit tiber dem Mittelwertf91] ist
nur die Stadt Herborn unmittelbar an eine Autobahn angeschlossen.

197 Bad Wildungen, Eschborn, Hofgeismar, Hiinfeld, Lauterbach (Hessen), Weiterstadt
198 Regionalplan Mittelhessen 2001, a. a. O., S. 2001, 2190, 2243 und 2244

199 Eschborn, Heppenheim, Herborn, Heusenstamm, Hiinfeld, Fl6rsheim am Main, Lauterbach (Hessen),
Morfelden-Walldorf, Neu-Isenburg, Oberursel (Taunus), Ridesheim am Rhein, Weiterstadt

200 Bag Soden-Salmiinster, Biidingen, Eschborn, Flérsheim am Main, Heppenheim, Herborn, Heusenstamm,
Morfelden-Walldorf, Neu-Isenburg, Oberursel (Taunus), Ridesheim am Rhein, Weiterstadt
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e Von den neun Mittelzentren mit einem Anstieg der Arbeitslosigkeit liber dem Mit-
telwert I besitzt nur die Stadt Hiinfeld einen unmittelbaren Autobahnanschluss
(siehe Ansicht 139|— orange- und dunkelrote Kennzeichnung und Ansicht 143

e Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in diesen Mittelzentren ist auch im Vergleich
zum Durchschnitt der Gemeinden in ihrem regionalen Umfeld besonders ungiins-

tig (siehe Ansicht 140).

o Vergleich der Spanne des durchschnittlichen jéhrlichen
0,90 % e .
Anderungswerts der Arbeitslosenquote
0,80 % in Mittelzentren mit und ohne Autobahnanschluss
Stand: 2001
0,70 % Witzenhausen (0,79) |
Bad Wildungen (0,76)
£ 0,60 % Hofgeismar (0,63) N
g Homberg (Efze) (0,53)
g ) 0,50 % Lauterbach (Hessen) (0,54)
35
<8 0,40 % —
53
& =
=R} 0,30 % —
E] Bebra (0,39)
5T Laubach (0,27)
oL 0,20 % Stadtallendorf (0,25)
Eg Hiinfeld (0,16)
£ 0,10 % .
S Bad Soden-Salminster (0,09)
] 0% L Heppenheim (0,06) | ]
‘a- ™ Heusenstamm (-0,06) = Riidesheim am Rhein (0,02) =
_ Herborn (-0,14) Budi -0,15 —
0,10 Mbrfelden-Walldorf (-0,20) dingen (-0,15)
Oberursel (Taunus) (-0,24)
-0,20 % —— Weiterstadt (-0,30)
Flérsheim am Main (-0,32)
g 0, Neu-Isenburg (-0,33)
0,30 % Eschborn (-0,35)

Mittelzentren mit Mittelzentren ohne
Autobahnanschluss Autobahnanschluss

Ansicht 143: Vergleich der Spanne des durchschnittlichen jahrlichen Anderungswerts der Ar-
beitslosenquote in Mittelzentren mit und ohne Autobahnanschluss (Quelle: Arbeitslosenstatisti-
ken des Landesarbeitsamtes Hessen; Eigene Berechnungen)

e Von den neun Mittelzentren mit iberdurchschnittlichen Gewerbesteuereinnahmen
je Einwohner ist nur die Stadt Stadtallendorf nicht unmittelbar an eine Auto-
bahn angeschlossen. Bis auf Stadtallendorf entwickelte sich dort auch die Arbeits-
losenquote glinstig bis sehr glnstig.

e Die neun Mittelzentren mit einer berdurchschnittlichen Zahl von Gewerbeanmel-
dungen je 1.000 Einwohnerf¥] waren bis auf Biidingen an die Autobahn ange-
schlossen. Bis auf Heppenheim entwickelte sich in allen Stadte die Arbeitslosigkeit

ginstig (siehe Ansicht 139 |- dunkelgriine Kennzeichnung).

201 Bad Wildungen, Bebra, Biidingen, Herborn, Hofgeismar, Homberg (Efze), Laubach, Stadtallendorf,
Witzenhausen

202 Bad Wildungen, Bebra, Hofgeismar, Homberg (Efze), Hiinfeld, Laubach, Lauterbach (Hessen), Stadtal-
lendorf, Witzenhausen

203 Eschborn, Fldrsheim am Main, Heppenheim, Herborn, Heusenstamm, Neu-Isenburg, Oberursel (Tau-
nus), Stadtallendorf, Weiterstadt

204 Budingen, Eschborn, Flérsheim am Main, Heppenheim, Heusenstamm Mdorfelden-Walldorf, Neu-
Isenburg, Oberursel (Taunus), Weiterstadt
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e Von den acht Mittelzentren mit einer Uberdurchschnittlichen Kaufkraft je Einwoh-
nerf%] hatten alle einen unmittelbaren Autobahnanschluss. Bei sieben verzeichne-
ten sank Trend der Arbeitslosigkeit. Bei sechs entwickelte sich die Arbeitslosen-
quote sehr giinstig (siehe Pnsicht 139]hell- oder dunkelgriine Kennzeichnung).

Nach diesen Erkenntnissen sollten Gemeinden mit Gewerbefldchen in der Nahe einer
Autobahn unbedingt anstreben, kurze und verkehrsglinstige Verbindungen zur nachs-
ten Autobahnauffahrt zu erlangen oder bereits vorhandene Verbindungen zu optimie-
ren.

Gemeinden, an denen keine Autobahn vorbeifiihrt, miissen verstarkt auf andere posi-
tive Standortfaktoren, wie erschlossenes und preisglinstiges Gewerbegeldnde oder
moderate Gewerbsteuerhebesatze, setzen, wenn sie Unternehmen fiir eine Ansiedlung
gewinnen oder zum Bleiben veranlassen wollen. Auch solche Voraussetzungen sind
von erheblicher Bedeutung. Waren sie trotz eines Autobahnanschlusses nicht erfiillt,
ging es den autobahnnahen Gemeinden tendenziell nur wenig besser als den auto-
bahnfernen.

11.17 Gemeindelibergreifende Gewerbegebiete

Den Gemeinden ist zu raten, Gewerbegebiete gemeinsam auszuweisen. Vorteile eines
gemeinsamen Gewerbegebietes sind:

e Gemeinsame Gewerbegebiete kénnen gréBer ausgelegt und flexibler genutzt wer-
den als kleine Gewerbegebiete, weil mehrere Gemeinden eine héhere Finanzkraft
haben und sich das Einzugsgebiet erweitert.

e Die finanzielle Belastung der Gemeinde fiir die ErschlieBung und Vorhaltung von
Gewerbeflachen reduziert sich, da sich die Lasten auf mehrere Schultern verteilen.

o Die Aufteilung der Kosten untereinander begiinstigt eine zeitnahe Refinanzierung
auch risikobehafteter wettbewerbsfahiger, moderner Gewerbegebiete.

e Fir die Einwohner mehrerer Gemeinden werden wohnortnahe neue Arbeitsplatze
geschaffen.

e Die Arbeitsplatze sind wegen ihrer Konzentration an einem Ort mit dem o&ffentli-
chen Personennahverkehr leichter zu erschlieBen. Dies entlastet die StraBen vom
Individualverkehr und erleichtert gerade den finanziell schlechter gestellten ge-
werblichen Arbeitnehmern und ungelernten Kraften den Zugang zu ihrem Arbeits-
platz.

e Der Flachenverbrauch verringert sich und wird auf einen Ort konzentriert. Das
dient dem Naturschutz.

Die Griindung gemeinsamer Gewerbegebiete entspricht in der Zielrichtung auch der
Landesentwicklungsplanung: %]

~Werden zusétzliche Fldchen vor allem fiir Neuansiedlungen benétigt, sollen diese
schwerpunktmaBig an den dafiir geeigneten Standorten ausgewiesen werden,
wenn diese im Zuge der Entwicklung von Gewerbeflachenkonzepten festgelegt
wurden. Diese Schwerpunktsetzung kann notwendig sein aus ékonomischen Effi-
zienzgriinden (wegen der erforderlichen Kosten fiir die ErschlieBung, des Baus
und der Unterhaltung von Infrastruktureinrichtungen, tragfahiger Verkehrs- und
Versorgungseinrichtungen, Agglomerationsvorteilen), aus okologischen Griinden
(Vermeidung der Zersiedlung und der Inanspruchnahme einer Vielzahl von Frei-
rdumen) und aus raumordnungspolitischen Griinden (zur Stabilisierung bzw. zum
Ausbau leistungsfahiger ansiedlungsattraktiver Standorte, die gerade in den land-
lichen Raumen Entwicklungsimpulse ausldsen). Gerade unter dem Gesichtspunkt

205 Eschborn, Florsheim am Main, Heppenheim, Heusenstamm, Mérfelden-Walldorf, Neu-Isenburg, Oberur-
sel (Taunus), Weiterstadt

206 | andesentwicklungsplan Hessen 2000, a. a. O., S. 18
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der Ausweisung sowohl oOkologisch, als auch 6konomisch und raumordnungs-
politisch geeigneter Standortflachen sollte zukiinftig die kommunale Kooperation
mit dem Ziel gemeindelibergreifender Gewerbeflachenplanung intensiviert wer-
den."

Die Gemeinden sollten jedoch auf folgendes achten:

Der aus dem kommunalen Zusammenschluss resultierende Einzugsbereich sollte nicht
zu weit gefasst werden. Seine Flache sollte sich daran orientieren, ob die in den betei-
ligten Stadten wohnenden Arbeitnehmer die Arbeitsplatze in dieser Region noch in
angemessener Zeit erreichen kénnen.

Die Gemeinden sollten zudem durch eine Vereinbarung dafiir sorgen, dass die wirt-
schaftlichen Lasten und Vorteile fiir die gemeinsame ErschlieBung und den gemein-
samen Betrieb eines Gewerbegebiets gleichmaBig verteilt werden. Dies kdnnte durch
einen finanziellen Ausgleich geschehen. Die Verteilung der Gewerbesteuer ware mitzu-
regeln.

Eine solche Vereinbarung beugt der Sorge vor, dass die eine Gemeinde durch ein
gemeinsames Gewerbegebiet bevorzugt und die andere benachteiligt sein kénnte.

11.18 Griindung einer gemeinsamen Gesellschaft

Gemeinden, die gemeinsam Gewerbegebiete betreiben, sollten Gesellschaften mit
beschrankter Haftung (GmbH) griinden, die in ihrem Auftrag Wirtschaftsférderung
betreiben. Dieses Verfahren wird bereits heute zur Forderung des regionalen Touris-
mus praktiziert.

Die Gemeinden sollten als Gesellschafter gemeinsam das Griindungskapital bereitstel-
len und die laufenden Kosten der GmbH tragen. Es wird sinnvoll sein, den Landkreis,
die Industrie- und Handelskammer, die 6rtlichen Gewerbevereinigungen sowie ortliche
Banken zu beteiligen.

Der Gesellschaftsvertrag ist so zu gestalten, dass wesentliche Interessen einer Ge-
meinde, die wirtschaftsférdernde MaBnahmen ergreifen will, in besonderer Weise
beriicksichtigt werden. Er muss auBerdem Klarheit (ber Austritts- und Auflésebedin-
gungen schaffen.

Die Griindung einer gemeinsamen Gesellschaft bietet folgende Vorteile:

e Konzentration der Ressourcen der Wirtschaftsforderung; dies schafft die Voraus-
setzungen, um den sich verscharfenden kommunalen Wettbewerb auf der europa-
ischen Ebene zu bestehen.

e Das Know-how aller Gesellschafter wird der Gesellschaft bei der taglichen Wirt-
schaftsférderungsarbeit zugute kommen.

e Wirtschaftsférderung aus einer Hand (Entwicklung von Gewerbegebieten, Be-
schaffung der Betriebsgrundstticke fiir Unternehmen, Unterstiitzung bei Genehmi-
gungsverfahren, Hilfe bei der Beantragung von Férdermitteln, in begrenztem Um-
fang Beratung der Unternehmen bei Problemlagen),

e Die Potenziale werden gebiindelt (mehr Leistungskraft). Zielen die Akteure in die
gleiche Richtung, wird die Wirkung gréBer.

e Kontraproduktives (Konkurrenz-)Verhalten kann vermieden werden.

e Entwicklung und Realisierung von Projekten zur Férderung der Wirtschaftsstruktur
(Gewerbeparks, Technologiezentren, Innovationszentren, von der Wirtschaft mit-
finanzierte Aus- und Fortbildungsstatten).

Wichtig ist, dass die Gemeinden die Wirtschaftsférderungsaufgaben umfassend auf die
GmbH Ubertragen. Je nach GroBe der Gemeinden und Umfang der Aufgaben sollten
die Gesellschaften mit beschrankter Haftung zwei bis fiinf hauptamtliche Mitarbeiter
beschaftigen, die sich ausschlieBlich der Wirtschaftsférderung widmen. Sie sollten das
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fachliche Know-how mitbringen, und das Leitungspersonal sollte in einer erfolgreichen
kommunalen Wirtschaftsforderungseinheit gearbeitet haben.

Der Geschéftsfiihrer sollte der erste Ansprechpartner in Wirtschaftsférderungs-
angelegenheiten sein. Soweit die Blrgermeister angesprochen werden, leiten sie ihre
Gesprachspartner an die Gesellschaft weiter. Das unterbindet Reibungsverluste. Die
Beschleunigung der Vorgange und das Sprechen mit einer Stimme wird Kosten sparen
und der Attraktivitat des Standorts zugute kommen.

Die Ubertragung der Wirtschaftsférderungsaufgaben auf die Gesellschaften bedeutet,
dass die Wirtschaftsforderungsgesellschaften in eigener Zustandigkeit Uber die Ge-
werbefldchen der beteiligten Gemeinden verfiigen. Soweit notwendig, werden sie fiir
die Gemeinden Grundstiicke zu Wirtschaftsférderungszwecken ankaufen. Um zusatzli-
che Kosten zu sparen (unter anderem auch Steuern) wird es sich nicht anbieten, dass
die Gemeinden die in ihrem Eigentum stehenden Fléchen auf die Gesellschaften iber-
tragen. Es wird ausreichen, dass die Gesellschaften im fremden Namen fiir die Eigen-
timergemeinde handeln.

Gegenlber den Landkreisen und den Gemeinden, in denen das Gewerbe sich ansie-
delt, tritt die Gesellschaft dhnlich einem privaten Eigentiimer auf, der seine Gewerbe-
flache vermarktet und die Entscheidungen der Gebietskdrperschaften herbeifiihrt.
Fragen von weitreichender politischer Bedeutung sind in der Gesellschafterver-
sammlung zu erdrtern und zu entscheiden. Dort nehmen die beteiligten Gemeinden
ihre Interessen durch ihre politisch verantwortlichen Vertreter wahr.

Die Biindelung der Finanzkraft in einer Gesellschaft wird die Gemeinden in die Lage
versetzen, Wirtschaftsforderung in einem Umfang betreiben, den ein Mittelzentrum
allein nicht oder nur mit kaum vertretbaren finanziellen Belastungen schultern kénnte.
Gemeinsam und in professioneller Begleitung durch die Wirtschaftsforderungsgesell-
schaft wird es mdglich sein, einen Gewerbepark oder ein Technologiezentrum zu
schaffen. Dies sind MaBnahmen, die in der gegenwartigen Wirtschaftsférderungspraxis
vorwiegend in groBen und finanzkraftigen Stadten anzutreffen sind.

Die interkommunale Zusammenarbeit verlangt umgekehrt die Bereitschaft zum Inte-
ressenausgleich und zum Kompromiss. Diese Einschrankung der eigenen Handlungs-
freiheit ist gegeniiber den fiir die Gemeinde existenziell bedeutsamen Vorteilen der
Zusammenarbeit abzuwégen.

11.19 Anreize zur Zusammenarbeit

Als Anreiz ware denkbar, dass das Land Gemeinden, die sich zusammenschlieBen und
eine Wirtschaftsforderungs-GmbH griinden sowie gemeinsame Gewerbegebiete aus-
weisen, bei der Wirtschaftsforderung bevorzugt. Die Gemeinden sollten auf ihre An-
trage vorrangig Mittel aus den begrenzten Férderprogrammen erhalten. Zum anderen
sollten sie durch die groBziigige Ausweisung von Gewerbefldchen in der Regionalpla-
nung begtinstigt werden. Gemeinden, die nicht kooperieren, sollten leer ausgehen und
bei der Fortschreibung der Regionalplanung nicht berticksichtigt werden.

11.20 Leitbild und Ziele

Die gemeinsame Definition eines Leitbildes in der Gesellschafterversammlung sowie
klare Absprachen Uber die Ziele sind unverzichtbare Voraussetzungen fiir die Beauf-
tragung einer GmbH. Dabei sind operationale Ziele zu formulieren, deren Erreichen
nach Ablauf eines bestimmten Zeitraumes anhand von Kennzahlen zu (berpriifen ist.
Solche Ziele, die mit der Geschaftsfiihrung der Gesellschaft zu vereinbaren sind, kénn-
ten zum Beispiel sein:

e Schaffung von 200 neuen Arbeitsplatzen im Gebiet der beteiligten Gemeinden bis
zum Ende des nachsten Kalenderjahres,

e Entwicklung eines gemeinsamen Gewerbegebiets innerhalb der ndachsten drei
Kalenderjahre in der Weise, dass ein potenzieller Investor sechs Monate nach Ab-
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schluss eines Grundstiickskaufvertrags auf der Gewerbeflache mit dem Bau seiner
betrieblichen Anlagen beginnen kann,

e Reduzierung des Abstands der ortlichen Arbeitslosenquote zur bundesweiten Ar-
beitslosenquote um 0,5 Prozent innerhalb der nachsten drei Kalenderjahre.

Die Gesellschafter sollten vierteljahrlich zusammenkommen und Berichte ihrer Wirt-
schaftsforderungsgesellschaft entgegennehmen. Es ist ein Controllingsystem zu entwi-
ckeln, das den wirtschaftlichen Betrieb der Gesellschaft als auch die sachgerechte
Erledigung der gesellschaftlichen Aufgaben und das Erreichen der Ziele erfasst.

11.21 Schlussbemerkung

Die vorstehenden Empfehlungen sind vor allem organisatorischer Art und lassen sich
meist durch spezielle Regelungen umsetzen. Alle MaBnahmen der Wirtschaftsforde-
rung werden jedoch scheitern, wenn es den Gemeinden und den Gesellschaften nicht
gelingt, ein wirtschaftsfreundliches Klima zu schaffen. Um die Ziele der Wirtschaftsfor-
derung

e Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplatzen,
e Unterstiitzung der hessischen Wirtschaft und
e Sicherung und Mehrung von Einnahmen der 6ffentlichen Hand

optimal erreichen zu kénnen, ist die interkommunale Zusammenarbeit weiter zu ver-
starken. Hierzu sind fiir die folgenden Punkte Richtlinien zu entwickeln:

e GroBe der kommunalen Einheiten, die sich zusammenschlieBen sollten.
e Ausweisung gemeinsamer Gewerbegebiete durch mehrere Gemeinden.
e Finanzieller Ausgleich bei gemeinsamen Gewerbegebieten.

e Zusammenschluss zu (privatrechtlichen) Wirtschaftsférderungsgesellschaften mit
gemeinsamen Zielen, Kosten- und Leistungsrechnung und Controlling.

e Einheitliche Datenlage fiir die Gemeinden, die den Anforderungen der Wirtschafts-
forderung bei ihren Planungen und Entscheidungen gendigt.

Jahrliche Verdffentlichung von vergleichenden ,Bilanzen™ (Benchmarking) zur wirt-
schaftlichen Entwicklung in den Gemeinden zu den in diesem Bericht genannten Krite-
rien (Arbeitslosenquote, sozialversicherungspflichtig Beschaftigte, Beamtenstellen,
Kaufkraft).
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12. Achtundachtzigste Vergleichende Priifung ,Rechnungsprii-
fungsamter"

12.1 Gepriifte kommunale Kdérperschaften

Landkreis GieBen, Landkreis GroB-Gerau, Hochtaunuskreis, Landkreis Kassel, Lahn-
Dill-Kreis, Landkreis Limburg-Weilburg, Landkreis Marburg-Biedenkopf, Odenwald-
kreis, Schwalm-Eder-Kreis und Landkreis Waldeck-Frankenberg.

Ansicht 144: ,Rechnungspriifungsamter" - Landkreise
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12.2 Informationsstand und Priifungsbeauftragter
1. Januar 1999 bis 31. Marz 2002

P & P Treuhand GmbH, Wirtschaftspriifungsgesellschaft / Steuerberatungsgesellschaft
in Bad Schwalbach

12.3 Leitsatze

Die Priifung der Jahresrechnung ist ein bedeutender Aufgabenbereich der
Rechnungspriifungsamter. Wirtschaftlichkeitspriifungen sind hierbei ein
wichtiges Element. Diese Art der Priifungen sollte kiinftig verstiarkt werden.

Die Priifungen der Jahresrechnungen dauern bislang recht lang. Der spite
Priifungsabschluss behindert, dass die Gemeindevertretungen und Kreista-
ge schon im Jahr nach Ablauf des Haushaltsjahrs die Jahresrechnung{®’|be-
schlieBen und den Gemeindevorstand oder den Kreisausschuss entlasten
konnen. Die Rechnungspriifungsamter sollten sich bemiihen, eine gréBere
Zeitndhe zu erreichen und sich dabei an den Fristen fiir Privatunternehmen
orientieren.

Die Rechnungspriifungsamter sollten sich verstarkt mit der Betdtigung der
Kommunen bei den Beteiligungsunternehmen befassen. Es sollte ein groBe-
res Gewicht auf die Frage gelegt werden, ob die Wirtschaftspriifer mit der
Priifung der OrdnungsmaBigkeit der Geschiftsfilhrung nach § 53 Haus-
haltsgrundsatzegesetz beauftragt worden sind. Die Betdtigungspriifung
sollte Pflichtaufgabe werden.

Die Rechnungspriifungsamter sollten ihre Priifungsplanung und Priifungs-
methodik den gednderten Anforderungen anpassen. Moderne Rechnungs-
priifung bedarf grundlegender betriebswirtschaftlicher Kenntnisse und bes-
serer Fortbildung.

Die Berichterstattung sollte sich verstirkt an den Interessen der Adressa-
ten (Gemeindevertretung, Gemeindevorstand, Kreistag, Kreisausschuss,
Kommunalaufsicht, Offentlichkeit) orientieren.

12.4 Gepriftes Risiko

Es wurde ein Risiko von insgesamt 20 Millionen € beziehungsweise 15.013 Millionen €
gepriift. 20 Millionen € stellen die Summe der Haushaltsvolumina der gepriiften Rech-
nungsprifungsamter in den Jahren 1999 bis 2001 dar. 15.013 Millionen € entsprechen
der Summe der  bereinigten Haushaltsvolumina der von  diesen
Rechnungspriifungsamtern zu prifenden Jahresrechnungen der Gemeinden und
Landkreise in den Jahren 1999 bis 2001.

12.5 Sparpotenzial

Es war ein Sparpotenzial von rund 1,3 Millionen € festzustellen. Das Sparpotenzial
beruht darauf, dass die Kreise bislang die Kosten fiir die Gemeindepriifung zu gering
angesetzt hatten.

207 wenn von der Prifung der Jahresrechnung der Gemeinden gesprochen wird, ist — sofern sich nichts
anderes aus dem Zusammenhang ergibt — stets auch die Prifung der Jahresrechnung der Kreise ge-
meint.
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12.6 Riickstande

Beim Stand der erledigten Priifungen wurden Rickstédnde festgestellt: Von einem
Rickstand wird ausgegangen, wenn Jahresrechnungen des Jahres 2000 oder friiherer
Jahre am 31. Oktober 2002 noch nicht abschlieBend gepriift waren. Die Priifung von
38 Prozent der Jahresrechnungen 2000 waren am 31. Oktober 2002 noch nicht abge-
schlossen. Beim Rechnungspriifungsamt des Hochtaunuskreises waren dariiber hinaus
noch insgesamt 13 Jahresrechnungen aus den Jahren 1997 bis 1999 nicht abschlie-
Bend gepriift.

Priifungsriickstande
Landkreis zu priifen- Priifungen abgeschlos- offene Anteil der offe-
de Gemein- Jahres- sene Priifungen nen Priifungen
den rechnung Priifungen bis zum 2000 zum
2000 31.10.2002 31.10.2002
GieBen 17 17 17 0 0%
GroB-Gerau 13 13 12 1 8 %
Hochtaunus 12 12 3 9 75 %
Kassel 28 28 23 5 18 %
Lahn-Dill 22 22 3 19 86 %
Limburg-Weilburg 18 18 4 14 78 %
'\B"inge‘ﬂ‘rfc;pf 21 21 16 5 24 %
Odenwald 15 15 13 2 13 %
Schwalm-Eder 27 27 12 15 56 %
Helded 22 22 18 4 18 %
rankenberg
Summe 195 195 121 74 38 %

Ansicht 145: Priifungsriickstéande

12.7 Anderung von Rechtsvorschriften

Die Uberdrtliche Priifung empfiehlt Landtag und Landesregierung zu erwégen, die
Hessische Gemeindeordnung vom 25. Februar 1952 (GVBI. I S. 11) in der Fassung
vom 1. April 1993 (GVBI. 1992 I S. 534), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 20. Juni
2002 (GVBI. I S. 342) wie folgt zu andern:

1. In § 131 Absatz 1 wird eine neue Ziffer 6 eingefiigt:

»6. Die Priifung der Betatigung der Gemeinde in einer Rechtsform des priva-
ten Rechts, an denen die Gemeinde beteiligt ist,"

2. In § 131 Absatz 2 wird die Ziffer 6 gestrichen.

12.8 Ortliche Rechnungspriifung in Hessen

Die kommunalen Korperschaften in Deutschland priifen sich selbst. Die Selbstpriifung
gehort zum Kern der Kommunalautonomie (Artikel 28 Grundgesetz und 137 Hessische
Verfassung). Ergénzt wird die Eigenpriifung von der Uberértlichen Priifung.8]

208 gjehe dazu auch Hans Meyer, Rechtsgutachten zu Grundlagen der Einrichtungs- und Betatigungspri-
fung, Erster Zusammenfassender Bericht, Landtagsdrucksache 15/2959
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Zur Selbstpriifung verpflichtet sind in Hessen die kreisfreien Stadte und die Sondersta-
tusstadte (§ 129 Satz 1 HGO), die Landkreise (§ 52 Absatz 2 HKO) und der Landes-
wohlfahrtsverband (§ 22 Mittelstufengesetz). Gemeinden unter 50.000 Einwohner
konnen sich entweder selbst priifen oder sich von dem Rechnungspriifungsamt des
Kreises priifen lassen. Von den 414 hessischen Gemeinden unter 50.000 Einwohner
machten 12 von dem Recht auf Selbstpriifung Gebrauch.f%°]Die Rechnungspriifungs-
amter priifen schlieBlich die Jahresrechnungen der Zweckverbande (§ 18 Absatz 1 des
Gesetzes (iber die kommunale Gemeinschaftsarbeit).

Auch die Fremdpriifung der kreisangehérigen Gemeinden durch das Kreisrechnungs-
priifungsamt ist eine 6rtliche Priifung.

Das Priifungswesen der Rechnungspriifungsamter in Hessen ist in den §§ 128 bis 131
HGO geregelt. § 52 HKO verweist auf den sechsten Teil der HGO, so dass die Vor-
schriften der Gemeindeordnung auch fiir die Priifung der Landkreise gelten.

Bei den Aufgaben der Rechnungspriifungsamter ist zwischen Pflichtaufgaben (§ 131
Absatz 1 HGO) und fakultativen Aufgaben (§ 131 Absatz 2 HGO) zu unterscheiden.f™]
Des Weiteren kénnen fiir das Rechnungspriifungsamt bei Unternehmen im Sinne des
§ 53 Haushaltsgrundsatzegesetz Unterrichtungsrechte nach § 54 Haushaltsgrund-
sdtzegesetz in der Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag bestimmt werden.

Die von den Rechnungspriifungsamtern im Jahre 2001 vollzogenen Priifungen und der
Zeitaufwand der Priifungen sind aus Ansicht 146 {zu erkennen.

209 Bad Hersfeld, Bad Nauheim, Bad Vilbel, Baunatal, Dietzenbach, Dreieich, Friedberg, Hofheim, Karben,
Limburg, Rédermark und Taunusstein

210 § 131- HGO Aufgaben des Rechnungsprifungsamts
(1) Das Rechnungspriifungsamt hat folgende Aufgaben:
1. die Priifung der Jahresrechnung (§ 128),

2. die laufende Priifung der Kassenvorgange und Belege zur Vorbereitung der Prifung der Jahresrech-
nung,

3. die dauernde Uberwachung der Kassen der Gemeinde und der Eigenbetriebe einschlieBlich der Son-
derkassen sowie die Vornahme der regelmaBigen und unvermuteten Kassenpriifungen,

4. bei Einsatz automatischer Datenverarbeitungsanlagen im Finanzwesen die Priifung der Verfahren vor
ihrer Anwendung, soweit nicht der Minister des Innern Ausnahmen zulaBt,

5. im Rahmen der Erflllung der Aufgaben der Nr. 1 bis 4 zu priifen, ob zweckmaBig und wirtschaftlich
verfahren wird.

(2) Der Gemeindevorstand, der Biirgermeister, der fiir die Verwaltung des Finanzwesens bestellte Bei-
geordnete und die Gemeindevertretung kénnen dem Rechnungspriifungsamt weitere Aufgaben Uber-
tragen, insbesondere

1. die Priifung der Vorrate und Vermégensbestande,

2. die Priifung von Anordnungen vor ihrer Zuleitung an die Kasse,

3. die Priifung von Auftragsvergaben,

4. die Prifung der Verwaltung auf ZweckmaBigkeit und Wirtschaftlichkeit,
5. die Prifung der Wirtschaftsfiihrung der Eigenbetriebe,

6. die Priifung der Betdtigung der Gemeinde bei Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts,
an denen die Gemeinde beteiligt ist,

7. die Kassen-, Buch- und Betriebspriifung, die sich die Gemeinde bei einer Beteiligung, bei der Hingabe
eines Kredits oder sonst vorbehalten hat.
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Prifung der Jahresrechnung

Katalog der Aufgaben der Rechnungspriifungsamter

Jahres-  Jahresrech- Jahresrech- Einsatz Betati- sonstige
rechnung nung des nung der  automati- gungs- Priifungen
der Ge- Landkreises Verbande scher prifung
meinden  mit Kassen- Datenver-
mit Kas- prifungen arbei-
sen- tungsan-
prifungen lagen
Rechts- §131(1) 8§131(1) §131(1) 8§131(1) §131(2)
grundlage Nr. 1-3 Nr. 1-3 Nr. 1-3 Nr. 4 HGO Nr. 6 HGO
HGO HGO HGO
GieBen 38 % 43 % 4 % 0% 0 % 16 %
GroB-Gerau 49 % 42 % 5% 0% 0% 4%
Hochtaunus 60 % 33 % 7% 0% 0% 0%
Kassel 52 % 36 % 1% 0 % 1% 9 %
Lahn-Dill 43 % 51 % 2% 0% 0% 3%
ClifloTl 49 % 46 % 4% 0% 0% 1%
Weilburg
W) 52 % 23 % 7 % 0% 0% 18 %
iedenkopf
Odenwald 43 % 45 % 10 % 0% 0% 3%
Schwalm-Eder 60 % 33 % 6 % 0% 0% 1%
Helded 44 % 47 % 5% 0% 0% 4%
rankenberg

Stand: 2001; Quelle: Eigene Erhebung
Ansicht 146: Katalog der Aufgaben der Rechnungspriifungsamter

macht deutlich, dass Hauptaufgabe der Rechnungsprifungsamter die
Priifung der Jahresrechnung der Gemeinden und der Landkreise ist.F11] Wegen der
Dominanz der Prifung der Jahresrechnung im Katalog der tatsachlich vollzogenen
Priifungen konzentrieren sich die folgenden Ausfiihrungen auf diese Pflichtaufgabe der
Rechnungspriifungsamter.

12.9 Prifung der Jahresrechnung

Die Priifung der Jahresrechnung umfasst:

e Priifung der OrdnungsmaBigkeit (§ 128 Absatz 1 Nr. 1, 2 und 4 HGO),

e Prifung der RechtmaBigkeit (§ 128 Absatz 1 Nr. 3 HGO),

e Priifung der Wirtschaftlichkeit (§ 131 Absatz 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 10 HGO),
und ist zusammenfassend in [Ansicht 147]skizziert.

211 1n diese Zahl flieBen die Kassenpriifungen und Kassenbestandsaufnahmepriifungen §§ 40 Gemeinde-
kassenverordnung ein. Bis auf GieBen und GroB-Gerau fuhrte kein Rechnungspriifungsamt getrennte
Statistiken.
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Grundziige der Priifung einer Jahresrechnung

RechtmaBigkeit
(§ 128 I Nr. 3 HGO)

Steuern, Beitrdge und
Gebiihren

Privatrechtliche
Entgelte

VerauBerungspreise
Kredite

(88 128, 131 HGO)

OrdnungsmaBigkeit

(§ 128 I Nr. 1, 2 und
4 HGO)

Einhaltung des Haus-
haltsplans

Zuordnung der Ein-
nahmen/Ausgaben zu
Haushaltsstellen

Nachweis von Kassen-
resten

Wirtschaftlichkeit
(§ 131 I Nr. 5 HGO)

Sparsamkeit

Priifung, ob die Aufga-
be mit geringerem
Aufwand oder wirksa-
mer erfiillt werden
kann

AuBerplanmaBige Aus-
gaben

Stabilitat der
Gemeindefinanzen

(§ 10 HGO)

Korrespondenz von
Leistungen zur
Finanzkraft

Ansicht 147: Grundziige der Priifung einer Jahresrechnung

12.10 Recht- und OrdnungsmaBigkeitspriifung

RechtmaBigkeit und OrdnungsmaBigkeit sind voneinander abhéngig. Ein Versto3 ge-
gen das OrdnungsmaBigkeitspostulat fihrt stets dazu, dass die Jahresrechnung nicht
gesetzmaBig ist. Unter Priifung der OrdnungsmaBigkeit der Jahresrechnung ist die
Kontrolle der rechnungstechnischen Handhabung der Jahresrechnung unter Beriick-
sichtigung aller fiir die Jahresrechnung maBgeblichen Vorschriften zu verstehen. Sie
bezieht sich auf die sachliche Richtigkeit aller nachgewiesenen Einnahmen und Ausga-
ben.

Es war festzustellen, dass die Rechnungspriifungsamter sich bislang noch keine eige-
nen Qualitatsstandards fiir ihre Priifungen gesetzt hatten.

Um die Qualitit der Priifungen beurteilen zu kdnnen, analysierte die Uberértliche Prii-
fung die Haushaltslage von je finf Gemeinden, die in die Zustandigkeit eines Rech-
nungspriifungsamts fielen. Die Daten fir die Analyse lieferte das Hessische Statisti-
sche Landesamt. Sie gaben Aufschluss (ber unterlassene Pflichtbuchungen der Ge-
meinden. Die Uberértliche Priifung untersuchte, ob den Rechnungspriifungsamter
diese unterlassenen Pflichtbuchungen aufgefallen waren. In sind die Er-

gebnisse dargestellt.
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Licken bei Priifung
der
OrdnungsmaBigkeit

Angemessenheit des
Leistungskatalogs

Wirtschaftlichkeits-
priifung setzt
Haushaltsanalyse
voraus

Wirtschaftlichkeit

Feststellungen in Schlussberichten

Landkreis Kalkulatorische Innere Verrechnung  StraBenentwdsserung
Kosten
GieBen ja nein nein
GroB-Gerau nein ja =
Hochtaunus ja ja -
Kassel ja nein -
Lahn-Dill ja nein nein
Limburg-Weilburg nein nein nein
Marburg-Biedenkopf Ja teilweise ja
Odenwald teilweise nein nein
Schwalm-Eder ja teilweise nein
Waldeck-Frankenberg nein nein -

Stand: Schlussberichte zu den Jahresrechnungen 1999 oder 2000: Quelle: Eigene Erhebung
ja = Fehlen der Buchung beanstandet

nein = Fehlen der Buchung nicht beanstandet

teilweise = Fehlen der Buchung nur teilweise beanstandet

- = keine Buchungsfehler

Ansicht 148: Feststellungen in Schlussberichten

Die Ansicht zeigt Liicken in der Recht- und OrdnungsmaBigkeitspriifung auf.

12.11 Wirtschaftlichkeit

Wirtschaftlichkeit kann, wie Ansicht 147[zu entnehmen ist, als Sparsamkeit verstanden
werden. Es geht um die Frage, ob eine Leistung mit geringerem Aufwand (Personal-
oder Sachaufwand) oder in einer anderen, wirksameren Weise erflillt werden kann.

Es ist aber denkbar, dass eine Gemeinde einen Leistungskatalog ,sparsam™ abarbeitet
und trotzdem die finanzielle Leistungsfahigkeit Uberschreitet. Das ist etwa der Fall,
wenn sie ihren Aufgabenkatalog, der nicht abschlieBend gesetzlich vorgeschrieben ist,
zu weit ausdehnt. Bietet sie freiwillige Leistungen an, fiir die keine finanziellen Mittel
bereit stehen, gefahrdet sie langfristig ihre Leistungsfahigkeit. Es wird dann nicht, um
mit der Terminologie des § 10 HGO zu sprechen, daflir gesorgt, dass die Finanzen
~gesund bleiben". Das ware ein Ausdruck von Unwirtschaftlichkeit.

Eine Wirtschaftlichkeitspriifung befasst sich mit der Angemessenheit des Leistungska-
talogs. Nur wenn die Kosten kommunaler Leistungen mit den hierfiir zur Verfligung
stehenden Mitteln langfristig kongruent sind, ist die Leistungsfahigkeit der Gemeinde
stabil.

Kein Rechnungspriifungsamt untersuchte systematisch die Angemessenheit des Leis-
tungskatalogs. Sofern die Wirtschaftlichkeit geprift wurde, handelte es sich um
Schwerpunktprifungen.

Voraussetzung einer angemessenen Wirtschaftlichkeitspriifung ist eine Analyse des
Haushalts. Nur so lasst sich ergriinden, ob die Gemeinde ihre Leistungen mit ihren
Mitteln dauerhaft finanzieren kann. Zusatzlich sollten die Rechnungsprifungsémter in
Form einer Checkliste festlegen, unter welchen Gesichtspunkten kommunale Leistun-
gen als wirtschaftlich anzusehen sind.
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12.12 Prifungsdauer

Der Aussagewert einer Rechnungspriifung ist eingeschrankt, wenn diese zu spat statt-
findet. Deshalb sollten die Rechnungspriifungsamter anstreben, die Priifung spates-
tens im Jahr nach dem Rechnungsschluss abzuschlieBen. Bei der Jahresrechnung
2001 hatte kein Rechnungspriifungsamt dieses Ziel bis zum 31. Oktober 2002 erreicht.
Bis zu diesem Termin waren insgesamt erst zwolf Prozent der Jahresrechnungen 2001
gepriift. Die héchsten Anteile an gepriiften Jahresrechnungen 2001 hatten der Land-
kreis Marburg-Biedenkopf, der Schwalm-Eder-Kreis und der Landkreis Waldeck-
Frankenberg. Es ist davon auszugehen, dass sich der GroBteil der Priifungen — wie im
vergangenen Jahr — noch weit in das nachste Kalenderjahr hinein erstrecken wird.

Vollzogene Priifungen der Jahresrechnung 2001

Landkreis Begonnene Pri- Abgeschlossene Priifungen offene
fungen (Jahres- (bis zum 31. Oktober 2002) Priifungen
rechnungen zum 31.
2001) Oktober 2002
absolut von Hundert

GieBen 17 0 0 % 17
GroB-Gerau 13 2 15 % 11
Hochtaunus 12 1 8 % 11
Kassel 28 0 0 % 28
Lahn-Dill 22 0 0 % 22
Limburg-Weilburg 18 0 0% 18
Marburg-Biedenkopf 21 6 29 % 15
Odenwald 15 0 0 % 15
Schwalm-Eder 27 10 37 % 17
‘F"::'rﬂzcrfl;erg 22 5 23 % 17
Summe 195 24 12 % 171

Ansicht 149: Vollzogene Priifungen der Jahresrechnung 2001

Einige Amter versuchten, in zusammengefassten Priifungen fiir mehrere Jahre diesen
Priifungsstau abzubauen. Die Rechnungspriifungsamter des Landkreises GroB-Gerau
(bis drei Jahre), des Hochtaunuskreises (bis vier Jahre) und des Schwalm-Eder-Kreises
(zwei Jahre) hatten Jahresrechnungen zusammengefasst gepriift.

Zusammengefasste Priifungen sieht das Recht zwar nicht ausdriicklich vor. Die Uber-
ortliche Priifung beanstandet sie jedoch nicht, wenn dadurch erreicht wird, dass kiinf-
tig zeitnah geprift werden kann.

12.13 Vergleich der Priifungsdauer bei Gemeinden und bei priifungspflichti-
gen Kapitalgesellschaften

Eine Priifung ist um so sinnvoller, je kurzfristiger sie zu Ergebnissen mit aktuellen
Daten gelangt.

Hingegen ist es ungiinstig, wenn altere Priifungserfahrungen Personen erreichen, die
fiir die damalige Lage der Kommunen noch nicht verantwortlich waren. Die Beschliisse
der Gemeindevertretung oder des Kreistags Uiber die Jahresrechnung und die Entlas-
tung des Gemeindevorstands oder des Kreisausschusses nach § 114 Absatz 2 HGO
werden denaturiert. Bei dieser Sachlage erscheint es angezeigt, zeitndher zu priifen.
Als Vorbild oder Zielprojektion kénnte dabei die Handhabung in der Privatwirtschaft
dienen.
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Vergleich der Prifungsdauer bei Gemeinden und bei prifungspflichtigen
Kapitalgesellschaften

Fir die Priifung und Testaterteilung bei Kapitalgesellschaften gilt wie fiir die Priifung
der Jahresrechnung, dass die Gesetze keine ausdriicklichen Fristen fiir die Dauer einer
Priifung oder deren Ende vorsehen. Praktikable Zeitpunkte fiir den Priifungsabschluss
lassen sich jedoch aus den Fristen fiir die Feststellung und die Entlastung ableiten.

e Die Jahresrechnung der Gemeinde ist innerhalb von vier Monaten nach Ab-
schluss des Haushaltsjahres vom Gemeindevorstand aufzustellen (§ 112 Absatz 2
HGORZ). Sie ist vom Rechnungspriifungsamt mit dessen Schlussbericht der Ge-
meindevertretung oder dem Kreistag zur Beratung und Beschlussfassung vorzule-
gen (§ 113 HGOR!3). Die Gemeindevertretung oder der Kreistag soll die Jahres-
rechnung ,bis spatestens zum 31. Dezember des zweiten auf das Haushaltsjahr
folgenden Jahres" beschlieBen. Der Beschluss Uber die gepriifte Jahresrechnung
ist mit dem Beschluss liber die Entlastung des Gemeindevorstands oder Kreisaus-
schusses gekoppelt (§ 114 Absatz 1 HGOF.

e Wenn die Gemeindevertretung termingerecht beschlieBen will, sollte das Rech-
nungspriifungsamt angesichts der Ublichen Abldufe bis spatestens 31. Oktober
des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres mit seiner Priifung einschlieBlich
Schlussbericht fertig geworden sein.

e Die prifungspflichtige Kapitalgesellschaft (Aktiengesellschaft oder Gesell-
schaft mit beschrankter Haftung) hat den Jahresabschlussf]bis zum 31. August
des nachsten Geschaftsjahres festzustellen (§§ 172, 173, 175 Absatz 1 Satz 1
AKtGETE] 42a GmbHG. Der Jahresabschluss kann bei priifungspflichtigen Kapi-

212 § 112 HGO -Jahresrechnung

(1) In der Jahresrechnung ist das Ergebnis der Haushaltswirtschaft einschlieBlich des Standes des Ver-
mdgens und der Schulden zu Beginn und am Ende des Haushaltsjahres nachzuweisen. 2Die Jahresrech-
nung ist durch einen Bericht zu erldutern.

(2) Der Gemeindevorstand soll die Jahresrechnung innerhalb von vier Monaten nach Ablauf des Haus-
haltsjahres aufstellen.

213 § 113 HGO - Vorlage an Gemeindevertretung

Nach Abschluss der Priifung durch das Rechnungspriifungsamt (§ 128) legt der Gemeindevorstand die
Rechnung mit dem SchluBbericht des Rechnungsprifungsamts der Gemeindevertretung zur Beratung
und BeschluBfassung vor.

214 § 114 HGO - Entlastung

(1) 'Die Gemeindevertretung beschlieBt liber die vom Rechnungspriifungsamt gepriifte Jahresrechnung
bis spatestens 31. Dezember des zweiten auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres und entscheidet
zugleich Uber die Entlastung des Gemeindevorstands. 2Verweigert die Gemeindevertretung die Entlas-
tung oder spricht sie die Entlastung mit Einschrankungen aus, so hat sie dafiir die Grinde anzugeben.

(2) 'Der BeschluB Uber die Jahresrechnung und die Entlastung ist offentlich bekanntzumachen. 2Im
AnschluB an die Bekanntmachung ist die Jahresrechnung mit Erlduterungsbericht an sieben Tagen 6f-
fentlich auszulegen; in der Bekanntmachung ist auf die Auslegung hinzuweisen. 3Der BeschluB3 tber die
Jahresrechnung und die Entlastung ist mit dem SchluBbericht des Rechnungsprifungsamtes unverzig-
lich der Aufsichtsbehorde vorzulegen.

215 § 264 Absatz 1 Satz 2 HGB: Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind von den gesetzlichen Vertre-
tern in den ersten drei Monaten des Geschéftsjahres fiir das vergangene Jahr aufzustellen.

216 § 175 Absatz 1 AKtG - Einberufung

(1) Unverziglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand die Hauptversammlung
zur Entgegennahme des festgestellten Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie zur Beschlussfas-
sung uber die Verwendung eines Bilanzgewinns, bei einem Mutterunternehmen (§ 290 Absatz 1, 2 des
Handelsgesetzbuchs) auch zur Entgegennahme des vom Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschlusses
und des Konzernlageberichts, einzuberufen. Die Hauptversammlung hat in den ersten acht Monaten des
Geschaftsjahres stattzufinden.

217 § 42 a GmbHG - Vorlage des Jahresabschlusses und des Lageberichts

(1) Die Geschaftsfiihrer haben den Jahresabschluss und den Lagebericht unverziiglich nach der Aufstel-
lung den Gesellschaftern zum Zwecke der Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen. Ist der Jah-
resabschluss durch einen Abschlusspriifer zu priifen, so haben die Geschaftsfiihrer ihn zusammen mit
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talgesellschaften erst festgestellt werden, wenn die Priifung des Jahresabschlus-
ses durch den Abschlusspriifer stattgefunden hat und der Prifbericht vorliegt, in
dem der Bestatigungsvermerk oder der Vermerk liber seine Versagung aufzuneh-
men ist (§§ 316 Absatz 1 Satz 2, 322 Absatz 5 HGB)8] Ein Jahresabschluss wére
bei der Aktiengesellschaft ohne das Testat des Wirtschaftspriifers rechtsunwirk-
sam (§ 256 Absatz 1 Nr. 2 AktG - analog fiir die GmbH).

e Bei der Aktiengesellschaft stellt — abgesehen von der Méglichkeit der Ubertra-
gung der Rechte auf die Hauptversammlung — der Aufsichtsrat den Jahresab-
schluss fest (§ 172 Satz 1 AktG). Der Beschluss des Aufsichtsrats ist in den Bericht
des Aufsichtsrats an die Hauptversammlung aufzunehmen (§ 172 Satz 2 AktG).
Der Vorstand erhdlt den Bericht des Aufsichtsrats und beruft danach die Haupt-
versammlung ein (§ 175 Absatz 1 AktG). Der spateste Zeitpunkt der Hauptver-
sammlung ist gemdB § 175 Absatz 1 Satz 2 AktG der 31. August des auf den
Stichtag folgenden Geschéftsjahres. Unter Berlicksichtigung der Einberufungsfrist
flr die Hauptversammlung von einem Monat (§ 123 Absatz 1 AktG) hat der Vor-
stand spatestens am 31. Juli des Geschaftsjahres die Hauptversammlung einzube-
rufen.

e Bei der Gesellschaft mit beschrankter Haftung wird der Jahresabschluss —
Ublicherweise in einer Gesellschafterversammlung, jedenfalls durch Gesellschaf-
terbeschluss (§ 47 Absatz 1 i.V.m. § 48 Absatz 1 und 2 GmbHG) — festgestellt. Der
Jahresabschluss ist fir die prifungspflichtige GmbH bis spatestens 31. August des
auf den Stichtag folgenden Geschéftsjahres festzustellen (§ 42a Absatz 2 Satz 1
GmbHG). Zeitlich vor dem Gesellschafterbeschluss haben die GmbH-
Geschaftsfihrer den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Priifbericht des
Abschlusspriifers den Gesellschaftern vorzulegen (§ 42a Absatz 1 Satz 2 GmbHG).
Im Gegensatz zur Aktiengesellschaft braucht der gepriifte Jahresabschluss und
der Priifbericht nicht schon vor der Einberufung einer Gesellschafterversammliung
vorzuliegen.

e Anders als bei der kommunalen Kérperschaft ist die Entlastung nicht formal an die
Feststellung des Jahresabschlusses gebunden (§ 120 Absatz 1 AktG — analog fiir
die GmbH). Allerdings gilt auch fiir die Entlastung die Achtmonatsfrist.

e Daraus ergibt sich: Bei der prifungspflichtigen Kapitalgesellschaft sollten
die Prifungshandlungen des Abschlusspriifers bis zum 31. Juli des dem abge-
schlossenen Geschaftsjahr folgenden Jahres beendet sein.

Der Wirkmechanismus fiir die Jahresrechnung (Kommunen) als auch fiir die Jahresab-
schliisse (prifungspflichtige Kapitalgesellschaften) ist identisch. Das Verfahren gliedert
sich in

e Aufstellung

e Priifung

e Feststellung mit Entlastung

Nur gering unterscheiden sich die Fristen fiir die Aufstellung: Fir die hessischen
kommunalen Kérperschaften gilt eine Viermonatsfrist (§ 112 Absatz 2 HGO). Die pri-

dem Lagebericht und dem Priifungsbericht des Abschlusspriifers unverziiglich nach Eingang des Prii-
fungsberichts vorzulegen. Hat die Gesellschaft einen Aufsichtsrat, so ist dessen Bericht liber das Ergeb-
nis seiner Priifung ebenfalls unverziiglich vorzulegen.

(2) Die Gesellschafter haben spatestens bis zum Ablauf der ersten acht Monate oder, wenn es sich um
eine kleine Gesellschaft handelt (§ 267 Absatz 1 des Handelsgesetzbuchs), bis zum Ablauf der ersten elf
Monate des Geschaftsjahrs liber die Feststellung des Jahresabschlusses und uber die Ergebnisverwen-
dung zu beschlieBen. Der Gesellschaftsvertrag kann die Frist nicht verlangern. Auf den Jahresabschluss
sind bei der Feststellung die fiir seine Aufstellung geltenden Vorschriften zu verwenden.

218 Prifungspflichtig sind Kapitalgesellschaften, die nicht kleine Kapitalgesellschaften im Sinne des § 267
Absatz 1 HGB sind (§ 316 Absatz 1 HGB).
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Die offentliche Hand
hat im Ergebnis

16 Monate mehr Zeit
als die
Privatwirtschaft fiir
die Jahresrechnung

Betatigungspriifung

fungspflichtigen Kapitalgesellschaften haben nur drei Monate Zeit fiir den Jahresab-
schluss (§ 264 Absatz 1 Satz 2 HGB).

[2003 [2004
J[FIM[A[M[3]3]Als][o[N[D

[2002 2005 [20
3[3]A[sTo[N[D[3[F[mM[ATM[I]3TATS]O[N[D 3 F[M[AIM[3[3]A[S[O[N[D[]

Priifungspflichtige Kapitalgesellschaft: Geschaftsjahr 200:

Aufstellung Jahresabschluss

Priifung

Beschluss und Entlastung

Hessische Gemeinde: Haushaltsjahr 2003

Aufstellung Jahresrechnung

Priifung

Beschluss und Entlastung [:]

Erster Reformschritt
Aufstellung Jahresrechnung
Prifung

Beschluss und Entlastung m
Zweiter Reformschritt

Aufstellung Jahresrechnung

Prifung
Beschluss und Entlastung

Ansicht 150: Priifungsdauer von Jahresabschliissen und Jahresrechnungen

B EH B E @B EE @R E A @ E e

Hingegen weichen die Fristen fiir die Feststellung und damit die Entlastung des Fiih-
rungsorgans (Gemeindevorstand, Kreisausschuss ./. Vorstand) deutlich voneinander
ab: Fir die prifungspflichtigen Kapitalgesellschaften muss der gepriifte Jahresab-
schluss bis zum 31. August des Jahres nach dem Ende des Haushaltsjahres festge-
stellt werden. Fir die hessischen kommunalen K&rperschaften geniigt es, wenn die
gepriifte Jahresrechnung bis zum 31. Dezember des tiberndchsten Jahres vorliegt.

Die Uberdrtliche Priifung sieht fiir eine derart lange Priifungszeit der offentlichen Hand
keinen Uberzeugenden Grund. Soll Feststellung und Entlastung eine angemessene
Bedeutung zukommen, sollte darauf hingewirkt werden, die Priifungsfristen ndher an
das abgeschlossene Haushaltsjahr zu legen. Die Rechnungspriifungsamter sollten sich
darum bemiihen, die Priifungen der Jahresrechnungen so zu planen, dass die Ergeb-
nisse der Jahresrechnungspriifungen deutlich zeitndher dem gepriiften Haushaltsjahr
folgen. Gemeinden und Kreise sollten sich bemihen, die Jahresabschliisse terminge-
recht aufzustellen und Termintreue bei allen Meilensteinen der Priifung zu wahren.

Die Funktionsfahigkeit eines derartigen Systems hangt davon ab, wie kooperativ mit
Fristen umgegangen wird.

Die Uberértliche Priifung empfiehlt den Priiffungspflichtigen, Fristen im Sinne dieser
Kooperation und im Interesse einer effektiven und zeitnahen Jahresrechnungspriifung
nach Mdglichkeit nicht immer in vollem Umfange auszuschopfen.

12.14 Betdtigungsprifung

Aus [Ansicht 146]ist erkennbar, dass die Rechnungspriifungsamter die Betétigung der
Gemeinden an Beteiligungsunternehmen praktisch nicht gepriift haben (§ 131 Absatz
2 Nr. 6 HGO). Sie stellten auch nicht fest, ob der Abschlusspriifer gemaB § 53 Haus-
haltsgrundsatzegesetZ21%] beauftragt worden war, die OrdnungsméBigkeit der Ge-

219 § 53 HGrG - Rechte gegentiber privatrechtlichen Unternehmen

(1) Gehort einer Gebietskdrperschaft die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform
des privaten Rechts oder gehdrt ihr mindestens der vierte Teil der Anteile und steht ihr zusammen mit
anderen Gebietskdrperschaften die Mehrheit der Anteile zu, so kann sie verlangen, daB das Unterneh-
men

1. im Rahmen der AbschluBpriifung auch die OrdnungsgemaBheit der Geschaftsfiihrung prifen IaBt;
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schaftsfiihrung zu priifen. Das war bei 89 Prozent der Unternehmen, an denen die
Landkreise zu mehr als einem Viertel beteiligt waren, nicht der Fall.

In 51 Prozent der Mehrheitsbetei-
ligungen der Landkreise waren
die Rechte nach § 54 Haushalts-

Rechte nach dem Haushaltsgrundsatzegesetz bei
kreiseigenen Gesellschaften

Sollten die Land- Rechte nach Rechte nach grundsdtzegesetz nicht einge-
kreis § 53 HGrG § 54 HGrG raumt worden (§ 123 Absatz 1
P20
GieBen 67 % 67 % Satz 1 Nr. 2 HGO)
GroB-Gerau 100 % 100 % Viele _ kommunale Betéi_tigungen
. . unterliegen danach nicht der
eai VNS 20 20 ortlichen  Priifung durch die
Kassel 100 % 60 % Rechnungspriifungsamter,  ob-
Lahn-Dil 100 % 67 % wohl  Stadte, Gemeinden und
_ _ Kreise mit erheblichen o&ffentli-
Limburg-Weilburg k.A. k.A. chen Mitteln an diesen Unter-
Marburg- 100 % 33 % nehmen beteiligt sind.
Biedenkopf .
Die Uberortliche Priifung emp-
Odenwald 80 % 0 % ‘ e
° ° fiehlt den Gebietskdrperschaften,
Schwalm-Eder 100 % 0 % § 123 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und
\é\::lrﬂ:ac:l;er 33 9% 100 % 2 HGO zu beachten und die
9 Rechte nach §§ 53 und 54 Haus-
Stand: 2001, Quelle: eigene Erhebungen haltsgrundsdtzegesetz in den

Ansicht 151: Rechte nach dem Haushaltsgrundsitzege- Gesellschaftsvertragen oder Sat-
setz bei kreiseigenen Gesellschaften zungen verankern zu lassen.
Weiterhin wird empfohlen, bei

Neugriindungen von  Beteili-
gungsgesellschaften strikt darauf zu achten, dass die Unterrichtungsrechte des Rech-
nungsprifungsamt bereits bei der Griindung des Unternehmens vorgesehen werden.

2. die AbschluBpriifer beauftragt, in ihrem Bericht auch darzustellen

a) die Entwicklung der Vermdgens- und Ertragslage sowie die Liquiditdt und Rentabilitdt der Gesell-
schaft,

b) verlustbringende Geschafte und die Ursachen der Verluste, wenn diese Geschéfte und die Ursachen
fur die Vermogens- und Ertragslage von Bedeutung waren,

c) die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen Jahresfehlbetrages;

3. ihr den Priifungsbericht der AbschluBpriifer und, wenn das Unternehmen einen KonzernabschluB auf-
zustellen hat, auch den Priifungsbericht der KonzernabschluBprifer unverziglich nach Eingang Uber-
sendet.

(2) *Fir die Anwendung des Absatzes 1 rechnen als Anteile der Gebietskérperschaft auch Anteile, die
einem Sondervermdgen der Gebietskdrperschaft gehoren.

220 § 123 HGO Unterrichtungs- und Priifungsrechte

(1) 'Gehdren einer Gemeinde Anteile an einem Unternehmen in dem in § 53 Absatz 1 des Haus-
haltsgrundsatzegesetzes bezeichneten Umfang, so hat sie

1. die Rechte nach § 53 Absatz 1 des Haushaltsgrundsatzegesetzes auszuiiben,

2. darauf hinzuwirken, daB ihr die in § 54 des Haushaltsgrundsatzegesetzes vorgesehenen Befugnisse
eingeraumt werden.

2Die Aufsichtsbehdrde kann Ausnahmen zulassen.

(2) 'Ist eine Beteiligung einer Gemeinde an einer Gesellschaft keine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des
§ 53 des Haushaltsgrundsatzegesetzes, so soll die Gemeinde, soweit ihr Interesse dies erfordert, darauf
hinwirken, daB der Gemeinde in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag die Befugnisse nach den §§
53 und 54 des Haushaltsgrundsatzegesetzes eingerdaumt werden. 2Bei mittelbaren Beteiligungen gilt
dies nur, wenn die Beteiligung den vierten Teil der Anteile Ubersteigt und einer Gesellschaft zusteht, an
der die Gemeinde allein oder zusammen mit anderen Gebietskorperschaften mit Mehrheit im Sinne des
§ 53 des Haushaltsgrundsatzegesetzes beteiligt ist.
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Priifungen automatischer Datenverarbeitungsanlagen im Finanzwesen

Die Rechnungspriifungsamter sollten die Betdtigung der Gemeinden bei privatrechtli-
chen Unternehmen kiinftig in angemessenem Umfang priifen.

12.15 Prifungen automatischer Datenverarbeitungsanlagen im Finanzwesen

Keine ADV- Kein einbezogenes Rechnungspriifungsamt priifte, wie JAnsicht 146|zeigt, den Einsatz
Priifungen automatischer Datenverarbeitungsanlagen. Den Grund fiir diese Feststellung sieht die

Uberdrtliche Priifung in der Personalausstattung der Rechnungspriifungsamter (siehe
Ansicht 154)). Insbesondere fehlte es im Priifungszeitraum an der Qualifikation der
Mitarbeiter, ADV-Priifungen vorzunehmen.

12.16 Prifungsplanung

Den in den vorangegangenen Ausfiihrungen dargestellten Defiziten

e Fehlen von Wirtschaftlichkeitspriifungen,

e Liicken bei der OrdnungsmaBigkeits- und RechtmaBigkeitspriifung,

e lange Priifungsdauer

lieBe sich mit einer durchdachten Priifungsplanung entgegenwirken.
Priifungsplanung mit  Ansicht 152] verdeutlicht, dass die Priifungsplanungen bei den Rechnungspriifungsam-
Schwéchen tern Verbesserungspotenziale aufweisen.

Beurteilungsmatrix Priifungsplanung

Landkreis Gesamtplanung Prifungsstrategie  Priifprogramm Nachschau und
Dokumentation

GieBen
GroB-Gerau
Hochtaunus
Kassel

Lahn-Dill

5 B + B 1
5 ¢+ 8 ¢ @ R
5 ¢ a2 ¢ 1 10

5 R B R R

Limburg-Weilburg

Marburg-
Biedenkopf

Odenwald

R
a
@
R

R
iy

N

Schwalm-Eder

Waldeck- R
Frankenberg

X ohne Beanstandungen

<= durchschnittlichen Anforderungen entsprechend

v mit Beanstandungen

Stand: 31. Oktober 2002, Quelle: eigene Erhebungen

Ansicht 152: Beurteilungsmatrix Priifungsplanung

Die Uberdrtliche Priifung empfiehlt den Rechnungspriifungsémtern, der Planung mehr
Gewicht beizumessen. Dabei sollten sie, wie “ zeigt, zwischen einer Ge-

samtplanung und der Planung der einzelnen Priifungen unterscheiden.
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Grundsatze der Planung von Priifungen
IDW PS 240

Gesamtplanung aller Planung der einzelnen
Auftrage Prifungen

Analyse der zu priifenden
Gemeinden

Entwicklung einer
Prifstrategie

Entwicklung eines
Priifprogramms

Ansicht 153: Grundsatze der Planung von Priifungen

Eine Gesamtplanung schafft friih Klarheit dariiber, in welchem Zeitrahmen die Priifun-
gen abgearbeitet werden kdnnen.

Die Gesamtplanung sollte sich {ber ein ganzes Jahr erstrecken und personelle und
sachliche Aspekte beriicksichtigen. Auf Basis der Gesamtplanung kdnnen die Meilen-
steine einer Priifung tagesgenau gesetzt werden, um eine zeitnahe Priifung zu si-
chern. Bei einer Gesamtplanung in diesem Sinne waren die Rechnungspriifungsamter
der Landkreise GieBen und Kassel am weitesten fortgeschritten.

Eine Gesamtplanung kann aber auch mehrere Jahre umfassen. Ein mehrjahriger Pri-
fungsplan gewabhrleistet, dass verschiedene Priifungsfelder im Zeitablauf mit unter-
schiedlicher Intensitat geprift werden. Mehrjahrige Priifungsplanungen wurden bei
den Rechnungspriifungsamtern nicht vorgefunden.

Neben der Gesamtplanung sollten die einzelnen Priifungen geplant werden. Bei der
Jahresabschlusspriifung nach §§ 316 ff HGB ist es mittlerweile unstrittig, dass eine
Prifungsplanung auf Basis der Kenntnis des wirtschaftlichen Umfelds (wirtschaftliche
Verhaltnisse) und des internen Kontrollsystems zieladdquat ist. Auf Grundlage der
beiden Komponenten (wirtschaftliche Verhaltnisse einerseits und internes Kontrollsys-
tem andererseits) kann eine Priifungsstrategie entwickelt und darauf aufbauend ein
Priifprogramm erstellt werden.f21]

Diese Vorgehensweise lasst sich auf die Planung der Jahresrechnungspriifung (ber-
tragen. Dies gilt fir das wirtschaftliche Umfeld umso mehr, als die Priifung der Wirt-
schaftlichkeit bei der Jahresrechnungspriifung im Gegensatz zur Jahresabschlusspri-
fung eine gesetzlich festgelegte Aufgabe ist.

221 siehe IDW PS 240, Rz. 7 ff.
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Interkommunale
Zusammenarbeit

Internes
Kontrollsystem

Gute der
kommunalen
Kontrollsysteme als
PriifungsmaBstab

Prifungsplanung

Bei der Priifung der Jahresrechnung sind zundchst die wirtschaftlichen Verhaltnisse
der zu priifenden Gemeinde festzustellen. Voraussetzung ist, dass im Vorfeld die wirt-
schaftlichen Verhadltnisse einer Gemeinde grob analysiert werden. Dies kann durch
Rickgriff auf die Vorjahrespriifung geschehen. Hervorzuheben sind die Rechnungsprii-
fungsamter der Landkreise Marburg-Biedenkopf und Waldeck-Frankenberg, die einen
Vorjahresvergleich in Form der Abweichungsanalyse zogen.

Fir die Beurteilung der wirtschaftlichen Verhaltnisse sind MaBstdbe und Indikatoren
unabdingbar. Solche Beurteilungskriterien fanden bislang in der Praxis der Rech-
nungsprifungsamter keine Anwendung. Die Rechnungspriifungsémter des Landkrei-
ses Kassel und des Schwalm-Eder-Kreises bildeten allerdings vergleichende Kennzah-
len der kreisangehdrigen Gemeinden.

Es ist wenig effektiv, wenn jedes Rechnungspriifungsamt diese Indikatoren zur Beur-
teilung der Wirtschaftlichkeit von Gemeinden isoliert entwickelt. Vielmehr bietet es
sich an, dass mehrere Rechnungspriifungsamter zusammenwirken. Denkbare Ansatze
zur Entwicklung von Indikatoren fiir Wirtschaftlichkeitsbeurteilungen kénnen den Aus-
fihrungen zur 49. und 50. Vergleichenden Priifung (Vollpriifung)f?2]entnommen wer-
den.

Die Uberlegungen zum wirtschaftlichen Umfeld werden ergénzt durch Feststellungen
zum internen Kontrollsystem. Das Institut der Wirtschaftspriifer umschreibt den Beg-
riff internes Kontrollsystem wie folgt:

JUnter einem internen Kontrollsystem werden die von der Unternehmensleitung im
Unternehmen eingefiihrten Grundsdtze, Verfahren und MaBnahmen (Regelungen)
verstanden, die gerichtet sind auf die organisatorische Umsetzung der Entscheidungen
der Unternehmensleitung

e zur Sicherung der Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschaftstatigkeit (hier-
zu gehdrt auch der Schutz des Vermdgens, einschlieBlich der Verhinderung und
Aufdeckung von Vermdgensschadigungen),

e zur OrdnungsmaBigkeit und Verlasslichkeit der internen und externen
Rechnungslegung sowie

e zur Einhaltung der fiir das Unternehmen maBgeblichen rechtlichen Vorschrif-

ten."p=]

Eine Jahresabschlusspriifung gemaB §§ 316 ff HGB ist ohne Priifung des internen
Kontrollsystems nicht denkbar. Bei vertretbarem Zeitaufwand lasst eine reine Beleg-
prifung keine hinreichend sicheren Aussagen erwarten. Deshalb ist es vor Beginn
einer Priifung notwendig, sich Uber die Giite des internen Kontrollsystems zu informie-
ren. Werden Schwachstellen aufgedeckt, sollte der Priifungsumfang bei diesen
Schwachstellen erhéht werden. Die Giite des internen Kontrollsystems bestimmt somit
die Prifungsintensitdt, die bei der Festlegung der Priifungsstrategie bei den einzelnen
Priiffeldern vorgegeben werden sollte.

Die Uberértliche Priifung empfiehlt den Rechnungspriifungsdmtern, sich bei der Jah-
resrechnungspriifung mit der Frage des internen Kontrollsystems zu befassen. Das
kann in zwei Schritten geschehen:

e  Erster Schritt:
In einem ersten Schritt sollte untersucht werden, welche Sicherungsvorkehrungen
und organisatorischen MaBnahmen in den Gemeinden getroffen wurden, um Feh-
ler bei der Erstellung der Jahresrechnung zu vermeiden. Es kann bei Gemeinden -
wegen der hohen gesetzlichen Regelungsdichte - unterstellt werden, dass eine
Vielzahl von entsprechenden MaBnahmen besteht. Die Rechnungspriifungsamter
sollten sich damit auseinandersetzen und Vorschldge unterbreiten, wie die vor-

222 Vergleiche Achter Zusammenfassender Bericht, Landtagsdrucksache 15 / 1100, S. 64 ff
223 IpW PS 260, Rz. 8
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handenen Sicherungseinrichtungen verbessert werden koénnen. Auf diese Weise
leisten die Rechnungspriifungsamter einen Beitrag dazu, dass in den Gemeinden
ein funktionierendes internes Kontrollsystem auf- beziehungsweise ausgebaut
wird.

e Zweiter Schritt:

In einem zweiten Schritt kann bei spateren Priifungen der Jahresrechnung das —
zum Teil auf Basis von Vorschlagen der Rechnungspriifungsamter - installierte und
ausgebaute interne Kontrollsystem bei der Priifungsplanung und dem Vollzug der
Priifung genutzt werden. Die Rechnungsprifungsémter untersuchen mit System-
prifungen, ob das interne Kontrollsystem funktioniert und eingehalten wurde.
Bestatigt sich dies, kann die Anzahl der Einzelpriifungen verringert werden, ohne
dass die Prifungsqualitat sinkt. Die eingesparte Priifungszeit kénnte dann fir
Wirtschaftlichkeitspriifungen verwendet werden.

Mit der Fixierung einer Priifungsstrategie wird die Richtung des einzuschlagenden
Wegs grundsatzlich festgelegt. Die Strategieplanung sollte den Ansatz der Priifung
und das AusmaB der Priifungshandlungen ausreichend detailliert beschreiben, um aus
ihr im folgenden Schritt ein Priifprogramm erstellen zu kénnen.{24]

Zur Umsetzung der Priifungsstrategie ist ein Priifprogramm zu konzipieren, das einen
ordnungsmaBigen Prifungsablauf in sachlicher, personeller und zeitlicher Hinsicht
gewdhrleistet. Das Priifprogramm beinhaltet Anweisungen an die Mitarbeiter der
Rechnungspriifungsdmter. Dariiber hinaus umfasst es Anweisungen zur Uberwachung
(Nachschau) und Dokumentation des Priifungsvollzugs. Im Priifprogramm sind die
Priifgebiete in Priiffelder aufzuteilen. Fir jedes Priiffeld sind Art und Umfang der zur
Umsetzung der Priifungsstrategie notwendigen Handlungen sowie ein zeitlicher Ablauf
festzulegen. Das Priifprogramm beschreibt die Ziele je Priiffeld und soll zeitliche Vor-
gaben enthalten. Hierbei kénnen Fragebdgen und Checklisten oder EDV-Programme
verwendet werden, die an die besonderen Verhaltnisse der Gebietskorperschaften
anzupassen sind.f2]

Durch die Installation eines Priifprogramms wird die Flexibilitat der Prifer vor Ort
nicht eingeschrankt. Ein Priifprogramm ist keine zwingende Vorgabe und sollte in
begriindeten Fallen dem jeweiligen Priifer die Moglichkeit einrdumen, davon abzuwei-
chen. Eine Priifungsplanung ist nie als ein statischer, einmal vorgegebener und damit
abgeschlossener Vorgang zu verstehen, sondern als ein sich sténdig erneuernder und
verbessernder Vorgang. Ein Priifprogramm in der beschriebenen Form lag bei keinem
Rechnungspriifungsamt vor. Daher wurden die Musterpriifungsberichte und Vorgaben
zum Vollzug der Priifung als Priifprogramm bewertet. Beim Rechnungspriifungsamt
des Landkreises Kassel enthielt der Musterbericht Vorgaben zu den wesentlichen Prif-
feldern. Ein individuelles Priifprogramm fiir einzelne Priifungen konnte aber auch das
Rechnungspriifungsamt des Landkreises Kassel nicht vorweisen.

Zur Prifungsplanung gehért abschlieBend die Nachschau. Die Uberértliche Priifung
erachtet es als unabdingbar, dass die Priifungshandlungen durch den Verantwortli-
chen (Rechnungspriifungsamtsleiter) kontrolliert werden. Nur so ist sichergestellt,
dass die Priifungsstrategie und das Priifprogramm entsprechend den Vorgaben abge-
arbeitet werden. Die Nachschau sollte in den jeweiligen Arbeitspapieren eindeutig
dokumentiert sein. Sie kann weiterhin dazu genutzt werden, wichtige Feststellungen
fur die Prifungsplanung des darauf folgenden Jahres zu treffen.

Die Nachschau ist bereits bei der Priifungsplanung zu beriicksichtigen. Bei der
88. Vergleichenden Priifung wurde festgestellt, dass eine Nachschau in der oben be-
schriebenen Weise nicht stattfand. Die Nachschau und Dokumentation wurde bei allen
in die Priifung einbezogenen Rechnungspriifungsémtern beanstandet (Ansicht 152].

224 vergleiche hierzu IDW PS 240, Rz. 14
225 vergleiche IDW PS 240, Rz. 18 / 19
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Arbeitspapiere

12.17 Arbeitspapiere

Unter Arbeitspapieren sind alle Aufzeichnungen und Unterlagen zu verstehen, die der
Priifer selbst erstellt, sowie alle Schriftstiicke und Unterlagen, die er als Ergénzung
seiner eigenen Unterlagen von der Kommune beziehungsweise von dritter Seite er-
halt.

Die Arbeitspapiere sollen vor allem

e die Priifung bei der Planung und Durchfiihrung unterstiitzen,

e die Prifungsaussagen im Priifbericht dokumentieren und stiitzen,

e Grundlage fiir die Erstellung des Priifberichts sein,

e Unterstiitzung leisten bei der Beantwortung von Riickfragen zur Priifung,
e Unterstiitzung leisten bei der Vorbereitung von Folgepriifungen sowie

e Grundlage fir MaBnahmen zur Qualitatssicherung darstellen.

Form und Inhalt der Arbeitspapiere stehen im pflichtgemaBen Ermessen des Priifers.
Dabei sollten sie so angelegt werden, dass sich ein Dritter, der nicht mit der Priifung
betraut war, in angemessener Zeit ein Bild tiber deren Abwicklung machen kann. Hier-
fur sind in den Arbeitspapieren im Wesentlichen die Art, der zeitliche Ablauf und der
Umfang der Priifungshandlungen sowie die Ergebnisse und Schlussfolgerungen zu
dokumentieren.

Fiir die Klarheit und Ubersichtlichkeit der Arbeitspapiere sind nétig:

e Angaben dariiber, von wem und wann die Arbeitspapiere angelegt und gegebe-
nenfalls nachgeprift wurden,

e Aufzeichnungen von Art, Umfang und Ergebnis der Priifungshandlungen im Ein-
zelnen,

e Angaben dariiber, aus welcher Quelle die Informationen stammen und von wem
und wann Unterlagen in Empfang und zu den Arbeitspapieren genommen wurden,

e Nachvollziehbarkeit der Priifungsschritte,
e Lesbarkeit von Text und Zahlen,

o Ubersichtlichkeit der Ordnung und Ablage der Arbeitspapiere (zum Beispiel
Inhaltsverzeichnis und systematische Nummerierung).

Darliber hinaus ermdglicht eine Standardisierung der Arbeitspapiere (zum Beispiel
Checklisten) eine effiziente Erstellung und Durchsicht. Standardisierte Arbeitspapiere
erleichtern es, die Arbeit zu delegieren und die Qualitdt der Priifung zu kontrollieren.

Bei der 88. Vergleichenden Priifung wurde festgestellt, dass die Rechnungspriifungs-
amter bislang keine Arbeitspapiere in der beschriebenen Form besaBen.

Die Uberdrtliche Priifung empfiehlt den Rechnungspriifungsamtern, kiinftig aussage-
kraftigere Arbeitspapiere zu erstellen, um so eine Qualitdtskontrolle der Priifungs-
durchfiihrung zu ermdglichen.

12.18 Qualifikation und Fortbildung

In § 130 Absatz 4 HGO ist die Qualifikation des Leiters des Rechnungspriifungsamts
gesetzlich geregelt. Vorschriften zur Qualifikation eines Priifers gibt es bislang nicht.

Ansicht 154| gibt das Qualifikationsprofil der Mitarbeiter (ohne Sekretariat) der Rech-
nungsprifungsamter wieder.
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Achtundachtzigste Vergleichende Priifung ,Rechnungspriifungséamter®

Qualifikation der Mitarbeiter ohne Sekretariat

GieBen GroB- Hoch- Kassel Lahn- Lim- Mar- Oden- Schwalm- Waldeck-

Gerau taunus Dill burg- burg- wald Eder Franken-
Weil- Bieden- berg
burg  kopf
Gehobener und
hoherer Dienst/ 2 2 L = 2 20 & > 3 7
Diplom-
Verwaltungswirt
Verwaltungsfachwirt 0 0 0 2 0 0 0 1 2 0
Mittlerer Dienst 2 0 0 1 1 1 1 0 2 0
Verwaltungs-
fachangestellte e e 1 e e e e v 2 1
Dipl. Betriebswirt/ 1 0 0 1 3 0 1 0 0 0
Diplom-
Verwaltungsbe-
triebswirt
Diplom-Bauingenieur 1 1 3 2 2 2 1 1 1 1
oder vergleichbare
Ausbildung
Kaufménnische
Ausbildung 0 0 0 2 2 0 0 1 1 1
Qu"aliﬁkation fiir ADV 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Priifungen
Diplom-Informatiker
0.4.
Mitarbeiter insgesamt 11 10 14 16 12 13 10 8 10 9
Mehrfachqualifikation 2 0 0 4 5 0 1 0 1 1

Angaben in Kopfen, Stand: 31.12.2001,
Quelle: eigene Erhebung

Ansicht 154: Qualifikation der Mitarbeiter der Rechnungspriifungséamter ohne Sekretariat

Auffallend ist bei [Ansicht 154} dass in keinem Rechnungspriifungsamt Mitarbeiter be-
schaftigt waren, die Uber spezifische Qualifikationen fiir EDV-Priifungen verfiigten.

Auch die betriebswirtschaftlichen und kaufmannischen Qualifikationen der Mitarbeiter
in den Rechnungsprifungsamtern waren auBer bei dem Lahn-Dill-Kreis nicht sehr
ausgepragt. Nach Ansicht der Uberdrtlichen Priifung sind, zum einen wegen des mit-
telfristig einzufiihrenden neuen Steuerungsmodells, zum anderen wegen der auszu-
weitenden Wirtschaftlichkeitspriifungen betriebswirtschaftliche Kenntnisse unabding-
bar. Die Uberdrtliche Priifung empfiehlt, bei Neueinstellungen hierauf zu achten. Im
Ubrigen sollten die Rechnungspriifungsamter - das Rechnungspriifungsamt des Lahn-
Dill-Kreises ausgenommen - die Fortbildungsmdglichkeiten erweitern.

Ansicht 155]gibt einen Uberblick {iber die Fortbildung im Quervergleich.
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Berichterstattung

5.000 €

AGG Fortbildungskosten je Mitarbeiter ohne Sekretariat
Mittelwert 1999-2001)

4.000 €

@ Sachkosten
3.500 €

[0 Personalkosten
3.000 €

B Gesamt
2.500 €

2.000 €

1.500 €

1.000 €

500 €

——
—

=

-

0€

GieBen
GroB-Gerau
Hochtaunus

Kassel
Lahn-Dill
Limburg-Weilburg
Marburg-Biedenkopf
Odenwald
Schwalm-Eder
Waldeck:
Frankenberg

Quelle: Eigene Erhebungen

Ansicht 155: Fortbildungskosten je Mitarbeiter ohne Sekretariat

12.19 Berichterstattung

Die Uberortliche Priifung hat hinsichtlich der Priifungsberichte der Rechnungspri-
fungsamter Verbesserungspotenziale dargestellt.

Es versteht sich von selbst, dass Priifungsberichte gewissenhaft und unparteiisch er-
stellt werden sollen. Ebenso sollen sie die Adressaten (iber das Ergebnis der Priifung
in verstandlicher Form unterrichten.

12.20 Schlussbemerkung

Die 88. Vergleichende Priifung ,Rechnungspriifungsamter”" liefert erstmals eine breite
Stichprobe (ber die Arbeitsweise der 6ffentlichen kommunalen Finanzkontrolle.

Die Ergebnisse zeigen, dass die Rechnungspriifungsamter vor groBen Herausforde-
rungen stehen. Wenn ihr Ziel ist, zur Modernisierung der &ffentlichen Verwaltung im
Sinne von besseren, schnelleren Leistungen aktiv und gestaltend beizutragen, sollten
sie in einzelnen Bereichen ihre Priifmethodik, Prifungsplanung und Priifungsvollzug
den neuen Herausforderungen anpassen. Hierzu gehdren auch MaBnahmen im Perso-
nalbereich.

Gelingt dies, bestehen keine Zweifel an der Zukunftsfahigkeit der Selbstpriifung der
Stadte, Gemeinden und Landkreise.
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Gesetz zur Regelung der Uberdrtlichen Priifung kommunaler Korperschaften in Hessen
(UPKKG)

13. Gesetz zur Regelung der tiberortlichen Priifung kommuna-
ler Kérperschaften in Hessen (UPKKG)$2s |

§ 1 Zustindige Behorde 'Die (iberdrtliche Priifung kommunaler Kérperschaften wird dem Prasiden-
ten des Hessischen Rechnungshofes iibertragen. *Seine Rechtsstellung und seine Veﬁtung richten
sich nach § 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 des Gesetzes liber den Hessischen Rechnungshof.

§ 2 Personal 'Die dem Prisidenten zur Wahrnehmung seiner Aufgaben nach § 1 besonders zuge-
ordneten Beamten, Angestellten und Arbeiter sind Bedienstete des Rechnungshofes. 2Er kann weitere
Bedienstete des Rechnungshofes heranziehen, wenn dies erforderlich ist.

§ 3 Inhalt der Priifungen (1) 'Die iiberértliche Priifung hat festzustellen, ob die Verwaltung recht-
méBig und auf vergleichenden Grundlagen sachgerecht und wirtschaftlich gefiihrt wird. 2Dabei ist
insbesondere zu priifen, ob

1. die Grundsatze der Einnahmebeschaffung (§ 93 HGO) beachtet werden,
2. die personelle Organisation zweckmaBig und die Bewertung der Stellen angemessen ist,

3. bei Investitionen die Grenzen der Leistungsfahigkeit eingehalten, der voraussichtliche Bedarf
beriicksichtigt sowie die Planung und Ausfiihrung sparsam und wirtschaftlich durchgefiihrt wer-
den,

4. Einrichtungen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten und in Erfiillung ihrer offentlichen
Zweckbestimmung betrieben werden,

5. Kredite und Geldanlagen regelmaBig sich dndernden Marktbedingungen angepasst werden,

6. der Umfang freiwilliger Leistungen der Leistungsfahigkeit entspricht und nicht auf Dauer zur
Beeintrachtigung gesetzlicher und vertraglicher Verpflichtungen fiihrt,

7. Aufgaben nicht kostenglinstiger in Betrieben anderer Rechtsform erbracht oder durch Dritte er-
fiillt werden kdnnen,

8. die allgemeine Finanzkraft und der Stand der Schulden Anlass fiir Empfehlungen zur Anderung
der kiinftigen Haushaltswirtschaft geben.

3Die Betatigung bei Gesellschaften in einer Rechtsform des privaten Rechts, an denen die nach § 4 zu
Priifenden unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind, und die Sondervermégen werden mitgepruft.

(2) 'Die Priifung hat sich auch auf Verfahren zu erstrecken, die bei Einsatz automatischer Datenver-
arbeitungsanlagen im Finanzwesen angewendet werden. 2Wenden mehrere der nach § 4 zu Priifen-
den dasselbe Verfahren an, geniigt eine Priifung, wenn es von ihnen unverandert (ibernommen und
eingesetzt wird. *Wird ein bereits gepriiftes Verfahren geéndert, ist die Anderung ebenfalls zu priifen.

§ 4 Gegenstand (1) Uberértlich gepriift werden
1. die kreisfreien Stadte,

2. die kreisangehdrigen Stadte und Gemeinden,
3. die Landkreise,
4

. der Landeswohlfahrtsverband Hessen,
5. der Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main
6. der Zweckverband ,Raum Kassel“,

226 Gesetz vom 22. Dezember 1993 (Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Hessen I S, 708, geéndert
durch Gesetz zur Stdrkung der kommunalen Zusammenarbeit und Planung in der Region Rhein-Main
vom 19. Dezember 2999, GVBI. I, S. 542)

227 § 1 gedndert durch Gesetz zur Stérkung der kommunalen Zusammenarbeit und Planung in der Region
Rhein-Main vom 19.12.2000 (GVBI. I, S. 542).

228 & 4 Abs. 1 gedndert durch Gesetz zur Stérkung der kommunalen Zusammenarbeit und Planung in der
Region Rhein-Main vom 19.12.2000 (GVBI. 1, 5. 542).

229 § 4 Abs. 1 Ziffer 6 eingefiigt durch Gesetz zur Stérkung der kommunalen Zusammenarbeit und Planung
in der Region Rhein-Main vom 19.12.2000 (GVBI. 1, S. 542).
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Gesetz zur Regelung der Uberdrtlichen Prifung kommunaler Korperschaften in Hessen
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7. die Pflichtverbdnde nach § 6 des Gesetzes zur Starkung der kommunalen Zusammenarbeit im
Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main,

8. die Kommunalen Gebietsrechenzentren,

9. Zweckverbdnde, Wasser- und Bodenverbdande sowie Zusammenschliisse solcher Verbande, wenn
das Volumen im Verwaltungshaushalt im Durchschnitt der letzten drei Jahre den Betrag von
500.000 Deutsche Mark (bersteigt; die anderen Zweckverbénde und ihre Zusammenschlisse
kdnnen in die Gberdrtliche Priifung ihrer Verbandmitglieder einbezogen werden,

10. Versorgungskassen fiir Beamte kommunaler Kérperschaften und
11. Zusatzversorgungskassen fiir Angestellte und Arbeiter kommunaler Kérperschaften.

(2) *Priifungsrechte des Hessischen Rechnungshofes nach anderen gesetzlichen Bestimmungen blei-
ben unberiihrt. 2Priifungen nach § 91 Landeshaushaltsordnung (LHO) kénnen mit der Priifung nach
Abs. 1 verbunden werden.

§ 5 Priifungsverfahren, Auskunftspflicht (1) *Jede der in § 4 Abs. 1 Nr. 1, 3, 4 und 5 aufgefiihr-
ten kommunalen Korperschaften soll in einem Zeitraum von fiinf Jahren mindestens einmal Uber&rt-
lich gepriift werden. Zeit, Art und Umfang der Priifung bestimmt der Prasident in eigener Verantwor-
tung. 3Er kann die Priifung beschrianken und Schwerpunkte bilden; dabei sind Erkenntnisse aus den
Berichten nach § 6 Abs. 3 zu beriicksichtigen. *Mit der Wahrnehmung der Priifungen hat er 6ffentlich
bestellte Wirtschaftspriifer, Wirtschaftspriifungsgesellschaften oder andere geeignete Dritte zu beauf-
tragen.

(2) 'Die zu priifende Stelle hat dem Présidenten und den beauftragten Priifern innerhalb einer zu
bestimmenden Frist alle erbetenen Auskiinfte zu geben, Einsicht in Blicher und Belege, Akten und
Schriftstlicke zu gewahren, sie auf Verlangen zu (ibersenden sowie Erhebungen an Ort und Stelle zu
dulden. %Im Ubrigen hat sie den Prasidenten und die beauftragten Priifer bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben zu unterstiitzen.

(3) !Lasst eine der im § 4 aufgefilhrten kommunalen Kérperschaften Verwaltungsaufgaben mit Unter-
stiitzung der automatischen Datenverarbeitung oder in anderer Weise durch Dritte wahrnehmen,
kdnnen die beauftragten Priifer dort die erforderlichen Erhebungen anstellen; Abs. 2 gilt entspre-
chend. ?Beruht das Rechtsverhéltnis auf Vereinbarung, ist dieses Recht in die Vereinbarung aufzu-
nehmen.

(4) Abs. 3 gilt entsprechend, wenn die kommunale Koérperschaft sonstigen Stellen Zuwendungen
gewahrt oder von diesen kommunale Mittel oder kommunale Vermdgensgegenstande verwalten lasst.

(5) 'Die Priifung soll auf den Ergebnissen der &rtlichen Rechnungspriifung aufbauen.
2Doppelpriifungen sind zu vermeiden, soweit sie nach Einschétzung der Priifer nicht erforderlich sind.

§ 6 Priifungsergebnis (1) 'Der Prisident teilt der kommunalen Kérperschaft die Priifungsfeststel-
lungen mit und gibt ihr Gelegenheit, dazu Stellung zu nehmen. 2Er kann auch Schlussbesprechungen
durchfiihren. 3Das Ergebnis der Priifung wird in einem Schlussbericht zusammengefasst. *Der Bericht
ist der gepriiften Kdrperschaft und der Aufsichtsbehdrde zu iibersenden. *Er ist dem Beschlussorgan
(Gemeindevertretung, Kreistag usw.) bekannt zu geben; mindestens eine Ausfertigung ist jeder Frak-
tion auszuhdndigen.

(2) Die Aufsichtsbehorden entscheiden bei VerstéBen, die sich nach den Priifungsfeststellungen erge-
ben, im Rahmen ihrer Befugnisse nach den fiir die Kommunalaufsicht geltenden Vorschriften.

(3) 'Der Prasident legt nach Abschluss eines jeden Jahres dem Landtag und der Landesregierung
einen zusammenfassenden Bericht iber die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung bei der (iber-
ortlichen kommunalen Priifung vor. *Der Bericht ist gleichzeitig den Vereinigungen der Gemeinden
und Gemeindeverbande nach § 147 HGO bekannt zu geben.

8§ 7 Unterrichtung und Anh6rung Der Hessische Rechnungshof ist vor Erlass von Rechts- und
Verwaltungsvorschriften des Landes (iber die Haushalts-, Kassen- und Rechnungsfiihrung kommuna-
ler Kérperschaften zu horen.

§ 8 Kostenpflicht 'Wird gegen die Pflichten des § 5 Abs. 2 bis 4 verstoBen oder sind die vorgeleg-
ten Unterlagen nicht priifungsfahig und tritt dadurch eine unangemessene Verldngerung der Zeitdau-
er der (berortlichen Priifung ein, wird die Priifung ab einem vom Prasidenten zu bestimmenden Zeit-
punkt kostenpflichtig nach dem Zeitaufwand fortgesetzt. 2Das Hessische Verwaltungskostengesetz
(HVwKostG) sowie die Allgemeine Verwaltungskostenordnung (AllgVwKostO) in ihren jeweiligen

230 § 4 Abs. 1 Ziffer 7 eingefiigt durch Gesetz zur Stérkung der kommunalen Zusammenarbeit und Planung
in der Region Rhein-Main vom 19.12.2000 (GVBI. 1, S. 542).
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Fassungen finden entsprechend Anwendung; Priifer nach § 5 Abs. 1 Satz 4 stehen Beamten des
hoheren Dienstes gleich.

8 9 Inkrafttreten Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1994 in Kraft.
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Stichwortverzeichnis

14. Stichwortverzeichnis

A
Abgabenordnung

§141 i, 62
Abschreibungen ............ 64, 65, 81, 82
ADV-Priifungen .......cccceuvvnnnnns 198, 203
Ahnatal......ccoooviiiiiiiiri e, 25
AktenfUhrung........ccccceennnnnns 144, 145
AktG

§120 i, 195

8123 i, 195

8172 i, 195

§175 i, 195
Alarmierung ......ccccoeeeeereeesenes 93

Zeitpunkt......ooovviiiiiiii e, 93
Algen- und Schimmelbildung........... 75
Allgemeine Deckungsmittel .... 113, 117
Allgemeine Verwaltung ................. 116
Alsbach-Hahnlein.............coovvveeennnee 24
Altenstadt ..........ccoeeevvviiineeeeenns 24
AmONEDUrg .....ccoiee e 24
Amtspflichtverletzung ............ccceu.e. 32
Anlagennachweise.........cccceeeienennnn. 82

Arbeitslosenquote.. 172, 174, 178, 179,
181, 182, 185
Arbeitslosigkeit178, 179, 180, 181, 182

Arbeitsmarktdaten.............cceeeeeeee 172

Arbeitspapiere........cccceereeennnn. 201, 202

Arbeitsplatz..... 13, 170, 172, 177, 179,
180, 182, 183, 185

ABIAr cevvvveeeeeeeeeeeeeeeeereeererrrrerererernne 24

Aushahmegebiet .........ccceeiiiiiiiinnnn. 94

AUSIUCKZEIL ..vvvvvieieerinrerne e 91, 105

Autobahn 169, 174, 175, 180, 181, 182
Autobahnanschluss...13, 180, 181, 182

Autobahnfeuerwehr ............. 31, 52,53
B

Bad Camberg.......cccoeeeiiiiiiiiinne 24
Bad Emstal .....c.coveviviiiiiiiiiiiennenns 24
Bad Hersfeld ......coocevviiiiiiiiiiiniiennnns 24
Bad Homburg v.d. Héhe ................. 24
Bad Karlshafen.......ccccoevvivieiiennennnns 24
Bad Nauheim .....cooeviiiiieiiiiiieiienns 25
Bad Schwalbach............ 25, 28, 35, 37

Bad Soden-Salmiinster.... 25, 168, 171,
173, 175, 176, 179, 181

Bad Sooden-Allendorf ..........ccevuuennns 24

Bad Wildungen 25, 168, 170, 171, 173,
175, 176, 179, 180, 181

Baden-Wirttemberg......cc.ccooeevvunnnns 40
Balanced Scorecard ....... 112, 174, 176

Battenberg (Eder).....cccceeeeviiiiiriennen 24
Bauleitplanung ......ccccoovvvviiiiieennnnn. 180
Bayern ..o 40
Beamtenversorgungskasse Kurhessen-

WaldecK.......ueviiniiiiiiiriiiiiinneeees 24
Bebra....... 25, 168, 171, 172, 173, 175,

176, 179, 180, 181
Bedarfsmesszahl...........ccun.... 118, 119
Bereichsplan..........ccccceeveennnnnn. 92, 107
Berkatal .......ccoceennn. 25, 110, 119, 122
Berufsfeuerwehr.......ccccceeeeiiiinieeeennns 35
Beselich ...uuvveiiiiiiicrvei e, 24
Besucher.......ccccvevveevnnnnnnnnn, 149, 154
Beteiligungsgesellschaften............. 197
Bickenbach.........ccccevvvviiiiiinccceeene, 24
Biebergemind.........cccceees 25, 28, 39
Biedenkopf........ccceeevvniiiniinneeeeeennnn 24
BilanzZ.....ccvvveiiiiiiiiiirrr s 62
Birkenau .....ccoovivvveeerniiii e, 24
Birstein ...cvvvveieiiiirerrei s 24
Bodenverband........cccccceeiiiiiiiiinnnnn, 17
Borken (Hessen)......cccoeevvevveeivennnnn. 24
Brandenburg ..........ceeeeeeeeeeeeeeenenennns 40

Brandschutz 29, 30, 31, 32, 40, 41, 42,
44, 52, 53, 56

Braunfels ................ 25, 28, 35, 36, 37
Breidenbach .........cccvvveciiniininieennnns 24
Breitenbach am Herzberg........ 25, 110
Breitscheid .........ccevvvvviiiniiiiecennnnes 24
Breuberg................. 25, 28, 35, 37, 39
Brombachtal.................... 25, 110, 122
Brunnen........ccceeeeivevvcen e, 71,75
Buchfiihrungspflicht............ccceeeneee. 62

Blidingen .25, 168, 171, 172, 173, 175,
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Eschenburg .......ccoooeiiiiiiiii, 24
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Ausriickzeit .......... 35, 36, 37, 38, 39
Ausristungsstufen........... 34, 36, 37
Bedarfs- und Entwicklungsplan.....30
Briistungshdhe 30, 31, 43, 44, 45, 46
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Sonderaufgabe..........ccccevvvvnnnnnnnn. 31
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Heidenrod 25, 124, 128, 129, 131, 132,
138, 140, 141, 142, 145

Heppenheim.... 25, 168, 171, 172, 173,
175, 176, 179, 180, 181, 182

119, 120 Herborn ...25, 168, 171, 172, 173, 175,
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132, 140, 141, 142, 144, 145 TP
Inventarisation .............. 158, 159, 160
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175, 176, 179, 180, 181, 182 " DA At
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8322 i 195 J
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193, 197, 203
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LandesstatistiK .......ccoovveeiniiiiiiinnnns 93
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Landkreis BergstraBe................. 24, 25
Landkreis Darmstadt-Dieburg.......... 25
Landkreis Fulda............. 25, 88, 96, 97
Landkreis GieBen.....25, 186, 188, 190,
192, 193, 197, 199
Landkreis GroB-Gerau..... 25, 186, 188,

190, 192, 193, 197
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96, 97, 108

Landkreis Kassel...... 25, 186, 188, 190,
192, 193, 197, 199, 200, 201
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Leitungschadenstatistik.................... 64
Leitungsschadenstatistik ................. 64
[T/ o [T R PR PRPRTRPRPRPRPRPRPR 24
LichtenfelS.........cccvvvvviciiniineeeeeennnnn, 24
Liederbach .........ccccvvvvviiiniiiiiennnns 140
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128, 130, 140

Limburg a. d. Lahn ..o, 24
Linden ......... 25, 28, 32, 35, 36, 37, 39
Lohfelden.....ccccovvvevvviiiiniineeeecnnnn, 24
(o] o - S 24
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Lorch am Rhein .....cccvveeiiiiiiveeennnnne, 24
Lorsch.......... 25, 28, 32, 35, 36, 37, 39
LUAWIGSAU....eveeeeereneneneneneneeeeeeeneenees 24
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Main-Kinzig-Kreis...... 25, 88, 93, 96, 97
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Marketing..........eeeeeeeememmmemennennnnnnns 162
Mecklenburg-Vorpommern .............. 40
mehrjahriger Prifungsplan............ 199
(1157 =) 25, 110, 122
MEISUNGEN .....eeveereinininrnrnenineneeeenenes 24
Merenberqg ....... 25, 110, 119, 120, 122
Mittelstufengesetz
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173, 175, 176, 177, 178, 180, 181,
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173, 175, 176, 179, 180, 181 esuc er ----. --------------- Vi 7
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Serviceleistungen ...........cceeeeeeee. 165
Sonderausstellung .............. 163, 164
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......................................... 184, 185
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176, 178, 179, 181
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KaSSE ..vvvrrnniiiiiiiirrrrnnninnn e 152
Zentrale Leitstelle............... 91, 93, 107
Zielerreichung ..., 104
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Zusatzversorgungskasse ................. 17

Zusatzversorgungskasse der
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im Regierungsbezirk Kassel.......... 24
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in Darmstadt........ccoovveviiiinniinnnns 24
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185 Wiesbaden........cooevevveeeeeeeeeeennnnnns 24
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185 Frankfurt am Main..........ccceeevennee 24
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15. Abteilung Uberdrtliche Priifung kommunaler Korperschaften

Anschrift:

Der Prasident des Hessischen Rechnungshofs

- Uberdrtliche Priifung kommunaler Korperschaften -
Eschollbriicker StraBe 27

64295 Darmstadt

Telefax: 0 61 51/381 255

E-Mail: uepkk@rechnungshof.hessen.de

Bernhard Hilpert, Direktor beim Hessischen Rechnungshof, Abteilungsleiter,
Tel. 0 61 51/381 250

Dr. Walter Wallmann, Regierungsdirektor, stellvertretender Abteilungsleiter,
Tel. 0 61 51/381 253

Heinz Hechler, Regierungsoberrat, Projektleiter, Tel. 0 61 51/381 256
Dipl.-Volksw. Andreas Mathes, M.E.A., Projektleiter, Tel. 0 61 51 / 381 257
Dr. Dieter Bolkenius, Forstrat, Projektleiter, Tel. 0 61 51 / 381 252

Ulrike Koch, Verwaltungsangestellte, Tel. 0 61 51/381 251

Christine Léw, Verwaltungsangestellte, Tel. 0 61 51/381 254

Zwolfter Zusammenfassender Bericht 218



	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	A
	Ansichtenverzeichnis
	Prüfungsergebnisse und Leitsätze
	Neunundsechzigste Vergleichende Prüfung „Feuerwehren II“ bei 21 Städten und Gemeinden
	Einundsiebzigste Vergleichende Prüfung „Trinkwasser“ bei acht Städten und Gemeinden und drei Wasserbeschaffungsverbänden
	Vierundsiebzigste Vergleichende Prüfung „Rettungsdienste“ bei sechs Landkreisen
	Achtzigste Vergleichende Prüfung „Vollprüfung VII“ bei 20 Städten und Gemeinden
	Zweiundachtzigste Vergleichende Prüfung „Straßenunterhalt“ bei 14 Städten und Gemeinden
	Dreiundachtzigste Vergleichende Prüfung „Museen“ bei sechs Städten
	Fünfundachtzigste Vergleichende Prüfung „Wirtschaftsförderung in Mittelzentren“ bei 21 Städten
	Achtundachtzigste Vergleichende Prüfung „Rechnungsprüfungsämter“ bei zehn Landkreisen

	Grunddaten der hessischen kommunalen Körperschaften
	Struktur der kommunalen Körperschaften
	Ausgewählte Haushaltsdaten der Gemeinden und Gemeindeverbände

	P
	Prüfprogramm
	Laufende Prüfungen
	Beendete Projekte

	G
	Geprüfte Risiken, Sparpotenziale, Rückstände
	Neunundsechzigste Vergleichende Prüfung „Feuerwehren II“
	Geprüfte Städte und Gemeinden
	I
	Informationsstand und Prüfungsbeauftragter
	Leitsätze
	Geprüftes Risiko
	Sparpotenzial
	Rückstände
	Änderungsvorschläge für Rechtsvorschriften
	Gesellschaftspolitische Bedeutung Freiwilliger Feuerwehren
	Gesetzlicher Auftrag
	Hilfsfrist
	Wirksame Hilfe
	Ausrücken der Freiwilligen Feuerwehren
	Wirksame Hilfe nur, wenn der Löschzug vollständig eintrifft?
	Wirksame Hilfe mit einem wasserführenden Fahrzeug?
	Überschreiten der Hilfsfrist bei Nichterreichbarkeit des Einsatzorts
	Überschreiten der Hilfsfrist bei fehlender Tagesalarmsicherheit
	Hilfsfristen im Ländervergleich
	Kennzeichnendes Merkmal: Brüstungshöhe höchstens 7 Meter
	Kennzeichnendes Merkmal: Kreis- und Landesstraße
	Kennzeichnendes Merkmal: Strahler der Gefahrengruppe II oder III
	Zweiter Rettungsweg
	Forderungen des Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes und der Feuerwehrorganisationsverordnung an die Städte und Gemeinden
	Ortsteilfeuerwehren
	Fahrzeugausstattung
	Ausstattung mit Feuerwehrgerätehäusern
	Personalausstattung
	Hilfsfrist und wirksame Hilfe bei der zugewiesenen Gefahrenabwehr
	Gefahrenabwehr auf Autobahnen
	Überörtliche Gefahrenabwehr
	Hilfsfrist für die überörtliche Gefahrenabwehr
	Feuerwehrfahrzeugtypen für die überörtliche Gefahrenabwehr
	Zuwendungspraxis
	Schlussbemerkung

	Einundsiebzigste Vergleichende Prüfung „Trinkwasser“
	Geprüfte kommunale Körperschaften
	Informationsstand und Prüfungsbeauftragter
	Leitsätze
	Geprüftes Risiko
	Sparpotenzial
	Rückstände
	Änderung von Rechtsvorschriften
	Sicherheit und Nachhaltigkeit der Trinkwasserversorgung
	Organisation und Versorgungsgebiet
	Umfang und Angemessenheit des Personals
	Investitionsplanung
	Ausschreibungs- und Vergabeverfahren
	Finanzierung der Investitionen
	Qualitative Aufgabenerfüllung in Anlehnung an die W 1000
	Dienstanweisungen
	Störungsdienst
	Versorgungssystem und -konzepte
	Verbesserungskonzepte
	Bewilligungen
	Wasserschutzgebiete
	Wasserqualität
	Zustand der Bauwerke
	Feuerlöschreserven
	Quellfassungen und Sammelschächte
	Fernmelde- und Fernwirksysteme
	Ökonomische Bewertung von Wasserverlusten
	Erneuerungsbeiträge
	Kosten der Trinkwasserversorgung
	Anlagennachweise und kalkulatorische Kosten
	Verwaltungskostenbeiträge
	Gebührenkalkulation und Kostendeckung
	Schlussbemerkung

	Vierundsiebzigste Vergleichende Prüfung „Rettungsdienste“
	Geprüfte Landkreise
	Informationsstand und Prüfungsbeauftragter
	Leitsätze
	Geprüftes Risiko
	Sparpotenziale
	Rückstände
	Änderungsvorschläge für Rechtsvorschriften
	Rettungsdienst in Hessen
	Hilfsfrist
	Hilfsfrist und Haftung
	Wann ist dafür gesorgt, dass die Hilfsfrist in der Regel eingehalten wird?
	Ausnahmegebiete
	Ausrückzeit
	Ausrücken an Rettungswachen
	Ausrücken der Notarztsysteme
	Zeitabläufe im Rettungsdienst (Systempotenziale)
	Optimierung der Zeitabläufe
	Neue Rettungswachen und Notarztstandorte
	Hilfsfristen im Ländervergleich
	Unterbringung der Rettungswachen
	Prüfauftrag zum Zusammenschluss zu einem gemeinsamen Rettungsdienstbereich oder einer gemeinsamen Zentralen Leitstelle
	Ermittlung der zweckmäßigsten Organisationsform
	Kosten des Rettungsdienstes
	Qualitätssicherung
	Schlussbemerkung

	Achtzigste Vergleichende Prüfung „Vollprüfung VII“
	Geprüfte kommunale Körperschaften
	Informationsstand und Prüfungsbeauftragter
	Leitsätze
	Geprüftes Haushaltsvolumen
	Sparpotenzial
	Rückstände
	Beschreibung der Prüfungsziele
	Korrelation von Ausgaben für die allgemeine Verwaltung und Haushaltsstabilität
	Einfluss der Kreis- und Schulumlage auf die Haushaltsstabilität
	Wirkung des kommunalen Finanzausgleichs auf kleine Gemeinden
	Bedeutung der Gebührenhaushalte für die Stabilität des Haushalts
	Schlussbemerkung

	Zweiundachtzigste Vergleichende Prüfung „Straßenunterhalt“
	Geprüfte kommunale Körperschaften
	Informationsstand und Prüfungsbeauftragter
	Prüfungsergebnis und Leitsätze
	Geprüftes Risiko
	Sparpotenziale
	Rückstände
	Empfehlungen an den Gesetzgeber
	Netzdaten
	Zustandsbewertung der Straßen
	Zustandskarte
	Straßenkataster
	Planung des Straßenunterhalts
	Bauvorbereitung
	Aufgrabungen
	Baudurchführung, Abnahme und Gewährleistung
	Überwachung des baulichen Zustands
	Vergabe von Unterhaltungsarbeiten
	Vergabe von Jahresverträgen und bauliche Unterhaltung
	Finanzielle Angemessenheit des Straßenunterhalts
	Finanzierung des Straßenunterhalts aus dem Haushalt
	Straßenbeiträge
	Finanzierung des Straßenunterhalts aus Fördermitteln
	Zusammenfassung zur Finanzierung des Straßenunterhalts
	Verwaltungstechnisches Umfeld des Straßenunterhalts
	Schlussbemerkung

	Dreiundachtzigste Vergleichende Prüfung „Museen“
	Geprüfte kommunale Körperschaften
	Informationsstand und Prüfungsbeauftragter
	Leitsätze
	Geprüftes Risiko
	Sparpotenzial
	Rückstände
	Gesetzlicher Rahmen reicht aus
	Wirtschaftliche Lage der Museen
	Eintritt
	Zuschüsse der Städte
	Erlöse und Zuschüsse
	Personal
	Keine Steuerung der Museen mit betriebswirtschaftlichen Kennziffern
	Aufsicht
	Öffnungszeiten
	Fläche für die Ausstellung
	Inventarisation
	Depots der Sammlungsobjekte
	Restaurierung
	Sammlung: Ankauf von Sammlungsobjekten
	Sponsoring
	Sonderausstellungen
	Führungen
	Förderverein
	Marketing
	Schlussbemerkung

	Fünfundachtzigste Vergleichende Prüfung „Wirtschaftsförderung in Mittelzentren“
	Geprüfte kommunale Körperschaften
	Informationsstand und Prüfungsbeauftragter
	Prüfungsergebnisse und Leitsätze
	Geprüftes Risiko
	Sparpotenziale
	Rückstände
	Änderungen von Vorschriften
	Wirtschaftsförderung als Aufgabe in Mittelzentren
	Organisationsstruktur und Aufgabenwahrnehmung
	Bestandspflege
	Neues Gewerbe
	Kosten der Wirtschaftsförderung
	Übersicht zur wirtschaftlichen Entwicklung in den Mittelzentren
	Ungenügende Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Arbeitsort
	Ungünstige Entwicklung der Arbeitslosenquote
	Flächenmanagement und Autobahnanschluss
	Gemeindeübergreifende Gewerbegebiete
	Gründung einer gemeinsamen Gesellschaft
	Anreize zur Zusammenarbeit
	Leitbild und Ziele
	Schlussbemerkung

	Achtundachtzigste Vergleichende Prüfung „Rechnungsprüfungsämter“
	Geprüfte kommunale Körperschaften
	Informationsstand und Prüfungsbeauftragter
	Leitsätze
	Geprüftes Risiko
	Sparpotenzial
	Rückstände
	Änderung von Rechtsvorschriften
	Örtliche Rechnungsprüfung in Hessen
	Prüfung der Jahresrechnung
	Recht- und Ordnungsmäßigkeitsprüfung
	Wirtschaftlichkeit
	Prüfungsdauer
	Vergleich der Prüfungsdauer bei Gemeinden und bei prüfungspflichtigen Kapitalgesellschaften
	Betätigungsprüfung
	Prüfungen automatischer Datenverarbeitungsanlagen im Finanzwesen
	Prüfungsplanung
	Arbeitspapiere
	Qualifikation und Fortbildung
	Berichterstattung
	Schlussbemerkung

	Gesetz zur Regelung der überörtlichen Prüfung kommunaler Körperschaften in Hessen (ÜPKKG)
	Stichwortverzeichnis
	Abteilung Überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften

